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A. Einleitung 
Die vorliegende Untersuchung betrifft die in der Empfehlung der Kommission vom 11. Feb-
ruar 2003 über relevante Produkt- und Dienstmärkte des elektronischen Kommunikations-
sektors, die aufgrund der Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und –
dienste für eine Vorabregulierung in Betracht kommen (Empfehlung 2003/311/EG), veröffent-
licht im Amtsblatt der Europäischen Union Nr. L 114 vom 8. Mai 2003, S. 45 (im Folgenden: 
Märkte-Empfehlung) unter den Nr. 8 bis 10 aufgeführten Märkte „Verbindungsaufbau im öf-
fentlichen Telefonnetz an festen Standorten,“ „Anrufzustellung in einzelnen öffentlichen Tele-
fonnetzen an festen Standorten“ sowie „Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz“. 

Auf Grundlage der die Artikel 14 bis 16 Rahmenrichtlinie1 umsetzenden §§ 9 bis 11 des Te-
lekommunikationsgesetzes (im Folgenden: TKG) sowie der Leitlinien2 und der Märkte-
Empfehlung wird mit der vorliegenden Untersuchung erstmals ein Marktdefinitions- und 
Marktanalyseverfahren nach dem den neuen europäischen Rechtsrahmen umsetzenden 
TKG durchgeführt. Zu den hier maßgeblichen EU-Richtlinien sowie den entsprechenden 
deutschen Rechtsvorschriften vgl. ausführlich Anhang 1. 

Nachfolgend werden 

� zunächst die hier fraglichen Leistungen zur besseren Verständlichkeit umschrieben (vgl. 
Kapitel B), 

� der Gang der Ermittlungen dargestellt (vgl. Kapitel C), 

� die wichtigsten Marktteilnehmer und deren Vorbringen dargelegt (vgl. Kapitel D), 

� dann eine Marktabgrenzung durchgeführt (vgl. Kapitel E), 

� daran anschließend die Regulierungsbedürftigkeit des Marktes dargelegt (vgl. Kapitel F), 

� sowie schließlich die Existenz einer marktbeherrschenden Stellung geprüft (vgl. Kapitel 
G) und 

� abschließend das marktbeherrschende Unternehmen genannt (vgl. Kapitel H). 

                                                 
1 Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 07. März 2002 über einen 
gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und –dienste, Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 108 vom 24. April 2002, S. 33 (Rahmenrichtlinie), 
2 Leitlinien der Kommission zur Marktanalyse und Ermittlung beträchtlicher Marktmacht nach dem 
gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und –dienste (2002/C 165/03), 
veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 165 vom 11. Juli 2002, S. 6 (im 
Folgenden: Leitlinien). 
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B. Leistungsübersicht 
 

I. Die Märkte-Empfehlung der Kommission  
In dem Anhang zu der oben genannten Empfehlung der Kommission vom 11.02.2003 über 
relevante Produkt- und Dienstemärkte des elektronischen Kommunikationssektors werden 
im Zusammenhang mit Verbindungsleistungen im öffentlichen Festtelefonnetz die folgenden 
Vorleistungsmärkte definiert: 

Nr. 8 des Anhangs: „Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten. 
Im Sinne dieser Empfehlung umfasst der Verbindungsaufbau die Gesprächsweiterleitung auf 
lokaler Ebene und ist so abzugrenzen, dass er der Abgrenzung der Märkte für Transitverbin-
dungen und Anrufzustellung im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten entspricht.“3 

Nr. 9 des Anhangs: „Anrufzustellung in einzelnen öffentlichen Telefonnetzen an festen 
Standorten. Im Sinne dieser Empfehlung umfasst die Anrufzustellung die lokale Anrufweiter-
leitung und ist so abzugrenzen, dass er der Abgrenzung der Märkte für Verbindungsaufbau 
und Transitverbindungen im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten entspricht.“4 

Nr. 10 des Anhangs: „Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz. Im Sinne dieser Emp-
fehlung sind Transitdienste so abzugrenzen, dass sie der Abgrenzung der Märkte für Verbin-
dungsaufbau und Anrufzustellung im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten entspre-
chen.“5 

Die Kommission hebt in ihren Definitionen insbesondere die Notwendigkeit komplementärer 
Abgrenzungen hervor; es sollen weder Überschneidungen noch Lücken auftreten. Die we-
sentlichen Trennlinien zwischen den einzelnen Märkten folgen indes schon aus den Be-
schreibungen in den zitierten Nr. 8 und 9 des Anhangs sowie aus der Begründung zu der 
Märkte-Empfehlung. Denn zum einen umfassen der Verbindungsaufbau sowie die Anrufzu-
stellung jeweils eine „lokale“ Gesprächs-  bzw. Anrufweiterleitung, während zum anderen 
gemäß der Begründung zu der Empfehlung unter Transitdiensten „die Übertragung zwischen 
Knotenvermittlungen eines bestimmten Netzes, verschiedener Netze oder ausschließlich 
über ein drittes Netz“6 zu verstehen ist.  

Ein Transitdienst liegt also nicht nur dann vor, wenn ein Netzbetreiber eine Verbindung mit 
Ursprung in einem Drittnetz zur Übergabe anbietet, sondern auch dann, wenn diese Verbin-
dung ihren Ursprung in dem eigenen Netz hat und mehrere Vermittlungsstellen durchläuft. 
Zu beachten ist in diesem Zusammenhang allerdings, dass jedenfalls theoretisch die Mög-
lichkeit bestehen muss, „die Bereitstellung einer Transitverbindung direkt zu kaufen oder die 
erforderlichen Komponenten getrennt zu erwerben und den Dienst selbst zu erbringen.“7 
Daraus folgt, dass zu den „Transitdiensten“ im Sinne der Empfehlung nur diejenigen Verbin-

                                                 
3 Die englische Fassung lautet: “Call origination on the public telephone network provided at a fixed 
location. For the purposes of this Recommendation, call origination is taken to include local call con-
veyance and delineated in such a way as to be consistent with the delineated boundaries for the mar-
kets for call transit and for call termination on the public telephone network provided at a fixed loca-
tion.” 
4 Die englische Fassung lautet: “Call termination on individual public telephone networks provided at a 
fixed location. For the purposes of this Recommendation, call termination is taken to include local call 
conveyance and delineated in such a way as to be consistent with the delineated boundaries for the 
markets for call origination and for call transit on the public telephone network provided at a fixed loca-
tion.” 
5 Die englische Fassung lautet: “Transit services in the fixed public telephone network For the pur-
poses of this Recommendation, transit services are taken as being delineated in such a way as to be 
consistent with the delineated boundaries for the markets for call origination and for call termination on 
the public telephone network provided at a fixed location.” 
6 Begründung zur Märkte-Empfehlung der Kommission, S. 18. 
7 Begründung zur Märkte-Empfehlung der Kommission, S. 18. 
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dungsleistungen zählen können, welche zusätzlich zu dem Verbindungsaufbau8 bis zu oder 
zu der Anrufzustellung ab der niedrigsten erschließbaren Netzzugangsebene - dem eigentli-
chen „Bottleneck“ - erbracht werden. Denn erst diese zusätzlichen Leistungen können - 
wenn man von der Möglichkeit der Anmietung von Teilnehmeranschlussleitungen absieht - 
jedenfalls theoretisch von dem Nachfrager durch den Aufbau oder die Anmietung von Über-
tragungsstrecken selbst ersetzt werden.  

Dem Markt für Verbindungsaufbau unterfallen demzufolge alle jene Verbindungsleistungen, 
welche von dem Netzbetreiber, an dessen Netz der anrufende Teilnehmer angeschlossen 
ist, einem Anbieter von Telekommunikationsdiensten auf dessen Nachfrage hin auf der nied-
rigsten erschließbaren Netzzugangsebene übergeben werden. Allein diese Verbindungsleis-
tungen sollen für die vorliegende Untersuchung als „Zuführungsleistungen“ gelten. Sie wer-
den durch den an das jeweilige Leistungskürzel angefügten Begriff „Zuführung“ gekenn-
zeichnet. Die bisher eingeführte Terminologie, nach welcher der Begriff „Zuführungsleistung“ 
auch Transitleistungen im eigenen Netz mit umfasste, wird insofern abgewandelt.  

Spiegelbildlich hierzu gehören dem Markt für Anrufzustellung alle diejenigen Verbindungs-
leistungen an, welche der Netzbetreiber, an dessen Netz der angerufene Teilnehmer ange-
schlossen ist, einem Anbieter von Telekommunikationsdiensten auf dessen Nachfrage hin 
nach Übernahme einer Verbindung auf der niedrigsten erschließbaren Netzzugangsebene 
erbringt. Diese Verbindungsleistungen werden im Folgenden als „Terminierungsleistungen“ 
bezeichnet und durch den an das jeweilige Leistungskürzel anschließenden Zusatz „Termi-
nierung“ markiert. Ein netzinterner Transit zählt entgegen dem bisherigen Sprachgebrauch 
nicht mehr als Terminierungsleistung. 

Verbindungsleistungen schließlich, welche weder Zuführungs- noch Terminierungsleistungen 
darstellen, werden im Folgenden als „Transitdienste“ bzw. „Transitleistungen“ bezeichnet. In 
Deutschland werden Transitleistungen allerdings immer nur zusammen mit vorhergehenden 
Zuführungsleistungen bzw. anschließenden Terminierungsleistungen angeboten. Diese Pa-
ketbildung soll im Folgenden durch die dem jeweiligen Leistungskürzel nachfolgenden Kenn-
zeichnungen „Transit plus Zuführung“ bzw. „Transit plus Terminierung“ zum Ausdruck ge-
bracht werden (zu der Rechtfertigung dieser Betrachtungsweise siehe genauer unten, Ab-
schnitt E.I.3. – Marktabgrenzung).   

 

II. Schmal- und breitbandige Verbindungsleistungen 
Die nachfolgende Untersuchung konzentriert sich auf die sogenannten „schmalbandigen“ 
Verbindungsleistungen. Sie lässt damit die sogenannten „breitbandigen“ Verbindungsleis-
tungen – vorerst – außer Acht.  

Der Begriff der schmal- bzw. breitbandigen Verbindungsleistungen leitet sich ab von den 
Bandbreiten der verschiedenen Leitungstypen, über welche die Netzbetreiber ihre Verbin-
dungsdienste erbringen. Als „Bandbreite“ bezeichnet man die Datenmenge, die ein bestimm-
ter Leitungstyp pro Zeiteinheit übertragen kann. Während etwa eine analoge Telefonleitung 
über eine Bandbreite von ca. 56 kbit/s verfügt, können über eine ISDN-Leitung 64 kbit/s bzw. 
im Duplex-Betrieb 128 kbit/s, über das Ethernet 10 MBit/s oder über das Fast Ethernet 100  

 

                                                 
8 Nach der in Deutschland üblichen Begrifflichkeit ist unter „Verbindungsaufbau“ bisher lediglich ein 
bestimmter Bestandteil der Zuführungsleistung verstanden worden. So setzt sich etwa nach der von 
der Deutschen Telekom AG verwendeten Definition eine Zuführungsleistung zusammen „aus dem 
Verbindungsaufbau über den Signalisierungskanal und dem Durchschalten und Halten des Nutzka-
nals der Verbindung bis zum Netzübergang von ICP,“ vergleiche etwa Ziffer 1.4 der Leistungsbe-
schreibung T-Com-B.2 [Ort] und [Fern] im Standardzusammenschaltungsvertrag der DT AG, Anlage C 
– Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003, sowie Ziffer 1.4 der Leistungsbeschreibung ICP-B.2. Augen-
scheinlich hat die Kommission jedoch nicht allein einen Teil, sondern vielmehr die gesamte Zufüh-
rungsleistung im Blick. Der „Verbindungsaufbau“ im Sinne der Kommissionsempfehlung ist deshalb 
mit dem Begriff der „Zuführungsleistung“ gleichzusetzen. 
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MBit/s transportiert werden. Unterschiedliche Bandbreiten bedingen allerdings auch unter-
schiedliche Infrastrukturen, Kosten und Verwendungsmöglichkeiten. Den unterschiedlichen 
Leitungstypen folgend hat es sich daher eingebürgert, die Verbindungsleistungen zu untertei-
len in schmalbandige (bis zu 128 kbit/s) und breitbandige (mehr als 128 kbit/s) Übertra-
gungsdienste.9 

Die von der Europäischen Kommission definierten Vorleistungsmärkte für Verbindungsleis-
tungen im öffentlichen Festtelefonnetz könnten neben den schmalbandigen Verbindungsleis-
tungen unter Umständen auch breitbandige Verbindungsleistungen umfassen.10 Ob dem so 
ist, braucht im vorliegenden Zusammenhang allerdings nicht entschieden zu werden. Denn 
sachlich gesehen hängen, wie die Kommission betont hat,11 breitbandige Verbindungsleis-
tungen insbesondere mit dem in Nr. 12 des Anhangs zur Märkte-Empfehlung angeführten 
„Breitbandzugang für Großkunden“ zusammen. Weil schmal- und breitbandige Verbindungs-
leistungen jedenfalls eigenständigen Teilmärkten zuzurechnen sind,12 wird die genauere Un-
tersuchung des oder der Märkte für breitbandige Verbindungsleistungen nicht hier, sondern 
erst im sachlichen und zeitlichen Zusammenhang mit derjenigen des Marktes für den „Breit-
bandzugang für Großkunden“ erfolgen. 

 

III. Netz- und Zusammenschaltungsstrukturen im Schmalband 
Verbindungsleistungen werden innerhalb bestimmter Netz- und Zusammenschaltungsstruk-
turen erbracht. Über das größte und bei weitem bedeutsamste Festtelefonnetz in Deutsch-
land verfügt die Deutsche Telekom AG (DT AG). Zum besseren Verständnis der verschiede-
nen Verbindungsleistungen sollen daher zunächst dieses Netz und die damit verbundenen 
Zusammenschaltungsstrukturen erläutert werden.  

1. Der Aufbau des DT AG - Festnetzes 
Nach Darstellung der DT AG13 besteht ihr nationales Telefonnetz strukturell aus vier Ebenen.  

Auf der vierten und untersten Netzebene befinden sich die Hauptverteiler (HVt), an denen 
die Teilnehmeranschlussleitungen enden. Über die HVt werden die Teilnehmer an die dritte 
Netzebene, nämlich diejenige der Teilnehmervermittlungsstellen (TVSt), angebunden. Über-
wiegend erfolgt der Anschluss dabei über so genannte abgesetzte periphere Einheiten 
(APE), deren Aufgabe es ist, den Verkehr zu konzentrieren. Die Teilnehmervermittlungsstel-
len wiederum sind regionalen „Fern-“Vermittlungsstellen der zweiten Netzebene zugeordnet, 
welche auch als Knotenvermittlungsstellen (KVSt) bezeichnet werden. Die KVSt sind unter-
einander teilvermascht. Die Knotenvermittlungsstellen schließlich sind mit mindestens zwei 
Weitverkehrsvermittlungsstellen (WVSt) der ersten und obersten Netzebene verbunden. Die 
Weitverkehrsvermittlungsstellen sind untereinander vollvermascht. 

 

 

 

 

 

 

                                                 
9 Vergleiche auch die Begründung zur Märkte-Empfehlung der Kommission, Fußnote 33; siehe ferner 
den Jahresbericht 2002 der RegTP, S. 20.  
10 Siehe zu schmalbandigen Verbindungsleistungen die Begründung zur Märkte-Empfehlung der Kom-
mission, S. 17 f., und zu breitbandigen Verbindungsleistungen ebendort S. 26 ff.  
11 Vergleiche dazu die Begründung zur Märkte-Empfehlung der Kommission, S. 23 ff. 
12 Vergleiche unten Abschnitt E.I.1.b. – Marktabgrenzung. 
13 Vergleiche dazu Beschluss BK 4a-01-026/E03.08.01 vom 12.10.2001. 
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Struktur des Ist-Netzes 

Diese Struktur mit drei Vermittlungsebenen wird von der DT AG allerdings nicht flächende-
ckend umgesetzt. Denn an die KVSt sind in der Regel auch Teilnehmer direkt oder über APE 
angeschlossen. Diese Vermittlungsstellen bilden für ihren Einzugsbereich gleichwertig die 
dritte Netzebene. Einige der WVSt sind gleichzeitig funktional auch KVSt, also Teil der zwei-
ten Netzebene.  

2. Die Zusammenschaltungsstruktur der DT AG  
Schmalbandige Verbindungsleistungen der Vorleistungsebene werden von der DT AG auf 
zwei Wegen bereit gestellt: entweder über Interconnection-Anschlüsse (ICAs) oder aber über 
Primärmultiplex-Anschlüsse (PMXAs). Zwischen beiden Anschlussarten bestehen grundle-
gende Unterschiede, welche in Abschnitt E. – Marktabgrenzung noch genauer ausgeleuchtet 
werden. Im vorliegenden Zusammenhang mag der Hinweis genügen, dass ICAs als in tech-
nischer Hinsicht generell leistungsfähiger und anspruchsvoller als PMXAs gelten.  

a. Netzzugang über Interconnection-Anschlüsse  
Der weitaus größte Teil der schmalbandigen Verbindungsleistungen der DT AG wird über 
Interconnection-Anschlüsse (ICAs) ausgetauscht. Ein Interconnection-Anschluss setzt sich 
zusammen aus einem „Inter-Building-Abschnitt“ und einem „Intra-Building-Abschnitt.“ Wäh-
rend der Inter-Building-Abschnitt in seiner kleinsten Ausführungsvariante in einer zur An-
schlusseinheit und Abschlusseinrichtung bei der DT AG geführten digitalen 2-Mbit/s-Leitung 
mit 31 Nutzkanälen zu je 64 kbit/s besteht (und wahlweise von der DT AG oder von dem Zu-
sammenschaltungspartner realisiert wird), umfasst der Intra-Building-Abschnitt die An-
schlusseinheit und die Abschlusseinrichtung am Netz der DT AG mit – in der kleinsten Vari-
ante - 2 Mbit/s.  

Interconnection-Anschlüsse finden sich in den sogenannten „Vermittlungseinrichtungen mit 
Netzübergangsfunktion“ (VE:N), welche die DT AG an bundesweit 474 Standorten eingerich-
tet hat. An diesen 474 Vermittlungseinrichtungen, welche typischerweise an Knotenvermitt-
lungsstellen und großen Teilnehmervermittlungsstellen realisiert worden sind, können sich 
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die Zusammenschaltungspartner der DT AG also mit deren Festtelefonnetz zusammenschal-
ten lassen.  

Jeder Vermittlungseinrichtung mit Netzübergangsfunktion ist von der DT AG für die Zwecke 
der Tarifierung zumindest ein Einzugsbereich zugeordnet worden, nämlich der sogenannte 
„Lokale Einzugsbereich“ (LEZB), d.h. ein geographischer Rufnummernbereich, aus dem her-
aus Verbindungen zugeführt oder in den hinein Verbindungen terminiert werden. Bei den 
LEZB handelt es sich um die in der Regel niedrigste erschließbare Netzzugangsebene der 
DT AG (zu dem Ausnahmefall der MEZB sogleich). 

Darüber hinaus versorgen 23 dieser 474 VE:N zusätzlich die sogenannten „Grundeinzugsbe-
reiche“ (GEZB). Diese GEZB gehören einer den LEZB übergeordneten Netzzugangsebene 
an; sie sind die Summe der dem Standort einer Weitverkehrsvermittlungsstelle zugeordneten 
LEZB.  

Als Sonderfall bestehen schließlich sogenannte „Mehrwertdienste-Einzugsbereiche“ (MEZB), 
welche an (ebenfalls) 23 bzw. 44 VE:N eingerichtet worden sind. Die Einrichtung von MEZB 
beruht auf dem Umstand, dass für bestimmte Zuführungsleistungen zu Diensten die Nutzung 
des sogenannten „Intelligenten Netzes“ (IN) der DT AG zur Rufnummernauswertung not-
wendig ist. Der Zugriff auf das IN ist aber nur über die Trigger-Funktion einer Vermittlungs-
stelle möglich. Diese Trigger-Funktion wiederum ist lediglich an 23 bzw. 44 der insgesamt 
474 Vermittlungseinrichtungen mit Netzübergangsfunktion eingerichtet worden.14 Für die 
betroffenen Verbindungsleistungen stellen die MEZB die niedrigste erschließbare Netzzu-
gangsebene dar. 

Tarifiert werden die Verbindungsleistungen der DT AG seit dem 1.1.2002 nach dem soge-
nannten „Element-Based-Charging“ (EBC)-System. Sie werden damit danach bepreist, wie 
viele Vermittlungseinrichtungen bei typisierender Betrachtungsweise im Rahmen einer Netz-
zusammenschaltung durchlaufen werden, d.h. wie viel „Vermittlungstechnik“ für die Verbin-
dung in Anspruch genommen wird.  

Aus dem Zusammenwirken von Zusammenschaltungsstruktur und EBC-System ergibt sich 
die folgende Tarifstruktur: 

Verbindungen, welche ihren Ursprung oder ihr Ziel in einem von einem Zusammenschal-
tungspartner per Zusammenschaltung an einer Vermittlungseinrichtung mit Netzübergangs-
funktion 

• erschlossenen LEZB der DT AG haben, werden mit der Tarifstufe I (local) bepreist; 

• erschlossenen GEZB der DT AG haben, werden mit der Tarifstufe II (single transit) 
bepreist; 

• nicht erschlossenen GEZB der DT AG haben, werden mit der Tarifstufe III (double 
transit) bepreist. 

Einige bestimmte Verbindungsleistungen der DT AG können allerdings selbst bei Erschlie-

                                                 
14 Vergleiche zur Trigger-Funktion näher Beschluss BK 4c-01-016/Z 23.05.01 vom 1.8.2001, S. 15 f. 
des amtlichen Umdrucks (mittlerweile ist die IN-Trigger-Funktion für die meisten Zuführungsleistungen 
an 44 Zusammenschaltungsorten eingerichtet worden): „[D]ie IN-Trigger-Funktion ist eine Funktion, 
die zwar in jeder Vermittlungsstelle der Antragsgegnerin [DT AG, d.V.] installiert werden kann, bisher 
aber nur an 23 Zusammenschaltungsorten tatsächlich installiert ist. Die Trigger-Funktion ermöglicht 
über den Signalisierungskanal die Abfrage einer Datenbank im IN, während der Nutzkanal an der 
Vermittlungsstelle ‚geparkt’ wird. Mittels der abgefragten Information wird die Verbindung dann zum 
Ziel gesteuert. Die Aufrüstung einer Vermittlungsstelle mit der IN-Trigger-Funktion verursacht Kosten. 
Andererseits ermöglicht eine ursprungsnahe Abfrage eine vom Ursprung optimierte Verbin-
dungsführung. Entsprechend ist bei der Netzplanung zwischen der Kosten für die Errichtung der Funk-
tion und dem Einsparpotential durch eine optimierte Verbindungsführung abzuwägen. Hieraus ergibt 
sich, dass es erst ab einer gewissen Verkehrsmenge wirtschaftlich ist, die Trigger-Funktionalität auf-
zubauen.“ 
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ßung aller 474 VE:N - und damit aller LEZB - nicht immer zur Tarifstufe I (local) eingekauft 
werden. In dem Fall nämlich, dass eine Verbindung nur in den MEZB und damit lediglich an 
23 bzw. 44 VE:N übergeben werden kann, werden nur diejenigen Verbindungen in der Tarif-
stufe I (local) tarifiert, welche aus dem der entsprechenden VE:N ebenfalls zugeordneten 
LEZB stammen. Die aus den anderen von dem jeweiligen MEZB umfassten Gebieten stam-
menden Verbindungen werden hingegen – systematisch korrekt, schließlich haben sie ihren 
Ursprung nicht in einem der fraglichen VE:N zugeordneten LEZB – in der Tarifstufe II (single 
transit) abgerechnet. Mit anderen Worten also: die über die in diesem Fall niedrigste er-
schließbare Netzzugangsebene abgewickelten Leistungen werden teils in der Tarifstufe I 
(local), teils in der Tarifstufe II (single transit) abgerechnet. 

Von den ... Zusammenschaltungspartnern der DT AG waren – mit Stand von Mitte 2003 – .... 
Unternehmen an nahezu allen 474 VE:N, weitere .... an mindestens 23 VE:N, weitere ... an 
10 bis 22 VE:N und ... Unternehmen an weniger als 10 VE:N mit der DT AG zusammenge-
schaltet. ........ 

b. Netzzugang über Primärmultiplex-Anschlüsse 
Namentlich Online-Diensteanbieter können auch über Primärmultiplex-Anschlüsse (PMXAs) 
Zugang zu dem Netz der DT AG erlangen. Unter einem PMXAs versteht man einen An-
schluss, dessen Schnittstelle 30 bittransparente Basiskanäle mit jeweils 64 kbit/s und einen 
Steuerkanal mit ebenfalls 64 kbit/s zur Übertragung des Vermittlungsprotokolls zur Verfü-
gung stellt. Der Zugang über PMXAs zu dem Netz der DT AG ist nicht an bestimmte Vermitt-
lungseinrichtungen mit Netzübergangsfunktion gebunden. Vielmehr kann von jeder der der-
zeit ca. 1600 Teilnehmervermittlungsstellen der DT AG aus für einen Nachfrager - der übri-
gens sowohl ein Anbieter von Telekommunikationsdiensten als auch ein Endkunde sein 
kann - ein PMXAs eingerichtet werden.  

Abgewickelt werden über diese Anschlüsse allein zwei Verbindungsleistungen, nämlich die 
Verbindungsleistung für den sogenannten „Anschluss für Online-Diensteanbieter“ (AfOD) 
einerseits sowie die Leistung „Online-Vorleistungsflatrate für Online-Diensteanbieter“ (OVF) 
andererseits. Die letztgenannte Leistung wird von der DT AG allerdings ausschließlich mit-
tels des Gesamtproduktes „OnlineConnect“ (OC) abgesetzt, in dessen Rahmen außer den 
beiden Verbindungsleistungen auch der Transport von Verkehr im IP-Backbonenetz und die 
Internetkonnektivität erbracht werden (es handelt sich hierbei letztlich um eine Art Resale-
Produkt; der Diensteanbieter selbst steuert nur noch weniges hinzu). Aus Abrechnungsgrün-
den kann ein PMXAs insgesamt nur entweder als AfOD-PMXAs oder aber als OVF-PMXAs 
genutzt werden. 

Bei der Verbindungsleistung „AfOD“ handelt es sich um eine minutenabhängig tarifierte Leis-
tung, die noch entsprechend dem herkömmlichen „Distance-Based-Charging“ (DBC) – Sys-
tem in vier entfernungsabhängigen Tarifstufen abgerechnet wird, wobei die niedrigste er-
schließbare Netzzugangsebene aus 282 Standardeinzugsbereichen und die darüber liegen-
de Netzzugangsebene aus 23 Grundeinzugsbereichen besteht. Es gehören zu dem 

• Tarifbereich City im Regelfall der Ursprungsortnetzbereich, alle an den Ursprungs-
ortsnetzbereich unmittelbar angrenzenden Ortsnetzbereiche und nicht angrenzende 
Ortsnetzbereiche mit einer Tarifentfernung von höchstens 20 km; 

• Tarifbereich Region 50 die Ortsnetzbereiche mit einer Tarifentfernung von höchstens 
50 km, so weit sie nicht zum Tarifbereich City gehören; 

• Tarifbereich Region 200 die Ortsnetzbereiche mit einer Tarifentfernung von mehr als 
50 km bis zu höchstens 200 km; 

• Tarifbereich Fern die Ortsnetzbereiche mit einer Tarifentfernung von mehr als 200 
km. 

Die Leistung „OVF“ wird hingegen pauschal (flat) mit einem einheitlichen Tarif abgerechnet. 
Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass über OVF-PMXAs nur Verbindungen aus dem 
Einzugsbereich der Teilnehmervermittlungsstelle, an der auch der OVF-PMXAs angeschlos-
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sen ist, hergestellt werden. Anrufe aus zu sonstigen Teilnehmervermittlungsstellen gehören-
den Ortsnetzbereichen können diesen OVF-PMXAs nicht erreichen; ein Transit ist ausge-
schlossen. Für eine bundesweite Abdeckung müssten daher alle ca. 1600 Teilnehmerver-
mittlungsstellen der DT AG erschlossen werden.  

3. Die Zusammenschaltungsstrukturen der Wettbewerber der DT AG  
Die Netze der Wettbewerber der DT AG zeichnen sich generell durch eine gegenüber dem 
Netz der DT AG flachere Hierarchie aus. Daher sind die (lokalen) Einzugsbereiche, welche 
die Wettbewerber der DT AG ihren Vermittlungseinrichtungen mit Netzübergangsfunktion für 
die Abwicklung von Verbindungsleistungen über ICAs zugeordnet haben, in der Regel von 
größerem Umfang als diejenigen, welche die DT AG den ihr gehörenden VE:N angegliedert 
hat.  

Bei einer Zusammenschaltung mit der DT AG würde sich dieser Unterschied eigentlich dahin 
gehend auswirken, dass die Wettbewerber für die von ihnen an die DT AG verkauften Ver-
bindungsleistungen weit häufiger die günstigen „local“-Tarife15 in Rechnung stellen müssten 
als umgekehrt (schließlich versorgen sie mit einer VE:N größere Gebiete als die DT AG im 
umgekehrten Fall). Eine derartige Asymmetrie haben die Wettbewerber aber nicht hinneh-
men wollen. So ist es im Zusammenhang mit der Einführung des EBC-Systems zum 
1.1.2002 zu einer Vereinbarung zwischen der DT AG und ihren Wettbewerbern gekommen, 
wonach die Zusammenschaltungsstruktur der DT AG auf die Netze ihrer Wettbewerber ge-
spiegelt wird. Dies bedeutet, dass die Wettbewerber der DT AG unabhängig von der tatsäch-
lichen Zusammenschaltungsstruktur diejenigen Tarife in Rechnung stellen dürfen, welche die 
DT AG ihnen gegenüber im umgekehrten Fall berechnen würde.  

Der letztgenannte Umstand hat allerdings zur Folge, dass selbst dann, wenn sich die DT AG 
mit einem Wettbewerber auf dessen niedrigster erschließbaren Netzzugangsebene zusam-
mengeschaltet hat, sie gleichwohl aufgrund der beschriebenen Vereinbarung nicht nur Ent-
gelte der Tarifstufe I (local), sondern – soweit das von der VE:N des Wettbewerbers versorg-
te Gebiet nicht spiegelbildlich vollständig von diesem Wettbewerber bei der DT AG auf loka-
ler Ebene erschlossen worden ist16 - unter Umständen auch Entgelte der Stufen II (single 
transit) oder gar III (double transit) entrichten muss. Auch hier tritt also das Phänomen auf, 
dass Zuführungsleistungen – und zusätzlich auch Terminierungsleistungen – nicht nur mit 
der Tarifstufe I (local), sondern auch mit höheren Tarifstufen bepreist sein können. 

Untereinander wenden die Wettbewerber der DT AG teils diese EBC-Struktur an, teils haben 
sie aber auch eigenständige Tarifierungsprinzipien vereinbart. 

Nur wenige Wettbewerber der DT AG erbringen über Primärmultiplex-Anschlüsse Verbin-
dungsleistungen für Online-Diensteanbieter. Soweit dies der Fall ist, werden die Leistungen 
zeitabhängig abgerechnet.  

 

IV. Das Portfolio für schmalbandige Verbindungsleistungen 
Die DT AG und ihre Wettbewerber erbringen eine Vielzahl von schmalbandigen Verbin-
dungsleistungen.  

Soweit über Interconnection-Anschlüsse erbrachte Leistungen betroffen sind, werden diese 
im Regelfall nach einer ursprünglich von der DT AG eingeführten, mittlerweile aber auch von 
anderen Netzbetreibern aufgegriffenen Terminologie in sogenannte „Basisleistungen“ auf der 
einen und sogenannte „optionale“ und „zusätzliche“ Leistungen auf der anderen Seite unter-
teilt. Eine jeweils an die Grundbezeichnung „B,“ „O“ oder „Z“ angefügte Kennziffer spezifiziert 

                                                 
15 Dies bedeutet nicht, dass die Tarifhöhe den DT AG – Entgelten entsprechen müsste. 
16 Aufgrund einer Regelung, welche sich in Anhang B Teil 3 des Standardzusammenschaltungsver-
trags der DT AG findet, kann die DT AG die Zusammenschaltungspartner zur Erschließung von LEZB 
verpflichten. Allerdings hat die DT AG die Kosten der Erschließung für die Terminierungsleistung zu 
tragen. In der Praxis hat diese Sonderregelung bisher keine größere Bedeutung erlangen können. 
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dabei den Leistungstyp, während ein jeweils vorangestellter Unternehmensname den Emp-
fänger des zugehörigen Zahlungsstroms kennzeichnet (der nicht notwendigerweise auch der 
Erbringer der Verbindungsleistung sein muss). In einem Ausnahmefall weicht die DT AG von 
dieser Begrifflichkeit allerdings ab: Leistungen für Telekommunikationsdiensteanbieter, deren 
Empfänger keine Betreiber von öffentlichen Telekommunikationsnetzen sind, werden schlicht 
als im Zusammenhang mit dem „Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter“ (AfTD) 
erbrachte Verbindungsleistungen bezeichnet.  

Über Primärmultiplex-Anschlüsse angebotene Verbindungsleistungen für Online-
Diensteanbieter werden – wie schon erwähnt - als „Angebot für Online-Diensteanbieter“ (A-
fOD) in der minutenabhängig bepreisten Variante und als „Online-Vorleistungsflatrate für 
Online-Diensteanbieter“ (OVF) in der flat bepreisten Variante geführt. In ein weiteres Produkt 
namens „OnlineConnect“ (OC), mit dem die DT AG Online-Diensteanbietern auch den 
Transport von Verkehr im IP Backbonenetz und die Internetkonnektivität anbietet, fließen 
AfOD und OVF als Vorleistungen ein. 

1. Basisleistungen 
Als „Basisleistungen“ im Sinne der vorgestellten Terminologie gelten die Leistungen „B.1“ 
und „B.2.“ Von und gegenüber der DT AG werden diese Leistungen in den Tarifstufen I bis III 
angeboten.  

Die Leistung „B.1“ 

Mit der Leistung „B.1“ werden Verbindungen zu geographischen Rufnummern hergestellt.17 
Diese Leistung, welche zu den absatzstärksten Verbindungsleistungen überhaupt gehört, ist 
der Standarddienst, mit welchem der „normale“ Anschluss eines Teilnehmers mittels einer 
geographischen Teilnehmerrufnummer angesteuert wird.  

Die genannte Verbindungsleistung tritt in Form von zwei unterschiedlichen Verbindungstypen 
auf: Soweit die Leistung von dem Anbieter auf der niedrigsten erschließbaren Netzzugangs-
ebene übernommen wird, handelt es sich um eine Terminierungsleistung („B.1 Terminie-
rung“). Dies ist namentlich bei der Tarifstufe I (local), ausnahmsweise aber auch bei weiteren 
Tarifstufen der Fall. Soweit die Leistung auf einer darüber liegenden Netzzugangsebene ü-
bernommen wird, handelt es sich um Transitleistungen plus Terminierung („B.1 Transit plus 
Terminierung“), welche in den Tarifstufen II (single transit) oder III (double transit) abgerech-
net werden. 

 

„B.1 Terminierung“  

 
 

 

 

 

 

 
 
 

 

                                                 
17 Das entsprechende Angebot der DT AG trägt, weil die DT AG im internen Verhältnis Zahlungsemp-
fänger ist, die Bezeichnung „T-Com-B.1.“  
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„B.1 Transit plus Terminierung“  
 

 

 
  

  

 

 

Die Leistung „B.2“ 

Mit der Leistung „B.2“ stellt der Anbieter Verbindungen zum Zusammenschaltungspartner als 
Verbindungsnetzbetreiber für Ortsverbindungen und für Fern-, Auslands- und Mobilfunkver-
bindungen her.18 Diese Leistung zählt ebenfalls zu den absatzstarken Leistungen der DT AG; 
von anderen Unternehmen wird sie hingegen kaum erbracht (siehe dazu unten Abschnitt 
G.I.1. - Marktbeherrschung). Mit dieser Leistung wird der belieferte Verbindungsnetzbetreiber 
in die Lage versetzt, Endkunden des die Leistung erbringenden Teilnehmernetzbetreibers 
„Call-by-Call“- und „Preselection“- Angebote zu unterbreiten.  

Ebenso wie bei der Leistung „B.1“ nimmt dieser Dienst zwei Formen an: einmal als „B.2 Zu-
führung,“ welche vornehmlich in der Tarifstufe I (local) abgerechnet wird, und zum anderen 
als „B.2 Transit plus Zuführung,“ welche in den Tarifstufen II (single transit) oder III (double 
transit) bepreist wird. 

„B.2 Zuführung“19 

 

 

         TNB 1 

 
  

 

 

 

„B.2 Transit plus Zuführung“20 

 
        
  

 
 
   
  
 
 

                                                 
18 Die entsprechende Leistung der DT AG heißt „T-Com-B.2“ 
19 Der „TNB 2“ kann mit dem „TNB 1“ identisch sein. 
 
20 Der „TNB 2“ kann mit dem „TNB 1“ identisch sein. 
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2. Optionale und zusätzliche Leistungen 
Neben diesen Basisleistungen gibt es die optionalen und die zusätzlichen Leistungen. Dabei 
sind zwischen „O“ und „Z“-Leistungen kategoriale Unterschiede nicht zu entdecken. 

Die Leistung „O.2“ 

Mit der Leistung „O.2“ werden Verbindungen über das Telefonnetz des Anbieters zu anderen 
nationalen Festnetzen hergestellt.21 Es handelt sich hierbei um Transitleistungen, welche in 
den Tarifstufen I bis III tarifiert werden. 

Die Leistung „O.3“ 

Bei der Leistung „O.3“ stellt der jeweilige Netzbetreiber Verbindungen über sein Netz in die 
nationalen Mobilfunknetze her.22 Nach Tarifstufen wird dabei allerdings nicht unterschieden. 
Zwar enthalten die sogenannten „Kommunikationsdatensätze“ (KDS), welche bei jedem Ver-
bindungsaufbau erzeugt und Grundlage der Abrechnung sind, die jeweils angewählte Ziel-
rufnummer. Weil diese aber nicht-geographischer Natur ist, kann der Weg der Verbindung 
bei der Abrechnung nicht mehr nachvollzogen werden. Eine Abrechnung nach Tarifzonen ist 
deshalb nicht möglich. 

„O.2 / O.3 Transit plus Terminierung“23 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

Die Leistung „Z.1“ 

Namentlich die DT AG vertreibt darüber hinaus die Leistung „Z.1.“ Hierbei terminiert sie – 
unter Umständen nach vorhergehendem Transit im eigenen Netz - Verbindungen zu an ih-
rem Netz angeschlossenen Notrufabfragestellen, welche unter den Nummern „110“ oder 
„112“ angewählt werden können. Unter strukturellen Gesichtspunkten entspricht diese Leis-
tung der Leistung „B.1.“ 

Die sonstigen O/Z-Leistungen 

Unter den Bezeichnungen „O.5,“ „O.6,“ „O.7,“ „O.11,“ „Z.4,“ „Z.7,“ „Z.9,“ „Z.10,“ „Z.11,“ „Z.12,“ 
„Z.13,“ „Z.14,“ „Z.16“ und „Z.17“24 bieten Netzbetreiber die Zuführung und den Transit plus 

                                                 
21 Das entsprechende Angebot der DT AG nennt sich „T-Com-O.2.“ Unter der Bezeichnung „O.1“ ver-
treiben Netzbetreiber Transitleistungen plus Terminierung in ausländische Festnetze und Mobilfunk-
netze sowie zu Satellitenfunkanschlüssen. Die Leistung „O.1“ wird in der vorliegenden Untersuchung 
nicht weiter berücksichtigt, siehe dazu auch unten Abschnitt E.I.3.d. - Marktabgrenzung. 
22 Die DT AG bietet diese Leistung als „T-Com-O.3“ an. 
23 Der „TNB 2“ kann mit dem „TNB 1“ nicht identisch sein. 
24 - zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800 (O.5); 

  - zum Shared Cost Service 0180 von ICP (O.6);  
 - zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Online-Billing-Verfahren (O.7); 
 - zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren (O.11);  
 - zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren (Z.4);   
 - zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offline-Billing-Verfahren (Z.7); 
  - zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.9);  

     TNB 1    TNB 2 

A B 
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Zuführung von Verbindungen zu verschiedenen Diensten – Freephone-Service, Shared-
Cost-Service, Premium-Rate-Service usw. - an.25  

Soweit es sich bei diesen Diensten um online-gebillte Dienste handelt, werden sie in der Re-
gel in sieben verschiedenen Grundtarifen angeboten (ohne Berücksichtigung von Peak-/Off-
peak-Tarifen): drei Tarife der Tarifstufen I bis III (local bis double transit) für die Zuführungs-
leistungen bzw. für Transitleistungen plus Zuführung aus dem eigenen Netz, drei Tarife der 
Tarifstufen I bis III (local bis double transit) für Transitleistungen plus Zuführung aus dritten 
nationalen Festnetzen sowie schließlich ein Einheitstarif für Transitleistungen plus Zuführung 
aus nationalen Mobilfunknetzen (wobei im letzteren Fall jeweils ein individueller Auszah-
lungssatz für die Mobilfunknetzbetreiber hinzukommt).26 Bei offline-gebillten Diensten sind es 
hingegen in der Regel nur sechs Grundtarife; diese Verbindungsleistungen werden grund-
sätzlich nicht mit einem Ursprung in nationalen Mobilfunknetzen angeboten.   

Bei der Zuführung zu Online-Diensten sind die Zuführungs- und Transitleistungen allerdings 
nicht unter einer Bezeichnung, sondern vielmehr unter zwei Bezeichnungen zusammenge-
fasst worden: während die Leistung „O.12“ die Zuführungsleistung sowie Transitleistungen 
plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz umfasst, sind mit der Leis-

                                                                                                                                                      
  - zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Offline-Billing-Verfahren (Z.10); 
 - zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Online-Billing-Verfahren (Z.11); 
  - zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 im Offline-Billing-Verfahren 

(Z.12);  
 - zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Online-Billing-Verfahren (Z.13); 
 - zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zugangskennzahl 0088210 im 

Online-Billing-Verfahren (Z.14); 
- zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.16); 
- zum Service 0900 von ICP im Online-Billing-Verfahren (Z.17). 
Zu der Leistung „O.13“ (Verbindungen aus nationalen und ausländischen Telefonnetzen zum Interna-
tional Freephone-Service (IFS) / Universal-International-Freephone-Service (UIFS) von ICP) siehe 
unten Abschnitt E.I.3.b. - Marktabgrenzung. In der vorliegenden Marktuntersuchung finden die Zufüh-
rungsleistungen „Z.2“ (Verbindungen zum Ansagedienst der DT AG im Online-Billing-Verfahren), „Z.3“ 
(Verbindungen zum Auskunftsdienst der DT AG im Online-Billing-Verfahren), „Z.5“ (Verbindungen zu 
Funkrufdiensten am Netz der DT AG im Online-Billing-Verfahren) und „Z.8“ (Verbindungen zum Infor-
mationsverbund Bonn-Berlin der DT AG im Online-Billing-Verfahren) keine weitere ausdrückliche Be-
achtung. Die DT AG fragt diese Leistungen nur nach, bietet sie aber selbst nicht an; sie stellen inso-
fern lediglich Randleistungen dar. Im Rahmen der Marktbeherrschungsbeurteilung werden die ent-
sprechenden Verbindungsminuten und -umsätze durch einen Schätzabschlag zu Gunsten der DT AG 
berücksichtigt, siehe unten Abschnitt G.II. und VIII. – Marktbeherrschung. Weitere Leistungen, welche 
an sich in die Gesamtkette von Verbindungsleistungen gehören würden – etwa „Z.6“ (Verbindungen 
zum Call-Center der EXPO 2000) usw. – werden mittlerweile nicht mehr angeboten und deshalb hier 
auch nicht weiter untersucht. 
25 Bei offline gebillten Leistungen fließt der Zahlungsstrom von dem nachfragenden zum zuführenden 
Netzbetreiber, bei online gebillten Leistungen hingegen vom zuführenden zum nachfragenden Netz-
betreiber (im letzteren Fall behält der zuführende Netzbetreiber von dem von seinem Anschlusskun-
den eingezogenen Entgelt einen Anteil für seine Verbindungsleistungen sowie etwaige Fakturierungs- 
und Inkassokosten ein und reicht den Rest an den nachfragenden Netzbetreiber weiter). Dementspre-
chend werden die offline gebillten Leistungen von der DT AG als „T-Com-O.5“ (wobei dies wiederum 
ein Sonderfall ist, weil bei den hier erfassten Anrufen zu Freephone-Nummern dem anrufenden Teil-
nehmer kein Verbindungsentgelt in Rechnung gestellt wird), „T-Com-Z.7,“ „T-Com-Z.9,“ „T-Com-Z.10,“ 
„T-Com-Z.12“ und „T-Com-Z.16“ angeboten, während die online gebillten Leistungen der DT AG als 
„ICP-O.6,“ „ICP-O.7,“ „ICP-O.11,“ „ICP-Z.4,“ „ICP-Z.11,“ „ICP-Z.13,“ „ICP-Z.14“ und „ICP-Z.17“ be-
zeichnet werden („ICP“ steht dabei für die Firma des Interconnection-Partners). 
26 Liegt der Ursprung der Verbindung in einem ausländischen Netz, so fügt die DT AG an das Leis-
tungskürzel noch ein „-I“ an. Diese Leistungsvarianten werden im weiteren Verlauf der Untersuchung 
nicht weiter berücksichtigt, siehe dazu auch unten Abschnitt E.I.3.b. - Marktabgrenzung. 
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tung „O.14“ Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen 
Festnetzen und in nationalen Mobilfunknetzen verbunden.27 

„O/Z Zuführung“28 

  

  

   

  

 

 

 

 

 

„O/Z Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz“  

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
„O/Z Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in einem nationalen Drittnetz“  

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

                                                 
27. Diese Leistungen werden von der DT AG unter den Bezeichnungen „T-Com-O.12“ und „T-Com-
O.14“ vertrieben. 
28 Der Dienst wird durch Rufnummernumwertung realisiert, das Ziel kann dabei auch in einem anderen 
Netz liegen. 
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3. Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter 
Der Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter (AfTD) ermöglicht die Anbindung von 
technischen Einrichtungen und Diensteplattformen von Diensteanbietern an das Netz der DT 
AG. ...... 

4. Anschluss für Online-Diensteanbieter und Online-Vorleistungsflatrate  
Die Leistungen AfOD und OVF sind bereits im Rahmen der Zusammenschaltungsstrukturen 
berührt worden: mit der Leistung AfOD werden Online-Diensteanbietern minutenabhängig 
tarifierte Verbindungen (eventuell mit nachfolgendem Transit) über Primärmultiplex-
Anschlüsse zugeführt, während bei der Leistung OVF eine flat tarifierte Zuführung erfolgt. 
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C. Ermittlung des Sachverhalts 
Zur Aufklärung des Sachverhalts wurde am 16.9.2003 bei 95 Unternehmen die Erteilung von 
Auskünften gemäß § 72 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 und Abs. 3 TKG mit Frist bis zum 9.10.2003 
verlangt und ein Zwangsgeld gemäß § 72 Absatz 10 TKG i. V. m. §§ 11, 13 des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes angedroht. Das Datenmaterial wurde sowohl für die damalige 
Marktbeherrschungsprüfung im Rahmen eines Entgeltgenehmigungsverfahrens (BK 4c-03-
123/E22.09.03) als auch für die vorliegende Marktuntersuchung erhoben. 

 

I. Auswahl der Adressaten 
Zunächst wurde die Übersicht der Zusammenschaltungspartner der DT AG, die bei der Be-
schlusskammer (BK) 4 geführt wird, zugrunde gelegt. Diese enthält neben Netzbetreibern mit 
einem Zusammenschaltungsvertrag auch solche Netzbetreiber, bei denen die Zusammen-
schaltung der Netze auf der Grundlage einer Anordnung erfolgte. Zwei Unternehmen, die 
ihren Firmensitz ausschließlich im Ausland haben, wurden aus der Übersicht gestrichen. Das 
gleiche gilt für die......, bei der im Jahr 2002 die Anfrage von Referat 116 nicht zustellbar war 
und deren Adresse weder im Telefonbuch noch im Internet aufgefunden werden konnte.  

Zusätzlich zur o.a. Übersicht wurden noch einige kleinere Unternehmen aus den Adressen-
listen der Abfragen der Zusammenschaltung aus 2002, zum Tätigkeitsbericht 2003 und aus 
der Anbieterliste der Telefongesellschaften für einen Direktanschluss von „verivox“ aufge-
nommen. Es handelte sich dabei um bekannte lokale Netzbetreiber für Telefondienste. Diese 
Unternehmen bieten laut eigenem Auftreten im Internet Sprachtelefondienste an und müssen 
demzufolge mit der DT AG zusammengeschaltet sein. 

Diese Übersicht mit 95 Unternehmen wurde nunmehr hausintern dahingehend untersucht, 
ob Änderungen bzw. Ergänzungen, die sich insbesondere aus den Ergebnissen der Aus-
kunftsersuchen für den Tätigkeitsbericht 2003 ergeben haben, zu berücksichtigen sind. Es 
wurden die Unternehmen .... und .....  wegen Insolvenz aus der Übersicht genommen. Dar-
über hinaus wurde ....  aus der Übersicht gestrichen, weil das Unternehmen am 1.6.2003 von 
......übernommen wurde. Ebenfalls gestrichen wurde das nur als Reseller tätige Unterneh-
men ....... Weiterhin wurden nach einem internen Abgleich mit der Anbieterübersicht im Be-
reich Festnetzdienste (insbes. Sprachtelefondienst) die Unternehmen.....zusätzlich in die 
Adressenliste aufgenommen, da vermutet wurde, dass sie als Teilnehmernetzbetreiber Zu-
sammenschaltungsleistungen anbieten. 

Im Ergebnis waren somit 95 Unternehmen in das Auskunftsersuchen einzubeziehen.  

Das Auskunftsersuchen war erforderlich, da ohne die Angaben dieser Unternehmen keine 
Aussagen zu möglicherweise vorliegenden marktbeherrschenden Stellungen der DT AG 
bzw. anderer Teilnehmernetzbetreiber bei den hier relevanten Leistungen getroffen werden 
konnte. 

 

II. Ergebnis der Ermittlungen 
Das Ergebnis der Ermittlungen lässt sich im Einzelnen wie folgt darstellen: 

Es ist festzuhalten, dass 

− 95 Unternehmen mit Sitz im Inland befragt wurden; 

− davon ein Unternehmen (.....) nicht erreicht worden ist, weil die Zustellung nicht 
durchgeführt werden konnte; 

− so dass insgesamt 94 Unternehmen im Weiteren zu berücksichtigen sind; 
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− davon 6 Unternehmen trotz Rückfrage nur unvollständig bzw. unplausibel (...) oder 
gar nicht ( ....) geantwortet haben;29  

− von den 88 Unternehmen, welche in verwertbarer Weise geantwortet haben, bieten 
51 Unternehmen zumindest eine der relevanten Leistungen tatsächlich an. 

Bei einzelnen Firmen, welche unvollständig oder gar nicht geantwortet bzw. auf anstehende 
Veränderungen hingewiesen hatten, wurde im April 2004 (nochmals) nachgefragt, inwieweit 
sie Anbieter von Terminierungsleistungen seien. Im Zusammenhang mit den Leistungen „A-
fOD“ und „OVF“ wurden bei 15 Unternehmen von März bis Mai 2004 weitere Nachforschun-
gen angestellt. Fünf dieser Unternehmen bieten letztlich zumindest eine der beiden genann-
ten Varianten an. 

Bei einer rechnerischen Auswertung ergeben sich die für die einzelnen Leistungen beigefüg-
ten Ergebnisse. 

Generell ist darauf hinzuweisen, dass bei der verbindlichen Bestimmung der Marktanteile der 
einzelnen Wettbewerber Korrekturen durch Schätzung vorzunehmen waren, da die Antwor-
ten zum Teil unvollständig waren. Die Schätzung erfolgte hierbei in der Regel in zwei Schrit-
ten. In einem ersten Schritt wurden die Umsätze der Wettbewerber der DT AG auf die jewei-
ligen Entfernungszonen bzw. auf die Zahl der genutzten Vermittlungsstellen verteilt, sofern 
solche Angaben von den Unternehmen nicht getätigt werden konnten. In einem zweiten 
Schritt wurde das so geschätzte gesamte Marktvolumen um eine bestimmte Anzahl von Pro-
zentpunkten erhöht, um zu gewährleisten, dass auch Umsätze erfasst werden, die durch die 
Existenz tatsächlicher bzw. möglicherweise weiterer Anbieter entstehen. Zu den Einzelheiten 
der erforderlichen Schätzungen wird insoweit auf die jeweiligen Ausführungen unter Ab-
schnitt G. - Marktbeherrschung verwiesen. 

 

                                                 
29 Ergänzend ist hier anzumerken, dass es sich bei diesen Unternehmen – basierend auf Erkenntnis-
sen früherer Erhebungen – um kleinere Wettbewerber handelt, die keinen entscheidenden Einfluss 
auf die tatsächlichen Marktverhältnisse haben dürften. Das gilt nicht für die....., deren Angaben aller-
dings auf Grundlage der Vorjahreswerte geschätzt wurden.  
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D. Vorbringen der Anbieter  
 

I. ................ 
Nach Einschätzung von.....  werden im Bereich Transit Markteintrittsbarrieren von der......         
errichtet. So schließe die......in ihren Zusammenschaltungsverträgen Transit bei den Leistun-
gen .....-Z.3 (Verbindungen zur Auskunft der.....) und  .....-Z.5 (Transit zu Funkrufdiensten) 
aus. Somit beschränke das Angebot der ...... den Verkehr auf Verbindungen mit Ursprung im 
Netz von ...., so dass ....keine Transitleistungen für Dritte anbieten könne. Ein weiterer im 
Zusammenhang mit Transit zu nennender Wettbewerbsnachteil der alternativen Betreiber sei 
das Fehlen einer zentralen Portierungsdatenbank. Dieses Problem führe dazu, dass direkte 
Zusammenschaltungen zwischen alternativen Netzbetreibern als Substitut für Transit über 
die .....bisher kaum zustande kämen. Das derzeitige dezentrale Portierungsdatentauschver-
fahren funktioniere leider nur mangelhaft. Die Identifizierung eines Teilnehmernetzbetreibers 
sei mit diesem Verfahren nicht hinreichend sicher gegeben. Ausschließlich die ....verfüge 
über eine hinreichend genaue Datenbank, um den Zielnetzbetreiber bestimmen zu können. 
Die Wirtschaftlichkeitsberechnung einer direkten Zusammenschaltung zwischen zwei alter-
nativen Betreibern – ohne Transit über die .... – und letztendlich der Abschluss einer direkten 
Zusammenschaltung sei damit kaum möglich und würde zwischen alternativen Betreibern 
eigentlich nicht praktiziert. Alternative Betreiber seien damit in der Regel gezwungen, den 
gesamten Festnetzverkehr an die.....zu übergeben, damit diese den Transit an dritte Betrei-
ber aussortieren. Ein funktionierender Markt für Zusammenschaltungsleistungen könne sich 
unter diesen Voraussetzungen nicht bilden, selbst wenn er wirtschaftlich wäre. 

Für die Bereiche Zuführung und Terminierung führt ....aus, dass diese an die Anschlusskun-
den gebunden seien, so dass es nur Teilnehmernetzbetreibern möglich sei, in dieses Ge-
schäft einzusteigen. Als wesentliche Behinderungsstrategie sei das Verhalten der .... im Be-
reich der Zuführung zu ihren Mehrwertdiensten zu nennen. Die ....verweigere derzeit die Zu-
führung zu ihren offline gebillten Mehrwertdiensten aufgrund ungeklärter Abrechnungsprob-
leme. Eine weitere Behinderung für den Wettbewerb stelle die Höhe der Miete für die Teil-
nehmeranschlussleitung dar, die vom marktbeherrschenden Unternehmen gefordert werde. 
Bei der Genehmigung der monatlichen Entgelte zum 1.4.2003 sei aus Sicht von .... nicht 
ausreichend berücksichtigt, dass die überwiegende Anzahl der Teilnehmeranschlussleitun-
gen bereits vollständig abgeschrieben sei und keine weiteren Kosten verursache. Aus den 
ausgeführten Gründen komme .... zu dem Schluss, dass auf den Märkten für Zusammen-
schaltungsleistungen derzeit kein nennenswerter Wettbewerb herrsche. Die .....nehme eine 
marktbeherrschende Stellung auf allen drei Märkten ein. 

 

II. ............... 
Nach Auffassung der ...... ist der Aufbau von Netzinfrastruktur sehr zeit- und geldaufwändig. 
Kundenakzeptanz könne nur langsam erarbeitet werden, da großes Misstrauen auf Grund 
der Insolvenzen in den letzten Jahren herrsche. Die technischen und regulatorischen Anfor-
derungen für TNB seien weitaus größer als für VNB. Diese Tatsache werde durch die niedri-
gen Terminierungsentgelte nicht (ausreichend) berücksichtigt. 

Der Zugang zu „innovativen Diensten“ sei nicht möglich. Nach Auffassung der  .....stellen 
Offline-Billingverfahren Behinderungsstrategien dar. Die Terminierung in Mobilfunknetze sei 
überteuert. Der Preis werde künstlich von den Mobilfunkbetreibern hoch gehalten. 

Der Markt für Zusammenschaltungen sei eindeutig durch die ..... dominiert. Neue Leistungs-
merkmale würden nicht als IC-Leistung angeboten (z.B. SMS im Festnetz). Mobilfunkbetrei-
ber verweigerten wirtschaftliche Angebote zur direkten Netzkopplung. Die Homogenität der 
Entgelte bei Transitleistungen sei Voraussetzung, um Produkte im Endkundenmarkt platzie-
ren zu können. Falls diese Voraussetzung nicht bestehe, seien die Geschäftsmodelle für 
alternative Carrier nicht möglich. 
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III. ............. 
Das Unternehmen...... bringt vor, sie hielte es für ausgeschlossen, dass neue Wettbewerber 
noch auf den Zuführungs-, Terminierungs- und Transitmärkten eintreten könnten. Dies liege 
begründet in den notwendigen Zutrittsinvestitionen. Gleichzeitig sei ein angemessener Re-
turn aufgrund des Margenverfalls nicht mehr zu erzielen. 

Es würden Behinderungsstrategien existieren, und zwar durch das bislang marktbeherr-
schende Unternehmen, etwa durch Festsetzung der Endkundenpreise unter Vorleistungs-
preisen, durch konstante Verweigerung eines den Vorgaben der Regulierungsbehörde ent-
sprechenden Standardangebotes, durch Bevorzugung der ......(insbesondere der .....) beim 
Bezug von Zusammenschaltungsleistungen sowie durch im internationalen Maßstab über-
teuerte Zusammenschaltungsentgelte. 

 

IV. .......... 
Das Unternehmen .... ist der Auffassung, dass Voraussetzung für den Markteintritt und die 
Expansion verlässliche Wettbewerbsbedingungen seien, also ein regulierter Markt, der Wett-
bewerb schaffe und langfristig sichere. Wichtig hierbei seien genau kalkulierbare Kosten und 
langfristige Vereinbarungen. Die Beschaffung der Vorleistung erfolge unter Berücksichtigung 
der bestehenden Netzinfrastruktur, des Netz- und Unternehmenswachstums, der geplanten 
Unternehmensentwicklung sowie der Kosten für den Netzausbau. Weiterhin werde die Be-
schaffung der Vorleistungen maßgeblich durch die Konditionen der Zusammenschaltungs-
leistungen und die Bedingungen des künftigen TKG-Rechtsrahmens beeinflusst. 

Die Entscheidung für oder gegen den Wechsel des Zusammenschaltungsanbieters werde 
maßgeblich nach technischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten durchgeführt, ein ent-
sprechendes Angebot auf dem Markt vorausgesetzt. Da bislang nur die.....als einziges Un-
ternehmen entsprechende umfassende Vorprodukte anbieten könne, sei ein Wechsel zu 
einem anderen alternativen Anbieter bislang ausgeschlossen. 

 

V. ............... 
Nach Ansicht der.......seien die Leistungen Zuführung, Terminierung und Transit grundsätz-
lich sachlich getrennten Märkten zuzuordnen, da diese gegenseitig nicht substituierbar seien. 
Für ein Gespräch seien häufig alle drei Leistungen notwendig. Zumindest aber die Zufüh-
rungs- und Terminierungsleistungen seien für das Zustandekommen eines Telefongesprächs 
unerlässlich. So werde bei Zuführung die gewünschte Verbindung aufgebaut und diese bis 
zum Netzübergang, an dem der Zusammenschaltungspartner (Interconnection – Partner) mit 
dem Netz der ......zusammengeschaltet ist, geführt. Je nachdem, in welchem lokalen Ein-
zugsbereich sich der angerufene Teilnehmer befindet, werde eine Transitleistung bis zu dem 
Punkt notwendig, an dem der Verkehr an den Netzbetreiber übergeben werden könne, bei 
dem der Angerufene seinen Anschluss habe. Die Terminierungsleistung sei wiederum not-
wendig, um den Verkehr zum Anschluss des angerufenen Teilnehmers durchzuschalten. 

Nicht nur die Leistungen Zuführung, Terminierung und Transit gehörten getrennten Märkten 
an. Auch die nach dem EBC – System definierten Tarifzonen „local“, „single transit“ und 
„double transit“ seien getrennten – eigenständigen Märkten – zuzuordnen. Die Begründung 
und auch die Notwendigkeit für eine Separierung in unterschiedliche Märkte bestehe darin, 
dass die Tarifzonen „local,“ „single transit“ und „double transit“ durch unterschiedliche Markt-
strukturen und damit unterschiedliche Wettbewerbsentwicklungen und –intensitäten gekenn-
zeichnet seien. 

Auch die Monopolkommission gehe in ihrem Sondergutachten zum Wettbewerb auf den Te-
lekommunikationsmärkten vom 12.11.1999 für Zusammenschaltungsleistungen grundsätz-
lich davon aus, dass zwischen lokaler, regionaler und nationaler Zuführung und Terminie-
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rung zu unterscheiden sei und stelle eindeutig fest, dass diese eigenständige sachlich rele-
vante Märkte bilden, da sie „durch andere Leistungen nicht austauschbar“ seien. 

Die ..... sehe keine marktbeherrschende Stellung auf dem Markt „double transit“ bei .....-B.1 
und  ...... B.2. Grundsätzlich gelte, dass ein Netzbetreiber, der an den 23 Grundeinzugsbe-
reichen (GEZB) mit der .....zusammengeschaltet sei, kein „double transit“ mehr benötige, 
sofern der Verkehr richtig übergeben werde.  

Seit Einführung des EBC – Regimes am 1.1.2002 mit den Tarifzonen „local“ (TZ I), „single 
transit“ (TZ II) und „double transit“ (TZ III) zeige sich, dass die Nachfrage nach „double tran-
sit“ – Leistungen gemessen am gesamten Volumen der bei der .....nachgefragten Verkehrs-
minuten für die Leistungen Terminierung ( .....B.1) und Zuführung (.....-B.2) im Verhältnis zur 
Nachfrage nach Verkehrsminuten der anderen beiden Tarifzonen abnehme und mit einer 
relativen Nachfrage von.....% nahezu bedeutungslos geworden sei. Mit Einführung von Car-
rierselection im Ortsnetz (CSO) im April 2003 habe die bereits durch die Einführung des e-
lementbasierten Zusammenschaltungsregimes angestoßene Erschließung der LEZB einen 
weiteren maßgeblichen Impuls erfahren. Immer häufiger könne der Verkehr im lokalen Ein-
zugsbereich zur Terminierung übergeben werden. Parallel hierzu habe sich seit Einführung 
von CSO auch die Nachfragestruktur der Endkunden gegenüber den VNB´s verändert. Ins-
besondere die Nachfrage nach Verbindungen in der Entfernungszone City–Ort steige seither 
an, was den Netzausbau in die 474 LEZB für die VNB´s weiterhin attraktiv mache. In der 
Folge sinke seit Anfang 2003 der Anteil der Verbindungsminuten, die in der Tarifzone „single 
transit“ bei der .....nachgefragt würden. Im Vergleich dazu nehme der Anteil der Tarifzone 
„local“ an den gesamten nachgefragten Verbindungsminuten weiter zu. 

....... Für Netzbetreiber mit weniger als 23 Zusammenschaltungsstandorten mit der......beste-
he überdies im Bereich der Terminierung die Möglichkeit, durch Zusammenschaltung mit 
dritten Netzbetreibern (Carriers´Carriern) zumindest für die „double transit“ – Leistung Substi-
tute zur jeweiligen Leistung der ..... in Anspruch zu nehmen. 

Der kontinuierliche und weitreichende Anstieg des Netzausbaus der ICPs an alle 23 GEZB 
sowie die Information über bestehende Zusammenschaltungen zwischen den Wettbewer-
bern der ......seien allerdings bereits eindeutige Beweise dafür, dass auf dem Markt für 
„double transit“ – Leistungen keine Marktzutrittsbarrieren bestünden, sondern sich vielmehr 
eine wettbewerbliche Marktstruktur gebildet habe. Als Folge sei es der......nicht möglich, sich 
unabhängig von ihren Wettbewerbern zu verhalten. Der immense Rückgang der Nachfrage 
nach Verkehrsminuten der Tarifzone „double transit“ bei der.......zeige überdies auch sehr 
deutlich, dass die....als Marktteilnehmer inzwischen eine vernachlässigbare Rolle spiele und 
die Nachfrage offenbar durch Angebote Dritter befriedigt werde. Auf keinen Fall nehme die 
...... bei Zuführungs- und Terminierungsleistungen im Bereich „double transit“ eine marktbe-
herrschende Stellung ein. Dies ergebe sich eindeutig durch die Marktdaten. Außerdem sei 
die .....in ihren Preisfestsetzungsspielraum hinsichtlich der Leistung „double transit“ auch 
aufgrund ihrer Tätigkeit auf den Endkundenmärkten eingeschränkt, weil die Regulierungsbe-
hörde die Endkundenentgelte nach der „IC + 25%“-Formel berechne. Schließlich sei auch die 
gewachsene Bedeutung von Resale-Angeboten dritter Carrier zu beachten. 

Mehrere Netzbetreiber, die bundesweit Sprachtelefonie anbieten, hätten sich nahezu kom-
plett an 474 LEZB mit dem Netz der.......zusammengeschaltet. Diese mit Abstand größten 
Wettbewerber der ......und bis zu ihrem Ausbau an die 474 LEZB größten Nachfrager nach 
„single transit“ – Verkehrsminuten benötigten somit für die Realisierung von Telefongesprä-
chen nur noch lokale Zuführungs- bzw. Terminierungsleistungen von der ........ 

In der Folge habe sich die relative Verteilung der bei der .....nachgefragten Verkehrsmenge 
für die Tarifzonen „local“, „single transit“ und „double transit“ dahingehend verschoben, dass 
es, wie bereits erwähnt, zu einem deutlichen Anstieg der nachgefragten Menge an Verkehr-
minuten in der Tarifzone „local“ und zu einer noch deutlicheren Absenkung der Verkehrs-
menge beim „single transit“ gekommen sei.  

Der Rückgang der Nachfrage nach „single transit“ liege, wie bereit erwähnt, zum einen im 
Ausbau der eigenen Infrastruktur der größten Wettbewerber der.....auf dem Markt für Verbin-
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dungsleistungen begründet. Es müsse aber zugleich davon ausgegangen werden, dass die-
se ICP einen starken Anreiz hätten, ihre ausgebaute Infrastruktur auch Dritten zur Verfügung 
zu stellen, indem sie diesen Zusammenschaltungsleistungen verkauften. Jeder zusätzliche 
Verkehr über ihre Infrastruktur trage zusätzlich zur Auslastung des Netzes und damit zur 
Amortisierung der Infrastrukturinvestitionen bei. 

Es gebe in der Tat eindeutige Hinweise darauf, dass die oben genannten, an den 474 LEZB 
zusammengeschalteten ICP auch Zusammenschaltungsverträge mit anderen Carriern hätten 
und auf diese Weise zusätzliche Nachfrage nach Zusammenschaltungsleistungen bedienten, 
die folglich nicht mehr von der......befriedigt würde. ......... .       

Aufgrund des Netzausbaus von ICP bis an die 23 GEZB benötigten sie bis zur Überbrückung 
lediglich noch die Leistung ..... -O.2 in den Tarifstufen „single transit“ bzw. „local,“ um den 
Verkehr vom GEZB an die LEZB der alternative TNBs zuführen und ihn dort an diese abge-
ben zu können. Die Tarifzone „double transit“ werde somit im eigenen Netz realisiert und 
könne zudem Dritten als Leistung angeboten werden. Es zeige sich deutlich, dass, bedingt 
durch den steten Ausbau an die 23 GEZB, die Nachfrage nach .... -O.2 Tarifzone „double 
transit“ mit ..... % der gesamten Nachfrage nach ..... -O.2 fast bedeutungslos sei. Die ICP 
führten den Verkehr solange wie möglich in ihrem Netz. Beim Ausbau an die 23 GEZB ver-
mieden sie so die Nachfrage nach..... -O.2 „double transit“ und benötigten vielmehr lediglich 
eine Leistung..... -O.2 in der Tarifzone „single transit“ bzw. „local“ zur Überbrückung zu den 
Zusammenschaltungspunkten mit den alternativen TNBs. 

Die Möglichkeit der Eigenrealisierung und der damit überflüssigen Nachfrage nach der Tran-
sitleistung .... -O.2 in der Tarifstufe „single transit“ schlage sich auch in der relativen Vertei-
lung der bei.....-O.2 nachgefragten Verkehrminuten der einzelnen Tarifstufen nieder. Seit 
etwa Mitte 2002 komme es zu einem kontinuierlichen Rückgang der Nachfrage nach der 
Leistung..... -O.2 „single transit“, wohingegen die Nachfrage nach..... -O.2 „local“ in gleichem 
Maße zunehme. 

Bei der Leistung .... -O.3 stünden den Wettbewerbern realistische Substitutionsmöglichkeiten 
zur Verfügung. So seien die alternativen Festnetzbetreiber zum Teil mit den Mobilfunknetz-
betreibern direkt zusammengeschaltet. Die alternativen Festnetzbetreiber könnten also ihre 
Verkehre ohne Umweg über das Festnetz der .....direkt an die Mobilfunknetzbetreiber über-
geben. Dementsprechend böten sich auch kleinen, nicht direkt mit den Mobilfunknetzen zu-
sammen geschalteten alternativen Festnetzbetreibern Optionen zu der Leistung ...... -O.3 mit 
Ursprung in anderen Festnetzen. Sie könnten schließlich ihre Verkehre in die Mobilfunknetze 
von den direkt zusammengeschalteten alternativen Festnetzbetreibern zum Mobilfunknetz 
transportieren lassen. Diese Optionen würden auch aktiv von diesen Festnetzbetreibern in 
Anspruch genommen. Dieser Trend spiegele sich in der Verkehrsentwicklung bei ..... -O.3 
mit Ursprung in anderen Festnetzen deutlich wieder. Hinsichtlich der Leistung ..... -O.3 mit 
Ursprung im Mobilfunknetz sei bemerkenswert, dass die Mobilfunknetzbetreiber,....., nur 
noch Überlaufverkehr über das Netz der......abwickelten. 

Mit Blick auf die Leistungen „Anschluss für Online-Dienste-Anbieter“ (AfOD) und „Online-
Vorleistungs-Flatrate“ (OVF) bestehen aus Sicht der .....grundsätzlich keine Bedenken, die 
vorgenannten Leistungen dem Markt Nr. 8 zuzurechnen. Diese Produkte gälten mit Bezug 
auf das Bedarfsmarktkonzept als enge Substitute zu der Leistung „..... -O.12.“ Beide Pro-
duktgruppen adressierten die Nachfragergruppe der Netz- bzw. Plattformbetreiber und das 
Segment der ISPs. Den Nachfragern stehe es dabei frei, zwischen den beiden Produktgrup-
pen zu wählen, zu wechseln oder die entsprechenden Vorleistungen aus beiden Produkt-
gruppen zu beziehen. Es bestünden keine wesentlichen lock-in Effekte oder sonstigen 
Wechselkosten, welche die Substitution zwischen den Produktgruppen behindern oder gar 
unmöglich machen würden. So sei beispielsweise die.....im Laufe der Jahre 2000 bis 2002 
vollständig von AfOD auf...... -O.12 migriert.  
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VI. ............. 
Nach Auffassung der......ist die Formulierung in der Kommissionsempfehlung zu Markt Nr. 8 
etwas unglücklich übersetzt; ihr Sinn werde anhand der englischen Textfassung („call origi-
nation“) besser deutlich. Der damit definierte Markt 

• umfasse nicht nur den eigentlichen „Verbindungsaufbau“, sondern sämtliche damit 
funktional zusammenhängende Dienste und Leistungen der Zusammenschaltung im 
weitesten Sinne; 

• umfasse die Zuführungsleistungen nicht nur zum Zwecke der Verbindung mit ande-
ren Endkunden, sondern auch mit gewerblichen Anbietern von TK-Diensten ein-
schließlich ISPs, Mehrwert- und Auskunftsdiensten etc.; 

• umfasse nicht nur die Zuführung auf lokaler Ebene, sondern die Zuführung aus dem 
Ortsnetz auf überregionaler Ebene; die ausdrückliche Erwähnung von „local call con-
veyance“ bringe keine Beschränkung zum Ausdruck, sondern solle vielmehr positiv 
besagen, dass auch Zuführung zum Zwecke des Verbindungsaufbaus innerhalb des-
selben Anschlussbereichs (VNB-Auswahl im Ortsnetz) umfasst sei. 

Zu dem Markt Nr. 9 gehörten die Leistungen .....-B.1 sowie zumindest auch die Leistungen     
.......-Z.2, ......-Z.3 und ...... -Z.4. 

Auch hier sei die Erwähnung der lokalen Anrufweiterleitung nicht im Sinne einer abschlie-
ßenden Definition zu verstehen, sondern im Sinne eines Einschlusses dieser im nationalen 
Rechtsrahmen lange Zeit nicht implementierten Marktes der Verbindungsnetzbetreiber-
Auswahl im Ortsnetz. Auch hier gelte im Übrigen, dass der Markt sämtliche im TK-Netz imp-
lementierten Dienstemerkmale, alle erforderlichen und typischen Nebenleistungen sowie die 
zur Zusammenschaltung erforderlichen Vorleistungen mit umfasse. 

Schließlich dürfte auch der Markt Nr. 10 deutlich weiter sein als es der technisch geprägten 
Leistungsdefinition ..... -O.2 entspräche. Mit Blick auf deutlich unterschiedliche Wettbewerbs-
intensitäten in den (Teil)-Märkten „ Transit zu ausländischen Anschlüssen“, „Transit zu ande-
ren nationalen Festnetzen“ und „Transit zu nationalen Mobilfunknetzen“ dürfte hier die Unter-
teilung in Teilmärkte zu erwägen sein. Insbesondere in dem Teilmarkt „Transit zu anderen 
nationalen Festnetzen“ würden von den Verbindungsnetzbetreibern bzw. ......(nahezu) aus-
schließlich Transitleistungen der ..... nachgefragt; ein Verlust dieser marktbeherrschenden 
Stellung des nationalen Incumbent sei langfristig nicht denkbar. Demgegenüber würden in 
dem Markt „Transit zu ausländischen Anschlüssen“ die entsprechenden Transit-Leistungen 
von mehreren Carriern erbracht, die sich in einer Wettbewerbssituation befänden. 

 ...... trägt weiterhin vor, die Möglichkeiten von Unternehmen, Zusammenschaltungsleistun-
gen zu erbringen, seien durch praktische, technische und wirtschaftliche Barrieren weitge-
hend beschränkt. Hierfür seien für die unterschiedlichen Zusammenschaltungsmärkte unter-
schiedliche Faktoren maßgeblich: 

• Angesichts der Stellung der .....im Ortsnetz sei jeder alternative Carrier auf Zufüh-
rungsleistungen für sämtliche seiner Leistungsangebote angewiesen. Dies gelte nicht 
nur für das Angebot von Sprachtelefondienst, sondern auch für das Angebot von In-
ternet-Zugang und andere Angebote über das PSTN/ISDN-Netz. 

• Terminierungsleistungen in Mobilfunknetze und inländische Netze könnten für alter-
native Carrier nur von der..... – als Transit – erbracht werden. Ein Marktzutritt sei bei 
Transit- und Terminierungsleistungen für City-Carrier-Netze zwar möglich, scheitere 
de facto an hohen Investitionskosten für Zusammenschaltungspunkte und zusätzliche 
Netzinfrastruktur. 

• Generell setzten die Vertragsbedingungen der Zusammenschaltungsvereinbarungen 
erhebliche Investitionsbarrieren, weil sie dem Incumbent sehr viel Zeit gäben, die er-
forderlichen Zusammenschaltungen zu realisieren, während Investitionsentscheidun-
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gen häufig vor dem Hintergrund recht instabiler Entgeltstrukturen und entgeltrelevan-
ter Parameter getroffen werden müssten. 

.....möchte ausdrücklich offen lassen, inwiefern objektiv behindernde Faktoren explizite Be-
hinderungsstrategien zugrunde liegen. Im Verhalten der......gäbe es einige Faktoren, die sich 
als objektiv behindernd dargestellt hätten. 

- Um Auswahl von 010.. oder 010..  zuführen zu lassen, seien sie gezwungen, diesen 
Dienst (... -B.2) bei der...nachzufragen. Die ....unterbinde die Zuführung durch Transit 
über einen alternativen Netzbetreiber. Damit werde die Nachfrage auf die ....be-
schränkt. 

- Behinderungen hätten in der Vergangenheit bei der Bereitstellung von Zusammen-
schaltungs- und Kollokationsleistungen bestanden. Jüngst veranlasse die Praxis der 
.....in diesem Bereich zu keinen Beanstandungen, auch wenn die vertraglichen Rege-
lungen nach wie vor unzureichend erschienen und einen zügigen Netzausbau nicht 
sicherstellten. 

- Eine massive Behinderung ihrer wettbewerblichen Tätigkeit bestehe durch enge Be-
schränkung von Inkasso und Fakturierung auf minutenabhängige Tarife im Call – by 
Call, gerade angesichts der zunehmenden Bündelprodukte und -tarife der.....auf den 
Endkundenmärkten. 

- Eine Behinderung bestehe auch durch Cost/Price-Squeezes, die die ....im Endkun-
denbereich vor allem durch Bündelprodukte, teilweise mit unentgeltlichen Ge-
sprächsminuten erzeugt. Als Vor- oder Zusammenschaltungsleistung seien derartige 
Tarifmodelle nicht verfügbar. 

- Stark behindernd wirkten auch die Prozesse im Bereich der VNB–Preselection–
Freischaltung. Hier scheine es eine ungleiche Handhabung von Formerfordernissen 
zu geben (auf VNB – Seite sei einerseits ein schriftlicher Nachweis erforderlich, ande-
rerseits erfolge die Umstellung auf Zuruf durch die ......). 

- Schließlich sei in der Vergangenheit zu beobachten gewesen, dass die ....den ICAs – 
Bereitstellungsprozess bei einem (City-) Carrier stark beschleunigt habe, als ....          
alternative Zusammenschaltung angeboten habe. Ein Vordringen ihres Unterneh-
mens in den Carrier´s Carrier – Markt sei dadurch gestoppt worden. 

Die Beherrschung der Märkte „Zuführung“ und „Terminierung“ ergebe sich weitgehend aus 
der Marktbeherrschung im Bereich des Teilnehmeranschlusses für herkömmlichen Telefon-
dienst. Nur bei Transitanteilen (insbesondere bei der Terminierung ....-B.2 in den höheren 
Tarifstufen) sei überhaupt mit gewissem Wettbewerb zu rechnen. Der technische Fortschritt 
und die Marktentwicklung würden sich in absehbarer Zeit auf diese Marktbeherrschung nicht 
auswirken. Erst bei breiter Verfügbarkeit von alternativen Anschlusstechnologien, erbracht 
durch alternative Carrier, sei mit Änderungen zu rechnen. Mangels Substituierbarkeit bei 
Zuführung- und Terminierungsleistungen dürfe die Höhe der Preise nur geringe Bedeutung 
bei der Marktabgrenzung haben. Dies gelte insbesondere für Terminierungsleistungen. 

 

VII. ............. 
.....führt aus, dass, während Verbindungsnetzbetreiber ohne Investitionen in Infrastruktur 
umgehend ihre Dienste gegenüber Endkunden umsetzen könnten, investitionsbereite Teil-
nehmernetzbetreiber, die für werthaltige Infrastrukturen und einen nachhaltigen Wettbewerb 
sorgten, durch die Wettbewerbsstrategie der ....sowie durch die regulatorischen Rahmenbe-
dingungen schlechter gestellt würden. Im Bereich der Festnetzanschlüsse für Endkunden 
bestehe hierdurch die Gefahr der Re-Monopolisierung. Die nachfolgenden Behinderungs-
strategien der .....wirkten sich negativ auf die Entwicklung des werthaltigen Festnetzmarktes 
aus: 

• Überhöhte TAL-Entgelte (bzw. Preis-Kosten-Schere) 
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• Ausschließlich reziproke Terminierungsentgelte 

• Keine Abrechnung offline-gebillter Mehrwertdienste 

• Längere Vertragsbindungsfristen für Endkunden. 

Solange die Bedingungen zwischen der .....und den Wettbewerbern nicht annähernd gleich 
seien, müssten die Wettbewerber die Möglichkeit haben, einen „angemessenen“ Preis für 
ihre Leistungen zu fordern. Die Homogenität der Wettbewerbsbedingungen könne nur dann 
umgesetzt werden, wenn die Marktteilnehmer nahezu die gleichen Marktbedingungen vor-
fänden. Dies sei derzeit nicht der Fall. 

 

VIII. .................... 
Nach Auffassung der ....gebe es für VNB wenig Hemmnisse hinsichtlich der Märkte Zufüh-
rung und Transit. Für TNB sei es schwierig, da die lukrativen Bereiche bereits belegt seien. 
Im Bereich Terminierung gäbe es hohe Hürden aufgrund der hohen Kosten für TAL, Kolloka-
tionsräume und den Ausbau der OVSTn. Expansionshemmnisse gebe es vor allen Dingen 
im Umland, weil die Grundinvestitionen für die Erschließung der OVSTn immer ungefähr 
gleich seien, unabhängig von der anschließbaren Teilnehmerzahl. Außerdem seien die Kos-
ten pro Teilnehmer nicht kalkulierbar, da von der .....kein Zahlenmaterial über die Anzahl der 
Teilnehmer je OVST zu Verfügung gestellt werde. Die Bereitstellungszeiten der .....seien 
zusätzlich sehr lang. 

Die .....behindere den Wettbewerb, z.B. bei DSL oder SMS ins Festnetz. Durch das Preis-
dumping der ...... bei DSL habe der Wettbewerb es schwer, sich durchzusetzen (Vorreiterrol-
le der .....). Dadurch, dass die Reg TP das Resale unterstütze, würden TNB behindert. Dies 
wiederum führe zu weniger Investitionen, was wiederum den technischen Fortschritt behin-
dere. Es existiere keine Homogenität der Wettbewerbsbedingungen, da die ......auf ein be-
reits abgeschriebenes Leitungsnetz zurückgreife und die Netzstruktur den TNB vorgegeben 
werde. Eine Homogenität der Wettbewerbsbedingungen sei unbedingt im Bereich der Ver-
mietung der TAL zu schaffen. Hier bestehe immer noch eine Preis-Kosten-Schere. 

 

IX. ........................ 
Nach Ansicht der...... werde der Wechsel zu einem anderen Anbieter als der .....durch die für 
sie vorteilhafte Preisgestaltung der .....im Citybereich erschwert. Über alternative Zusam-
menschaltungsleistungsanbieter seien nur Leistungsteilmengen eines optimalen Produktport-
folios zu beziehen. Dies erschwere den Wechsel zu einem anderen Anbieter insoweit, als die 
genannten Leistungsteilmengen über diverse Alternativanbieter zum gewünschten Produkt-
portfolio zusammengefügt werden müssten. Um dies zu erreichen, müsste mit jedem einzel-
nen Anbieter eine individuelle Vereinbarung getroffen werden, d.h. es wäre eine Vielzahl 
einzelner Verträge erforderlich. 

 

X. ................. 
Die Firma ..... ist der Auffassung, dass es je nach in Anspruch genommenen Leistungen un-
terschiedliche Barrieren gebe, den Anbieter von Zusammenschaltungsleistungen zu wech-
seln. Bei Transitleistungen zu geographischen Rufnummern und zu Mobilfunkrufnummern 
sei die Barriere sehr niedrig. Hier sei die abgesetzte Menge an Verbindungsminuten ent-
scheidend, ob eine Zusammenschaltung mit einem neuen Anbieter lohnend sei. Als Anbieter 
von Transitleistungen bei Mehrwertdiensten und sonstigen Rufnummern komme in der Regel 
nur die.....in Frage. Andere Anbieter seien nicht bekannt. 
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XI. .......................... 
 ........tragen vor, es existierten Marktzutrittsbarrieren und Expansionshemmnisse in erhebli-
chem Maße. Aufgrund des niedrigen Marktpreisniveaus, den bei Markteintritt erforderlichen 
Investitionen und der konjunkturell nicht vorhandenen Kaufkraft des Marktes, sei es ein wirt-
schaftliches Abenteuer, neu in den Markt  zu treten. Der Verdrängungswettbewerb erfolge 
über den Endkundenpreis und neue innovative Produkte. Ein neuer Anbieter müsse in Kon-
kurrenz mit einem......treten und mit niedrigen Margen seine umfangreichen Investitionen 
refinanzieren. Dieselbe Problematik ergebe sich bei einer Expansion. Der Hauptkonkurrent 
und Ex-Monopolist habe bis zur Öffnung des Marktes vor wenigen Jahren alle Investitionen 
über Jahrzehnte kostengünstig via Steuergelder finanzieren und optimieren können, wäh-
rend andere Marktteilnehmer in kürzester Zeit sehr hohe Summen investierten, am freien 
Kapitalmarkt finanzierten und zudem Beschaffungsbeziehungen zur...... unterhielten, die auf 
Verträgen basierten, die nicht den in der Wirtschaft üblichen Vertragsbedingungen entsprä-
chen. 

Daraus ergebe sich, dass infrastrukturbasierte Wettbewerber sowohl bei Markteintritt als 
auch bei Expansion erhebliche Schwierigkeiten hätten, sich gegen bestehende marktbeherr-
schende Unternehmen durchzusetzen. Gegenüber innovationshemmenden Resaleanbietern 
bestünden erhebliche Nachteile durch den erheblich höheren Investitionsaufwand. Dem ge-
genüber stehe die deutlich bessere Innovationsmöglichkeit, von welcher letztendlich der 
Endkunde, und damit der Wettbewerb, profitiere. Nicht zuletzt im Zusammenhang mit den 
Leistungen im Teilnehmeranschlussbereich habe insbesondere der Teilnehmernetzbetreiber 
als Infrastrukturanbieter in erheblichem Umfang mit den unzureichenden Vertragsgestaltun-
gen sowohl im Bereich der Zusammenschaltungen als auch im Bereich der Teilnehmeran-
schlüsse im Verhältnis zu den Kosten zu kämpfen. 

Es lägen vielfältige Behinderungen vor, die durch strategische Vorgehensweisen gekenn-
zeichnet seien. Die vorhandenen Behinderungen würden punktuell sichtbar durch die nicht 
abnehmenden Missbrauchsverfahren bei den Beschlusskammern der Reg TP. Missbräuche 
seien schwer beweisbar, weil die Fälle immer wieder anders lägen. Hierzu komme, dass die 
Verträge der.....in vielen Fällen unbestimmte Rechtsbegriffe aufwiesen, unverbindlich seien 
und somit eine Haftung, z.B. für fehlerhafte Auskünfte bei der TAL-Schaltung, nicht durchge-
setzt werden könnten. Die Behinderungsstrategien seien im Wesentlichen durch unzurei-
chende Angebote von Leistungen an sich als auch innerhalb von angebotenen Leistungen 
durch mangelhafte Leistungsinhalte gekennzeichnet. 

Die .....biete notwendige Leistungen, z.B. „..... -Z.2“ (Verbindungen zum Ansagedienst der 
.......im Online-Billing-Verfahren), nicht mehr oder gar nicht an. Die bestehenden Leistungen 
seien teils unzureichend, teils zu teuer. Der Bewegungsspielraum für den Bezieher von Leis-
tungen sei eingeengt, und bedarfsgerechte Lieferung sei aufgrund des einheitlichen Ange-
bots unzureichend bzw. gar nicht vorhanden. 

Die.....sei als Incumbent nicht bereit, über die regulierten Angebote hinaus Leistungen anzu-
bieten, so dass sie Wettbewerbern den Zugang zu Märkten, Diensten und Kunden versperre. 
Des Weiteren werde durch zeitlichen Vorsprung versucht, Märkte zu besetzen, bevor Vor-
leistungen Wettbewerbern zur Verfügung gestellt würden. Weitere Behinderungen lägen da-
durch vor, dass das Angebot von Zusammenschaltungsleistungen durch vielfältige, marktun-
übliche Vertragsregelungen verhindert bzw. erschwert würden, beispielhaft sei hier auf die 
Thematik der zusätzlichen Einstellung von Technik für nicht Telekomleistungen oder der Un-
tervermietung von Kollokationsräumen der...... hingewiesen. 

Weiterhin gebe es eine Behinderung durch die Mobilfunknetzbetreiber, die Endkunden quer-
subventionierte Preis gewährten und diese durch überhöhte Konditionen für den Netzzugang 
finanzierten und weiterhin ihre Terminierungsleistungen häufig nur indirekt über Transitnetz-
betreiben anböten. Echter Wettbewerb könne nur dort entstehen, wo Chancengleichheit für 
die Marktpartner vorhanden sei. Dies sei aufgrund der regulatorischen Bedingungen nicht in 
ausreichendem Umfang gegeben. Der technische Fortschritt werde durch den derzeitigen 
Zustand der Regulierung und faktischen vertraglichen Gestaltung gehemmt, insbesondere 
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bei den Sprachprodukten, weil die Margen für den Innovationsspielraum nicht vorhanden 
seien. 

Die durch investitionsfeindliche Regulierungsentscheidungen geprägte Entscheidungspraxis 
der Reg TP führe im Zusammenhang mit den minimalen Vorleistungen der .....dazu, dass 
technischer Fortschritt in der Regel nur so weit möglich sei, wie der..... selbst innovativ sei 
und alternativ auf diese Produkte aufsetzen könne. Der technische Fortschritt werde derzeit 
für einen Wettbewerber der .....dort reduziert, wo die.....die Vorleistung verweigere. 

Insofern seien der technische Fortschritt und möglicher Wettbewerb im Zusammenhang zu 
sehen, da Wettbewerb sich auch durch den technischen Fortschritt definiere. Fehle dem 
Wettbewerber die Möglichkeit der technischen Innovation, fehle es ihm damit an einem we-
sentlichen Faktor zur Wettbewerbsbildung, da die übrigen Kriterien über Preis und Qualität 
letztlich immer auch den Stand und das Angebot der ..... als Hauptlieferant wiedergäben. 
Dem Wettbewerb werde damit ein wesentliches Differenzierungskriterium genommen. Wett-
bewerb sei faktisch nicht vorhanden, da zu einem überwiegenden Teil die Möglichkeit der 
Differenzierung gegenüber dem ..... fehle. 

 

XII. ................................. 
Aus Sicht der......  sei zu konstatieren, dass die Wettbewerbsbedingungen bereits heute nicht 
homogen seien. Beispielhaft führe sie diesbezüglich die erhebliche Differenz zwischen den 
Vorleistungspreisen der Leistung ..... -B.1 und .....-O.2 an. Die Differenz belaste de facto aus-
schließlich die alternativen TNB, da diese die unterschiedlichen Vorleistungspreise nicht in 
ihre jeweiligen Endkundenpreise einrechnen würden. Da insofern bereits inhomogene Wett-
bewerbsbedingungen existierten, könnten beispielsweise nicht-reziproke Zusammenschal-
tungsleistungen und –entgelte auch keinen Beitrag zu Inhomogenität mehr leisten. 

 

XIII. ..................... 
Die ...... trägt vor, die Beschaffung von Vorleistungen sei natürlich auch von den Kosten des 
Aufbaus eigener Netzinfrastruktur abhängig. Das Ausmaß an Investitionen in eigene Netzinf-
rastruktur hänge jedoch nicht nur von den relativen Preisen zueinander ab, sondern auch 
vom Verhältnis zu den Endkundentarifen. Eine Preis-Kosten-Schere im Bereich der Endkun-
denpreise werde auch dann nicht zu eigenen Infrastrukturinvestitionen führen, wenn die Vor-
leistungspreise erhöht würden, weil dann ein erfolgreiches Verbleiben am Markt nicht mög-
lich sei. 

Die Wirksamkeit der relativen Preise gelte zumindest im Bereich des reinen „Legens“ von 
Kabeln. Netzinfrastruktur sei jedoch viel mehr als das Verlegen von Kabeln. Auch der Ein-
satz neuerer Übertragungstechnik oder sonstige Innovationen stellten Investitionen in Infra-
struktur dar. 

Je geringer die eigenen Kosten für den Aufbau von Infrastruktur seien, desto eher würden 
Vorleistungen durch eigene Infrastruktur ersetzt. So förderten beispielsweise vorhandene 
Leerrohre etc. im Besitz von verbundenen Unternehmen den Ausbau eigener Infrastruktur. 
Auch verstärkten Renditeerwartungen des Eigentümers, die unter den marktüblichen Erwar-
tungen lägen, einen Ausbau von eigener Infrastruktur, da diese über einen längeren Zeit-
raum abgeschrieben werden könne („Infrastrukturauftrag“). Diese beiden Faktoren seien je-
doch nur wenigen Wettbewerbern eigen. 

Die Beschaffung von Vorleistungen sei jedoch nicht ausschließlich von den Kosten eigener 
Infrastruktur abhängig. Als zusätzliche Faktoren seien hier zu nennen: 

a) Die Vorlaufzeit. Eine Einkauf von Vorleistungen – und damit der Verkauf der eigenen 
Leistung an Endkunden – sei zeitlich überwiegend schneller zu realisieren als das 
Verlegen eigener Infrastruktur, v.a. wenn man nicht auf Vorleistungen verbundener 
Unternehmen zurückgreifen könne. Dadurch, dass die Betreiber von Netzinfrastruktur 
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verschiedene Nachfrager bündeln könnten, könnten sie bestimmte Gebiete schneller 
ausbauen. 

b) Die Stabilität der Rahmenbedingungen. Investitionen in Infrastruktur seien immer mit 
einer langen Bindung des eingesetzten Kapitals verbunden. Wenn nicht in diesem 
Zeitraum mit stabilen Rahmenbedingungen gerechnet werden kann, werde der Ein-
satz eigener Infrastruktur zu riskant. So beeinträchtigten nicht nur administrativ ge-
schaffene Preis-Kosten-Scheren (z.B. TAL und Line-Sharing) dieses Vertrauen in die 
Stabilität von wettbewerbsfreundlichen Rahmenbedingungen, sondern auch man-
gelnder bzw. ineffektiver Rechtsschutz. 

Der Wechsel des Zusammenschaltungsanbieters sei zur Zeit mit sehr hohen Barrieren ver-
bunden. Diese Hindernisse ließen sich drei Ursachenkomplexen zuordnen: 

a) Marktverhältnisse im Anschlussbereich: Wenn noch.....% aller Anschlüsse beim .......      
geschaltet seien, seien dem Wechsel Zusammenschaltungsanbieters enge Grenzen 
gesetzt. Selbst der Anbieter einer Transitleistung müsse letztendlich auf diesen An-
bieter zurückgreifen. 

b) Wechselkosten: Zusätzlich zu den Marktverhältnissen auf dem Anschlussmarkt hät-
ten sich die Kosten eines Anbieterwechsels durch regulatorisch genehmigte massive 
Preiserhöhungen vergrößert. Der Abbau einer direkten Zusammenschaltung mit 
der.....zu Gunsten der Nutzung eines Transitanbieters verursache Konfigurationskos-
ten auf beiden Seiten (Auflösen der Zusammenschaltung; Neueinrichtung). Diese 
Kosten seien mit der letzten Entscheidung der Beschlusskammer 4 nochmals um 
mehr als 50% (ungewichteter Durchschnitt) gestiegen. Da diese Kosten nur anfielen, 
wenn Veränderungen anständen, wirkten sie wie Wechselbarrieren und Flexibilitäts-
behinderungen. 

c) Beschränkungen bei Leistungen: Durch die Festlegungen des AKNN hinsichtlich der 
Ausgestaltung von Zusammenschaltungsleistungen sei die Anzahl von Leistungen 
begrenzt, für die alternative Anbieter (zumindest im Transit) in Anspruch genommen 
werden könnten. Nur der Terminierungsmarkt stehe diesen Anbietern offen, da ein 
Transit in der Zuführung durch die Verwerfung der VNB-Kennziffer vor der Abgabe 
aus dem Netz des Ursprungs-TNB unmöglich sei. Diese Einschränkung des Leis-
tungsportfolios führe dazu, dass z.B. für den Bezug von Zuführungsleistungen eine 
direkte Zusammenschaltung mit der .....aufrechterhalten werden müsse. Die Be-
schränkung der Märkte verhindere damit in vielen Fällen alternative Angebote. 

Für das Nachfrageverhalten der Endkunden seien letztendlich nur die eigenen Gebühren 
kaufentscheidend. Der Fall, dass sich ein bestimmter Freundeskreis für das gleiche Mobil-
funknetz entscheide, beruhe auf dem Phänomen günstigerer „On-Net-Gespräche“ für jeden 
Einzelnen, nicht auf der absoluten Höhe der Terminierungsentgelte dieses Netzes im Ver-
gleich mit anderen Netzen. Komme nun noch das Phänomen hinzu, dass kostenüberde-
ckende Terminierungsgebühren zur Subventionierung der Anschluss- bzw. Gesprächskosten 
des Teilnehmers verwendet würden, so werde der negative Effekt der höheren kalkulatori-
schen Erreichbarkeitskosten durch die niedrigeren ausgabewirksamen eigenen Kosten über-
kompensiert, eine Steigerung der Zusammenschaltungskosten führte dann letztendlich sogar 
zu einer Steigerung des Absatzes. Erst mit einer sehr hohen Differenz zu den marktüblichen 
Terminierungsentgelten („Aufmerksamkeitsschwelle“) könne sich dieser Effekt ggf. wieder 
umkehren.  

Zusätzlich zu diesen dynamischen Aspekten seien zwei andere Phänomene zu berücksichti-
gen. Zum einen existiere bei Nachfragern auf den Endkundenmärkten eine gewisse Wech-
selschwelle, welche die Wettbewerber z.B. durch Preisunterbietungen bei identischen Pro-
dukten oder verbesserte Qualität zum identischen Preis überwinden müssten. Wenn der 
durch die Vorleistungsregulierung (hier: TAL-Miete und –Einmalgebühren) gesetzte Rahmen 
eine solche Überwindung der Wechselbarriere nicht oder nur ungenügend zulasse, werde es 
keine Veränderung der Marktanteilssituation auf den Endkundenmärkten geben. 
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Des weiteren könne die Substitutions- und damit Wechselmöglichkeit von Endkunden durch 
das fehlende Angebot von Alternativen behindert werden. So verhindere beispielsweise die 
Vorleistungsregulierung bei TAL ein tragfähiges alternatives Angebot eines analogen An-
schlusses. Dieser werde jedoch von der überwältigenden Mehrheit der Endkunden nachge-
fragt. Die Marktstellung beispielsweise der.....auf den Zusammenschaltungsmärkten werde 
durch diese „gefangenen“ Kundengruppe maßgeblich verstärkt. 

Darüber hinaus seien die Möglichkeiten für Unternehmen, auf diesen Märkten neu tätig zu 
werden, aufgrund der Kostensituation sehr beschränkt. Hinzu kämen verschiedene Behinde-
rungsstrategien der .......     

Die Marktmachtverhältnisse zumindest auf den Zuführungs- und Terminierungsmärkten wür-
den letztendlich durch die Marktanteile bei Teilnehmeranschlüssen bestimmt. Ein Transit-
markt, z.B. zu alternativen Teilnehmernetzbetreibern, sei ebenfalls von der Marktentwicklung 
bei den Anschlüssen abhängig. Separate Anschlüsse für den Transitnetzbetreiber wie auch 
die vorhergehende Verkehrsseparierung lohnten sich nur mit größeren Verkehrsmengen. 
Letztendlich sei diesem Markt jedoch von allen dreien das größte Wettbewerbspotenzial zu-
zutrauen.  

Die Marktmacht der ......auf den drei Märkten sei durch die Entgeltgenehmigungspflicht zwar 
beschränkt, aber nicht sehr eingeschränkt worden. Zum einen habe sie es geschafft, durch 
massive Entgelterhöhungen bei ICAs und Konfigurationsmaßnahmen einen Großteil der 
Entgeltsenkungen bei den variablen Tarifen aufzufangen. Zum anderen aber schienen selbst 
diese abgesenkten Tarife eine Strategie des Preiskampfes (TDN/VPN bzw. Bündelangebote) 
nicht verhindern zu können. Die Regulierung in ihrer heutigen Umsetzung könne daher die 
aus dem (Fast-)Monopol im Anschluss resultierende Marktmacht der..... nur einschränken. 

Der technische Fortschritt würde sich, z.B. durch Fortschritte bei der IP-Telephonie, nur dann 
positiv auf die wettbewerblichen Verhältnisse auswirken, wenn dadurch einerseits ein Er-
satzprodukt für den bestehenden Teilnehmeranschluss geschaffen würde und andererseits 
dem marktmächtigen Unternehmen zugleich verwehrt würde, seine Marktmacht bei An-
schlüssen in den neuen Bereich zu übertragen. Im Falle DSL beispielsweise habe der tech-
nische Fortschritt (DSL) keine Verbesserung der Verhältnisse gebracht, da eine Markt-
machtübertragung gelungen sei. 

 

XIV. ...................... 
Nach Auffassung der ...... bestünden für mögliche neue Marktteilnehmer folgende Risiken: 

1. Investitionsrisiken wegen unklarer rechtlicher Rahmenbedingungen (Bedrohung 
durch Resale–Modelle -> Finanzrisiko) 

2. Deutlich verringerte Gewinnmargen in Relation zum Zeitpunkt der Marktöffnung 
(Preisverfall im Fernverkehrbereich -> Finanz- und Marktrisiko) 

3. Dauerhafte Abhängigkeit von der ......im Teilnehmeranschlussbereich (-> Regulatori-
sches Risiko) 

4. Zunehmende Marktsättigung (-> Marktrisiko) 

5. Zunehmende Bedrohung von langfristig angelegten Geschäftsmodellen durch sich 
ändernde regulatorische Rahmenbedingungen (CSO, Resale, etc.) 

6. Zunehmender Verdrängungswettbewerb aus benachbarten Märkten (z.B. Terminie-
rung aus dem Mobilfunk in Festnetze vs. Zuführung in Mobilfunknetze). 

Die hier aufgeführten Risiken stellten auch Markthemmnisse für bereits tätige Unternehmen 
– im Wesentlichen TNB´s bzw. Unternehmen, die auf dem Terminierungsmarkt tätig sind – 
dar. Gerade die nachträgliche Änderung von Rahmenbedingungen führe dazu, dass einst 
wirtschaftlich tragfähige Geschäftsmodelle zunehmend in Frage gestellt werden müssten. 
Eine derartige Hinterfragung zu Zeitpunkten, in denen sich beispielsweise getätigte Investiti-
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onen noch nicht amortisiert hätten, führe zunehmend zur Verunsicherung von Shareholdern 
und damit automatisch zu Expansionshemmnissen. 

Nach Auffassung der.......bestünden Behinderungsstrategien unterschiedlichen Umfangs auf 
nahezu allen Märkten. Exemplarisch seien – ohne Anspruch auf Vollständigkeit – folgende 
aktuell am Markt vorhandene Behinderungstatbestände genannt: 

1. Zusammenfassung von regulierten und nicht regulierten Märkten beim Endkunden-
angebot (z.B. TDSL, TVPN); 

2. Überwälzung von Inkassorisiken auf TNB´s (z.B. 0137 und 0190 Online-Billing-
Verfahren); 

3. Zugang zu allen am Markt verfügbaren Produktangeboten und Leistungsmerkmalen 
(z.B. Bahnauskunft); 

4. Schnellere Bereitstellung von Telefonanschlüssen für Endkunden als Portierung zu 
alternativen Netzbetreibern; 

5. Hohe Einmalentgelte, die sofort aufwandwirksam zu erfassen seien, bei dem Wech-
sel von Kunden (TAL-Bereitstellung, Rufnummernmitnahme). 

Insgesamt könne von nahezu ausreichenden Wettbewerbsverhältnissen auf den angespro-
chenen Märkten ausgegangen werden. Dass vor Allem im Bereich der Terminierung teilwei-
se monopolähnliche Strukturen (Ortsnetze) vorzufinden seien, liege sowohl an den Wech-
selhemmnissen als auch an der Entgeltstruktur für Vorleistungsprodukte. Das Grundmodell, 
über langfristige Investitionen in Infrastruktur den Wettbewerb zu fördern, halte....nach wie 
vor für die richtige Vorgehensweise. Das auch über den technischen Fortschritt am Orts-
netzmonopol noch keine wesentlichen Änderungen herbeizuführen waren, liege an der ge-
zielten Zusammenfassung von regulierten und nicht regulierten Märkten in Endprodukten 
(Produktbündel von Telefonie und ADSL).  .....ist der Meinung, dass über technischen Fort-
schritt zunehmend Wettbewerb gefördert würde, solange ein Transfer von Monopolstrukturen 
in andere Märkte unterbunden werde. Nur dann bestünde für alternative Netzbetreiber die 
Möglichkeit, mit technischen Innovationen auch Marktanteile in den angesprochenen Märk-
ten zu generieren. 

 

XV. .......................... 
Die  ..... trägt vor, dass Barrieren für den Einkauf von abgehenden Gesprächsminuten nur in 
den Kosten für die Leitungen zum nächsten Punkt der Zusammenschaltung mit einem alter-
nativen Anbieter beständen. Hierzu müsse wirtschaftlich eine Mindestmasse von Verbindun-
gen erreicht werden. Obwohl bisher kein Interesse bestehe, gelte dieses auch für die Auf-
nahme von kommenden Gesprächen von alternativen Netzbetreibern. Unmöglich sei jedoch 
ein Betrieb als Teilnehmernetzbetreiber ohne die ...... Die Kunden wären nur noch aus dem 
Netz des neuen Anbieters erreichbar, da immer nur eine Portierungskennung von der .....zu 
einem Netzbetreiber gesendet werde. Somit könne die......keine Synergien nutzen und müs-
se bei der......angebunden bleiben. 

Auffällig sei, dass kein einziger Verbindungsnetzbetreiber Interesse an Zuführungsleistungen 
aus alternativen Teilnehmernetzen habe. Gleiches gelte eingeschränkt für einige Online-
Dienste. Für den Endkundenmarkt ergebe sich somit eine Zweiklassengesellschaft. Immer 
mehr Kunden würden von Diensten ausgesperrt. 
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E. Marktabgrenzung 
Die jeweils relevanten Märkte sind, wie aus § 10 Absatz 1 TKG, der insoweit Artikel 15 Ab-
satz 3 Rahmenrichtlinie umsetzt, hervorgeht, von den nationalen Regulierungsbehörden ab-
zugrenzen. § 10 Absatz 2 des TKG verpflichtet die Reg TP, bei der Festlegung der Märkte 
weitestgehend die Märkte-Empfehlung zu berücksichtigen. 

Maßstab der danach durchzuführenden Marktabgrenzung ist also zunächst die in Anhang 1 
dargestellte Märkte-Empfehlung. Ihre Bedeutung liegt einmal darin, dass sie hinsichtlich be-
stimmter Märkte eine Art „Anfangsverdacht“30 für die Abwesenheit von wirksamem Wettbe-
werb darstellt. Derart wird sowohl der Reg TP als nationaler Regulierungsbehörde der Eintritt 
in die Marktanalyse erleichtert als auch eine gemeinschaftsweit koordinierte Aufnahme der 
Marktanalyse gewährleistet.  

Darüber hinaus gibt die Märkte-Empfehlung der Reg TP aber vor allem eine Orientierung für 
die inhaltliche Prüfung der Marktabgrenzung.  

Zwar konnte die Europäische Kommission eine „Vorabdefinition“ von Märkten nur auf Grund 
summarischer Kriterien vornehmen.31 Deshalb haben im Ergebnis „die NRB [...] im Rahmen 
der Marktanalyse sowohl das Recht als auch die Pflicht, die ‚relevanten’ Märkte in Abwei-
chung von der Märkte-Empfehlung festzulegen, wenn die Anwendung von EU-Wettbewerbs-
recht dies auf Grund der spezifischen nationalen Gegebenheiten erfordert.“32 Dennoch ist 
von ausschlaggebender Bedeutung, dass die Europäische Kommission die in der Empfeh-
lung genannten Märkte gemäß Art. 15 Absatz 1, 1. Unterabsatz Satz 3 der Rahmenrichtlinie 
im Einklang mit den Grundsätzen des Wettbewerbsrechts definiert hat. Infolgedessen geht 
die Europäische Kommission auch davon aus, dass die Aufgabe der nationalen Regulie-
rungsbehörde in der Regel darin bestehen wird, die geographische Tragweite der relevanten 
Märkte zu bestimmen33 (und damit nicht darin, das Verfahren der sachlichen Marktabgren-
zung jedes Mal erneut vollständig nachzuvollziehen). Nur wenn besondere nationale Gege-
benheiten vorliegen, welche eine Abweichung von den von der Europäischen Kommission 
festgestellten Märkten rechtfertigen könnten, ist daher von der Reg TP eine eigenständige 
sachliche Marktabgrenzung durchzuführen. Die Europäische Kommission hat die hierbei zu 
beachtenden „Grundsätze des gemeinschaftlichen Wettbewerbsrechts“ in Leitlinien zusam-
mengefasst. Schließlich ist bei der Vornahme der Marktabgrenzung der Normzweck ent-
scheidend zu berücksichtigen (Stichwort: Relativität der Marktabgrenzung).34 Bei der Unter-
suchung der nationalen Gegebenheiten auf den von der Europäischen Kommission empfoh-
lenen Märkten ist deshalb im Auge zu behalten, dass „es bei der sektorspezifischen Regulie-
rung und Deregulierung nicht nur um den einzelnen Markt, sondern auch um das Gesamt-
system und die Kohärenz des Ordnungsrahmens für die Branche insgesamt gehen muss“.35 

Im Folgenden wird nunmehr der sachlich und räumlich relevante Markt untersucht (für eine 
Darstellung der Marktabgrenzungskriterien siehe Anhang 2). 

 

                                                 
30 Elkettani, K & R Beilage 1 (2004) S. 11, 13. 
31 Elkettani, a. a. O., S. 13. 
32 Elkettani, a. a. O., S. 14. 
33 Leitlinien, Rn. 36. 
34 Vergleiche Möschel in: Immenga/Mestmäcker, EG-Wettbewerbsrecht, Band I, Art. 86 EGV Rn. 39 ff. 
35 Monopolkommission, „Zur Reform des Telekommunikationsgesetzes“, 40. Sondergutachten der 
Monopolkommission vom 17. Februar 2004, S. 13. 
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I. Die sachliche Marktabgrenzung 

1. Der Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten ein-
schließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene 

Die Kommission empfiehlt in Ziffer 1. ihrer Märkte-Empfehlung in Verbindung mit Nr. 8 des 
zugehörigen Anhangs den nationalen Regulierungsbehörden, bei der Festlegung relevanter 
Märkte gemäß Art. 15 Abs. 3 Rahmenrichtlinie den Markt für „Verbindungsaufbau im öffentli-
chen Telefonnetz an festen Standorten“ (einschließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene) 
zu prüfen. Hiervon ausgehend ist im Folgenden zu untersuchen, ob Anhaltspunkte für ein 
Abweichen von der vorgegebenen Marktdefinition vorliegen, d.h. also, wie der oder die sach-
lichen Märkte für die in Bezug genommenen Zuführungsleistungen unter Berücksichtigung 
eventueller nationaler Besonderheiten abzugrenzen sind.  

Die Abgrenzung beginnt anhand der kleinsten, d.h. nicht weiter unterteilt angebotenen Leis-
tungseinheit. Nimmt man die derzeit angebotenen Zuführungsleistungen36 näher in den Blick, 
so fällt als entsprechende Grundeinheit die Zuführung von Anrufen37 mit Ursprung in einem 
bestimmten öffentlichen Teilnehmerfestnetz ins Auge. Der Zweck der Zuführung kann dabei 
divergieren: einerseits kann es um die Zuführung zum Zwecke der Verbindungsnetzbetrei-
berauswahl gehen, andererseits um die Herstellung einer Verbindung zu an anderen Netzen 
angeschlossenen Diensteplattformen.  

a. Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im nationalen Festnetz zur Ver-
bindungsnetzbetreiberauswahl  

Die über die niedrigste erschließbare Netzzugangsebene erbrachte Leistung „B.2 [Ort]“ eines 
bestimmten Netzbetreibers - welche für die vorliegenden Zwecke als „B.2 [Ort] Zuführung“ 
bezeichnet werden soll - stellt ein typisches Zuführungsprodukt im oben genannten Sinne 
dar. Die DT AG als effektiv einziger Anbieter definiert diese Leistung wie folgt: Ist ein Inter-
connectionpartner (ICP) als Verbindungsnetzbetreiber für Ortsverbindungen von einem An-
schlusskunden des jeweiligen Netzbetreibers ausgewählt worden, so stellt der zuführende 
Netzbetreiber über die vereinbarten Interconnection-Anschlüsse (ICAs) an den Vermittlungs-
einrichtungen mit Netzübergangsfunktion (VE:N), denen ein lokaler Einzugsbereich (LEZB) 
zugeordnet ist, vollautomatisch aufgebaute Verbindungen mit Ursprung in seinem nationalen 
Telefonnetz zum Interconnectionpartner her.38 Technisch gesehen setzt sich die Leistung 
zusammen aus dem Verbindungsaufbau (im engeren Sinne) über den Signalisierungskanal 
und dem Durchschalten und Halten des Nutzkanals der Verbindung bis zum Netzübergang 
von ICP.39  

Im Folgenden ist zu prüfen, ob und, wenn ja, mit welchen anderen Leistungen diese Leistung 
einen gemeinsamen sachlichen Markt begründet.  

                                                 
36 Zu der Terminologie siehe oben. Es wird in diesem Zusammenhang noch einmal daran erinnert, 
dass im Ausnahmefall auch eine Zuführungsleistung nach der Tarifstufe II (single) oder gar nach der 
Tarifstufe III (double) tarifiert werden kann, dann nämlich, wenn die Verbindung zwar auf der niedrigs-
ten erschließbaren Netzzugangsebene übergeben wird, ein lokaler Einzugsbereich aber gleichwohl 
nicht berührt ist. 
37 Der Begriff „Anruf“ wird hier und im Folgenden synonym mit dem Begriff „Verbindung“ gebraucht. 
38 Vergleiche Ziffer 1.1a) der Leistungsbeschreibung T-Com-B.2 [Ort] und [Fern] im Standardzuam-
menschaltungsvertrag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003; vergleiche dort 
ferner die Ziffer 1.1 der Leistungsbeschreibung ICP-B.2. 
39 Vergleiche Ziffer 1.4 der Leistungsbeschreibung T-Com-B.2 [Ort] und [Fern] im Standardzusam-
menschaltungsvertrag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand:23.10.2003; vergleiche dort 
ferner Ziffer 1.4 der Leistungsbeschreibung ICP-B.2. 
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(1) Zuführungsleistungen jedenfalls nicht in einem Markt mit Terminierungsleis-
tungen oder dem Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung 

Bereits vorweg kann in negativer Abgrenzung ausgeschlossen werden, dass die hier gegen-
ständliche Leistung einem gemeinsamen Markt mit Terminierungsleistungen oder dem Zu-
gang zur Teilnehmeranschlussleitung angehört. Das Angebot einer Terminierung von Ver-
bindungen kann schon per se nicht die Nachfrage nach der Zuführung von Verbindungen 
befriedigen. Ebenso wenig stellen die Einrichtung eines neuen oder der Kauf bzw. die An-
mietung eines vorhandenen Netzzugangs am Standort des Endnutzers eine beachtenswerte 
Alternative dar. Denn um eine der Zuführung vergleichbare Leistung (grundsätzliche Erreich-
barkeit durch alle netzangehörigen Teilnehmer) zu erhalten, müsste der Nachfrager letztend-
lich sämtliche von dem Zuführungsanbieter betriebenen Teilnehmeranschlussleitungen  
übernehmen bzw. doppeln – ein wirtschaftlich sinnloses Unterfangen, sofern es allein um 
das Ziel ginge, die Inanspruchnahme von Zuführungsleistungen zu vermeiden.40 Da auch die 
Marktstrukturen jeweils unterschiedlicher Art sind und insofern also keine homogenen Wett-
bewerbsbedingungen vorliegen,41 ist die Leistung „B.2 [Ort] Zuführung“ jedenfalls nicht einem 
gemeinsamen Markt mit Terminierungsleistungen oder dem Zugang zur Teilnehmeran-
schlussleitung zuzurechnen.  

(2) Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl für Ortsverbin-
dungen aus allen Festnetzen in einem Markt? 

Erstes Merkmal der hier untersuchten Leistung „B.2 [Ort] Zuführung“ ist es, dass die zugeführ-
ten Anrufe ihren Ursprung in einem bestimmten nationalen Festnetz haben. Fraglich ist, ob es 
einen gemeinsamen Markt für Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl für 
Ortsverbindungen aus allen Festnetzen gibt.   

Nachfragesubstitution 

Um diese Frage unter dem Gesichtspunkt der Nachfragesubstitution beantworten zu können, 
ist es notwendig, einen Blick auf den Verwendungszweck der Leistung „B.2 [Ort] Zuführung“ 
zu werfen. Der Zusammenschaltungspartner, der die Leistung nachfragt, interessiert sich 
deshalb für sie, weil er damit den Anschlusskunden des zuführenden Netzbetreibers ein An-
gebot auf Verbindungsnetzbetreiberauswahl unterbreiten kann. Auf diese Weise verwirklicht 
er sein Geschäftsmodell. Allerdings, und dies ist der entscheidende Unterschied etwa zu 
einem um Terminierung nachsuchenden Teilnehmernetzbetreiber, ist der Verbindungsnetz-
betreiber dabei nicht einem Dritten gegenüber zu einer solchen Nachfrage verpflichtet. Wer 
Endkunden Telefonanschlüsse anbietet, wird auch grundsätzlich garantieren müssen, dass 
diese Kunden in dritte Netze telefonieren können. In der Folge muss der Teilnehmernetz-
betreiber Terminierungsleistungen in fremde Netzen im Prinzip umfassend nachfragen. Ein 
derartiger Nachfragezwang besteht hingegen nicht mit Blick auf die Zuführungsleistung „B.2 
[Ort] Zuführung:“ kaufen Verbindungsnetzbetreiber diese Leistung nicht ein, so verstoßen sie 
damit nicht in einem Drittverhältnis gegen eine Erreichbarkeitsgarantie. Folglich sind für den 
Nachfrager Zuführungsleistungen zur VNB-Auswahl untereinander austauschbar; entschei-
dend ist für ihn allein, dass er genügend Endkunden erreicht, um sein Geschäftsmodell ren-
tabel betreiben zu können. 

Bestätigt wird die hier entwickelte Sichtweise durch die Märkte-Empfehlung der Kommission, 
welche den Markt für den Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standor-
ten einschließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene eben nicht – wie bei den Terminie-
rungsleistungen des Marktes Nr. 9 - in dem Sinne definiert, dass die Zuführung aus einzel-

                                                 
40 Vergleiche auch die Begründung zur Märkte-Empfehlung der Kommission über relevante Produkt- 
und Dienstleistungsmärkte (s.o.), S. 17 f. 
41 Siehe zu den Wettbewerbsbedingungen bei Terminierungsleistungen unten Abschnitt E.I.2. - Markt-
abgrenzung, zu dem Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung die entsprechende Marktuntersuchung 
der RegTP.  
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nen öffentlichen Telefonnetzen erfolgen müsste, sondern vielmehr auf den Verbindungsauf-
bau aus allen Netzen abstellt. 

Ergebnis 

Es besteht aufgrund von Nachfragesubstitution ein gemeinsamer Markt für die Leistung „B.2 
[Ort] Zuführung“ unabhängig von dem jeweiligen Netzursprung. Nach den Einzelnetzen ist 
nicht zu trennen. 

(3) Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl für Orts- und 
Fernverbindungen in einem Markt? 

Möglicherweise gehört die Leistung „B.2 [Ort] Zuführung“ darüber hinaus einem gemeinsa-
men Markt mit der auf derselben Netzzugangsebene erbrachten Leistung „B.2 [Fern]“ an. Bei 
dieser Leistung - die im vorliegenden Zusammenhang als „B.2 [Fern] Zuführung“ bezeichnet 
werden soll - stellt der Netzbetreiber über die vereinbarten ICAs an den Vermittlungseinrich-
tungen mit Netzübergangsfunktion vollautomatisch aufgebaute Verbindungen mit Ursprung 
in seinem nationalen Telefonnetz zu dem Zusammenschaltungspartner her, wenn der Zu-
sammenschaltungspartner als Verbindungsnetzbetreiber für Fern-, Auslands- und Mobilfunk-
verbindungen von einem Anschlusskunden des Netzbetreibers ausgewählt wurde.42  

Nachfrage- und Angebotssubstitution 

Für den jeweiligen Nachfrager sind die Leistungen „B.2 [Ort] Zuführung“ und „B.2 [Fern] Zu-
führung“ allerdings nicht austauschbar. Um den Anschlusskunden des zuführenden Netz-
betreibers seine Leistungen als Verbindungsnetzbetreiber für Ortsverbindungen andienen zu 
können, kann der jeweilige Zusammenschaltungspartner nicht auf die Leistung „B.2 [Fern] 
Zuführung“ ausweichen. Denn mit dem letztgenannten Produkt liefert ihm der Netzbetreiber 
lediglich Anrufe in den Rufnummerngassen für Fern-, Auslands- und Mobilverbindungen, 
denen eine Verbindungsnetzbetreiberkennziffer vorangestellt worden ist. Für das Angebot 
einer VNB-Auswahl im Ortsnetz benötigt der Netzbetreiber aber eine Zuführung von Anrufen 
in den Rufnummerngassen für Ortsverbindungen mit in Einzelwahl oder in festgelegter Vor-
auswahl vorangestellter VNB-Kennziffer. Die eine Leistung kann damit nicht durch die ande-
re ersetzt werden.  

Eventuell ließen sich die fraglichen Leistungen aber aufgrund des „Sortimentsgedankens“43 
zusammenfassen. Näher geprüft zu werden braucht dies indes nicht. Die beiden Leistungen 
gehören nämlich jedenfalls aufgrund von Angebotssubstitution einem gemeinsamen Markt 
an. Ein Netzbetreiber, der die Leistung „B.2 [Fern] Zuführung“ freiwillig anbietet, wäre auch 
bereit, die Leistung „B.2 [Ort] Zuführung“ zu verkaufen. Anders als im Verhältnis zwischen 
Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl einerseits und zu Diensten an-
dererseits, bei dem eine entsprechende Bereitschaft nicht besteht (siehe sogleich), ist im hier 
fraglichen Verhältnis die grundsätzliche Entscheidung zum Angebot von Zuführungsleistun-
gen zur VNB-Auswahl bereits im positiven Sinne getroffen worden, indem nämlich die Leis-
tung „B.2 [Fern] Zuführung“ angeboten wird.  

Ergebnis 

Aufgrund von Angebotssubstitution zwischen den Leistungen „B.2 [Ort] Zuführung“ und „B.2 
[Fern] Zuführung“ kann zumindest ein gemeinsamer sachlicher Markt für die Leistung „B.2 
Zuführung“ abgegrenzt werden.  

                                                 
42 Vergleiche Ziffer 1.1 b) der Leistungsbeschreibung T-Com-B.2 [Ort] und [Fern] im Standardzusam-
menschaltungsvertrag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003; vergleiche dort 
ferner Ziffer 1.1 der Leistungsbeschreibung ICP-B.2. 
43 Vergleiche etwa die „Eckpunkte zur sachlichen und räumlichen Abgrenzung von Märkten und der 
Feststellung einer marktbeherrschenden Stellung,“ ABl. RegTP 2000, S. 555 (559).  
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(4) Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl und zu Diensten 
in einem Markt? 

Darüber hinaus könnte die Leistung „B.2 Zuführung“ einem gemeinsamen Markt mit den 
sonstigen Zuführungsleistungen mit Ursprung im eigenen nationalen Telefonnetz des jeweili-
gen Netzbetreibers angehören.  

Zu diesen sonstigen Zuführungsleistungen zählen, wie unter Abschnitt B.IV.2. – Leistungs-
übersicht gezeigt wurde, eine ganze Reihe sogenannter „optionaler“ und „zusätzlicher“ Ver-
bindungsleistungen. Diese Leistungen werden in den für Diensterufnummern vorgesehenen 
Gassen geführt, also in den Gassen für solche Rufnummern, denen eine VNB-Kennzahl 
nicht vorangestellt werden kann. Im gegenwärtigen Zusammenhang kann noch offen blei-
ben, ob diese Leistungen überhaupt untereinander einen gemeinsamen Markt bilden; vorlie-
gend geht es allein um die Frage, ob diese Leistungen prinzipiell einem gemeinsamen Markt 
mit der Leistung „B.2 Zuführung“ zuzurechnen wären. 

Nachfragesubstitution 

Für die Untersuchung der Nachfragesubstitution sollen aus der Menge der „optionalen“ und 
„zusätzlichen“ Leistungen zunächst die – hier so genannten - Leistungen „Z.9 Zuführung“ 
und „O.5 Zuführung“ näher betrachtet werden. Bei diesen Leistungen erscheint zumindest a 
priori eine funktionelle Austauschbarkeit mit der Leistung „B.2 Zuführung“ nicht ausgeschlos-
sen zu sein. 

Im Rahmen der Leistung „Z.9 Zuführung“ stellt der Netzbetreiber Verbindungen mit Ursprung 
im eigenen nationalen Telefonnetz über die vereinbarten ICAs an den Vermittlungseinrich-
tungen mit Netzübergangsfunktion der niedrigsten erschließbaren Netzzugangsebene (so-
weit denen gleichzeitig ein GEZB zugeordnet ist) zum Service 0190 0 (Premium Rate) von 
ICP im Offline-Billing-Verfahren her.44 Aus Nachfragersicht könnte die Zuführung von Anru-
fen in den Rufnummerngasse 0190 0 insofern ein Substitut zu der Leistung „B.2 Zuführung“ 
darstellen, als dass rein tatsächlich der angebotene „Premium-Rate“-Dienst in einer Verbin-
dungsnetzbetreiberauswahl bestehen könnte. In der Tat hat es in den vergangenen Jahren 
entsprechende Nutzungen in Deutschland gegeben. Mit Verfügung vom November 2003 hat 
die RegTP allerdings – hauptsächlich aufgrund neuer gesetzlicher Vorgaben - die "Vorläufi-
gen Regeln für die befristete Zuteilung von noch freien Rufnummernblöcken aus dem Teilbe-
reich 0190 für ‚Premium Rate’-Dienste" dahin gehend geändert, dass Dienste, die kommer-
ziell dem Angebot einer Betreiberauswahl entsprechen, keine Premium Rate-Dienste im Sin-
ne der Zuteilungsregeln sind, und dass das gewerbs- oder geschäftsmäßige oder sonstige 
Anbieten eines Dienstes, der kommerziell dem einer Betreiberauswahl gleich kommt, unzu-
lässig ist.45 Da nicht ersichtlich ist, dass diese Regelung unter dem Regime des novellierten 
TKG entfallen wird, kann davon ausgegangen werden, dass die Leistung „Z.9 Zuführung“ 
jedenfalls aus Nachfragersicht nicht austauschbar mit der Leistung „B.2 Zuführung“ ist.  

Gleiches gilt letztlich auch in dem Fall der Leistung „O.5 Zuführung.“ Bei dieser Leistung 
stellt der Netzbetreiber Verbindungen mit Ursprung im eigenen nationalen Telefonnetz über 
die vereinbarten ICAs an den Vermittlungseinrichtungen mit Netzübergangsfunktion der nied-
rigsten erschließbaren Netzzugangsebene zum Freephone-Service von ICP unter der 
Dienstekennzahl 0800 her.46 Als Freephone-Service sind unter anderem auch Verbindungen 
zu solchen Diensteplattformen ausgestaltet, von denen aus ein Diensteanbieter für einen A-
Teilnehmer, der zuvor eine sogenannte „Calling Card“ von ihm erworben hat, Verbindungen 
zu einem B-Teilnehmer herstellt. Die Leistung „O.5 Zuführung“ ist für den nachfragenden 

                                                 
44 Vergleiche Ziffer 1.1 der Leistungsbeschreibung T-Com-Z.9 im Standardzusammenschaltungsver-
trag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003. 
45 Verfügung Nr. 50/2003 der RegTP, veröffentlicht im Amtsblatt der RegTP (2003) S. 1258 f. Mit Be-
schluss vom 17.12.2003 hat das VG Köln (11 L 2782/03) diese Verfügung inhaltlich bestätigt, ihr aber 
mangels Außenwirkung die Verwaltungsakt-Qualität abgesprochen.  
46 Vergleiche Ziffer 1.1 der Leistungsbeschreibung T-Com-O.5 im Standardzusammenschaltungsver-
trag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003. 
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Netzbetreiber gleichwohl nicht austauschbar mit der Leistung „B.2 Zuführung;“ diejenigen 
Endkunden, welche die VNB-Auswahl nutzen, machen eben keinen Gebrauch von einer zu-
vor gekauften Calling Card und werden – wegen der mit dem Verwendung einer solchen 
Card verbundenen Unannehmlichkeiten wie etwa vorherigem Kauf, begrenztem Guthaben 
und möglichem  Missbrauch – auch in Zukunft kaum in relevanter Zahl von der VNB-Auswahl 
zu der Verwendung einer Calling Card wechseln. Die Leistung „B.2 Zuführung“ kann daher 
nicht durch die Leistung „O.5 Zuführung“ substituiert werden.  

Da auch sonstige Zuführungsleistungen zu Diensten, insbesondere auch diejenige zu Aus-
kunftsdiensten von ICP („Z.7 Zuführung“), letztlich nicht die Verbindungsherstellung mit in 
Einzelwahl oder in festgelegter Vorauswahl vorangestellter VNB-Kennzahl ersetzen können, 
ist unter diesem Gesichtspunkt kein gemeinsamer Markt für die Zuführung von Verbindungen 
mit Ursprung im nationalen Netz des jeweiligen Netzbetreibers vorhanden. 

Ebenso wenig allerdings können die Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiber-
auswahl einerseits und zu Diensten andererseits unter dem Sortimentsaspekt zusammen 
gefasst werden. Dieser Aspekt kommt namentlich zum Tragen, wenn es um die Definition 
von Märkten geht, auf denen von den Kunden komplette Sortimente nachgefragt werden. Im 
deutschen Recht ist diese Fallgruppe vornehmlich am Fall des Lebensmitteleinzelhandels 
entwickelt worden; im europäischen Recht findet sich ein Beispiel etwa in dem Fall Miche-
lin.47 Im letztgenannten Fall befand der Gerichtshof, auf der Großhandelsstufe sei das Ange-
bot von verschiedenen Reifen nicht nach Typen oder Größen zu trennen, sondern vielmehr 
entsprechend der Erwartung der Endkunden, bei seinem Händler ein komplettes Sortiment 
vorzufinden, in einem Markt zusammen zu fassen.  

Der so verstandene Sortimentsgedanke kann im vorliegenden Zusammenhang jedoch nicht 
fruchtbar gemacht werden. Die Nachfrage der Anbieter von Telekommunikationsdiensten 
erstreckt sich gerade nicht auf ein Leistungsbündel bestehend aus Zuführungsleistungen zur 
VNB-Auswahl und zu Diensten. Vielmehr stehen hinter der Nachfrage nach den beiden ver-
schiedenen Zuführungsarten auch unterschiedliche Geschäftsmodelle: während es das eine 
Mal um das Angebot von Call-by-Call oder Preselection für Orts-, Fern-, Ausland- und Mobil-
funkverbindungen geht, soll bei dem anderen Mal das Angebot und die Inanspruchnahme 
von Diensten ermöglicht werden. Um Anrufer zur Nutzung von Call-by-Call oder Preselection 
zu veranlassen, braucht der Netzbetreiber jedoch nicht gleichzeitig Anschaltungen von 
Diensteanbietern vorzunehmen. Umgekehrt ist Voraussetzung für das Anschalten von 
Diensteanbietern nicht, dass der Netzbetreiber darüber hinaus Anrufern auch die Nutzung 
von Call-by-Call oder Preselection ermöglicht. Die Nachfrage des Netzbetreiber richtet sich 
daher jedenfalls nicht auf ein Komplettsortiment bestehend aus Zuführungsleistungen zur 
VNB-Auswahl und zu Diensten.  

Angebotssubstitution 

Im vorliegenden Fall besteht auch keine Angebotssubstitution. Die Erbringer der Zuführungs-
leistungen zu Diensten würden auch bei einer kleinen, aber signifikanten und anhaltenden 
Erhöhung der Preise für die Leistung „B.2 Zuführung“ die letztgenannte Leistung nicht (ver-
mehrt) anbieten.  

Dabei ist nicht die objektive Fähigkeit entscheidend, die jeweiligen Leistungen anbieten zu 
können; wer Zuführungsleistungen zu Diensten erbringt, wird tatsächlich auch Zuführungs-
leistungen zur VNB-Auswahl erbringen können. Maßgeblich ist vielmehr die subjektive Be-
reitschaft zu einem derartigen Angebot: „[D]ie Angebotsumstellungsflexibilität besagt, ob an-
dere Anbieter als die des fraglichen Produkts oder Dienstes direkt oder kurzfristig bereit wä-
ren, ihre Produktion umzustellen bzw. die relevanten Produkte anzubieten, ohne dass erheb-
liche Zusatzkosten für sie entstehen.“48 Ferner: „Bei der Würdigung der Angebotsumstel-
lungsflexibilität können die NRB auch mit der Wahrscheinlichkeit rechnen, dass bisher in 
dem relevanten Produktmarkt noch nicht tätige Unternehmen innerhalb eines angemessenen 

                                                 
47 Urteil des EuGH, Rs. 322/81, Slg. 1983, S. 3461, Rn. 44 – Michelin/Kommission.  
48 Nr. 39 der Leitlinien; Unterstreichung nicht im Original.  
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Zeitraums infolge einer relativen [...] Preiserhöhung in den Markt eintreten wollen. [...] Au-
ßerdem müssen die NRB feststellen, ob ein bestimmter Anbieter tatsächlich seine Produkti-
onsmittel für die Herstellung des relevanten Produkts verwenden oder umstellen würde [...]. 
Eine rein hypothetische Angebotsumstellungsflexibilität reicht für die Marktdefinition nicht 
aus.“49 

Eine Bereitschaft zum zusätzlichen Angebot von Zuführungsleistungen zur VNB-Auswahl ist 
aber jedenfalls in Deutschland bei den Anbietern von Zuführungsleistungen zu Diensten 
nicht vorhanden. Letzteres hängt mit der in Deutschland vorfindlichen generellen Ablehnung 
der Leistung „B.2 Zuführung“ zusammen. Denn mit dem Angebot der Leistung „B.2 Zufüh-
rung“ ermöglicht der jeweilige Netzbetreiber zugleich eine von ihm unerwünschte „Kannibali-
sierung“ seiner eigenen Sprachtelefonieprodukte. Denn der Verbindungsnetzbetreiber tritt 
auf dem oder den Sprachtelefoniemärkten in unmittelbare Konkurrenz zu dem Teilnehmer-
netzbetreiber. Dieser wäre - mit einem bundesweiten Netz – jedoch ohne weiteres selbst in 
der Lage, den Auftrag des Endkunden zur Herstellung einer Verbindung (eventuell unter Zu-
kauf einer Terminierungsleistung) zu erfüllen. Dementsprechend gering ist dann auch das 
Interesse von Teilnehmernetzbetreibern an einem entsprechenden Leistungsangebot.  

Bestätigt wird diese Annahme durch das derzeitige Angebotsverhalten. Aufgrund regulatori-
scher Vorgaben muss zwar die ....die Leistung „B.2 Zuführung“ erbringen. ....... Sonstige An-
gebote von „B.2 Zuführung“ sind dagegen nicht zu entdecken; selbst vergleichsweise große 
Firmen wie die.... oder die .... bieten die Leistung „B.2 Zuführung“ – mit Ausnahme der  ......    
gegenüber – am Markt nicht an. Der nahezu einzige Anbieter der Leistung „B.2 Zuführung“ 
ist daher die ....... 

Aus der dargestellten Gründen wird deshalb ein Anbieter von Zuführungsleistungen zu 
Diensten auch bei einer kleinen, aber signifikanten und anhaltenden Erhöhung der Preise für 
die Leistung „B.2 Zuführung“ nicht (vermehrt) die letztgenannte Leistung anbieten. Eine An-
gebotsumstellungsflexibilität besteht nicht.  

Homogene Wettbewerbsbedingungen 

Möglicherweise kommt hier jedoch der Aspekt der homogenen Wettbewerbsbedingungen 
zum Tragen. Dazu müsste sich der jeweilige Netzbetreiber bei der Gestaltung der Marktauf-
tritte für die Leistung „B.2 Zuführung“ einerseits und für die Zuführungsleistungen zu Diens-
ten andererseits vergleichbaren Wettbewerbsbedingungen gegenüber sehen. 

In dieser Hinsicht könnte einmal unter angebotsseitigen Gesichtspunkten die technische – 
und damit auch kostenmäßige - Ausgestaltung der jeweiligen Leistungen eine Rolle spielen. 
Tatsächlich stimmt die technische Auslegung der verschiedenen Zuführungsleistungen weit-
gehend überein: es geht jeweils um den Verbindungsaufbau von einem im Netz des jeweili-
gen Netzbetreibers geschalteten Anschluss bis zum Netzübergang auf der niedrigsten er-
schließbaren Netzzugangsebene. Unterschiede gibt es nur insoweit, als für die Erstellung 
etwa der bereits genannten Leistungen „Z.9 Zuführung“ und „O.5 Zuführung“ wegen der fle-
xiblen Rufnummernauswertung - anders als bei der Leistung „B.2 Zuführung“ - das Intelligen-
te Netz (IN) genutzt werden muss. Dieser Unterschied ist am Ende allerdings vernachlässig-
bar; in der derzeit gültigen Entgeltgenehmigung für die DT AG etwa begründet die IN-
Abfrage eine betragsmäßige Differenz von lediglich 0,0002 €/min in der peak-Zeit zwischen 
den entsprechenden Leistungsentgelten.50 Auch der Umstand, dass die Leistungen „Z.9 Zu-
führung“ und „O.5 Zuführung“ der DT AG - und einige andere Zuführungsleistungen - nur 
dann zum „local“-Tarif  angeboten werden können, wenn der jeweilige LEZB über einen so-

                                                 
49 Nr. 52 der Leitlinien; Unterstreichungen nicht im Original. 
50 Siehe Ziffern 1.2 (0,0059 €/Min. für die Leistung „[T-Com]-B.2“ Tarifstufe local peak) sowie Ziffern 
1.10.1 (0,0061 €/Min. für die Leistung „[T-Com]-Z.9“ mit Ursprung im nationalen Telefonnetz der DT 
AG Tarifstufe local peak) und 1.5.1 (0,0061 €/Min. für die Leistung „[T-Com]-O.5“ mit Ursprung im 
nationalen Telefonnetz der DT AG Tarifstufe local peak) des Tenors von Beschluss BK 4c-03-
123/E22.09.03 vom 28.11.2003, veröffentlicht als Mitteilung Nr. 380/2003 im Amtsblatt der RegTP 
(2003) 1399, letztere korrigiert mit Mitteilung Nr. 87/2004 im Amtsblatt der RegTP (2004) 363. 
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genannten „Triggerpunkt“ für das Intelligente Netz verfügt (das ist nur bei 44 bzw. 23 der 
insgesamt 474 LEZB der DT AG der Fall),51 ansonsten aber ein „single-transit“-Tarif zu ent-
richten ist, begründet letztlich keinen Anreiz zu einem jeweils leistungsspezifischen Marktauf-
tritt. Die technischen und kostenmäßigen Ähnlichkeiten sprechen vielmehr für ein vergleich-
bares Angebotsverhalten. 

Ein solches Verhalten dürfte auch unter Berücksichtigung der Nachfragersicht - sieht man 
einmal von möglichen Transitnetzbetreibern ab (dazu unten) – vorderhand zu erwarten sein. 
Denn die vergleichbare technische und kostenmäßige Auslegung der Leistungen führt dazu, 
dass die Nachfrager auf eine gleiche Behandlung der Leistungen dringen werden. Unter die-
sem Aspekt dürfte es auch kaum eine Rolle spielen, dass die Nachfrager nach den einzelnen 
Leistungen von durchaus unterschiedlicher Couleur sind. Selbst wenn auf der Nachfragersei-
te einige Schwerpunktsetzungen zu beobachten sind – Firmen etwa wie die .....oder 
die.....haben sich auf das Angebot einer VNB-Auswahl spezialisiert -, so befinden sich doch 
unter den Nachfragern keine Unternehmen, welche aufgrund ihrer sonstigen Ausweichmög-
lichkeiten eine Vorzugsbehandlung bestimmter Zuführungsleistungen durchsetzen könnten. 
Auch unter diesem Aspekt dürfte sich also ein zwischen den Leistungen vergleichbarer 
Marktauftritt entwickeln.  

Indes sind gleichwohl auch deutliche Unterschiede zwischen den Wettbewerbsbedingungen 
für die Zuführungsleistungen zur VNB-Auswahl einerseits und zu Diensten andererseits zu 
beobachten. Diese Unterschiede betreffen das Interesse der Anbieters an der jeweiligen 
Leistungserbringung, außerdem die Nachfragemöglichkeiten von Transitnetzbetreibern und 
schließlich die regulatorischen Bedingungen für das Angebot der verschiedenen Zuführungs-
leistungen.  

Zum einen unterscheiden sich zumindest in Deutschland die Anbieterinteressen bei diesen 
beiden Leistungen fundamental voneinander. Dies wird deutlich, wenn man neben die oben 
bereits skizzierte Situation bei der Zuführung zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl diejenige 
bei der Zuführung zu Diensten stellt. Bei den letztgenannten Leistungen, welche neben der 
DT AG auch von anderen Unternehmen angeboten werden, existieren nicht nur eine, son-
dern vielmehr zwei nachgelagerte Marktstufen: zum einen der Markt für das Anschalten von 
Diensteplattformen, zum anderen der Endkundenmarkt für das Herstellen von Verbindungen. 
Bei der Gestaltung seines Marktauftritts für die Zuführungsleistungen zu Diensten muss der 
jeweilige Netzbetreiber also die Wettbewerbssituationen auf zwei nachgelagerten Marktstu-
fen berücksichtigen. Die je nach Marktebene unterschiedlichen Wettbewerbsverhältnisse und 
-strategien – auf dem Markt für Diensteplattformen dürfte beispielsweise der Service eine 
größere Rolle als auf den Endkundenmärkten spielen, außerdem dürften die Wertschöp-
fungsmöglichkeiten bei einem gewerblichen Diensteanbieter anders sein als bei dem durch-
schnittlichen Endkunden – werden auch Einfluss auf die Gestaltung der Vorleistungsangebo-
te haben. Dabei verhält es sich am Ende offensichtlich so, dass sich für bestimmte Unter-
nehmen ein freiwilliges Angebot derartiger Zuführungsleistungen – anders als von Zufüh-
rungsleistungen zur VNB-Auswahl - durchaus rechnet. Darauf lässt jedenfalls das Verhalten 
der bereits oben genannten Unternehmen .... und .....schließen. Denn diese und andere Un-
ternehmen bieten dritten Netzbetreibern eine ganze Reihe von Zuführungsleistungen zu 
Diensten (und sei es vermittelt über das Transitnetz der DT AG) an. Anders als bei der Leis-
tung „B.2 Zuführung“ gibt es daher neben der..... auch andere Anbieter von Zuführungsleis-
tungen von Diensten. 

Ferner ist in diesem Zusammenhang zu beachten, dass der jeweilige Nachfrager die Leis-
tung „B.2 Zuführung“ jedenfalls in Deutschland nicht in dem gleichen Maße verwerten kann 
wie andere Zuführungsleistungen. Bei Zuführungsleistungen zu Diensten ist der Zusammen-
schaltungspartner des jeweiligen Netzbetreibers in der Lage, die zugeführten Verbindungen 
nach einem Transit im eigenen Netz an dritte Netzbetreiber weiter zu veräußern und somit 
als sogenannter „Carrier’s Carrier“ tätig zu werden. Eine derartige Verwertungsmöglichkeit 
besteht hingegen nicht im Fall der Leistung „B.2 Zuführung.“ Denn bei dieser Leistung ist das 

                                                 
51 Vergleiche zur Trigger-Funktion oben Abschnitt B. - Leistungsübersicht.  
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sogenannte „CIC [Carrier Identification Code]-Hosting,“ d.h. die Hintereinanderschaltung von 
Verbindungsnetzbetreibern, aus technischen Gründen nicht möglich. Die Standards sehen 
eine Übergabe von VNB-Kennziffern über Netzgrenzen hinweg nicht vor.52 Auch wenn das 
Geschäftsmodell des „Carrier’s Carrier“ in der Vergangenheit noch keine größere Bedeutung 
gewonnen zu haben scheint, so ist diese prinzipielle Beschränkung der Verwertungsmög-
lichkeit (und damit der Ausschluss von Konkurrenz auf den Transitmärkten, dazu unten) ein 
Umstand, welcher die künftigen Angebotsbedingungen für die Leistung „B.2 Zuführung“ ei-
nerseits und die Zuführung von Verbindungen zu Diensten mit Ursprung im nationalen Netz 
des jeweiligen Netzbetreibers andererseits spürbar beeinflussen kann. 

Schließlich steht auch das Regulierungsrecht den genannten Leistungen nicht einheitlich 
gegenüber. Bezogen auf den Endkundenmarkt, verpflichtet § 40 TKG marktbeherrschende 
Unternehmen, ihren Teilnehmern eine Verbindungsnetzbetreiberauswahl zu ermöglichen. 
Hinsichtlich der Diensteanbieter fehlt eine solche Vorschrift. Anbieter von Diensten können 
sich daher einerseits nicht darauf berufen, dass sie ohne Wechsel des – marktbeherrschen-
den – Plattformanbieters gleichwohl auf die Dienste dritter Netzbetreiber zurückgreifen dürf-
ten (hier in Form zugeführter Anrufe). Andererseits wird aber auch die von der Regulierungs-
behörde zu gestaltende Zusammenschaltungspflicht nicht dadurch vorherbestimmt, dass in 
dem strikten Maße wie nach § 40 TKG Rücksicht auf die Marktbeherrschung auf dem End-
kundenmarkt zu nehmen wäre; dort gelten vielmehr die Kriterien des § 21 TKG. Diese unter-
schiedliche regulatorische Behandlung deutet ebenfalls darauf hin, dass für das parallele 
Angebot der Produkte „B.2 Zuführung“ einerseits sowie der Zuführungen von Verbindungen 
zu Diensten mit Ursprung im nationalen Netz des jeweiligen Netzbetreibers andererseits kei-
ne vergleichbaren Wettbewerbsbedingungen herrschen.  

Die Betrachtung der maßgeblichen Angebots- und Nachfragemerkmale hat damit ergeben, 
dass in Deutschland für Zuführungsleistungen zur VNB-Auswahl einerseits und zu Diensten 
andererseits keine homogenen Wettbewerbsbedingungen gelten. 

Ergebnis 

Die Leistung „B.2 Zuführung“ gehört danach keinem gemeinsamen Markt mit den Zufüh-
rungsleistungen zu Diensten an. Vielmehr ist es aufgrund der festgestellten nationalen Be-
sonderheiten unumgänglich, im Rahmen des Marktes Nr. 8 der Märkte-Empfehlung einen 
eigenen Teilmarkt für „B.2“-Zuführungsleistungen zu bilden.  

(5) Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl für Ortsverbin-
dungen aus Fest- und Mobilfunknetzen in einem Markt? 

Darüber hinaus könnte es aber auch einen gemeinsamen Markt für die Zuführung von B.2-
Verbindungen aus Fest- und Mobilfunknetzen geben.  

Einem solchen einheitlichen Markt steht jedoch zum einen entgegen, dass eine Zuführung von 
Anrufen aus dem Mobilfunknetz zur VNB-Auswahl – welche bisher allerdings auch nicht an-
geboten wird – für die Nachfrager schon wegen der zu erwartenden Preisunterschiede zu der 
Zuführung von Anrufen aus Festnetzen nicht gleichwertig wäre. Zum anderen kann aber auch 
nicht davon ausgegangen werden, dass homogene Wettbewerbsbedingungen vorliegen wür-
den. Eine Leistung „B.2 Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in Mobilfunknetzen“ würde 
jedenfalls anderen Wettbewerbsbedingungen als die Leistung „B.2 Zuführung von Verbindun-
gen mit Ursprung in Festnetzen“ unterliegen. Im Gegensatz zu den Mobilfunkmärkten sind die 
Festnetzmärkte nämlich geprägt von einer ehemals monopolistischen Anbieterstruktur. Bei 
unterschiedlichen Marktstrukturen aber sind homogene Wettbewerbsbedingungen nicht mehr 
gegeben.53 

                                                 
52 Vergleiche den Beschluss BK 4e-02-017/16.05.02 vom 25.7.2002, S. 36 des amtlichen Umdrucks. 
53 Siehe oben Abschnitt E.I. - Marktabgrenzung.  
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Im Einklang mit der Märkte-Empfehlung der Kommission kann daher festgestellt werden, dass 
Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl aus Fest- und Mobilfunknetzen 
nicht zu einem einheitlichen Markt gehören. 

(6) Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl und Transitleis-
tungen plus Zuführung in einem Markt? 

Schließlich ist zu untersuchen, ob es einen gemeinsamen Markt für die Leistung „B.2 Zufüh-
rung“ einerseits und die Leistungen „B.2 Transit single plus Zuführung“ bzw. „B.2 Transit 
double plus Zuführung“ andererseits gibt. 

Bei den beiden letztgenannten Leistungen handelt es sich um die in den Tarifstufen II (sin-
gle) und III (double) angebotenen Varianten der Leistung „B.2,“ soweit sie nicht über die 
niedrigste erschließbare Netzzugangsebene erbracht werden. Diese Leistungen stellen keine 
Zuführungsleistungen dar, sondern vielmehr Transitleistungen mit Zuführungsanteil (siehe 
oben Abschnitt B.I. – Leistungsübersicht). Die Bezeichnungen „B.2 Transit single plus Zufüh-
rung“ und „B.2 Transit double plus Zuführung“ sollen diesen Umstand zum Ausdruck bringen. 

Nachfragesubstitution 

Für den Nachfrager sind die genannten Leistungen allerdings grundsätzlich nicht unterein-
ander austauschbar. Denn die Leistung „B.2 Zuführung“ kann und wird er nur nachfragen, 
wenn er über eine Zusammenschaltung auf der niedrigsten erschließbaren Netzzugangs-
ebene verfügt. In diesem Fall jedoch ist er an einer Zuführung auf  darüber liegenden Netz-
zugangsebenen nicht interessiert: nicht nur müsste er dann einen höheren Tarif bezahlen; 
vielmehr würden dann auch die von ihm beschafften Übertragungskapazitäten auf der nied-
rigeren Ebene nicht in dem geplanten Maße ausgelastet werden. Nur im Ausnahmefall, näm-
lich bei einem notwendigen Überlauf- oder Ausfallrouting, wird der jeweilige Zusammen-
schaltungspartner statt auf die Leistung „B.2 Zuführung“ auf die oben genannten Transitleis-
tungen zurückgreifen. Im hier interessierenden Regelfall aber befriedigt die Übergabe einer 
Transitleistung plus Zuführung nicht die Nachfrage nach einer Übergabe einer Zuführungs-
leistung.  

Letzteres gilt auch für den Fall, dass die Netzbetreiber allesamt den Preis für die Leistung 
„B.2 Zuführung“ nicht nur vorübergehend um einen kleinen, aber nicht unerheblichen Betrag 
anheben sollten. Denn auch dadurch würden keine nennenswerten Anreize zu einem Wech-
sel auf die höhere Netzzugangsebene entstehen. Zum einen wäre ein solcher Wechsel mit 
einmaligen Kosten aufgrund des notwendigen Rückbaus verbunden. Außerdem würde mit 
einem Rückzug aus der niedrigsten Netzzugangsebene die Möglichkeit eines Angebots von 
VNB-Auswahl im Ortsnetz aufgegeben werden (nach geltender Rechtslage erfordert ein sol-
ches Angebot nämlich eine lokale Zusammenschaltung54). Vor allen Dingen aber würde sich 
eine solche Erhöhung auch auf die Tarife der höheren Ebenen insofern auswirken, als diese 
auf die Tarife der niedrigsten Netzzugangsebene aufsetzen. Bei kostenorientierter Entgelt-
bestimmung müssten sich Tariferhöhungen im Zuführungsbereich in den Tarifen für die Zu-
sammenschaltungen auf höhere Ebene fortsetzen. Der betragsmäßige Abstand zwischen 
den Tarifen würde daher mit der Folge gewahrt bleiben, dass kein Anreiz zu einer Nachfra-
geverlagerung bestände. Die Zuführungsleistung einerseits und die Transitleistungen mit 
Zuführungsanteil andererseits sind deshalb aus Nachfragersicht nicht austauschbar. 

Angebotssubstitution 

Ebenso wenig besteht aber auch eine Austauschbarkeit aus Anbietersicht. Auch wenn es 
sich um einen Gesamtmarkt für die Leistung „B.2 Zuführung“ handelt, so kann doch nicht der 
eine Anbieter durch ein Umschalten von dem Angebot etwa der Leistung „B.2 Transit single 
plus Zuführung“ auf die Leistung „B.2 Zuführung“ eine zusätzliche Konkurrenz für das Pro-

                                                 
54 Vergleiche dazu Beschluss BK 4c-02-045/Z13.12.02 vom 21.2.2003, veröffentlicht als Mitteilung Nr. 
53/2003 im Amtsblatt der RegTP (2003) 311. 
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dukt „B.2 Zuführung“ eines dritten Netzbetreibers schaffen. Denn die Leistung „B.2 Zufüh-
rung“ ist bereits in dem Produkt „B.2 Transit single plus Zuführung“ enthalten. 

Homogene Wettbewerbsbedingungen 

Es bleibt noch der Aspekt der homogenen Wettbewerbsbedingungen. Allerdings liegen der-
artige Bedingungen zwischen der Zuführungsleistung einerseits und den Transitleistungen 
plus Zuführung andererseits nicht vor.  

Einmal divergieren die Ausweichmöglichkeiten je nach der erschlossenen Netzzugangsebe-
ne. Mag der Transitanteil der Leistungen „B.2 Transit single plus Zuführung“ und „B.2 Transit 
double plus Zuführung“ jedenfalls grundsätzlich durch Eigenrealisierung ersetzt werden kön-
nen, so scheidet diese Möglichkeit bei der Leistung „B.2 Zuführung“ von vornherein weitge-
hend aus: die Anmietung aller zu einem bestimmten Netz gehörenden Teilnehmeranschluss-
leitungen erforderte jedenfalls unwirtschaftliche Investitionen. 

Darüber hinaus scheint auch die Kommission eine Ausdifferenzierung verschiedener Märkte 
je nach dem Vorhandensein oder Fehlen eines „Bottlenecks“ anzunehmen; immerhin hat sie 
den hier untersuchten Markt auf den Verbindungsaufbau einschließlich Weiterleitung auf 
lokaler Ebene begrenzt und damit auf diejenigen Leistungen, welche auf der niedrigsten er-
schließbaren Netzzugangsebene erbracht werden. 

Vor diesem Hintergrund kann der Umstand, dass die Anbieter von „B.2 Zuführung“ und von 
„B.2 Transit plus Zuführung“ einem weitgehend einheitlichen Kreis von Unternehmen gegen-
über stehen und diese die Leistungen für einen jeweils identischen Verwendungszweck be-
nötigen, nicht durchdringen. Letztendlich kann nicht davon ausgegangen werden, dass der 
Marktauftritt für die Leistung „B.2 Zuführung“ aufgrund homogener Wettbewerbsbedingungen 
von demjenigen für die Leistungen „B.2 Transit single plus Zuführung“ oder „B.2 Transit 
double plus Zuführung“ maßgeblich mitbestimmt würde. 

Ergebnis 

Die Zuführungsleistungen zur VNB-Auswahl mit Ursprung in Festnetzen bilden einen eige-
nen Markt. Die Transitleistungen auf höheren Netzzugangsebenen mit zusätzlicher Zufüh-
rung sind diesem Markt hingegen nicht zuzurechnen. Diese Leistungen werden im weiteren 
Verlauf dieser Untersuchung im Rahmen der Transitmärkte (Nr. 10 der Märkte-Empfehlung) 
berücksichtigt.  

(7) Ergebnis 
Der hier sachlich relevante Markt lässt sich abschließend kennzeichnen als: 

Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließlich 
der Weiterleitung auf lokaler Ebene für Orts-, Fern-, Auslands- und Mobilverbindungen mit in 
Einzelwahl oder in festgelegter Vorauswahl vorangestellter Kennzahl für Verbindungsnetz-
betreiber (B.2 [Ort] Zuführung und B.2 [Fern] Zuführung). 

b. Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im nationalen Festnetz über Inter-
connection-Anschlüsse zu Diensten  

Auch im Fall der Zuführungsleistungen zu Diensten ist zunächst von einer nicht weiter unter-
teilt angebotenen Leistungseinheit auszugehen. Eine solche Leistungseinheit stellt u.a. die 
von Umsatz und Absatz her bedeutsamste Zuführungsleistung zu einem Dienst, nämlich die 
auf der niedrigsten erschließbaren Netzzugangsebene erbrachte Leistung „O.12“, dar. Bei 
dieser Leistung, die im Folgenden als „O.12 Zuführung“ bezeichnet werden soll, stellt der 
jeweilige Netzbetreiber über die vereinbarten Interconnection-Anschlüsse an den VE:N voll-
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automatisch aufgebaute Verbindungen mit Ursprung im eigenen nationalen Telefonnetz zu 
den vereinbarten Online-Diensten am Telefonnetz von ICP her.55  

Schon aus den bisherigen Ausführungen erhellt, dass diese Leistung jedenfalls nicht einem 
gemeinsamen Markt mit dem Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung oder mit Terminie-
rungsleistungen angehört. Fraglich ist allerdings, wie der hier relevante Zuführungsmarkt 
genau beschaffen ist.  

(1) Schmalbandige Zuführungsleistungen zu Online-Diensten über Interconnecti-
on-Anschlüsse aus allen Festnetzen in einem Markt? 

Möglicherweise umfasst der hier fragliche Markt nicht nur die Leistung „O.12 Zuführung“ aus 
einem bestimmten Netz, sondern vielmehr die entsprechenden schmalbandigen Zuführungs-
leistung zu Online-Diensten über Interconnection-Anschlüsse aus allen Netzen.   

Nachfragesubstitution 

Ob und inwieweit Zuführungsleistungen unterschiedlicher Herkunft untereinander aus-
tauschbar sind, bestimmt sich im vorliegenden Fall aus der Sicht der Diensteanbieter. Denn 
die Nachfrage des Netzbetreibers bemisst sich letztlich nach der Nachfrage der aktuell oder 
potenziell in seinem Netz geschalteten Service Provider. Nun erscheint es plausibel, dass es 
in dieser Hinsicht unterschiedliche Diensteanbieter gibt; solche, die auf jeden Fall aus allen 
Festnetzen erreicht werden wollen, und solche, denen es genügt, wenn sie von einen be-
stimmten Anzahl von Anrufern erreicht werden können. Für die große Mehrzahl der 
Diensteanbieter – und auf die kommt es hier an – dürfte allerdings gelten, dass sie ihr Ge-
schäftsmodell jedenfalls dann erfolgreich betreiben können, solange sie von dem Großteil 
der möglichen Endkunden erreicht werden können. Die Nachfrage dürfte im Regelfall eben 
nicht auf eine Erreichbarkeit aus grundsätzlich allen Netzen, sondern vielmehr auf eine Er-
reichbarkeit aus möglichst vielen Netzen und jedenfalls aus demjenigen mit den weitaus 
meisten Endkundenanschlüssen – also dem der DT AG - gerichtet sein.  

Belegen lässt sich diese Einschätzung etwa anhand der Leistungen „O.12 Zuführung“ und 
„O.14 Transit local plus Zuführung aus einem Drittnetz“ der DT AG. Bei der erstgenannten 
Leistung führt die DT AG dritten Netzbetreibern Verbindungen zu Online-Diensten aus ihrem 
eigenen nationalen Netz, bei der letztgenannten Leistung hingegen Verbindungen zu Online-
Diensten aus nationalen Drittnetzen zu. Von den ....Netzbetreibern, die mit der DT AG zu-
sammengeschaltet sind, beziehen.....die Leistung „T-Com-O.12,“ aber nur..... – ergänzend – 
die Leistung „T-Com-O.14.“ Da die nachfragenden Netzbetreiber nur vereinzelt zusätzliche 
direkte Zuführungen aus Drittnetzen erhalten, bedeutet dies, dass jedenfalls kein unbeding-
tes Interesse der Online-Anbieter an einer Erreichbarkeit aus anderen Netzen als dem der 
DT AG gegeben ist. Bestätigt wird diese Einschätzung auch durch die Beschwerde eines 
kleinen Stadtnetzbetreibers, einige Online-Dienste seien nur beschränkt an einer Erreichbar-
keit aus seinem Netz interessiert.56  

Das hier gefundene Ergebnis - aus Nachfragersicht sind Zuführungsleistungen zu Diensten 
aus verschiedenen Netzen untereinander austauschbar - stimmt überein mit der Märkte-
Empfehlung der Kommission, welche für Zuführungsleistungen gerade nicht einen Markt je 
Einzelnetz, sondern vielmehr einen Markt für die gesamten Festnetze annimmt. 

Ergebnis 

Die Leistungen „O.12 Zuführung“ aus allen Festnetzen bilden einen gemeinsamen Markt. 

                                                 
55 Vergleiche Ziffer 1.1 der Leistungsbeschreibung T-Com-O.12 im Standardzusammenschaltungsver-
trag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003; vergleiche dort ferner Ziffer 1.1 der 
Leistungsbeschreibung ICP-O.12. 
56 Stellungnahme der..... vom 9.10.2003, S. 3. 
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(2) Schmalbandige und breitbandige Zuführungsleistungen zu Online-Diensten in 
einem Markt? 

Die schmalbandige Leistung „O.12 Zuführung“ gehört keinem gemeinsamen Markt mit breit-
bandigen Zuführungsleistungen zu Online-Diensten an, wie sie von der DT AG etwa unter 
den Bezeichnungen „T-DSL ZISP“ oder „Gate basic“ erbracht werden. Aus Nachfrager- und 
Anbietersicht unterscheiden sich diese beiden Arten von Zuführung in grundsätzlicher Weise.  

Die breitbandige Zuführung erlaubt gegenüber der schmalbandigen Zuführung eine um ein 
Vielfaches höhere Datenübertragung und damit also die Nutzung anderer Dienste wie bei-
spielsweise Video on Demand oder Voice over IP. Außerdem unterscheiden sich auch die 
Übertragungsweisen der jeweiligen Verbindungsleistungen. Für die Zuführung des schmal-
bandigen Internetverkehrs wird dieselbe Infrastruktur genutzt wie für die Zuführung des 
Sprachtelefonieverkehrs; in beiden Fällen erfolgt der Transport über das leitungsvermittelte 
Telefonnetz. Bei der breitbandigen Zuführung wird der Verkehr mit Hilfe eines Splitters hin-
gegen noch vor der ersten Vermittlungsstelle in ein paketvermitteltes Netz geführt. Schließ-
lich rührt der Verkehr auch von unterschiedlichen Quellen her: breitbandiger Verkehr stammt 
von DSL-Anschlüssen, während schmalbandiger Verkehr von einem PSTN/ISDN-Anschluss 
ausgeht. 

Der Blick auf diese Unterschiede macht deutlich, dass die Leistung „O.12 Zuführung“ nicht 
einem gemeinsamen Markt mit breitbandigen Zuführungsleistungen angehört. Wie bereits in 
Abschnitt B.II.  – Leistungsübersicht hervorgehoben, wird für breitbandige Zuführungsleis-
tungen demnächst eine eigenständige Marktuntersuchung in sachlichem Zusammenhang mit 
der Untersuchung des Marktes „Breitband-Zugang für Großkunden“ erfolgen. 

(3) Zuführungsleistungen über Interconnection-Anschlüsse und über Primärmul-
tiplex-Anschlüsse in einem Markt? 

Die Leistung „O.12 Zuführung“ könnte aber einem gemeinsamen Markt mit den Leistung „A-
fOD“ und/oder „OVF“ zuzurechnen sein. Bei den beiden letztgenannten Leistungen werden 
Online-Diensteanbietern schmalbandige Verbindungen über Primärmultiplex-Anschlüsse 
zugeführt. 

Nachfragesubstitution 

Für die Nachfrager sind die Dienste „O.12 Zuführung“ einerseits und „AfOD“ und/oder „OVF“ 
andererseits allerdings nicht austauschbar. Vielmehr stellt sich die Entscheidung darüber, ob 
Verkehr über Interconnection-Anschlüsse (O.12 Zuführung) oder aber über Primärmultiplex-
Anschlüsse (AfOD/OVF) abgenommen wird, als eine Systementscheidung57 dar: der Nach-
frager nutzt für die Herstellung von Verbindungen zu Online-Diensten grundsätzlich entweder 
ICAs oder PMXAs, nicht aber beide Anschlussarten parallel.  

Dieser Umstand resultiert letztlich aus der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit und Komple-
xität der beiden Anschlussarten. Bei PMXAs wird im Gegensatz zu ICAs, bei denen das Zei-
chengabesystem Nr. 7 oder Nr. 7N angewendet wird, das Signalisierungsverfahren DSS1 für 
ISDN-Teilnehmerleitungen eingesetzt. Dies bedeutet, dass unterschiedliche Signalisierungs-
informationen ausgetauscht werden. Diese Informationen sind bei Verwendung von ICAs 
erheblich umfangreicher und leistungsfähiger. Zudem können diese Informationen assoziiert 
oder quasiassoziiert übertragen werden. Im Gegensatz hierzu wird das Signalisierungsver-
fahren DSS1 nur zwischen der Vermittlungsstelle und der Endeinrichtung/TK-Anlage ange-
wandt. Des weiteren können die Informationen bei der Anbindung an ICAs über ein soge-
nanntes Zeichengabezwischennetz geführt werden, welches die Leistungsfähigkeit der Ver-
mittlungseinrichtungen positiv beeinflusst. Weiterhin sind ICAs an Vermittlungseinrichtungen 

                                                 
57 Siehe zu Systementscheidungen auch die Entscheidung der Kommission vom 21. Februar 2002 in 
der Sache Nr. COMP/M.2495 – Haniel/Fels, veröffentlicht im Amtsblatt der EG 2003, Nr. L 282/1, Rn. 
52; ferner die Entscheidung der Kommission vom 9. Februar 2000 in der Sache COMP/M.1641 – Lin-
de/AGA, veröffentlicht im Amtsblatt der EG 2002, Nr. L 120/1, Rn. 18. 
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mit Netzübergangsfunktion eingerichtet, die die Aufgabe haben, Verkehr jeglichen Ursprungs 
aufzunehmen oder an jegliche Ziele abzugeben. Über ICAs kann das gesamte Portfolio an 
schmalbandigen Verbindungsleistungen (dazu oben Abschnitt B. – Leistungsübersicht) in 
Anspruch genommen werden, das über PMXAs nur in wesentlich geringerem Umfang abge-
wickelt werden kann. In der Weiterführung des Verkehrs über ICAs können weitere Routing-
maßnahmen durchgeführt werden, wohingegen der Verkehr über PMXAs der Plattform des 
Online-Diensteanbieters starr zugeführt wird. Ein Verbindungsaufbau erfolgt nur vom End-
kunden aus. Ferner bestehen erhebliche Unterschiede im Tarifierungs- und dem Abrech-
nungsprinzip bei der Nutzung von PMXAs im Rahmen des AfOD und/oder OVF im Vergleich 
zur Nutzung von ICAs im Rahmen von Zusammenschaltungen.58 Auch an den Preisen für 
die Bereitstellung der verschiedenen Anschlussarten ist deren unterschiedliche Auslegung 
ablesbar. So sind für die Bereitstellung eines PMXAs (30 Basiskanäle mit jeweils 64 kbit/s 
und einen Steuerkanal mit ebenfalls 64 kbit/s) derzeit 88,92 €, für die eines ICAs (2 Mbit/s) 
aber 498,00 € (jeweils ohne Umsatzsteuer) zu zahlen.59  

Die aufgezeigten Unterschiede machen in ihrer Gesamtheit deutlich, weshalb kein Nachfra-
ger Verkehr parallel über ICAs und PMXAs bezieht. Eine Nachfragesubstitution scheidet im 
Ergebnis wegen der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit und Komplexität der Anschlussar-
ten aus. 

Angebotssubstitution / Homogene Wettbewerbsbedingungen 

Aufgrund der gänzlich unterschiedlichen Anschlusstechniken scheidet auch eine Angebots-
substitution aus. Selbst wenn aber eine solche bestehen sollte, würde sie durch die hetero-
genen Wettbewerbsbedingungen zwischen diesen beiden Anschlusstechniken überdetermi-
niert werden. Sowohl der unterschiedliche Anbieterkreis – nur wenige der Netzbetreiber bie-
ten neben „O.12“ auch „AfOD“ an – als auch der unterschiedliche Nachfragerkreis - ICAs 
werden nur von Netzbetreibern benutzt, PMXAs sowohl von Netzbetreibern als auch von 
Endkunden - verhindert das Entstehen derartiger Bedingungen.  

Am Ende braucht ein Anbieter von Zuführungsleistungen zu Online-Diensten über ICAs, 
wenn er seine Marktauftrittsstrategien festlegt, aufgrund des nur beschränkten Umfangs und 
den geringeren Verwendungsmöglichkeiten von über PMXAs abgewickelten Zuführungsleis-
tungen keine Rücksicht auf die Preis- oder Konditionenunterschiede zwischen diesen beiden 
Dienstearten zu nehmen.  

Ergebnis 

Die Leistungen „O.12 Zuführung“ einerseits und „AfOD“ und/oder „OVF“ andererseits zählen 
nicht zu einem gemeinsamen Markt. Aufgrund der in Deutschland beobachtbaren Trennung 
von über ICAs und über PMXAs erbrachten Leistungen ist eine entsprechende Unterteilung 
des Marktes Nr. 8 der Märkte-Empfehlung unausweichlich. 

(4) Zuführungsleistungen zu verschiedenen Diensten in einem Markt? 
Möglicherweise gehört die Leistung „O.12 Zuführung“ einem Markt an, der neben ihr auch 
sämtliche andere über ICAs geführte Zuführungsleistungen zu Diensten am Netz eines an-
deren Netzbetreibers umfasst. 

Bei diesen anderen Zuführungsleistungen zu Diensten handelt es sich derzeit um folgende 
Leistungen (die Verbindungen haben ihren Ursprung jeweils im nationalen Telefonnetz des 
Netzbetreibers und werden auf der niedrigsten erschließbaren Netzzugangsebene überge-
ben):  

                                                 
58 So Beschluss BK 3d – 00/003 vom 6.9.2000, S. 20 des amtlichen Umdrucks. 
59 Die von der DT AG für die Anschlüsse jeweils ausgewiesenen Überlassungsentgelte sind nur 
schwer vergleichbar, weil diejenigen für den PMXAs auch die Anschlussleitung mit umfassen, wäh-
rend diejenigen für den ICAs nur den „Intra-Building-Abschnitt“ betreffen (siehe oben Abschnitt B.III.2. 
– Leistungsübersicht). Weitere Kosten für den Zusammenschaltungspartner, welche bei einem Wech-
sel entstehen würden, resultierten etwa aus Konfigurations- und Kollokationsentgelten. 
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1. „O.5 Zuführung:“ Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekenn-
zahl 0800; 

2. „O.6 Zuführung:“ Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP; 

3. „O.7 Zuführung:“ Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 
0137 1-9 im Online-Billing-Verfahren; 

4. „O.11 Zuführung:“ Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren;  

5. „Z.4 Zuführung:“ Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren; 

6. „Z.7 Zuführung:“ Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 
118xy im Offline-Billing-Verfahren; 

7. „Z.9 Zuführung:“ Verbindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren; 

8. „Z.10 Zuführung:“ Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 
0181-0189 im Offline-Billing-Verfahren; 

9. „Z.12 Zuführung:“ Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienste-
kennzahl 012 im Offline-Billing-Verfahren; 

10. „Z.14 Zuführung:“ Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Igni-
te unter der Zugangskennzahl 0088210 im Online-Billing-Verfahren; 

11. „Z.16 Zuführung:“ Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren; 

12. „AfTD Zuführung:“ Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbie-
ter.60 

Werden zukünftig weitere Zuführungsleistungen zu Diensten angeboten werden, so sind die-
se hinsichtlich der Marktzugehörigkeit wie die gerade aufgeführten Leistungen zu behandeln. 

Nachfrage- und Angebotssubstitution 

Zwar besteht auch in diesen Fällen keine Austauschbarkeit aus Nachfragersicht: dem Nach-
frager ist nicht damit gedient, wenn er Anrufe in anderen Rufnummerngassen als denjenigen 
erhält, in denen ein Dienst an seinem Netz geschaltet ist. Möglicherweise könnte aber die 
mangelnde Austauschbarkeit der einzelnen Produkte aus Nachfragersicht mit Hilfe des so-
genannten „Sortimentsgedankens“61 überwunden werden. Ob dem so ist, kann im vorliegen-
den Fall allerdings dahin stehen. Auf jeden Fall nämlich sind die Produkte aus Anbietersicht 
austauschbar. 

Die genannten Leistungen divergieren dabei zwar aus technischer und kostenmäßiger Sicht 
in gewisser Weise, letztlich aber überwiegen die Gemeinsamkeiten die Unterschiede. Am 
Ende geht es immer um den Aufbau von Verbindungen von einem am nationalen Telefon-
netz des jeweiligen Netzbetreibers geschalteten Anschluss bis zu einer VE:N auf der nied-
rigsten erschließbaren Netzzugangsebene in einer Gasse für Diensterufnummern. Dass da-
bei bei den verschiedenen Leistungen eine IN-Abfrage je nach der Auswertungstiefe der 
Rufnummer mal notwendig und mal nicht notwendig ist, die Verbindung etwa bei der DT AG 
mitunter zum „local“-Tarif nur an 44 bzw. 23 (statt an 474) möglichen Netzübergängen über-
geben werden kann und das annexe Abrechnungsverfahren teils online, teils offline ausges-

                                                 
60 Im vorliegenden Zusammenhang wird die Leistung „O.13“ (Verbindungen aus nationalen und inter-
nationalen Telefonnetzen zum International-Freephone-Service (IFS)/Universal-International-
Freephone-Service (UIFS) von Zusammenschaltungspartnern) nicht erfasst. Im Jahr 2002 hat die 
Regulierungsbehörde in einer Untersuchung festgestellt, dass aufgrund eines zu geringen Marktvolu-
mens die jeweiligen Marktanteile volatil und daher nicht zur Feststellung von Marktbeherrschung ge-
eignet seien. Infolgedessen ist die Leistung nicht einer Ex-ante-Entgeltregulierung unterworfen wor-
den. Zu den weiteren Randleistungen (Z.2/Z.3/Z.5/Z.8, sie werden von der DT AG nicht erbracht) sie-
he oben Abschnitt B. – Leistungsübersicht. 
61 Vergleiche etwa die „Eckpunkte zur sachlichen und räumlichen Abgrenzung von Märkten und der 
Feststellung einer marktbeherrschenden Stellung,“ ABl. RegTP 2000, S. 555 (559).  
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taltet ist, tritt gegenüber dieser Grundeigenschaft zurück. Die bisherigen Entgeltgenehmi-
gungen, welche gegenüber der DT AG anhand des Maßstabs der „Kosten der effizienten 
Leistungserstellung“ erteilt worden sind, spiegeln deutlich die grundsätzliche Übereinstim-
mung der jeweiligen Leistungsvarianten wider.62 Aus Anbietersicht stellen sich die verschie-
denen Zuführungsleistungen zu Diensten über Interconnection-Anschlüsse daher als aus-
tauschbar dar.  

Auch die Kommission geht in ihrer Begründung zu der Märkte-Empfehlung davon aus, dass 
der Markt Nr. 8 „Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten ein-
schließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene“ insgesamt den „Verbindungsaufbau für Tele-
fongespräche und für das Einwählen in Internet-Dienste“ umfasst.63 

Ergebnis  

In der Folge ist ein Markt abzugrenzen, der die Zuführung von Verbindungen über Intercon-
nection-Anschlüsse zu Diensten im Netz eines anderen Netzbetreibers umfasst. 

(5) Zuführungsleistungen zu Diensten aus Fest- und Mobilfunknetzen in einem 
Markt? 

Der Markt, dem Zuführungsleistungen zu Diensten aus Festnetzen angehören, erstreckt sich 
allerdings nicht auch noch auf Zuführungsleistungen aus Mobilfunknetzen. Insbesondere die 
bestehenden Preisunterschiede lassen eine gegenseitige Substitution der Zuführungsleis-
tungen nicht zu. Eine Nachfragesubstitution besteht daher nicht. Wegen der unterschiedli-
chen Marktstrukturen liegen auch keine homogenen Wettbewerbsbedingungen vor. In Über-
einstimmung mit der Kommissionsempfehlung kann daher festgestellt werden, dass kein 
gemeinsamer Markt für Zuführungsleistungen zu Diensten aus Fest- und Mobilfunknetzen 
existiert.  

                                                 
62 Siehe den Tenor von Beschluss BK 4c-03-123/E22.09.03 vom 28.11.2003, veröffentlicht als Mittei-
lung Nr. 380/2003 im Amtsblatt der RegTP (2003) 1399, letztere korrigiert mit Mitteilung Nr. 87/2004 
im Amtsblatt der RegTP (2004) 363: Für den Zeitraum vom 1.12.2003 bis zum 31.1.2005 (für die Leis-
tung ICP-Z.4 gilt eine Sonderregelung, s.u.) sind folgende Entgelte genehmigt worden: 
Ziffer 1.5.1 - [T-Com]-O.5 Tarifstufe I: 0,0061 €/Min peak, 0,0042 €/Min off-peak; 
Ziffer 1.6 - [T-Com]-O.12 Tarifstufe I: 0,0049 €/Min von 0 – 24 Uhr; 
Ziffer 1.9.1 - [T-Com]-Z.7 Tarifstufe I: 0,0059 €/Min peak, 0,0040 €/Min off-peak; 
Ziffer 1.10.1 - [T-Com]-Z.9 Tarifstufe I: 0,0061 €/Min peak, 0,0042 €/Min off-peak; 
Ziffer 1.11.1 - [T-Com]-Z.10 Tarifstufe I: 0,0061 €/Min peak, 0,0042 €/Min off-peak; 
Ziffer 1.12.1 - [T-Com]-Z.12 Tarifstufe I: 0,0061 €/Min peak, 0,0042 €/Min off-peak; 
Ziffer 1.13.1 - [T-Com]-Z.16 Tarifstufe I: 0,0061 €/Min peak, 0,0042 €/Min off-peak; 
Ziffer 1.14.1- ICP-O.6 Tarifstufe I für die Dienstekennzahlen 0180-1, 0180-3, 0180-5: 0,0061 €/Min 
peak, 0,0042 €/Min off-peak; für die Dienstekennzahlen 0180-2, 0180-4 Blocktarif 0,0183 
€/Verbindung peak, 0,0126 €/Verbindung off-peak bei einer unterstellten durchschnittlichen Verbin-
dungsdauer von 3 Minuten; 
Ziffer 1.15.1 - ICP-O.7 Tarifstufe I: 0,0020 €/Verbindung peak, 0,0014 €/Verbindung off-peak bei einer 
unterstellten durchschnittlichen Verbindungsdauer von 20 Sekunden. 
Ziffer 1.16.1 - ICP-O.11 Tarifstufe I: 0,0061 €/Min peak, 0,0042 €/Min off-peak; 
Ziffer 1.17.1 - ICP-Z.4 Tarifstufe I: 0,0061 €/Min peak, 0,0042 €/Min off-peak (mit Beschluss BK 4f-03-
127/E28.11.03 vom 30.1.2004, veröffentlicht als Mitteilung Nr. 39/2004 im Amtsblatt der RegTP (2004) 
154, sind diese Entgelte aufgrund zusätzlich entstandener Kosten für einen Ansagedienst neu ge-
nehmigt worden; wegen des Transportkostenanteils wurde dabei auf den Beschluss vom 28.11.2003 
verwiesen). 
Ziffer 1.20.1 - BT Ignite-Z.14 Tarifstufe I: 0,0061 €/Min peak, 0,0042 €/Min off-peak. 
Mit Beschluss BK 4f-03-124/E24.09.03 vom 28.11.2004, veröffentlicht als Mitteilung Nr. 379/2003 im 
Amtsblatt der RegTP (2003) 1398, sind die Entgelte für die Verbindungsleistung Zuführung für Anbie-
ter von Telekommunikationsdiensteanbieter (AfTD) in der Tarifstufe I (local) wie folgt festgelegt wor-
den: 0,0059 €/Min peak, 0,0040 €/Min off-peak. 
63 Begründung zur Märkte-Empfehlung der Kommission, S. 18. 
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(6) Zuführungsleistungen zu Diensten und Transitleistungen plus Zuführung in 
einem Markt? 

Schließlich ist auch für die hier gegenständlichen Leistungen festzuhalten, dass die jeweili-
gen Netzzugangsebenen nicht untereinander austauschbar sind. Die Ausweichmöglichkeiten 
der Nachfrager für Zuführungsleistungen einerseits und Transitleistungen plus Zuführung 
andererseits unterscheiden sich insbesondere dahingehend, dass im letzteren Fall eine Ei-
genrealisierung oder das Ausweichen auf Carrier’s Carrier zumindest denkbar erscheint. 
Hinzu kommt, dass auch die Kommission von einem Markt einschließlich der Weiterleitung 
auf lokaler Ebene ausgeht. 

(7) Ergebnis 
Es besteht damit folgender sachlich relevanter Markt: 

Markt für den Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten ein-
schließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Interconnection-Anschlüsse für Verbin-
dungen zu Diensten. Hierzu zählen derzeit: 

1. Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800 (O.5 Zu-
führung); 

2. Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP (O.6 Zuführung); 

3. Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Online-
Billing-Verfahren (O.7 Zuführung); 

4. Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren (O.11 Zuführung);  

5. Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.12 Zuführung); 

6. Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren (Z.4 Zuführung); 

7. Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offline-
Billing-Verfahren (Z.7 Zuführung); 

8. Verbindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.9 Zuführung); 

9. Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Offline-
Billing-Verfahren (Z.10 Zuführung); 

10. Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 im 
Offline-Billing-Verfahren (Z.12 Zuführung); 

11. Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zu-
gangskennzahl 0088210 – im Online-Billing-Verfahren (Z.14 Zuführung); 

12. Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.16 Zuführung); 

13. Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter (AfTD Zuführung). 

Zukünftig angebotene weitere Zuführungsleistungen zu Diensten sind diesem Markt eben-
falls zuzurechnen. 

c. Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im nationalen Festnetz über Pri-
märmultiplex-Anschlüsse zu Online-Diensten in zeitabhängiger Tarifierung 

Mit der Verbindungsleistung „Anschluss für Online-Diensteanbieter“ (AfOD) ermöglicht der 
Netzbetreiber Diensteanbietern, dass Anrufer eine von dem Diensteanbieter angebotene 
Dienstleistung in Anspruch nehmen können. Hierzu wählen die Anrufer die vereinbarte Zu-
gangsnummer des Diensteanbieters und veranlassen damit die Herstellung der Verbindung 
zu der Diensteplattform des Diensteanbieters.64 Der Netzbetreiber aktiviert für den 

                                                 
64 Siehe etwa Ziffer 1. des Anhangs A zum AfOD-Vertrag – Leistungsbeschreibung AfOD der DT AG, 
Stand: 1.1.2004. 
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Diensteanbieter die Rufnummer für „Online“-Dienste in den vereinbarten Einzugsbereichen;65 
er ermöglicht dadurch eine Verbindungsherstellung von Anschlüssen im gesamten nationa-
len Telefonnetz bis zum Primärmultiplex-Anschluss des Diensteanbieters in minutenabhän-
giger Tarifierung. Soweit die Zuführung dieser Verbindungen über die niedrigste Netzzu-
gangsebene erfolgt, soll diese Leistung im Folgenden als „AfOD Zuführung“ bezeichnet wer-
den.  

Zu prüfen ist, was für einem Markt diese Leistung zuzurechnen ist. Bereits oben wurde ge-
zeigt, dass sie jedenfalls weder mit breitbandigen Zuführungsleistungen noch mit der Leis-
tung „O.12 Zuführung“ einen gemeinsamen Markt bildet. Sie könnte allerdings einen einheit-
lichen Markt mit der Leistung „Online-Vorleistungsflatrate für Online-Diensteanbieter“ (OVF) 
begründen.  

Mit der Leistung „OVF“ wird dem Nachfrager eine minutenunabhängig, d.h. pauschal tarifier-
te Herstellung von Verbindungen zu Primärmultiplex-Anschlüssen erbracht. Im Unterschied 
zu der Leistung „AfOD“ werden diese Verbindungen allerdings stets im Einzugsbereich einer 
Teilnehmervermittlungsstelle über die an dieser Teilnehmervermittlungsstelle eingerichteten 
OVF-PMXAs hergestellt.66 Dem Nachfrager können also lediglich Verbindungen zugeführt 
werden, deren Ursprung sich im Einzugsbereich derselben Teilnehmervermittlungstelle be-
findet, an welcher auch der OVF-PMXAs angeschlossen ist. OVF-Leistungen werden damit 
auf einer einzigen Netzzugangsebene erbracht. Möglicherweise hat der Ausschluss von 
Transit etwas damit zu tun, dass nach Vorstellung der DT AG eine Überlastung ihres Fern-
netzes drohen würde, sollte im Vorleistungsbereich eine zur Nutzung reizende Online-
Flatrate (zu) leicht zugänglich sein. Jedenfalls bietet sie lediglich die Leistung „OVF Zufüh-
rung,“ nicht aber eine Leistung „OVF Transit plus Zuführung“ an. 

Zwischen den Leistungen „AfOD Zuführung“ und „OVF Zuführung“ dürften allerdings keine 
Austauschbeziehungen bestehen. Für den Nachfrager stellt es einen elementaren Unter-
schied dar, ob er Verbindungen lediglich von solchen Anschlüssen erhält, die zu derselben 
Teilnehmervermittlungsstelle gehören wie der OVF-PMXAs, oder ob er zu seinem PMXAs 
Verbindungen von Anschlüssen aus dem gesamten Bundesgebiet zugeführt bekommen 
kann. Um im Rahmen des Produktes „OVF“ eine bundesweite Abdeckung zu erhalten, müss-
te der Nachfrager etwa bei dem Netz der DT AG an ca. 1600 Teilnehmervermittlungsstellen 
PMXAs anschalten. Dies erforderte Investitionsleistungen, welche kein externer Nachfrager 
erbringen kann (.......). Dementsprechend wird OVF auch einzig und allein im Rahmen des 
Produktes „OnlineConnect“ der DT AG abgesetzt. Mit dem letztgenannten Produkt ermög-
licht die DT AG den nachfragenden Diensteanbietern eine Art Resale der Verbindungsleis-
tung; die Diensteanbieter selbst müssen nicht zwingend zusätzliche technischen Leistungen 
im Rahmen der Verbindungsherstellung erbringen.  

Auch aus Sicht der Anbieter bestehen keine Austauschbeziehungen zwischen „AfOD Zufüh-
rung“ und „OVF Zuführung:“ weil die letztgenannte Leistung aufgrund ihrer technischen Aus-
gestaltung für Nachfrager einer reinen „OVF Zuführung“ letztlich uninteressant ist und dieses 
Produkt somit nur intern für die Erstellung von höherwertigen Produkten genutzt werden 
kann, besteht kein Grund anzunehmen, dass etwa bei einer 5-10%igen Erhöhung der Ent-
gelte für „AfOD Zuführung“ vermehrt „OVF Zuführung“ angeboten würde oder auch umge-
kehrt. 

Da ein Vorliegen homogener Wettbewerbsbedingungen ebenfalls nicht ersichtlich ist, gehö-
ren „AfOD Zuführung“ und „OVF Zuführung“ getrennten Märkten an. Auch diese weitere Un-
terteilung des Marktes Nr. 8 ist nationalen Besonderheiten geschuldet und letztlich unum-
gänglich, um den beschriebenen Gegebenheiten gerecht werden zu können. 

 

                                                 
65 Siehe etwa Ziffer 1. a) des Anhangs A zum AfOD-Vertrag – Leistungsbeschreibung AfOD der DT 
AG, Stand: 1.1.2004. 
66 Siehe beispielsweise Ziffer 1. 3 des Anhangs A zum OVF-Vertrag – Leistungsbeschreibung OVF 
der DT AG, Stand: 15.10.2002. 
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Ergebnis 

Es lässt sich damit der folgende Markt identifizieren: 

Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließlich 
der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Primärmultiplex-Anschlüsse für Verbindungen zu 
Online-Diensten in zeitabhängiger Tarifierung (AfOD Zuführung). 

d. Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im nationalen Festnetz über Pri-
märmultiplex-Anschlüsse zu Online-Diensten in zeitunabhängiger Tarifierung 

Nach den oben vorgenommenen Abgrenzungen sind keine weiteren Leistungen ersichtlich, 
mit denen die Leistung „OVF Zuführung“ einen gemeinsamen Markt bilden könnte. Es be-
steht daher folgender Markt: 

Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließlich 
der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Primärmultiplex-Anschlüsse für Verbindungen zu 
Online-Diensten in zeitunabhängiger Tarifierung (OFV Zuführung). 

e. Ergebnis 
Zu den sachlich relevanten Märkten im Sinne von Art. 15 Abs. 3 Rahmenrichtlinie in Verbin-
dung mit Ziffer 1. der Märkte-Empfehlung und Nr. 8 des zugehörigen Anhangs zählen fol-
gende Märkte: 

Märkte für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene 

I.  für Orts-, Fern-, Auslands- und Mobilverbindungen mit in Einzelwahl oder in festgelegter 
Vorauswahl vorangestellter Kennzahl für Verbindungsnetzbetreiber (B.2 [Ort] Zuführung 
und B.2 [Fern] Zuführung).  

II.  über Interconnection-Anschlüsse für Verbindungen zu Diensten. Hierzu zählen derzeit: 

  Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800 (O.5 Zu-
führung); 

  Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP (O.6 Zuführung); 

  Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Online-
Billing-Verfahren (O.7 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren (O.11 Zuführung);   

 Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.12 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren (Z.4 Zuführung); 

  Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offline-
Billing-Verfahren (Z.7 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.9 Zuführung); 

  Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Offli-
ne-Billing-Verfahren (Z.10 Zuführung); 

  Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 im 
Offline-Billing-Verfahren (Z.12 Zuführung); 

  Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zu-
gangskennzahl 0088210 – im Online-Billing-Verfahren (Z.14 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.16 Zuführung); 

  Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter (AfTD Zuführung). 
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 Zukünftig angebotene weitere Zuführungsleistungen zu Diensten sind diesem Markt eben-
falls zuzurechnen. 

III. über Primärmultiplex-Anschlüsse für Verbindungen zu Online-Diensten in zeitabhängiger 
Tarifierung (AfOD Zuführung). 

IV. über Primärmultiplex-Anschlüsse für Verbindungen zu Online-Diensten in zeitunabhängi-
ger Tarifierung (OVF Zuführung). 
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2. Die Anrufzustellung in einzelnen öffentlichen Telefonnetzen an festen Stand-
orten einschließlich der lokalen Anrufweiterleitung 

In Ziffer 1. ihrer Märkte-Empfehlung in Verbindung mit Nr. 9 des zugehörigen Anhangs emp-
fiehlt die Kommission den nationalen Regulierungsbehörden, bei der Festlegung relevanter 
Märkte gemäß Art. 15 Abs. 3 Rahmenrichtlinie den Markt für „Anrufzustellung in einzelnen 
öffentlichen Telefonnetzen an festen Standorten“ (einschließlich der lokalen Anrufweiterlei-
tung) zu prüfen. Im Folgenden ist wiederum zu überprüfen, ob sich Anhaltspunkte für ein 
Abweichen von der vorgegebenen Marktabgrenzung finden. Dazu sollen der oder die sach-
lich relevanten Märkte für die entsprechenden Terminierungsleistungen abgegrenzt werden. 

a. Terminierungsleistungen in das Festnetz eines bestimmten Netzbetreibers 
Die Abgrenzung nimmt ihren Ausgang von der kleinsten angebotenen Leistungseinheit eines 
bestimmten Netzbetreibers. Als eine solche Grundeinheit ist die Leistung „B.1,“ soweit sie 
auf der niedrigsten erschließbaren Netzzugangsebene erbracht wird, anzusprechen. Bei die-
ser Leistung, welche für den vorliegenden Zweck als „B.1 Terminierung“ bezeichnet werden 
soll, stellt der jeweilige Netzbetreiber über die vereinbarten ICAs an den VE:N der niedrigs-
ten erschließbaren Netzzugangsebene vollautomatisch aufgebaute Verbindungen aus dem 
Telefonnetz von ICP zu Telefonanschlüssen im eigenen nationalen Telefonnetz mit geogra-
phischer Zielrufnummer (Ortsnetzkennzahl und Teilnehmernummer) her.67 Die Leistung setzt 
sich dabei zusammen aus dem Verbindungsaufbau über den Signalisierungskanal, einer 
Signalisierungsanfrage an eine zentrale Datenbank (RNPS) und dem Durchschalten und 
Halten des Nutzkanals der Verbindung vom Netzübergang bis zum Teilnehmeranschluss.68 

Das Produkt „B.1 Terminierung“ gehört jedenfalls keinem gemeinsamen Markt mit Zufüh-
rungsleistungen oder dem Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung an (siehe dazu die inso-
weit übertragbare Begründung oben zu den Zuführungsleistungen). Fraglich ist indessen, 
wie der hier interessierende Markt positiv abzugrenzen ist.   

(1) Terminierungsleistungen zu geographischen Rufnummern und zu Notrufab-
fragestellen in einem Markt? 

Die Leistung „B.1 Terminierung“ könnte einen gemeinsamen Markt mit der Leistung „Z.1 
Terminierung“ bilden. Bei dieser Leistung, ....., stellt der Netzbetreiber vollautomatisch auf-
gebaute Verbindungen über die vereinbarten ICAs an den Vermittlungseinrichtungen mit 
Netzübergangsfunktion der niedrigsten erschließbaren Netzzugangsebene (soweit denen 
gleichzeitig ein GEZB oder ein SEZB zugeordnet ist) aus dem Telefonnetz von ICP zu den 
zwischen ICP und den Notrufträgern vertraglich vereinbarten Notrufabfragestellen her.69 

Nachfrage- und Angebotssubstitution 

Ein gemeinsamer Markt für die Leistungen „B.1 Terminierung“ und „Z.1 Terminierung“ lässt 
sich allerdings nicht unter den Gesichtspunkten der Nachfrage- oder Angebotssubstitution 
begründen. Weder können Nachfrager, die eine Terminierung zu einem Telefonanschluss im 
nationalen Telefonnetz des jeweiligen Netzbetreibers mit geographischer Zielrufnummer be-
gehren, letzteres mit dem Einkauf der Leistung „Z.1 Terminierung“ befriedigen, noch können 
dritte Netzbetreiber durch das Verlagern von Produktionsressourcen die Leistung „B.1 Ter-
minierung“ in das Netz eines anderen Netzbetreibers herstellen. 

                                                 
67 Vergleiche Ziffer 1.1 der Leistungsbeschreibung T-Com-B.1 im Standardzusammenschaltungsver-
trag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003; vergleiche dort ferner Ziffer 1.1 der 
Leistungsbeschreibung ICP-B.1. 
68 Vergleiche Ziffer 1.4 der Leistungsbeschreibung T-Com-B.1 im Standardzusammenschaltungsver-
trag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003; vergleiche dort ferner Ziffer 1.3 der 
Leistungsbeschreibung ICP-B.1. 
69 Vergleiche Ziffer 1.1 der Leistungsbeschreibung T-Com-Z.1 im Standardzusammenschaltungsver-
trag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003. 
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Homogene Wettbewerbsbedingungen 

Möglicherweise unterliegt das Angebot der beiden genannten Leistungen aber aufgrund ü-
bereinstimmender Angebots- und/oder Nachfragemerkmale homogenen Wettbewerbsbedin-
gungen.  

Aus Angebotssicht sind die Leistungen „B.1 Terminierung“ und „Z.1 Terminierung“ letztlich 
identisch: es werden jeweils Verbindungen zu Zielen im Netz eines bestimmten Netzbetrei-
bers hergestellt. Diese Identität spiegelt sich auch in den jeweiligen Kosten der (effizienten) 
Leistungserstellung wider; diese stimmen nämlich, wie sich bei der entsprechenden Entgelt-
genehmigung für die DT AG zeigt, bei den beiden Leistungen überein.70 Der Umstand, dass 
im Falle des Bezugs der Leistung „Z.1“ weitere Entgelte für die Bereitstellung und Änderung 
von Notrufcodierungen und die Mitteilung hierüber fällig werden,71 ist im vorliegenden Zu-
sammenhang ohne weiteren Belang. Hierbei handelt es sich lediglich um separat bezogene 
Konfigurationsmaßnahmen. 

Auch unter Berücksichtigung der Nachfragerseite sind die beiden Leistungen homogenen 
Wettbewerbsbedingungen ausgesetzt. Denn in beiden Fällen sehen sich die Nachfrager den 
gleichen Ausweichmöglichkeiten gegenüber. Soweit sie die Terminierung in ein bestimmtes 
Netz begehren, kann ihre Nachfrage nur mittels einer Terminierungsleistung des jeweiligen 
Netzbetreibers befriedigt werden.  

Es liegen also insoweit homogene Wettbewerbsbedingungen vor.  

Ergebnis 

Die Leistungen „B.1 Terminierung“ und „Z.1 Terminierung“ eines Netzbetreibers gehören 
einem gemeinsamen Markt an.  

(2) Terminierungsleistungen in alle Festnetze in einem Markt?   
Als nächstes ist zu klären, ob diese Leistungen darüber hinaus einem einheitlichen Markt für 
Terminierungsleistungen in alle Festnetze angehören. 

Nachfrage- und Angebotssubstitution 

Im Gegensatz zu Zuführungsleistungen aus verschiedenen Festnetzen sind Terminierungs-
leistungen in verschiedene Festnetze für die Nachfrager untereinander nicht austauschbar. 
Den Nachfragern nach einer Terminierung in ein bestimmtes Festnetz ist mit dem Angebot 
einer alternativen Terminierung nicht gedient.  

Ein Beispiel macht diesen Gegensatz zwischen Zuführungs- und Terminierungsleistungen 
deutlich. Ein Verbindungsnetzbetreiber, der eine VNB-Auswahl anbieten will, kann – ein ent-
sprechendes Angebot der Teilnehmernetzbetreiber vorausgesetzt - jedenfalls prinzipiell frei 
entscheiden, von welchem Teilnehmernetzbetreiber er eine „B.2“-Zuführungsleistung ein-
kauft. Solange er rentabel arbeitet, wird es ihm grundsätzlich gleichgültig sein, welche End-
kunden bei welchem Teilnehmernetzbetreiber er genau bedient. Demselben Verbindungs-
netzbetreiber kann es aber nicht einerlei sein, von welchem Teilnehmernetzbetreiber er eine 
Terminierungsleistung einkaufen kann. Denn im Wettbewerb mit anderen Verbindungsnetz-
betreibern auf dem Endkundenmarkt wäre es ein entscheidender Nachteil, den Endkunden – 
die prinzipiell alle anderen geschalteten Anschlüsse erreichen können wollen – kein umfas-
sendes Angebot auf Verbindungsherstellung machen zu können. Jedenfalls erscheint es 

                                                 
70 Siehe Ziffern 1.2.1 (0,0059 €/Min. für die Leistung „[T-Com]-B.2“ Tarifstufe local peak) und 1.8.1 
(0,0059 €/Min. für die Leistung „[T-Com]-Z.1“ Tarifstufe local peak) des Tenors von Beschluss BK 4c-
03-123/E22.09.03 vom 28.11.2003, veröffentlicht als Mitteilung Nr. 380/2003 im Amtsblatt der RegTP 
(2003) 1399, letztere korrigiert mit Mitteilung Nr. 87/2004 im Amtsblatt der RegTP (2004) 363. 
71 Siehe Ziffer 1.8.2 des Tenors von Beschluss BK 4c-03-123/E22.09.03 vom 28.11.2003, veröffent-
licht als Mitteilung Nr. 380/2003 im Amtsblatt der RegTP (2003) 1399, letztere korrigiert mit Mitteilung 
Nr. 87/2004 im Amtsblatt der RegTP (2004) 363. 
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schwer vorstellbar, dass Anschlusskunden eines Teilnehmernetzbetreibers eine Preselection 
für einen bestimmten Verbindungsnetzbetreiber einrichten lassen, wenn sie damit rechnen 
müssen, nicht grundsätzlich alle Gesprächsteilnehmer auf diesem Wege erreichen zu kön-
nen. Letzteres gilt erst recht für Teilnehmernetzbetreiber, die sowohl auf dem Endkunden-
markt für Telefonanschlüsse als auch demjenigen für Orts- und Fernverbindungen auftreten; 
wer Anschlüsse anbietet, von denen aus im Prinzip nicht alle denkbaren Orts- und Fernver-
bindungen aus aufgebaut werden können, wird im Wettbewerb kaum bestehen können. Auf-
grund dieser Umstände dürften deshalb Terminierungsleistungen aus verschiedenen Netzen 
aus Nachfragersicht nicht austauschbar sein. 

Darüber hinaus ist aber auch nicht ersichtlich, dass dritte Netzbetreiber durch das Um-
schwenken von Produktionskapazitäten die hier gegenständlichen Leistungen - Terminie-
rungsleistungen in ein ganz bestimmtes Festnetz - herstellen könnten.  

Es besteht daher unter den Gesichtspunkten der Nachfrage- und Angebotssubstitution kein 
gemeinsamer Markt für Terminierungen in alle Festnetze. 

Homogene Wettbewerbsbedingungen 

Es bleibt die Möglichkeit, dass Terminierungsleistungen in Festnetze aufgrund homogener 
Wettbewerbsbedingungen zu einem einheitlichen Markt zu rechnen sind. 

Aus Angebotssicht sind diese Leistungen vorderhand tatsächlich miteinander vergleichbar: 
es geht jeweils um die Anrufzustellung in öffentlichen Telefonnetzen an festen Standorten 
einschließlich der lokalen Anrufweiterleitung. Außerdem weisen auch die bisher etwa in den 
Verträgen mit der DT AG vereinbarten und  genehmigten Entgelte nicht auf das Bestehen 
vieler unterschiedliche Einzelnetze hin. Die Leistungen der Zusammenschaltungspartner 
werden vielmehr – jedenfalls derzeit - reziprok zu denjenigen der DT AG entgolten. 72 Dar-
über hinaus ist aus Nachfragersicht zu bedenken, dass die jeweils nachgefragte Leistung für 
den gleichen abstrakten Verwendungszweck – Terminierung – benötigt wird. 

Bei diesen Erwägungen ist allerdings auch zu berücksichtigen, dass die bisherigen Markter-
gebnisse in hohem Maße eine Folge regulatorischer Maßnahmen oder Einflussnahmen sind. 
Ohne Regulierung würde dem Grundsatz nach etwas anderes gelten. Der Umstand nämlich, 
dass der Anrufer auf der Endkundenebene gemäß dem „Calling-Party-Pays“-Prinzip den 
Anruf bezahlt, der terminierende – und damit die Terminierungsleistung anbietende – Netz-
betreiber aber von dem Angerufenen ausgesucht wird, schränkt die Reaktionsmöglichkeiten 
des Nachfragers auf unangemessene Konditionen und Preise in grundsätzlicher Weise ein: 
will er den anrufenden Endkunden bedienen, muss er zwangsläufig die Leistung eines ganz 
bestimmten Terminierungsanbieters einkaufen. Folglich ist es für einen Anbieter von Termi-
nierungsleistungen durchaus rational, sich eher an seinen individuellen Geschäftszielen 
denn an leistungsübergreifenden Marktgegebenheiten zu orientieren, wenn es um die Fest-
legung der Marktstrategien geht. Eine demgegenüber nachrangige Frage ist es dann, ob ein 
individuelles Geschäftsverhalten auch gegen jeden nachfragenden Netzbetreiber durchsetz-
bar ist; diese Frage wird erst im Rahmen der Marktanalyse zu beantworten sein.  

                                                 
72 Die RegTP hat mehreren Teilnehmernetzbetreibern Ende 2003 zur Überwindung von Anlaufschwie-
rigkeiten (Stichwort: „verzögerte Reziprozität“) im Vergleich zur DT AG höhere Entgelte genehmigt; 
siehe die Beschlüsse vom 5.12.2003 in den Verfahren BK4a-03-069/ E26.06.03, BK4a-03-070/ 
E26.06.03, BK4a-03-071/ E26.06.03, BK4a-03-074/ E09.07.03, BK4a-03-112/ E04.09.03, BK4a-03-
113/ E03.09.03, BK4a-03-114/ E03.09.03, BK4a-03-115/ E04.09.03, BK4a-03-116/ E04.09.03, BK4a-
03-117/ E04.09.03, BK4a-03-118/ E04.09.03, BK4a-03-119/ E04.09.03, BK4a-03-120/ E04.09.03, 
BK4a-03-121/ E04.09.03, BK4a-03-122/ E03.09.03, im Tenor veröffentlicht als Mitteilungen Nr. 376 bis 
379 und 382 bis 393 im Amtsblatt der RegTP (2003) 1396. Mit mehreren Beschlüssen vom 28.1.2004 
(1 L 3169/03 u.w.) hat das VG Köln mit Blick auf die die reziproken Entgelte übersteigenden Entgelt-
anteile allerdings die aufschiebende Wirkung angeordnet; die von der RegTP dagegen erhobene Be-
schwerde ist vom OVG für das Land Nordrhein-Westfalen mit Beschluss vom 3.6.2004 (13 B 351/04) 
zurückgewiesen worden.  
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Bestrebungen in Richtung individueller Marktauftritte hat es tatsächlich und insbesondere in 
dem Verhältnis zwischen alternativen Netzbetreibern einerseits und der regulierten DT AG 
andererseits gegeben. So beantragten Netzbetreiber für die jeweilige Leistung „ICP-B.1“ im 
Sommer 2003 beispielsweise – nicht weiter nach Tarifstufen und peak/off-peak-Zeiten auf-
gegliederte – Entgelte von 0,0651 €/Minute,73 0,0356 €/Minute,74 0,0764 €/Minute75 oder 
auch 0,0418 €/Minute.76 Bei einem der DT AG für die Leistung „T-Com-B.1“ genehmigten 
Tarif von 0,0059 €/Minute in der peak-Zeit für die Tarifstufe I und 0,0152 €/Minute in der 
peak-Zeit für die Tarifstufe III belegt dies, dass für die Anbieter von Terminierungsleistungen 
offensichtlich Anreize zur individuellen Gestaltung des Marktauftritts bestehen.77 

Homogene Wettbewerbsbedingungen, welche den Anbietern von Terminierungsleistungen 
jeweils vergleichbare Marktstrategien aufzwingen würden, liegen damit nicht vor. Die An-
nahme der Kommission, als sachlich relevanter Markt sei die Anrufzustellung in einzelnen 
öffentlichen Telefonnetzen anzusehen, konnte nicht widerlegt werden.  

Ergebnis 

Im Falle von Terminierungsleistungen ist jedes Teilnehmerfestnetz als ein eigener Markt zu 
betrachten.   

(3) Terminierungsleistungen und Transitleistungen plus Terminierung in einem 
Markt? 

Hinsichtlich der Zuführungsleistungen aus Festnetzen wurde festgestellt, dass sie keinem 
gemeinsamen Markt mit Transitleistungen plus Zuführungen angehören. Die entsprechenden 
Erwägungen können auf das Verhältnis zwischen Terminierungsleistungen einerseits und 
den Transitleistungen plus Terminierung andererseits übertragen werden. Terminierungsleis-

                                                 
73 Antrag der tesion Telekommunikation GmbH auf Genehmigung der Entgelte für die Leistung –ICP-
B.1 und ICP-B.2 in dem Verfahren BK4a-03-069/ E26.06.03. 
74 Antrag der KomTel Gesellschaft für Kommunikations- und Informationsdienste mbH auf Genehmi-
gung der Entgelte für die Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2 in dem Verfahren BK4a-03-070/ E26.06.03. 
75 Antrag der Versatel Deutschland GmbH & Co. KG auf Genehmigung der Entgelte für die Leistung –
ICP-B.1 und ICP-B.2 in dem Verfahren BK4a-03-071/ E26.06.03. 
76 Antrag der NetCologne Gesellschaft für Telekommunikation mbH auf Genehmigung der Entgelte für 
die Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2 in dem Verfahren BK4a-03-074/ E09.07.03. Vergleiche ferner die 
jeweils unterschiedlichen Anträge in den Verfahren BK4a-03-112/ E04.09.03 (Antrag der TROPOLYS 
Netz GmbH auf Genehmigung der Entgelte für die Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2), BK4a-03-113/ 
E03.09.03 (Antrag der ChemTel Telekommunikations GmbH auf Genehmigung der Entgelte für die 
Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2), BK4a-03-114/ E03.09.03 (Antrag der CNE Gesellschaft für Tele-
kommunikation mbH auf Genehmigung der Entgelte für die Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2), BK4a-03-
115/ E04.09.03 (Antrag der MEOCOM Telekommunikation GmbH auf Genehmigung der Entgelte für 
die Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2), BK4a-03-116/ E04.09.03 (Antrag der jetz! Kommunikation GmbH 
& Co. KG auf Genehmigung der Entgelte für die Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2), BK4a-03-117/ 
E04.09.03 (Antrag der Citykom Münster GmbH Telekommunikationsservice auf Genehmigung der 
Entgelte für die Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2), BK4a-03-118/ E04.09.03 (Antrag der pulsaar Gesell-
schaft für Telekommunikation mbH auf Genehmigung der Entgelte für die Leistung –ICP-B.1 und ICP-
B.2), BK4a-03-119/ E04.09.03 (Antrag der TeleBeL Gesellschaft für Telekommunikation Bergisches 
Land mbH auf Genehmigung der Entgelte für die Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2), BK4a-03-120/ 
E04.09.03 (Antrag der teleLev Telekommunikation GmbH auf Genehmigung der Entgelte für die Leis-
tung –ICP-B.1 und ICP-B.2), BK4a-03-121/ E04.09.03 (Antrag der TeleNet Potsdam Kommunikati-
onsgesellschaft mbHauf Genehmigung der Entgelte für die Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2) und 
BK4a-03-122/ E03.09.03 (Antrag der HanseNet Telefongesellschaft mbH auf Genehmigung der Ent-
gelte für die Leistung –ICP-B.1 und ICP-B.2). 
77 Zu den daraufhin ergangenen Beschlüssen siehe oben. Hieran würde sich auch nichts dadurch 
ändern, sollten einige Netzbetreiber aufgrund der rechtlichen Situation nunmehr einander gleichende 
Entgeltgenehmigungsanträge stellen. Denn mit den ursprünglichen Anträgen haben sie jedenfalls 
deutlich gemacht, dass sie gegenüber der DT AG unterschiedliche Strategien verfolgen wollen, solan-
ge rechtliche Erwägungen dem nicht im Wege stehen.  
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tungen in Festnetze bilden deshalb keinen einheitlichen Markt mit Transitleistungen plus 
Terminierung.  

(4) Ergebnis  
Für das Netz eines jeden Teilnehmernetzbetreibers besteht damit folgender sachlich rele-
vanter Markt im Sinne von Art. 15 Abs. 3 Rahmenrichtlinie in Verbindung mit Ziffer 1. der 
Märkte-Empfehlung und Nr. 9 des zugehörigen Anhangs: 

Markt für Anrufzustellung in das einzelne öffentliche Telefonnetz an festen Standorten ein-
schließlich der lokalen Anrufweiterleitung (B.1 Terminierung und Z.1 Terminierung).  

b. Die betroffenen Unternehmen 
1. accom Gesellschaft für Telekommunikationsnetze u. -dienstleistungen mbH & Co. KG 

Grüner Weg 100 
52070 Aachen 

2. Arcor AG & Co. 
Alfred-Herrhausen-Allee 1 
65760 Eschborn 

3. AugustaKom Telekommunikation GmbH & Co. KG 
Curt-Frenzel-Straße 4 
86167 Augsburg 

4. BerliKomm Telekommunikationsgesellschaft mbH 
Fasanenstrasse 85 
10623 Berlin 

5. BITel Gesellschaft für kommunale Telekommunikation mbH 
Carl-Zeiss-Straße 7 
33334 Gütersloh 

6. BreisNet Telekommunikations- und Carrier-Dienste GmbH 
Sundgauallee 25 
79114 Freiburg 

7. BT (Germany) GmbH & Co. oHG 
Barthstraße 22 
80339 München 

8. ChemTel Telekommunikations GmbH Chemnitz 
Augustusburger Straße 1 
09111 Chemnitz 

9. Citykom Münster GmbH Telekommunikationsservice 
Rösnerstraße 8 
48155 Münster 

10. CNE Gesellschaft für Telekommunikation mbH 
Am Alfredusbad 8 
45133 Essen 

11. COLT Telecom GmbH 
Herriotstraße 4 
60528 Frankfurt am Main 

12. DATEL Daten- und Telekommunikations- GmbH Dessau 
Willy-Lohmann-Straße 6a 
06844 Dessau 
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13. Deutsche Telekom AG 
Friedrich-Ebert-Allee 140 
53113 Bonn 

14. DOKOM Gesellschaft für Telekommunikation mbH 
Stockholmer Allee 24 
44269 Dortmund 

15. E.T.H. European Telecommunication Holding AG 
Berner Straße 119 
60437 Frankfurt am Main 

16. envia.tel GmbH 
Thiemstraße 136 
03048 Cottbus 

17. EWE TEL GmbH 
Cloppenburger Straße 310 
26133 Oldenburg 

18. freenet Cityline GmbH 
Hamburger Chaussee 2-4 
24114 Kiel 

19. GöTel GmbH 
Weender Landstr. 59 
37075 Göttingen 

20. HanseNet Telekommunikation GmbH 
Überseering 33a 
22297 Hamburg 

21. HEAG MediaNet GmbH 
Dornheimer Weg 24 
64293 Darmstadt 

22. HeLi NET Telekommunikation GmbH & Co. KG 
Caldenhofer Weg 192 
59063 Hamm 

23. HL komm Telekommunikations GmbH 
Nonnenmühlgasse 1 
04107 Leipzig 

24. htp - Hannovers Telefon Partner GmbH 
Mailänder Straße 2 
30539 Hannover 

25. IN-telegence GmbH & Co. KG 
Oskar-Jäger-Straße 125 
50825 Köln 

26. ISH GmbH & Co. KG 
Gustav-Heinemann-Ufer 54 
50968 Köln 

27. ISIS Multimedia Net GmbH & Co. KG 
Kaistraße 6 
40221 Düsseldorf 

28. jetz! Kommunikation GmbH & Co. KG 
Göschwitzer Straße 22 
07745 Jena 
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29. Kabel Baden-Württemberg GmbH & Co. KG 
Im Breitspiel 2-4 
69126 Heidelberg 

30. KielNET GmbH 
Knooper Weg 75 
24116 Kiel 

31. LeuCom Telekommunikationsgesellschaft mbH 
Am Haupttor, Bau 4310 
06237 Leuna 

32. M"net Telekommunikations GmbH 
Müllerstraße 7 
80469 München 

33. MCI WorldCom Deutschland GmbH 
Solmsstraße 73 
60486 Frankfurt am Main 

34. MDCC Magdeburg-City-Com GmbH 
Weitlingstraße 22 
39104 Magdeburg 

35. meocom Telekommunikation GmbH 
Am Alfredusbad 8 
45133 Essen 

36. NEFkom Telekommunikation GmbH & Co. KG 
Spittlertorgraben 19 
90429 Nürnberg 

37. NetCologne Gesellschaft für Telekommunikation mbH 
Maarweg 163 
50825 Köln 

38. osnatel GmbH 
Luisenstraße 16 
49074 Osnabrück 

39. PfalzKom Gesellschaft für Telekommunikation mbH 
Kurfürstenstraße 29 
67061 Ludwigshafen 

40. pulsaar Gesellschaft für Telekommunikation mbH 
Richard-Wagner-Straße 10-14 
66111 Saarbrücken 

41. QSC AG 
Mathias-Brüggen-Straße 55 
50829 Köln 

42. SDTelecom Telekommunikations GmbH 
Heinersdorfer Damm 55 – 57 
16303 Schwedt / Oder 

43. telebel GmbH 
Johannisberg 7 
42103 Wuppertal 

44. telelev Telekommunikation GmbH 
Johannisberg 7 
42103 Wuppertal 
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45. TeleNet Potsdam Kommunikationsgesellschaft mbH 
Graf-von-Schwerin-Straße 1 
14469 Potsdam 

46. Téleos Gesellschaft für Telekommunikation u. Netzdienste Ostwestfalen-Schaumburg 
mbH & Co. KG 
Mindener Straße 86 
32049 Herford 

47. TROPOLYS Netz GmbH 
Fiedlerstraße 36 
01307 Dresden 

48. Ventelo Deutschland GmbH 
Mathias-Brüggen-Straße 55 
50829 Köln 

49. Versatel Germany GmbH 
Hans-Stießberger-Sraße 2 b 
85540 München 

50. Versatel Nord-Deutschland GmbH 
Nordstraße 2 
24937 Flensburg 

51. Versatel Süd-Deutschland GmbH 
Kriegsbergstraße 11 
70174 Stuttgart 

52. Versatel West-Deutschland GmbH & Co. KG 
Unterste-Wilms-Straße 29 
44143 Dortmund 

53. VSE NET GmbH 
Nell-Breuning-Allee 6 
66115 Saarbrücken 

54. wilhelm.tel GmbH 
Heidbergstraße 101-111 
22846 Norderstedt 

55. WOBCOM GmbH 
Heßlinger Straße 1-5 
38440 Wolfsburg 
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3. Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz 
Schließlich empfiehlt die Kommission in Ziffer 1. ihrer Märkte-Empfehlung in Verbindung mit 
Nr. 10 des zugehörigen Anhangs den nationalen Regulierungsbehörden, bei der Festlegung 
relevanter Märkte gemäß Art. 15 Abs. 3 Rahmenrichtlinie den Markt für „Transitdienste im 
öffentlichen Festtelefonnetz“ zu untersuchen.  

In Deutschland werden Transitdienste – „die Übertragung zwischen Knotenvermittlungen 
eines bestimmten Netzes, verschiedener Netze oder ausschließlich über ein drittes Netz“78 - 
allerdings nicht gesondert, sondern immer nur im Paket mit Zuführungs- oder Terminierungs-
leistungen angeboten. Für die nachfolgende Betrachtung sollen diese Einheiten als maßgeb-
lich zugrunde gelegt werden. Denn sowohl das Angebot als auch die Nachfrage in diesem 
Bereich richten sich jeweils auf die Herstellung einer Verbindung von oder zu einem Teil-
nehmeranschluss, nicht aber auf das Erbringen einer gesonderter Transitleistung, neben der 
zusätzlich eine Zuführungs- oder Terminierungsleistung einzukaufen wäre. Ein solcher ge-
trennter Einkauf würde unnötige Transaktionskosten verursachen, weil der Nachfrager neben 
dem Vertrag mit dem Transitnetzbetreiber einen zusätzlichen Vertrag mit dem jeweiligen 
Teilnehmernetzbetreiber eingehen und zudem das Zusammenwirken von Transit- und Teil-
nehmernetzbetreiber kontrollieren müsste. Tatsächlich hat denn auch in den zahlreichen 
Zusammenschaltungsverfahren vor der Beschlusskammer 4 der RegTP seit 1998 kein einzi-
ger Netzbetreiber beantragt, eine pure Transitleistung einkaufen zu können. Dies zeigt, dass 
auf Nachfragerseite kein Interesse an einem gesonderten Einkauf der verschiedenen Ver-
bindungsleistungen besteht.  

Entsprechend der in Deutschland festgestellten Nachfrage sollen deshalb im Folgenden die 
kombinierten Dienste „Transit plus Zuführung“ bzw. „Transit plus Terminierung“ untersucht 
werden. Die damit einhergehende Abweichung von der Empfehlung der Kommission er-
scheint aufgrund der dargestellten nationalen Besonderheiten als unausweichlich. 

a. Transitleistungen in Festnetzen plus Zuführung von Verbindungen zur Ver-
bindungsnetzbetreiberauswahl  

Als erster Transitdienst soll die unter der Bezeichnung „B.2“ vertriebene Transitleistung in 
der Tarifstufe II (single)79 untersucht werden.80 Bei dieser Leistung, die im vorliegenden Zu-
sammenhang „B.2 Transit single plus Zuführung“ genannt werden soll, stellt der jeweilige 
Netzbetreiber über die vereinbarten ICAs an den Vermittlungseinrichtungen mit Netzüber-
gangsfunktion der regionalen Netzzugangsebene vollautomatisch aufgebaute Verbindungen 
mit Ursprung im eigenen nationalen Telefonnetz zu dem Zusammenschaltungspartner her, 
wenn der Zusammenschaltungspartner als Verbindungsnetzbetreiber für Orts-, Fern-, Aus-
lands- und Mobilfunkverbindungen von einem Anschlusskunden des Netzbetreibers ausge-
wählt wurde.81  

                                                 
78 Begründung zur Märkte-Empfehlung der Kommission, S. 18. 
79 Es ist in diesem Zusammenhang daran zu erinnern, dass im Ausnahmefall auch eine Zuführungs-
leistung nach der Tarifstufe II (single) tarifiert werden kann, dann nämlich, wenn die Verbindung auf 
der niedrigsten erschließbaren Netzzugangsebene übergeben wird, ohne das ein lokaler Einzugsbe-
reich berührt wäre. Für die Leistungen „B.2 Zuführung“ und „B.2 Transit plus Zuführung“ spielen diese 
Erwägungen allerdings kaum eine Rolle, weil diese Leistungen fast ausschließlich von der DT AG 
angeboten werden, und zwar an allen 474 Vermittlungseinrichtungen mit Netzübergangsfunktion. 
80 Die Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl gehören einem gemeinsamen 
Markt an unabhängig davon, ob es um die Zuführung von Ortsverbindungen einerseits oder Fern-, 
Auslands- oder Mobilfunkverbindungen andererseits geht (siehe Abschnitt E.I.1.a. – Marktabgren-
zung). Für die folgende Untersuchung wird daher nicht mehr zwischen diesen Verbindungstypen un-
terschieden. 
81 Vergleiche Ziffer 1.1 b) der Leistungsbeschreibung T-Com-B.2 [Ort] und [Fern] im Standardzusam-
menschaltungsvertrag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003; vergleiche dort 
ferner Ziffer 1.1 der Leistungsbeschreibung ICP-B.2. 
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(1) Transitleistungen single in allen Festnetzen plus Zuführung von Verbindun-
gen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl in einem Markt? 

Möglicherweise bildet die Leistung „B.2 Transit single plus Zuführung“ eines einzelnen Netz-
betreibers einen einheitlichen Markt mit den entsprechenden von anderen Festnetzbetrei-
bern angebotenen Leistungen.  

Bei der Untersuchung der Leistung „B.2 Zuführung“ wurde festgestellt, dass es dem Nach-
frager nicht auf die Zuführung aus einem ganz bestimmten Festnetz, sondern vielmehr nur 
auf die Zuführung von Anrufen von einem Großteil der geschalteten Festanschlüsse an-
kommt. Im Einklang mit den Wertungen des Gemeinschaftsrechts wurde daher der entspre-
chende Markt nicht einzelnetzbezogen, sondern gesamtnetzbezogen abgegrenzt. Für den 
vorliegenden Fall eines im eigenen Netz erbrachten Transits ist nicht ersichtlich, dass sich an 
dieser Beurteilung etwas ändert. Demzufolge existiert ein gemeinsamer Markt für Transitleis-
tungen single in Festnetzen plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Te-
lefonnetz zur VNB-Auswahl. 

(2) Transitleistungen single plus Zuführung von Verbindungen zur Verbindungs-
netzbetreiberauswahl und zu Diensten in einem Markt? 

Bereits im Rahmen der Marktabgrenzung für die Zuführungsleistungen zur Verbindungs-
netzbetreiberauswahl einerseits und zu Diensten andererseits wurde festgestellt, dass zwi-
schen diesen Leistungen weder Substitutionsbeziehungen noch homogene Wettbewerbsbe-
dingungen bestehen. Diese Unterschiede setzen sich auch bei den entsprechenden Transit-
leistungen fort. Zum einen scheidet wegen der unterschiedlichen Verwendungszwecke eine 
Nachfragesubstitution aus. Eine Angebotsumstellungsflexibilität kommt deshalb nicht in Be-
tracht, weil Transitleistungen plus Zuführung zur VNB-Auswahl aus technischen Gründen 
(dazu näher oben) nicht über Drittnetze angeboten werden können. Schließlich liegen auf-
grund der prinzipiell unterschiedlichen Ausweichmöglichkeiten für die Nachfrager dieser Leis-
tungen, der unterschiedlichen Interessenlagen der Anbieter sowie der divergenten regulato-
rischen Behandlung auch keine homogenen Wettbewerbsbedingungen vor. 

Die genannten Leistungen gehören damit nicht einem gemeinsamen Markt an. Aufgrund der 
dargestellten nationalen Besonderheiten ist deshalb der Transitmarkt Nr. 10 zumindest in 
dieser Hinsicht zu unterteilen. 

(3) Transitleistungen single und double in Festnetzen plus Zuführung von Ver-
bindungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl in einem Markt? 

Im Zusammenhang mit den Zuführungsleistungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl 
wurde dargelegt, dass der Nachfrager nach einer Verbindungsübergabe auf lokaler Netzzu-
gangsebene regelmäßig kein Interesse an einer Übergabe auf einer regionalen oder überre-
gionalen Ebene hat. Gleiches gilt auch im Verhältnis zwischen der Übergabe auf regionaler 
Ebene einerseits und auf lokaler oder überregionaler Netzzugangsebene andererseits. 

Allerdings könnten im vorliegenden Zusammenhang homogene Wettbewerbsbedingungen 
gegeben sein. Zwar wurde eine derartige Homogenität im Verhältnis zwischen der niedrigs-
ten erschließbaren Netzzugangsebene einerseits und den anderen Ebenen andererseits 
unter Hinweis auf die unterschiedlichen Ausweichmöglichkeiten der Nachfrager sowie die 
Märkte-Empfehlung der Kommission verneint. Diese Argumente gelten jedoch nicht im hier 
interessierenden Verhältnis zwischen der regionalen und der überregionalen Netzzugangs-
ebene. In diesem Fall ist dem durchaus einheitlichen Nachfragerkreis, der diese Leistungen 
auch zum jeweils gleichen Verwendungszweck nachfragt, zumindest theoretisch eine Eigen-
realisierung möglich. Die Ausweichmöglichkeiten sind insofern also grundsätzlich vergleich-
bar. Darüber hinaus bevorzugt auch die Kommission eine tendenziell eher weite Marktab-
grenzung, unterscheidet sie doch bei der Definition des Marktes für Transitdienste nicht nach 
weiteren Netzzugangsebenen. 

Aufgrund homogener Wettbewerbsbedingungen gehören daher die Transitleistungen der 
Tarifstufen single und double, soweit sie jeweils in Festnetzen plus einer Zuführung von Ver-
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bindungen zur Verbindungsnetzbetreiberauswahl angeboten werden, einem einheitlichen 
Markt an.  

(4) Ergebnis 
Folgender Markt kann somit abgegrenzt werden:  

Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Zuführung von Orts-, Fern-, Auslands- 
und Mobilverbindungen mit in Einzelwahl oder in festgelegter Vorauswahl vorangestellter 
Kennzahl für Verbindungsnetzbetreiber und mit Ursprung im eigenen nationalen Netz (B.2 
Transit plus Zuführung). 

b. Transitleistungen in Festnetzen über Interconnection-Anschlüsse plus Zufüh-
rung von Verbindungen zu Diensten 

Bei der Leistung „O.12“ der Tarifstufe single (II), hier als „O.12 Transit single plus Zuführung“ 
bezeichnet, stellt der jeweilige Netzbetreiber über die vereinbarten Interconnection-
Anschlüsse an den VE:N der regionalen Netzzugangsebene vollautomatisch aufgebaute 
Verbindungen mit Ursprung im eigenen nationalen Telefonnetz zu den vereinbarten Online-
Diensten am Telefonnetz von ICP her. Bereits im Zusammenhang mit den Zuführungsleis-
tungen ist dargelegt worden, dass über ICAs zugeführte Verbindungsleistungen weder mit 
breitbandigen noch mit über PMXAs zugeführten Verbindungsleistungen einen gemeinsa-
men Markt bilden. Möglicherweise begründet sie aber mit anderen Leistungen einen einheit-
lichen Markt.   

(1) Transitleistungen single in allen Festnetzen plus Zuführung von Verbindun-
gen mit Ursprung im eigenen Netz zu Diensten in einem Markt? 

Bereits oben wurde gezeigt, dass die Nachfrager nach Zuführungsleistungen zu Diensten im 
Regelfall nicht eine Zuführung aus einem bestimmten Festnetz, sondern vielmehr nur von 
einem Großteil der Festnetzanschlüsse nachfragen. Aus diesem Grunde wurde ein gemein-
samer Markt für Zuführungsleistungen zu Diensten aus Festnetzen – nicht allerdings aus 
Mobilfunknetzen - angenommen. Diese Erwägungen lassen sich auch auf den vorliegenden 
Fall von Transitleistungen der Stufe „single“ übertragen. Es besteht daher zumindest ein ein-
heitlicher Markt für die Leistungen „O.12 Transit single plus Zuführung“ in allen Festnetzen.  

(2) Transitleistungen single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im 
eigenen Netz zu verschiedenen Diensten in einem Markt? 

Bei der Marktabgrenzung für Zuführungsleistungen zu Diensten wurde festgestellt, dass die 
dort genannten Zuführungsleistungen aufgrund von Angebotsumstellungsflexibilität aus-
tauschbar sind und daher einen gemeinsamen Markt bilden. Entsprechendes gilt auch im 
vorliegenden Zusammenhang, in dem nach der Austauschbarkeit der Leistung „O.12 Transit 
single plus Zuführung“ mit entsprechenden Transitleistungen zu anderen Diensten gefragt 
wird. Es handelt sich hierbei derzeit um folgende Leistungen:   

1. „O.5 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ Ver-
bindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800; 

2. „O.6 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ Ver-
bindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP; 

3. „O.7 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ Ver-
bindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Online-Billing-
Verfahren; 

4. „O.11 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ 
Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren;  

5. „Z.4 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ Ver-
bindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren; 
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6. „Z.7 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ Ver-
bindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offline-Billing-
Verfahren; 

7. „Z.9 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ Ver-
bindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren; 

8. „Z.10 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ 
Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Offline-
Billing-Verfahren; 

9. „Z.12 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ 
Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 im Offli-
ne-Billing-Verfahren; 

10. „Z.14 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ 
Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zugangs-
kennzahl 0088210 im Online-Billing-Verfahren; 

11. „Z.16 Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ 
Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren; 

12. „AfTD Transit single plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz:“ 
Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter. 

Werden zukünftig weitere entsprechende Transitleistungen plus Zuführung angeboten wer-
den, so sind diese hinsichtlich der Marktzugehörigkeit wie die gerade aufgeführten Leistun-
gen zu behandeln. 

(3) Transitleistungen verschiedener Tarifstufen in Festnetzen plus Zuführung von 
Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz und in dritten nationalen Fest-
netzen zu Diensten in einem Markt? 

Möglicherweise gehören Transitleistungen in Festnetzen plus Zuführung von Verbindungen 
zu Diensten einem gemeinsamen Markt an unabhängig davon, ob der Verbindungsursprung 
im eigenen oder einem dritten nationalen Festnetz liegt. 

In diesem Fall kämen zu den oben genannten Leistungen derzeit noch die folgenden Leis-
tungen hinzu: 

1. „O.5 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Festnet-
zen:“ Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800; 

2. „O.6 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Festnet-
zen:“ Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP; 

3. „O.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Festnet-
zen:“ Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Onli-
ne-Billing-Verfahren; 

4. „O.11 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Fest-
netzen:“ Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren;  

5. „O.14 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Fest-
netzen:“ Verbindungen zum Online Dienst am Netz von ICP; 

6. „Z.4 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Festnet-
zen:“ Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren; 

7. „Z.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Festnet-
zen:“ Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offli-
ne-Billing-Verfahren; 

8. „Z.9 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Festnet-
zen:“ Verbindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren; 
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9. „Z.10 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Fest-
netzen:“ Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im 
Offline-Billing-Verfahren; 

10. „Z.12 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Fest-
netzen:“ Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 
im Offline-Billing-Verfahren; 

11. „Z.14 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Fest-
netzen:“ Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der 
Zugangskennzahl 0088210 im Online-Billing-Verfahren; 

12. „Z.16 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Fest-
netzen:“ Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren; 

13. „AfTD Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Fest-
netzen:“ Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter. 

Werden zukünftig weitere entsprechende Transitleistungen plus Zuführung angeboten wer-
den, so sind diese hinsichtlich der Marktzugehörigkeit wie die gerade aufgeführten Leistun-
gen zu behandeln. 

Nachfragesubstitution 

Tatsächlich sind die entsprechende Leistungen aus Nachfragersicht austauschbar. So kann 
etwa die Leistung „O.12 Transit single plus Zuführung,“ bei welcher der Ursprung der Ver-
bindung im Netz des den Transit erbringenden Netzbetreibers liegt, ersetzt werden durch die 
Leistung „O.14 Transit plus Zuführung aus einem Festnetz“ eines dritten Netzbetreibers. 
Voraussetzung ist lediglich, dass der dritte Netzbetreiber die Leistung „O.12“ von dem erst-
genannten Netzbetreiber einkauft. Dieses Modell ist in der Praxis durchaus verbreitet. Eine 
ganze Reihe von Netzbetreibern setzen ihre Zuführungsleistungen zu Diensten vorwiegend 
über Transitleistungen der DT AG an dritte Netzbetreiber ab. Für die Herstellung von Verbin-
dungen zwischen bei alternativen Teilnehmernetzbetreibern angeschlossenen Teilnehmern 
und den an Netzen dritter Netzbetreiber geschalteten Online-Diensten bedeutet dies etwa, 
dass diese in der Regel über den „O.14“-Transitdienst der DT AG erfolgt.  

Dabei kommt es aus Nachfragersicht für die Ersetzbarkeit im Übrigen auch nicht darauf an, 
welcher Tarifstufe (local, single oder double) der Transitdienst plus Zuführung aus einem 
dritten Festnetz – etwa der „O.14“-Dienst - angehört. Die jeweilige Tarifstufe der Transitleis-
tung des dritten Netzbetreibers für die Austauschbarkeit der Leistungen spielt nur insofern 
eine Rolle, als die daraus entstehenden Kosten jeweils mit den Kosten einer direkten Zu-
sammenschaltung mit dem zuführenden Netzbetreiber abgewogen werden müssen. Da aber 
für die Einrichtung einer direkten Zusammenschaltung mehrere auch langfristige Faktoren zu 
beachten sind (Entwicklung der Endkundentarife, Vorhandensein von Leerrohren, Rendite-
erwartungen, Vorlaufzeit, Stabilität der Rahmenbedingungen, einmalige und laufende Kosten 
für ICAs, Konfigurationsmaßnahmen, Kollokationsräume usw.),82 ist nicht zu erwarten, dass 
die vorhandenen Preisunterschiede zwischen den einzelnen Tarifstufen gegenüber diesen 
langfristigen Erwägungen eine ausschlaggebende Rolle einnehmen könnten. Um im Beispiel 
zu bleiben: die Leistung „O.12 Transit single plus Zuführung“ ist danach für Nachfrager aus-
tauschbar mit den Leistungen „O.14 Transit local plus Zuführung aus einem Festnetz,“ „O.14 
Transit single plus Zuführung aus einem Festnetz“ sowie „O.14 Transit double plus Zufüh-
rung aus einem Festnetz.“   

Vergleichbare Überlegungen gelten auch für das Verhältnis zwischen den auf überregionaler 
Netzzugangsebene übergebenen Transitleistungen in Festnetzen plus Zuführung von Ver-
bindungen mit Ursprung im eigenen Netz zu Diensten einerseits und den entsprechenden 
Transitleistungen plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten Festnetzen zu 

                                                 
82 Vergleiche dazu namentlich die Stellungnahme der..... vom 9.10.2003, Antwort zu Frage Nr. 12; die 
Stellungnahme der ...... vom 10.10.2003, Antwort zu Frage Nr. 12, stimmt damit weitgehend überein. 
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Diensten andererseits. Am gleichen Beispiel gezeigt: die Leistung „O.12 Transit double plus 
Zuführung“ dürfte aus Nachfragersicht ebenfalls austauschbar sein mit den Leistungen „O.14 
Transit local plus Zuführung aus einem Festnetz,“ „O.14 Transit single plus Zuführung aus 
einem Festnetz“ sowie „O.14 Transit double plus Zuführung aus einem Festnetz.“ Insofern 
gehören also auch diese Leistungen einem gemeinsamen Markt an. 

Weil die auf regionaler und überregionaler Netzzugangsebene übergebenen Transitleistun-
gen in Festnetzen plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz zu 
Diensten jeweils durch dieselben Produkte (Transit local, single und double plus Zuführung 
von Verbindungen mit Ursprung in einem dritten nationalen Festnetz zu Diensten) ersetzt 
werden können, und weil umgekehrt auch die Transitleistungen in Festnetzen plus Zufüh-
rung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Festnetzen mit denselben Gütern 
(Transit single und double plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz 
zu Diensten) austauschbar sind, gehören diese Leistungen schließlich allesamt einem ge-
meinsamen Markt an. Die beschriebenen Konstellationen sind gemeinhin unter dem Begriff 
der „Kettensubstitution“ bekannt.83 Denn auch wenn die jeweiligen Produkte aus Nachfrager-
sicht untereinander nicht austauschbar sind (weder dürften die verschiedenen Tarifstufen der 
Transitleistungen plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im eigenen Netz einerseits 
noch die verschiedenen Tarifstufen der Transitleistungen plus Zuführung von Verbindungen 
mit Ursprung in dritten nationalen Festnetzen andererseits aus Nachfragersicht untereinan-
der austauschbar sein, vergleiche oben die entsprechenden Ausführungen zu der Leistung 
„B.2 Transit plus Zuführung“), so können sie doch aufgrund der jeweils gemeinsamen Substi-
tutionsprodukte als demselben relevanten Produktmarkt zugehörig aufgefasst werden.  

Homogene Wettbewerbsbedingungen 

Im Übrigen greift auch hier der Gedanke der homogenen Wettbewerbsbedingungen: die 
Ausweichmöglichkeiten für den jeweils weitgehend identischen Nachfragerkreis, der die Leis-
tungen auch für denselben Zweck verwendet, sind eben wegen der aufgezeigten Transitleis-
tungen vergleichbar.  

Bestätigt wird die hier gefundene Marktabgrenzung schließlich durch die Märkte-Empfehlung 
der Kommission, welche ebenfalls eine eher weite Abgrenzung bevorzugt. 

Ergebnis  

Transitleistungen aller Tarifstufen in Festnetzen plus Zuführung von Verbindungen mit Ur-
sprung im eigenen Netz und in dritten nationalen Festnetzen zu Diensten gehören einem 
gemeinsamen Markt an. 

(4) Transitleistungen in Festnetzen plus Zuführung von Verbindungen mit Ur-
sprung im eigenen Netz, in dritten nationalen Festnetzen und in nationalen 
Mobilfunknetzen zu Diensten in einem Markt?  

Ferner könnten auch Transitleistungen in Festnetzen plus Zuführung von Verbindungen mit 
Ursprung in nationalen Mobilfunknetzen zu Diensten dem hier untersuchten Markt zuzurech-
nen sein. Es handelt sich hierbei derzeit um folgende Leistungen: 

1. „O.5 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknet-
zen:“ Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800; 

2. „O.6 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknet-
zen:“ Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP; 

3. „O.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknet-
zen:“ Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Onli-
ne-Billing-Verfahren; 

                                                 
83 Vergleiche die Leitlinien der Kommission, a.a.O., Ziffer 62, sowie die Bekanntmachung der Kom-
mission, a.a.O., Ziffer 57 f. 
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4. „O.11 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknet-
zen:“ Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren;  

5. „O.14 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknet-
zen:“ Verbindungen zum Online Dienst am Netz von ICP; 

6. „Z.4 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknet-
zen:“ Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren; 

7. „Z.11 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknet-
zen:“ Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Onli-
ne-Billing-Verfahren; 

8. „Z.13 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknet-
zen:“ Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im 
Online-Billing-Verfahren; 

9. „Z.14 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknet-
zen:“ Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zu-
gangskennzahl 0088210 im Online-Billing-Verfahren; 

10. „Z.17 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknet-
zen:“ Verbindungen zum Service 0900 von ICP über die Mobilfunk-Service-Vorwahl (MSV) 
im Online-Billing-Verfahren; 

11. „AfTD Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunk-
netzen:“ Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter. 

Werden zukünftig weitere entsprechende Transitleistungen plus Zuführung angeboten wer-
den, so sind diese hinsichtlich der Marktzugehörigkeit wie die gerade aufgeführten Leistun-
gen zu behandeln. 

Nachfragesubstitution 

Allerdings besteht in diesen Fällen keine Austauschbarkeit aus Nachfragersicht. Schon auf-
grund der unterschiedlichen Preise, welche für Transitleistungen plus Zuführung von Verbin-
dungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen einerseits und mit Ursprung in nationalen Mo-
bilfunknetzen andererseits gelten, dürften diese für die Nachfrager nicht austauschbar sein. 

Angebotssubstitution 

Aus Anbietersicht jedoch ist eine Austauschbarkeit gegeben. Wer einem Nachfrager bei-
spielsweise die Leistung „O.14 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in 
nationalen Mobilfunknetzen“ erbringt, kann demselben Nachfrager auch die Leistung „O.14 
Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Festnetzen“ in-
nerhalb kurzer Zeit zusätzlich anbieten. In diesem Fall sind nämlich bereits die Netze zwi-
schen Anbieter und Nachfrager zusammengeschaltet, und auch die Leitweglenkung dürfte, 
weil bereits bisher eine Transitleistung unter Nutzung des Intelligenten Netzes erbracht wird, 
keine weiteren unüberwindbaren Anforderungen stellen. Einziges Erfordernis wäre daher, 
dass sich der Anbieter mit dem dritten Festnetzbetreiber zusammenschaltet. Eine solche 
Zusammenschaltung dürfte aber innerhalb eines Jahres ohne weitere Umstände zu realisie-
ren sein. Danach gehören Transitleistungen in Festnetzen plus Zuführung von Verbindungen 
mit Ursprung in nationalen Festnetzen und mit Ursprung in nationalen Mobilfunknetzen zu 
Diensten zu einem einheitlichen Markt. 

Es stellt sich aber die Frage, ob in dem Fall, dass ein Mobilfunknetz nicht nur Ursprung, son-
dern auch Ziel der Verbindungsleistung ist, besondere Wettbewerbsbedingungen gelten mit 
der Folge, dass dafür ein eigenständiger Markt abzugrenzen wäre. Ein solcher eigenständi-
ger Markt ist jedenfalls bei Transitleistungen plus Terminierung, bei denen nationale Mobil-
funknetze Ziel und Ursprung der Leistung sind, gegeben (siehe Abschnitt E.I 3.d. – Marktab-
grenzung ). Die besonderen Wettbewerbsbedingungen rühren dort von der Möglichkeit einer 
Direktzusammenschaltung der Mobilfunknetze untereinander her.  
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Allerdings gilt das Argument, infolge tatsächlicher oder möglicher Direktzusammenschaltung 
lägen besondere Wettbewerbsbedingungen vor, im Falle von Transitleistungen plus Zufüh-
rung nicht. Denn über ihre Direktzusammenschaltungen wickeln die Mobilfunknetzbetreiber 
im Wesentlichen nur Terminierungsleistungen, nicht aber Zuführungsleistungen ab. Letzteres 
dürfte mit gewissen Erfordernissen beim Routing zusammen hängen. Die Mobilfunknetz-
betreiber können, weil bestimmte Rufnummernblöcke an bestimmte Mobilfunknetzbetreiber 
vergeben worden und Portierungen dieser Nummern über entsprechende Datenbanken ver-
folgbar sind, die Zielnetze für zu terminierende Verbindungen vergleichsweise umstandslos 
identifizieren und derart die Verbindungen dem jeweiligen Zielnetzbetreiber zur Terminierung 
übergeben. Im Falle von Zuführungsleistungen bedarf die jeweils angewählte Nummer im 
Regelfall allerdings einer weiteren Untersuchung: mit Hilfe eines Intelligenten Netzes muss 
zunächst herausgefunden werden, welcher Festnetz- oder Mobilfunkanschluss sich über-
haupt hinter der jeweils angewählten nicht-geographischen Rufnummer verbirgt........ Aus 
diesem Grunde liegen im Falle von Transitleistungen plus Zuführung zu Diensten mit Ur-
sprung und Ziel in nationalen Mobilfunknetzen keine besonderen Wettbewerbsbedingungen 
vor, welche die Abgrenzung eines entsprechenden eigenständigen Marktes erforderlich ma-
chen würden. 

Ergebnis 

Es besteht ein gemeinsamer Markt für Transitleistungen in Festnetzen plus Zuführung von 
Verbindungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen und mit Ursprung in nationalen Mobil-
funknetzen zu Diensten. 

(5) Transitleistungen in Festnetzen plus Zuführung von Verbindungen mit Ur-
sprung in nationalen und internationalen Netzen zu Diensten in einem Markt? 

Nicht zu dem hier untersuchten Markt zu rechnen sind Transitleistungen in Festnetzen plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in internationalen Netzen zu Diensten. Letztere 
Leistungen, welche etwa von der DT AG durch das Anhängen des Buchstabens „I“ an die 
jeweilige Leistungsbezeichnung markiert werden (beispielsweise „ICP-O.6-I“), unterliegen 
anderen Wettbewerbsbedingungen als Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen. 
Bereits mit Beschluss BK 4e-99-019/30.04.99 vom 13.12.1999 hat die 4. Beschlusskammer 
der RegTP festgestellt, dass die DT AG jedenfalls bezüglich der sogenannten Leistung „Te-
lekom-O.1“ (Verbindungen in internationale Telekommunikationsnetze über das Netz der 
Telekom) zum damaligen Zeitpunkt nicht über ein marktbeherrschende Stellung gemäß § 19 
Abs. 2 und 3 GWB verfügte. Dabei grenzte die Beschlusskammer einen Markt speziell für 
Auslandsverbindungen deshalb ab, weil der jeweilige Zusammenschaltungspartner eine 
Verbindungsleistung gerade in das Ausland nachfrage und diese nicht durch eine nationale 
Verbindungsleistung ersetzt werden könne.84 Dieselbe Überlegung gilt auch im vorliegenden 
Fall: eine Zuführung aus dem Ausland unterscheidet sich prinzipiell – etwa schon hinsichtlich 
der Abrechnungsmodalitäten – von der Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in natio-
nalen Netzen. Es liegen daher weder Substitutionsbeziehungen noch homogene Wettbe-
werbsbedingungen vor. Transitleistungen für Verbindungen mit internationalem Ursprung 
gehören damit nicht zum vorliegenden Markt.85 

                                                 
84 Beschluss BK 4e-99-019/30.04.99 vom 13.12.1999, S. 3 des amtlichen Umdrucks. 
85 Die genannten „Transitleistungen plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in internationalen 
Netzen zu Diensten“ werden im weiteren Untersuchungsverlauf nicht mehr betrachtet. Analog zu dem 
bereits 1999 für die Leistung „Telekom-O.1“ festgestellten fehlenden marktbeherrschenden Stellung ist 
auch hier von einem wirksamen Wettbewerb auszugehen. 
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(6) Transitleistungen in Festnetzen plus Zuführung von Verbindungen mit Ur-
sprung in nationalen Netzen zu Diensten und plus Terminierung von Verbin-
dungen in nationale Netze in einem Markt? 

Schließlich könnten Transitleistungen plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in na-
tionalen Netzen zu Diensten einerseits sowie Transitleistungen plus Terminierung von Ver-
bindungen in nationale Netze andererseits einen einheitlichen Markt begründen. 

Nachfragesubstitution 

Aus Nachfragersicht ist eine Austauschbarkeit indes nicht gegeben. Die letztendlich ange-
strebten Zuführungen oder Terminierungen können einander wegen ihrer gegensätzlichen 
Verwendungszwecke nicht ersetzen (siehe bereits oben). 

Angebotssubstitution / Homogene Wettbewerbsbedingungen 

Denkbar wäre allerdings das Vorliegen einer Angebotsumstellungsflexibilität. Denn wer einen 
Transitdienst mit anschließender Terminierung erbringt, ist möglicherweise auch in der Lage, 
einen Transitdienst mitsamt vorher eingekaufter Zuführungsleistungen anzubieten. Letztlich 
ist dies allerdings aufgrund unterschiedlicher technischer Voraussetzungen – und damit auch 
unterschiedlicher Wettbewerbsbedingungen – nicht der Fall.  

Bei der Erbringung von Transitleistungen plus Zuführung ist es nämlich im Regelfall aus 
Routinggründen erforderlich, ein Intelligentes Netz (IN) zu nutzen. Erst das IN ermöglicht mit 
der flexiblen Rufnummernauswertung die Feststellung, welcher Anschluss bei einer nicht-
geographischen Rufnummer anzusteuern ist. Über ein solches Intelligente Netz mit aktuell 
gepflegten Daten verfügt aber kaum ein Netzbetreiber. Das IN muss hingegen nicht bei der 
direkten Anwahl von Festnetz- oder Mobilfunkanschlüssen eingesetzt werden; dort können 
die gewählten Anschlüsse vergleichsweise einfach anhand der vergebenen Rufnummernblö-
cke sowie von Portierungsdatenbanken festgestellt werden.  

Darüber hinaus können sich bei Transitleistungen plus Zuführung noch zusätzliche Schwie-
rigkeiten daraus ergeben, dass die Abrechnungsmodalitäten (Stichwort: Offline-/Online-
Billing) komplizierter sind als diejenigen bei Terminierungsleistungen. 

Diese unterschiedlichen Wettbewerbsbedingungen für die fraglichen Leistungen spiegeln 
sich in der Praxis etwa darin wider, dass Wettbewerber der DT AG zwar mitunter Transitleis-
tungen plus Terminierung von Verbindungen mit Ziel in dritten nationalen Netzen anbieten – 
so gibt es beispielsweise die Leistungen „ ....-O.2“ (Verbindungen über das Telefonnetz 
der....in andere nationale Festnetze) oder auch „...-O.3“ (Verbindungen über das Telefonnetz 
der.....in nationale Mobilfunknetze) –, nicht aber Transitleistungen plus Zuführung von Ver-
bindungen mit Ursprung in dritten nationalen Netzen. In den Antworten auf den Fragebogen 
zu Zusammenschaltungsleistungen ist denn auch hervorgehoben worden, dass bei Transit-
leistungen zu geographischen Rufnummern und zu Mobilfunkrufnummern die Wechselbarrie-
re sehr niedrig sei. Hier sei die abgesetzte Menge an Verbindungsminuten entscheidend, ob 
eine Zusammenschaltung mit einem neuen Anbieter lohnend sei. Als Anbieter von Transit-
leistungen bei Mehrwertdiensten und sonstigen Rufnummern komme hingegen in der Regel 
nur die DT AG in Frage; andere Anbieter seien nicht bekannt.86 

Ergebnis 

Transitleistungen plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu 
Diensten einerseits sowie Transitleistungen plus Terminierung in nationale Netze anderer-
seits gehören danach nicht einem gemeinsamen Markt an. Aufgrund nationaler Besonderhei-
ten ist die vorgestellte Unterteilung des Marktes Nr. 10 der Empfehlung unumgänglich. 

(7) Ergebnis 
Es konnte folgender Markt abgegrenzt werden: 

                                                 
86 Siehe die Antwort der.... vom 16.10.2003 zu Frage Nr. 13). 
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Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Interconnection-Anschlüsse plus Zufüh-
rung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu Diensten. Hierzu zählen der-
zeit:   

1. Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800 (O.5 
Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

2. Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP (O.6 Transit plus Zuführung von 
Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen);  

3. Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Online-
Billing-Verfahren (O.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im nationalen 
Netzen); 

4. Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren (O.11 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen);  

5. Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.12 Transit plus Zuführung 
von Verbindungen mit Ursprung im eigenen nationalen Netz); 

6. Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.14 Transit plus Zuführung 
von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Netzen); 

7. Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren (Z.4 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen);   

8. Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offline-
Billing-Verfahren (Z.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen 
Festnetzen); 

9. Verbindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.9 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen);  

10. Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Offli-
ne-Billing-Verfahren (Z.10 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationa-
len Festnetzen); 

11. Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Online-
Billing-Verfahren (Z.11 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen 
Mobilfunknetzen); 

12. Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 im 
Offline-Billing-Verfahren (Z.12 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in na-
tionalen Festnetzen);  

13. Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Onli-
ne-Billing-Verfahren (Z.13 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationa-
len Mobilfunknetzen); 

14. Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zu-
gangskennzahl 0088210 im Online-Billing-Verfahren (Z.14 Transit plus Zuführung von Ver-
bindungen mit Ursprung in nationalen Netzen);  

15. Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.16 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen); 

16. Verbindungen zum Service 0900 von ICP über die Mobilfunk-Service-Vorwahl (MSV) im 
Online-Billing-Verfahren (Z.17 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in na-
tionalen Mobilfunknetzen); 

17. Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter (AfTD Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen). 

Zukünftig angebotene weitere entsprechende Transitleistungen plus Zuführung sind diesem 
Markt ebenfalls zuzurechnen. 
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c. Transitleistungen in Festnetzen über Primärmultiplex-Anschlüsse plus Zufüh-
rung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu Online-Diensten 
in zeitabhängiger Tarifierung  

Wie bereits dargestellt, handelt es sich bei der Leistung „AfOD Transit plus Zuführung“ um 
die einzige Transitleistung, welche über Primärmultiplex-Anschlüsse erbracht wird. Insbe-
sondere breitbandige Verbindungsleistungen, die Leistung „O.12“ und die Leistung „OVF“ 
sind keine Konkurrenzprodukte.  

Es besteht somit folgender Markt: 

Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Primärmultiplex-Anschlüsse plus Zufüh-
rung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu Online-Diensten in zeitabhän-
giger Tarifierung (AfOD Transit plus Zuführung). 

d. Transitleistungen in Festnetzen plus Terminierung von Verbindungen in nati-
onale Netzen 

Im Folgenden ist die Leistung „B.1“ der Tarifstufe II (single), hier als „B.1 Transit single plus 
Terminierung“ bezeichnet, zu betrachten. Im Rahmen dieser Leistung stellt der jeweilige 
Netzbetreiber über die vereinbarten ICAs an den VE:N der regionalen Netzzugangsebene 
vollautomatisch aufgebaute Verbindungen aus dem Telefonnetz von ICP zu Telefonan-
schlüssen im eigenen nationalen Telefonnetz mit geographischer Zielrufnummer (Ortsnetz-
kennzahl und Teilnehmernummer) her.87 

(1) Transitleistungen single plus Terminierung von Verbindungen zu geographi-
schen Rufnummern und zu Notrufabfragestellen in das eigene Netz in einem 
Markt? 

Die Leistung „B.1 Terminierung“ gehört aufgrund homogener Wettbewerbsbedingungen 
demselben Markt wie die Leistung „Z.1 Terminierung“ (Verbindungen zu Notrufabfragestel-
len) an (dazu näher oben Abschnitt E.I.2. - Marktabgrenzung). Diese Homogenität findet sich 
auch bei den Leistungen „B.1 Transit single plus Terminierung“ und „Z.1 Transit single plus 
Terminierung“ wieder. Insofern besteht zumindest ein gemeinsamer Markt für Transitleistun-
gen single plus Terminierung von Verbindungen zu geographischen Rufnummern und zu 
Notrufabfragestellen im eigenen Netz. 

(2) Transitleistungen verschiedener Tarifstufen in allen Festnetzen plus Terminie-
rung von Verbindungen in das eigene Netz und in dritte nationale Festnetze in 
einem Markt? 

Diesem Markt angehören könnten darüber hinaus Transitleistungen verschiedener Tarifstu-
fen in allen Festnetzen plus Terminierung von Verbindungen in nationale Festnetze. 

Nachfragesubstitution 

Aus Nachfragersicht kann tatsächlich die Leistung „B.1 Transit single plus Terminierung“ 
eines bestimmten Netzbetreibers ersetzt werden durch die sogenannte Leistung „O.2 Transit 
plus Terminierung“ (Verbindungen über das Telefonnetz national zu anderen nationalen 
Festnetzen) eines dritten Netzbetreibers, sofern der letztere mit dem terminierenden Netz-
betreiber zusammengeschaltet ist. Auch entspricht dies durchaus gängiger Praxis: anstatt 
sich mit einem Teilnehmernetzbetreiber direkt zusammenzuschalten und dort die Leistung 
„B.1 Transit plus Terminierung“ abzunehmen, vereinbaren die nachfragenden Netzbetreiber 

                                                 
87 Vergleiche Ziffer 1.1 der Leistungsbeschreibung T-Com-B.1 im Standardzusammenschaltungsver-
trag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 13.12.2002; vergleiche dort ferner Ziffer 1.1 der 
Leistungsbeschreibung ICP-B.1. 
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statt dessen mit der – mit allen Netzbetreibern zusammengeschalteten - DT AG die Liefe-
rung der Leistung „T-Com-O.2 Transit plus Terminierung.“88  

Solange er auf den entsprechenden Netzebenen einen Zugang geschaltet hat und die preis-
liche Gestaltung akzeptabel ist, wird es dem Nachfrager dabei gleichgültig sein, ob eine 
Transitleistung single plus Terminierung in das eigene Netz ersetzt wird durch eine auf loka-
ler, auf regionaler oder aber auf überregionaler Ebene übergebene Transitleistung plus Ter-
minierung in ein drittes nationales Festnetz. In jedem Fall ist eine Austauschbarkeit gegeben.  

Ebenso verhält es sich zwischen der Leistung „B.1 Transit double plus Terminierung“ eines 
bestimmten Netzbetreibers und der Leistung „O.2 Transit plus Terminierung“ (vergleiche o-
ben Abschnitt E.I.3.b. - Marktabgrenzung). 

Aufgrund mehrerer Kettensubstitutionen sind diese Leistungen letztlich allesamt einem einzi-
gen Markt zuzurechnen. Zum einen finden die Leistungen „B.1 Transit single und double plus 
Terminierung“ eines bestimmten Netzbetreibers ein gemeinsames Substitut in den Leistun-
gen „O.2 Transit local, single und double plus Terminierung“ dritter Netzbetreiber, zum ande-
ren sind die letztgenannten Leistungen selbst wiederum austauschbar mit den ihnen ge-
meinsamen Substituten „B.1 Transit single und double plus Terminierung“ eines bestimmten 
Netzbetreibers, und schließlich können die Leistungen „B.1 Transit plus Terminierung“ aller 
Netzbetreiber mit den „O.2“-Transitleistungen aller Netzbetreiber ausgetauscht werden.  

Homogene Wettbewerbsbedingungen 

Des weiteren liegen im gegebenen Fall auch homogene Wettbewerbsbedingungen vor: die 
Ausweichmöglichkeiten für den jeweils weitgehend identischen Nachfragerkreis, der die Leis-
tungen auch für denselben Zweck verwendet, sind eben wegen der aufgezeigten Transitleis-
tungen vergleichbar.  

Die hier gefundene weite Abgrenzung findet sich wieder in der Märkte-Empfehlung der 
Kommission, welche überhaupt nur einen einheitlichen Markt für „Transitdienste im Festtele-
fonnetz“ anerkennt. Für eine noch weiter als hier reichende Unterteilung des Transitmarktes 
konnten keine belastbaren Anhaltspunkte gefunden werden. 

Ergebnis 

Damit besteht zumindest ein gemeinsamer Markt für Transitleistungen in allen Festnetzen 
plus Terminierung von Verbindungen in nationale Festnetze. 

(3) Transitleistungen in Festnetzen plus Terminierung von Verbindungen in das 
eigene Netz, dritte nationale Festnetze und nationale Mobilfunknetze in einem 
Markt? 

Zu dem hier relevanten Markt könnten weiterhin Transitleistungen in Festnetzen plus Termi-
nierung von Verbindungen in nationale Mobilfunknetze zählen. Eine solche Transitleistung 
wird von verschiedenen Netzbetreibern unter der Bezeichnung „O.3“ angeboten. Nach ihrer 
Leistungsbeschreibung stellt dabei etwa die DT AG über die vereinbarten ICAs an den VE:N, 
denen GEZB oder SEZB89 zugeordnet sind, vollautomatisch aufgebaute Verbindungen aus 
dem Telefonnetz von ICP mit dem Ziel in einem nationalen Mobilfunknetz, mit dem die DT 
AG eine entsprechende Vereinbarung getroffen hat, her.90 

 

 

                                                 
88 Nicht in diesem Sinne ersetzt wird die Leistung „B.1 Terminierung;“ diese Leistung wird von dem 
nachfragenden Netzbetreiber gleichwohl eingekauft, nur eben über den Umweg und als Teil der Leis-
tung der DT AG. 
89 SEZB = Standardeinzugsbereich, eine für die Tarifierung nicht weiter bedeutsame Zwischenstufe 
zwischen LEZB und GEZB. 
90 Vergleiche Ziffer 1.1 der Leistungsbeschreibung T-Com-O.3 im Standardzusammenschaltungsver-
trag der DT AG, Anlage C – Diensteportfolio, Stand: 23.10.2003. 
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Nachfragesubstitution 

Diese Leistung ist für den Nachfrager allerdings nicht austauschbar mit den Transitleistungen 
in Festnetzen plus Terminierung von Verbindungen in nationale Festnetze. Schon aufgrund 
der unterschiedlichen Terminierungsentgelte können die entsprechenden Transitleistungen 
einander nicht ersetzen. 

Angebotssubstitution / Homogene Wettbewerbsbedingungen 

Allerdings können diejenigen Netzbetreiber, die etwa eine „O.2“-Transitleistung erbringen, 
auch „O.3“-Transitleistungen erbringen. Dazu ist es allein notwendig, dass sie sich mit den 
Mobilfunkunternehmen direkt zusammenschalten. In der Tat zeigt die derzeitige Angebotssi-
tuation, dass viele der Unternehmen, welche die Leistung „O.2“-Transit anbieten, ebenfalls 
den „O.3“-Transit in ihrem Sortiment führen.  

Aufgrund dieser Angebotsumstellungsflexibilität gehören daher grundsätzlich auch Transit-
leistungen in Festnetzen plus Terminierung von Verbindungen in nationale Mobilfunknetze 
zu dem hier relevanten Markt. Eine Ausnahme dürfte aber für den Fall gelten, dass nicht nur 
das Ziel, sondern auch der Ursprung der Verbindung in einem nationalen Mobilfunknetz liegt.  

Bei einer früheren Marktabgrenzung ist die Regulierungsbehörde zwar noch davon ausge-
gangen, dass die „O.3“-Transitdienste unabhängig von dem Verbindungsursprung zusam-
men einem einheitlichen Markt angehörten.91 Das Vorbringen der DT AG, ein solcher Zu-
sammenhang sei insbesondere zwischen Verbindungen mit Ursprung im Festnetz einerseits 
und jenen mit Ursprung im Mobilfunknetz andererseits nicht (mehr) vorhanden, wurde dabei 
mit dem Argument zurückgewiesen, es handele sich um für den Nachfrager im Wesentlichen 
identische Leistungen, welche auch zu in etwa vergleichbaren Preisen angeboten würden. 
Letztere Einschätzung gilt zwar nach wie vor. Unterschiedliche Entwicklungen in den Aus-
weichmöglichkeiten der beiden Nachfragergruppen erfordern gleichwohl eine geänderte 
Marktabgrenzung.  

Der Unternehmer, der sich Gedanken über die Bepreisung der Leistung „O.3 Transit plus 
Terminierung“ macht, wird nicht mehr allein auf die vom Ursprung der Verbindung weitge-
hend unabhängigen Verwendungsfähigkeiten, Qualitäten und Kosten der Leistung „O.3 
Transit plus Terminierung“ abstellen können. Vielmehr wird er maßgeblich in Rechnung stel-
len müssen, dass die Mobilfunknetzbetreiber – anders als die Festnetzbetreiber – in der La-
ge sind, Preisen, die sie als überhöht empfinden, durch eine vergleichsweise umstandslose 
Ausweitung der zwischen ihnen bereits bestehenden Direktübertragungskapazitäten zu be-
gegnen. Mittlerweile nämlich sind alle Mobilfunknetzbetreiber – im Gegensatz zu der ganz 
überwiegenden Mehrzahl der Festnetzbetreiber – untereinander direkt zusammengeschaltet. 
Auf diese Weise fließt der Großteil der Verbindungsminuten mit Ursprung und Ziel in Mobil-
funknetzen nicht mehr über den Transit(um)weg der DT AG, sondern vielmehr über die Di-
rektzusammenschaltung (und in Teilen über die Transitnetze dritter Netzbetreiber). Das 
Transitangebot der DT AG wird von den Mobilfunkunternehmen - anders als von den Fest-
netzbetreibern - im Wesentlichen nur noch für Überlaufverkehr bei Spitzenlasten oder bei 
Ausfällen von Interconnection-Anschlüssen benutzt. 

Die unterschiedliche Entwicklung im Nachfrageverhalten zwischen Festnetzbetreibern einer-
seits und Mobilfunknetzbetreibern andererseits lässt sich trefflich anhand der Verkaufszahlen 
der DT AG nachzeichnen: An die Festnetzbetreiber verkaufte .....Diese unterschiedliche 
Entwicklung verdeutlicht, dass für das Produkt „O.3 Transit plus Terminierung“ je nach Ur-
sprung im Fest- oder Mobilfunknetz voneinander weitgehend unabhängige Marktbedingun-
gen gelten. In der Folge sind auch zwei verschiedene Märkte abzugrenzen. 

Ergebnis 

Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Terminierung von Verbindungen in natio-
nale Netze gehören - mit Ausnahme von Verbindungen mit Ursprung und Ziel in nationalen 

                                                 
91 Siehe Beschluss BK4a-02-033/E24.09.02 vom 29.11.2002. 
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Mobilfunknetzen - einem gemeinsamen Markt an. 

(4) Transitleistungen in Festnetzen plus Terminierung von Verbindungen in nati-
onale und internationale Netze in einem Markt? 

Bereits oben ist darauf hingewiesen worden, dass die Regulierungsbehörde mit Beschluss 
BK 4e-99-019/30.04.99 vom 13.12.1999 festgestellt hat, dass die DT AG jedenfalls bezüglich 
der sogenannten Leistung „Telekom-O.1“ (Verbindungen in internationale Telekommunikati-
onsnetze über das Netz der Telekom) zum damaligen Zeitpunkt nicht über ein marktbeherr-
schende Stellung gemäß § 19 Abs. 2 und 3 GWB verfügte. Die Abgrenzung eines gesonder-
ten Marktes für Auslandsverbindungen beruhte darauf, dass der jeweilige Zusammenschal-
tungspartner eine Verbindungsleistung gerade in das Ausland nachfragt und diese nicht 
durch eine nationale Verbindungsleistung ersetzt werden kann.92 Diese Einschätzung gilt 
weiterhin fort. Die genannten Leistungen sind deshalb nicht zum hier relevanten Markt zu 
zählen.93 

(5) Ergebnis 
Es besteht damit der folgende Markt: 

Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Terminierung von Verbindungen in natio-
nale Netze mit Ausnahme von Verbindungen mit Ursprung und Ziel in nationalen Mobilfunk-
netzen (B.1 Transit plus Terminierung, Z.1 Transit plus Terminierung, O.2 Transit plus Ter-
minierung, O.3 Transit plus Terminierung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen 
Festnetzen). 

e. Transitleistungen in Festnetzen plus Terminierung von Verbindungen mit Ur-
sprung in nationalen Mobilfunknetzen in nationale Mobilfunknetze 

Im Zusammenhang mit der Abgrenzung des Marktes für Transitleistungen plus Terminierung 
ist festgestellt worden, dass Transitleistungen in Festnetzen plus Terminierung von Verbin-
dungen mit Ursprung und Ziel in Mobilfunknetzen aufgrund der besonderen Wettbewerbsbe-
dingungen einem eigenen Markt angehören. Deshalb ist letztendlich auch noch folgender 
Markt abzugrenzen: 

Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Terminierung von Verbindungen mit Ur-
sprung in nationalen Mobilfunknetzen in nationale Mobilfunknetze (O.3 Transit plus Terminie-
rung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknetzen). 

f. Ergebnis 
Zu den sachlich relevanten Märkten im Sinne von Art. 15 Abs. 3 Rahmenrichtlinie in Verbin-
dung mit Ziffer 1. der Märkte-Empfehlung und Nr. 10 des zugehörigen Anhangs zählen fol-
gende Märkte: 

Märkte für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz  

I.  plus Zuführung von Orts-, Fern-, Auslands- und Mobilverbindungen mit in Einzelwahl oder 
in festgelegter Vorauswahl vorangestellter Kennzahl für Verbindungsnetzbetreiber und mit 
Ursprung im eigenen nationalen Netz (B.2 Transit plus Zuführung); 

II.  über Interconnection-Anschlüsse plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nati-
onalen Netzen zu Diensten. Hierzu zählen derzeit: 

   Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800 (O.5 
Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

                                                 
92 Beschluss BK 4e-99-019/30.04.99 vom 13.12.1999, S. 3 des amtlichen Umdrucks. 
93 Aufgrund der in den letzten Jahren noch weiter fortgeschrittenen Liberalisierung ist nicht damit zu 
rechnen, dass auf dem Markt für die Leistung „O.1 Transit plus Terminierung in internationale Netze“ 
Marktbeherrschung gegeben ist. Eine weitere Untersuchung dieses Marktes erübrigt sich. 
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  Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP (O.6 Transit plus Zuführung von 
Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen);  

  Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Online-
Billing-Verfahren (O.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im nationa-
len Netzen); 

  Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren (O.11 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

 Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.12 Transit plus Zuführung  
von Verbindungen mit Ursprung im eigenen nationalen Netz); 

  Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.14 Transit plus Zuführung 
von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Netzen); 

  Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren (Z.4 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

   Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offline-
Billing-Verfahren (Z.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationa-
len Festnetzen); 

  Verbindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.9 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen);  

  Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Offli-
ne-Billing-Verfahren (Z.10 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nati-
onalen Festnetzen); 

  Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Online-
Billing-Verfahren (Z.11 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationa-
len Mobilfunknetzen); 

   Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 im 
Offline-Billing-Verfahren (Z.12 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in 
nationalen Festnetzen);  

  Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Onli-
ne-Billing-Verfahren (Z.13 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nati-
onalen Mobilfunknetzen); 

  Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zu-
gangskennzahl 0088210 im Online-Billing-Verfahren (Z.14 Transit plus Zuführung von 
Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

  Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.16 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen);  

  Verbindungen zum Service 0900 von ICP über die Mobilfunk-Service-Vorwahl (MSV) im 
Online-Billing-Verfahren (Z.17 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in 
nationalen Mobilfunknetzen); 

  Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter (AfTD Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen). 

 Zukünftig angebotene weitere entsprechende Transitleistungen plus Zuführung sind die-
sem Markt ebenfalls zuzurechnen. 

III. über Primärmultiplex-Anschlüsse plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nati-
onalen Netzen zu Online-Diensten in zeitabhängiger Tarifierung (AfOD Transit plus Zufüh-
rung). 

IV. plus Terminierung von Verbindungen in nationale Netze mit Ausnahme von Verbindun-
gen mit Ursprung und Ziel in nationalen Mobilfunknetzen (B.1 Transit plus Terminierung, 
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Z.1 Transit plus Terminierung, O.2 Transit plus Terminierung, O.3 Transit plus Terminie-
rung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen). 

V. plus Terminierung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknetzen in natio-
nale Mobilfunknetze (O.3 Transit plus Terminierung von Verbindungen mit Ursprung in na-
tionalen Mobilfunknetzen). 
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II. Die räumliche Marktabgrenzung 
Im Anschluss an die Definition der sachlich relevanten Märkte geht es darum, die korrespon-
dierenden räumlich relevanten Märkte abzugrenzen.94  

1. Märkte für Zuführungsleistungen 
Mit Blick auf die räumlich relevanten Märkte für Zuführungsleistungen legt die Anwendung 
des Bedarfsmarktkonzepts zunächst die Bildung lokaler oder regionaler Märkte nahe. Abge-
nommen werden die Zuführungsleistungen nämlich über örtlich festgelegte Vermittlungsein-
richtungen mit Netzübergangsfunktion, denen jeweils ein bestimmter lokaler Einzugsbereich 
zugeordnet ist. Die räumliche Ausdehnung einer Nachfrage nach Zuführungsleistungen be-
schränkt sich folglich auf die durch Zusammenschaltung jeweils erschlossenen lokalen Ein-
zugsbereiche.  

Möglicherweise sind diese lokalen Einzugsbereiche jedoch für die Nachfrager untereinander 
insofern austauschbar, als es – vergleichbar der Argumentation bei der sachlichen Marktab-
grenzung – den Nachfragern weniger auf eine Erschließung aller oder jedenfalls bestimmter 
lokaler Einzugsbereiche als vielmehr auf eine Erschließung möglichst vieler, lokal jedoch 
unbestimmter Einzugsbereiche ankommen könnte. Ob dies der Fall ist, braucht im vorlie-
genden Zusammenhang allerdings nicht weiter erforscht zu werden. Jedenfalls nämlich herr-
schen auf den verschiedenen sachlichen Märkten für Zuführungsleistungen bundesweit ho-
mogene Wettbewerbsbedingungen vor. 

Das Bestehen einiger Wettbewerber, welche sich in verschiedenen Städten wie etwa Ham-
burg, Oldenburg oder Köln gewisse Marktanteile namentlich bei Zuführungsleistungen zu 
Diensten erstritten haben, kann nicht davon ablenken, dass insgesamt doch noch bundes-
weit einheitliche Wettbewerbsbedingungen auf den Märkten für Zuführungsleistungen gelten. 
So konnten bei den bundesweit tätigen Anbietern bisher keine räumlich unterschiedlichen 
Produkt-, Preis- oder Rabattdifferenzierungen beobachtet werden. Dies und der Umstand, 
dass gerade bei netzgebundenen Märkten mit der Abgrenzung zu kleiner Teilmärkte ansons-
ten eine verfälschte Wiedergabe der Wettbewerbsbedingungen droht,95 führen zu der Defini-
tion von jeweils national abgegrenzten Märkten für Zuführungsleistungen.  

Ergebnis 

Zuführungsleistungen gehören nationalen Märkten an. 

2. Märkte für Terminierungsleistungen 
Die räumlich relevanten Märkte für Terminierungsleistungen bestimmen sich nach den Ein-
zelnetzen der verschiedenen Netzbetreiber. Aus Nachfragersicht beschränkt sich die Nach-
frage zwar noch weiter auf die jeweiligen lokalen Einzugsbereiche innerhalb dieser Netze. 
Da aber nicht ersichtlich ist, dass auch nur einer der Teilnehmernetzbetreiber unterschiedli-
che Marktstrategien je nach Lage der lokalen Einzugsbereiche verfolgt, kann von jeweils 
netzweit homogenen Wettbewerbsbedingungen ausgegangen werden. Für das bundesweite 
Netz der DT AG bedeutet dies etwa, dass auch ein bundesweiter Markt besteht. 

Ergebnis 

Terminierungsleistungen gehören Märkten an, deren räumliche Ausdehnung derjenigen des 
jeweiligen Netzes entspricht. 

 

                                                 
94 Leitlinien der Kommission, a.a.O., Ziffer 55. 
95 Siehe dazu Wendland, in: Beck’scher TKG Kommentar, hrsgg. von Büchner u.a., 2. Auflage 2000, 
vor § 33 Rn. 50. 
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3. Märkte für Transitleistungen 
Schließlich ist auch hinsichtlich der Transitleistungen plus Zuführung oder Terminierung fest-
zuhalten, dass aufgrund der von den bundesweit tätigen Anbietern von Transitleistungen 
bestimmten Wettbewerbssituation auf nationaler Ebene homogene Wettbewerbsbedingun-
gen vorzufinden sind. 

Transitleistungen plus Zuführung oder Terminierung gehören nationalen Märkten an. 
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F. Merkmale des § 10 Abs. 2 S. 1 TKG 
Gemäß § 10 Abs. 2 S. 1 TKG kommen für eine Regulierung nach dem zweiten Teil des TKG 
Märkte in Betracht, die durch beträchtliche und anhaltende strukturell oder rechtlich bedingte 
Marktzutrittsschranken gekennzeichnet sind, längerfristig nicht zu wirksamem Wettbewerb 
tendieren und auf denen die Anwendung des allgemeinen Wettbewerbsrechts allein nicht 
ausreicht, um dem betreffenden Marktversagen entgegenzuwirken. Im Folgenden sind dieje-
nigen Märkte zu bestimmen, bei denen diese Merkmale vorliegen.  

 

I. Prüfungstiefe  
Bevor auf die drei gerade genannten Kriterien im Einzelnen eingegangen wird, sind vorweg 
die Vorgaben zu klären, welche im Hinblick auf die zugehörige Prüfungstiefe zu beachten 
sind. Das Problem der Prüfungstiefe stellt sich namentlich dann, wenn - wie hier, siehe unten 
Abschnitt G.VI. und XI.- Marktbeherrschung - im Rahmen der Prüfung nach § 11 TKG zu-
mindest teilweise ein Vorliegen wirksamen Wettbewerbs festgestellt werden kann. Auf Grund 
der Ähnlichkeit der ersten beiden Kriterien des § 10 Abs. 2 TKG mit Kriterien der Marktbe-
herrschungsprüfung nach § 11 TKG könnte sich bei gleichlaufender Prüfungstiefe eine 
Marktanalyse nach § 11 TKG erübrigen, weil der entsprechende Markt bereits gemäß § 10 
TKG nicht für eine Regulierung nach dem zweiten Teil des TKG in Betracht kommen könnte.   

1. Im Allgemeinen 
Ziel der vorliegenden Prüfung ist es, diejenigen Märkte zu identifizieren, die für eine Regulie-
rung nach den Vorschriften des zweiten Teils des TKG „in Betracht kommen.“ Hinter diesem 
„in Betracht kommen“ können sich zwei verschieden weit reichende Prüfungskonzepte ver-
bergen.  

Zum einen kann es darum gehen, die Kriterien des § 10 Abs. 2 S. 1 TKG anhand von bei 
typisierender Betrachtungsweise gewonnenen Marktcharakteristika auszufüllen und im Er-
folgsfall anschließend den entsprechenden Markt nach § 11 TKG daraufhin zu analysieren, 
ob tatsächlich eine Regulierung stattzufinden hat. Zum anderen kann dieses „in Betracht 
kommen“ aber auch so verstanden werden, dass unter denjenigen Märkten, auf denen ge-
genwärtig kein wirksamer Wettbewerb im Sinne des § 11 TKG herrscht, diejenigen heraus-
zufinden sind, auf welche bei individualisierender Betrachtungsweise zusätzlich die in § 10 
Abs. 2 S. 1 TKG genannten Merkmale zutreffen und die deshalb zu regulieren sind. 

Dem Gesetz sind Anhaltspunkte sowohl für das eine als auch für das andere Verständnis zu 
entnehmen.  

Für ein Vorgehen im zweitgenannten Sinne mit individualisierender Betrachtungsweise 
spricht namentlich die Formulierung in § 11 Abs. 1 S. 1 TKG, wonach die Regulierungsbe-
hörde „[i]m Rahmen der Festlegung der nach § 10 für eine Regulierung nach diesem Teil in 
Betracht kommenden Märkte“ prüft, ob auf dem untersuchten Markt wirksamer Wettbewerb 
besteht. Aus dem Wortlaut könnte geschlossen werden, dass nicht anschließend an, son-
dern zur Vorbereitung der Festlegung gemäß § 10 TKG der auf einem Markt bestehende 
Wettbewerb (konkret) zu untersuchen ist. Konsequenterweise wären dann auch die sonsti-
gen Untersuchungen „im Rahmen der Festlegung“ auf die konkreten Gegebenheiten des 
geprüften Marktes zu beziehen. 

Die besseren Argumente finden sich allerdings gegen eine individualisierende und für eine 
typisierende Betrachtungsweise, damit also für ein Vorgehen im erstgenannten Sinne. Der 
gerade zitierten Formulierung des § 11 Abs. 1 S. 1 TKG kann keine ausschlaggebende Be-
deutung beigemessen werden. Sie steht letztlich im Widerspruch zu der Vorschrift des § 9 
Abs. 1 TKG. Nach dieser Norm unterliegen Märkte der Marktregulierung nach den Vorschrif-
ten des zweiten Teils, auf denen die Voraussetzungen des § 10 vorliegen und für die eine 
Marktanalyse nach § 11 ergeben hat, dass kein wirksamer Wettbewerb vorliegt. Dieses „und“ 
im § 9 Abs. 1 TKG macht deutlich, dass aus der Bejahung der Voraussetzungen des § 10 
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TKG allein noch keineswegs die Regulierungsbedürftigkeit eines Marktes folgt. Vielmehr be-
darf es zusätzlich einer Prüfung des § 11 TKG, um den Weg für die Regulierung eines Mark-
tes zu öffnen. Das Konzept einer aufeinanderfolgenden Prüfung der §§ 10 und 11 TKG ent-
spricht dem Vorbild der Art. 15 und 16 Rahmenrichtlinie. Dieses Vorbild hat seinen Nieder-
schlag auch in der Märkte-Empfehlung gefunden, deren Erwägungsgrund Nr. 20 lautet: „Die 
vorliegende Festlegung von Produkt- und Dienstmärkten, die eine Vorabregulierung rechtfer-
tigen können, besagt nicht, dass eine Regulierung stets angebracht ist oder für diese Märkte 
rechtliche Verpflichtungen aufgrund der spezifischen Richtlinien gelten. Eine Regulierung ist 
nicht gerechtfertigt, wenn auf diesen Märkten echter Wettbewerb herrscht. [...].“ Die Kom-
mission geht also ersichtlich davon aus, dass auf Märkten, für welche das Vorliegen der drei 
oben genannten Kriterien festgestellt worden ist (genau dies ist in der Märkte-Empfehlung 
geschehen, siehe deren Erwägungsgründe Nr. 9 ff.), gleichwohl wirksamer Wettbewerb ge-
geben sein kann. 

Aus alledem folgt, dass für die Prüfung der drei oben genannten Kriterien eine typisierende 
Betrachtungsweise angemessen ist, welche namentlich nicht auf individuelle Besonderheiten 
bestimmter Märkte innerhalb einer Märktegruppe Rücksicht zu nehmen braucht. Es geht al-
lein darum, die Möglichkeit des Vorliegens von Regulierungsbedürftigkeit festzustellen. 

2. Im Besonderen 
Die hier herausgearbeitete Vorgehensweise hat Auswirkungen insbesondere auf die Prüfung 
des § 10 Abs. 2 S. 1 TKG bei Märkten, welche in der Märkte-Empfehlung der Europäischen 
Kommission genannt worden sind.  

Die Europäische Kommission hat eine Reihe von Telekommunikationsmärkten auf ihre typi-
schen Marktcharakteristika hin untersucht. Sie ist dabei zu dem Ergebnis gekommen, dass 
die drei genannten Kriterien bei insgesamt 18 Telekommunikationsmärkten vorliegen. Für 
diese 18 Märkte bzw. die zugehörigen Teilmärkte steht damit fest, dass sie grundsätzlich den 
Kriterien des § 10 Abs. 2 S. 1 TKG genügen. Diese Ansicht teilt auch das deutsche Gesetz. 
Denn bei der Märktebestimmung, welche die Regulierungsbehörde gemäß § 10 Abs. 2 S. 2 
TKG im Rahmen des ihr zustehenden Beurteilungsspielraums vornimmt, berücksichtigt sie 
nach § 10 Abs. 2 S. 3 TKG weitestgehend die Märkte-Empfehlung der Kommission in ihrer 
jeweils geltenden Fassung (vergleiche auch Art. 15 Abs. 3 S. 1 Rahmenrichtlinie).  

Eine Widerlegung der von der Kommission festgestellten Ergebnisse ist zwar im Grundsatz 
möglich; immerhin steht der Behörde ein Beurteilungsspielraum zu, der (nur) weitestgehend 
von der Märkte-Empfehlung vorstrukturiert ist. Die Anforderungen an eine solche Widerle-
gung sind allerdings sehr hoch. Denn für eine Widerlegung wäre darzulegen, dass selbst die 
typischen Merkmale des in Deutschland gelegenen Marktes derart von dem europäischen 
Durchschnitt abweichen, dass schon die Möglichkeit einer Regulierungsbedürftigkeit von 
vornherein ausgeschlossen werden kann.  

Mit der Aufnahme der Leistungen „Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen 
Standorten,“ „Anrufzustellung in einzelnen öffentlichen Telefonnetzen an festen Standorten“ 
und „Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz“ in ihre Empfehlung hat die Europäische 
Kommission die Märkte, zu denen diese Leistungen gehören, wegen des kumulativen Vor-
liegens der oben genannten Kriterien als Märkte identifiziert, die für eine Vorabregulierung in 
Betracht kommen. Nach Maßgabe des gerade Dargestellten ist für diese Märkte im Folgen-
den (allein) zu prüfen, ob die Vermutung widerlegt werden kann, sie könnten regulierungs-
bedürftig sein.  

 

II. Vorliegen beträchtlicher und anhaltender struktureller oder rechtlich bedingter 
Marktzutrittsschranken 

Die hier untersuchten Märkten zeichnen sich allesamt durch beträchtliche und anhaltende 
strukturelle Marktzutrittsschranken aus (siehe auch unten Abschnitt G. – Marktbeherr-
schung). Soweit Zuführungsleistungen betroffen sind, resultiert dies aus der Kombination von 
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überragend hohem Endkundenbestand und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur auf 
Seiten der DT AG. Bei den Terminierungsleistungen, bei denen das Prinzip „Ein-Netz-ein-
Markt“ gilt, ist ein Marktzutritt für Dritte per se nicht möglich. Die Märkte für Transitdienste 
schließlich können von Wettbewerbern der DT AG kaum angegriffen werden, weil sie zum 
einen selbst nicht genügend Zuführungs- oder Terminierungsleistungen herstellen können, 
um darauf aufbauend Transitdienste anbieten zu können, und weil sie zum anderen entwe-
der aus technischen Gründen und/oder mangels hinreichenden Zugangs zu den Beschaf-
fungs- und Absatzmärkten nicht in der Lage sind, in beachtlichem Umfang Zuführungs- oder 
Terminierungsleistungen der DT AG über ihr Netz abzuwickeln. Es sind keine Anhaltspunkte 
ersichtlich, die einen Abbau dieser Schranken in den nächsten zwei Jahren bis zur dann er-
folgenden turnusgemäßen Überprüfung von Marktdefinition und Marktanalyse (§ 14 Abs. 2 
TKG) erwarten ließen.  

 

III. Längerfristig keine Tendenz zu wirksamem Wettbewerb 
Bei der notwendigen typisierenden Betrachtungsweise ist festzustellen, dass die hier unter-
suchten Märkte allesamt auch längerfristig – also wiederum in den nächsten zwei Jahren – 
nicht zu wirksamem Wettbewerb tendieren. Es sind jedenfalls derzeit keine Faktoren konkret 
absehbar, die eine solche Wettbewerbsentwicklung herbeiführen könnten. Die trotz Liberali-
sierung anhaltend hohen Marktanteile der DT AG bzw. die 100%igen Marktanteile der Teil-
nehmernetzbetreiber auf ihren Terminierungsmärkten bezeugen bei abstrakter Betrachtung 
vielmehr die fortdauernde Unangreifbarkeit ihrer Stellung. 

Das Vorgenannte gilt namentlich auch für die Märkte für „Terminierungsleistungen alternati-
ver Teilnehmernetzbetreiber“ sowie für „Transitdienste plus Terminierung von Verbindungen 
mit Ursprung und Ziel in Mobilfunknetzen.“ Auf diesen Märkten herrscht aufgrund gegenge-
wichtiger Nachfragemacht schon derzeit wirksamer Wettbewerb (siehe genauer unten Ab-
schnitt G.VI. und XI. - Marktbeherrschung). Gleichwohl hindert dieser Umstand nicht die 
Feststellung, dass die Märkte regulierungsbedürftig sein könnten (vergleiche auch den oben 
zitierten Erwägungsgrund Nr. 20 der Märkte-Empfehlung). Denn bei der hier maßgeblichen 
typisierenden Betrachtungsweise kommt es nicht auf die individuellen Gegebenheiten auf 
einem Markt (hier: die gegengewichtige Nachfragemacht) an, sondern vielmehr darauf, dass 
die Märkte durch konstant hohe Marktanteile geprägt sind, welche im Regelfall eben auf das 
längerfristige Fehlen einer Tendenz zu wirksamem Wettbewerb hindeuten.  

  

IV. Dem Marktversagen kann nicht allein durch die Anwendung des allgemeinen 
Wettbewerbsrechts begegnet werden 

Die Anwendung allgemeinen Wettbewerbsrechts erscheint als Reaktion auf das festgestellte 
Marktversagen nicht ausreichend. 

Gemäß Explanatory memorandum der Europäischen Kommission zur Märkte-Empfehlung, 
S. 11, kann eine Vorabregulierung „eine angemessene Ergänzung zum Wettbewerbsrecht 
darstellen, wenn dessen Anwendung nicht ausreicht, um dem Marktversagen entgegenzu-
wirken. Dies wäre zum Beispiel dann der Fall, wenn bei einer Maßnahme zur Behebung ei-
nes Marktversagens zahlreiche Anforderungen erfüllt sein müssen (zum Beispiel detaillierte 
Buchhaltung für Regulierungszwecke, Kostenermittlung, Überwachung der Bedingungen 
einschließlich technischer Parameter u. a.) oder wenn ein häufiges und/oder frühzeitiges 
Einschreiten unerlässlich bzw. die Gewährleistung der Rechtssicherheit vorrangig ist. In der 
Praxis sollten sich die NRB mit ihren Wettbewerbsbehörden abstimmen und deren Stand-
punkt berücksichtigen, wenn sie entscheiden, ob sich der Einsatz zusätzlicher rechtlicher 
Instrumente oder die Instrumente des Wettbewerbsrechts ausreichen.“ 

Tatsächlich können Unternehmen mit hohen Marktanteilen auf der Vorleistungsebene schon 
im Interesse ihrer Position auf der Endkundenebene kein Interesse daran haben, den Markt-
teilnehmern Zugang zu ihrer nicht leicht zu duplizierenden Infrastruktur zu gewähren. Die 
besondere wettbewerbspolitische Bedeutung des Angebots von Verbindungsleistungen auf 
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der Vorleistungsebene ergibt sich dabei vor allem daraus, dass das Angebot für die Wettbe-
werber im Regelfall erforderlich ist, um eigene Endkundenleistungen anbieten zu können. Da 
das Angebot von Verbindungsleistungen auf der Vorleistungsebene also essentiell ist für 
wirksamem Wettbewerb auf der Endkundenebene, wäre es den Unternehmen mit hohen 
Marktanteilen - in Abwesenheit entgegenstehender Regeln - ein Leichtes, ihre Marktmacht 
auf die Endkundenebene auszudehnen, indem sie Wettbewerbern den Zugang zu Verbin-
dungsleistungen auf der Vorleistungsebene verweigerten oder nur zu unangemessenen Be-
dingungen gewährten.96 

Wie die Erfahrung mit der Liberalisierung der Telekommunikationsmärkte auch in der Bun-
desrepublik Deutschland gezeigt hat, ist dem Problem des Zugangs zu Verbindungsleistun-
gen nur durch ein kontinuierliches Eingreifen Herr zu werden. Die alleinige Anwendung des 
allgemeinen Wettbewerbsrechts, etwa mittels § 19 Absatz 4 Nr. 4 GWB, würde hingegen nur 
ein punktuelles Eingreifen in einzelnen Verfahren bedeuten. Erforderlich sind wesentlich de-
tailliertere Befugnisse zur Vornahme positiver Regelungen. Auf eine detaillierte und perma-
nente Überwachung des „Ob“ und „Wie“ der Zugangsgewährung ist das allgemeine Wettbe-
werbsrecht nicht ausgelegt. Regulatorische Maßnahmen greifen dagegen generell präventiv 
ein. Im Falle eines Marktversagens wie dem vorliegenden, in dem das marktbeherrschende 
Unternehmen bei typisierter Betrachtungsweise nicht nur in konkreten Einzelfällen, sondern 
generell kein Interesse an der Gewährung des Netzzugangs haben kann, sollte einem im 
Interesse des Marktbeherrschers liegenden, wettbewerbswidrigen Verhalten daher auch ge-
nauso generell und präventiv mit detaillierten Befugnissen zur Auferlegung positiver Ver-
pflichtungen begegnet werden. Die Allokation derartiger knapper Güter wie des Zugangs zu 
Verbindungsleistungen bedarf deshalb der über eine wettbewerbssichernde allgemeine 
Wettbewerbsaufsicht hinausgehenden regulatorischen, d. h. präventiv wettbewerbsfördern-
den Intervention. Nur so kann nämlich in Bezug auf Verbindungsleistungen die Möglichkeit 
des Zugangs für alle Wettbewerber sichergestellt werden. 

 
V. Ergebnis 
Die nachfolgend genannten Märkte97 erfüllen die in § 10 Abs. 2 S. 1 TKG aufgeführten Krite-
rien und kommen deshalb für eine Regulierung nach dem zweiten Teil des TKG in Betracht:  

1. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene für Orts-, Fern-, Auslands- und Mobilverbindun-
gen mit in Einzelwahl oder in festgelegter Vorauswahl vorangestellter Kennzahl für Ver-
bindungsnetzbetreiber (B.2 [Ort] Zuführung und B.2 [Fern] Zuführung). 

2. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Interconnection-Anschlüsse für Verbindun-
gen zu Diensten. Hierzu zählen derzeit: 

  Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800 (O.5 Zu-
führung); 

  Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP (O.6 Zuführung); 

  Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Online-
Billing-Verfahren (O.7 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren (O.11 Zuführung);   

 Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.12 Zuführung); 

                                                 
96 Für eine allgemeine Darstellung der Bedeutung des Netzzugangs vgl. Heinen, Journal of Network 
Industries 2001, S. 385, 388 f. m.w.N.; siehe dazu auch Temple Lang, Fordham International Law 
Journal 18 (1994), S. 437, 480 ff. 
97 Nota bene: Breitbandige Verbindungsleistungen werden noch einem eigenständigen Verfahren der 
Marktregulierung unterzogen werden, siehe auch oben Abschnitt B.II. – Leistungsübersicht. 
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  Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren (Z.4 Zuführung); 
  Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offline-

Billing-Verfahren (Z.7 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.9 Zuführung); 

  Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Offli-
ne-Billing-Verfahren (Z.10 Zuführung); 

  Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 im 
Offline-Billing-Verfahren (Z.12 Zuführung); 

  Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zu-
gangskennzahl 0088210 im Online-Billing-Verfahren (Z.14 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.16 Zuführung); 

  Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter (AfTD Zuführung). 

 Zukünftig angebotene weitere Zuführungsleistungen zu Diensten sind diesem Markt eben-
falls zuzurechnen. 

3. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Primärmultiplex-Anschlüsse für Verbindun-
gen zu Online-Diensten in zeitabhängiger Tarifierung (AfOD Zuführung). 

4. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Primärmultiplex-Anschlüsse für Verbindun-
gen zu Online-Diensten in zeitunabhängiger Tarifierung (OVF Zuführung). 

5. Märkte für Anrufzustellung in das einzelne öffentliche Telefonnetz an festen Standorten 
einschließlich der lokalen Anrufweiterleitung (B.1 Terminierung und Z.1 Terminierung). 

 Die Einzelmärkte: 
  accom Gesellschaft für Telekommunikationsnetze u. -dienstleistungen mbH & Co. KG 

Arcor AG & Co. 
AugustaKom Telekommunikation GmbH & Co. KG 
BerliKomm Telekommunikationsgesellschaft mbH 
BITel Gesellschaft für kommunale Telekommunikation mbH 
BreisNet Telekommunikations- und Carrier-Dienste GmbH 
BT (Germany) GmbH & Co. oHG 
ChemTel Telekommunikations GmbH Chemnitz 
Citykom Münster GmbH Telekommunikationsservice 
CNE Gesellschaft für Telekommunikation mbH 
COLT Telecom GmbH 
DATEL Daten- und Telekommunikations- GmbH Dessau 
Deutsche Telekom AG 
DOKOM Gesellschaft für Telekommunikation mbH 
E.T.H. European Telecommunication Holding AG 
envia.tel GmbH 
EWE TEL GmbH 
freenet Cityline GmbH 
GöTel GmbH 
HanseNet Telekommunikation GmbH 
HEAG MediaNet GmbH 
HeLi NET Telekommunikation GmbH & Co. KG 
HL komm Telekommunikations GmbH 
htp - Hannovers Telefon Partner GmbH 
IN-telegence GmbH & Co. KG 
ISH GmbH & Co. KG 
ISIS Multimedia Net GmbH & Co. KG 
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jetz! Kommunikation GmbH & Co. KG 
Kabel Baden-Württemberg GmbH & Co. KG 
KielNET GmbH 
LeuCom Telekommunikationsgesellschaft mbH 
M"net Telekommunikations GmbH 
MCI WorldCom Deutschland GmbH 
MDCC Magdeburg-City-Com GmbH 
meocom Telekommunikation GmbH 
NEFkom Telekommunikation GmbH & Co. KG 
NetCologne Gesellschaft für Telekommunikation mbH 
osnatel GmbH 
PfalzKom Gesellschaft für Telekommunikation mbH 
pulsaar Gesellschaft für Telekommunikation mbH 
QSC AG 
SDTelecom Telekommunikations GmbH 
telebel GmbH 
telelev Telekommunikation GmbH 
TeleNet Potsdam Kommunikationsgesellschaft mbH 
Téleos Gesellschaft für Telekommunikation u. Netzdienste Ostwestfalen-Schaumburg 
mbH & Co. KG 
TROPOLYS Netz GmbH 
Ventelo Deutschland GmbH 
Versatel Germany GmbH 
Versatel Nord-Deutschland GmbH 
Versatel Süd-Deutschland GmbH 
Versatel West-Deutschland GmbH & Co. KG 
VSE NET GmbH 
wilhelm.tel GmbH 
WOBCOM GmbH 

6. Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Zuführung von Orts-, Fern-, 
Auslands- und Mobilverbindungen mit in Einzelwahl oder in festgelegter Vorauswahl vor-
angestellter Kennzahl für Verbindungsnetzbetreiber und mit Ursprung im eigenen nationa-
len Netz (B.2 Transit plus Zuführung). 

7.  Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Interconnection-Anschlüsse 
plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu Diensten. Hierzu 
zählen derzeit:  

   Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800 (O.5 
Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

  Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP (O.6 Transit plus Zuführung von 
Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen);  

  Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Online-
Billing-Verfahren (O.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im nationa-
len Netzen); 

  Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren (O.11 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

 Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.12 Transit plus Zuführung  
von Verbindungen mit Ursprung im eigenen nationalen Netz); 

  Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.14 Transit plus Zuführung 
von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Netzen); 

  Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren (Z.4 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 
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   Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offline-
Billing-Verfahren (Z.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationa-
len Festnetzen); 

  Verbindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.9 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen);  

  Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Offli-
ne-Billing-Verfahren (Z.10 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nati-
onalen Festnetzen); 

  Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Online-
Billing-Verfahren (Z.11 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationa-
len Mobilfunknetzen); 

   Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 im 
Offline-Billing-Verfahren (Z.12 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in 
nationalen Festnetzen);  

  Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Onli-
ne-Billing-Verfahren (Z.13 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nati-
onalen Mobilfunknetzen); 

  Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zu-
gangskennzahl 0088210 im Online-Billing-Verfahren (Z.14 Transit plus Zuführung von 
Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

  Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.16 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen); 

  Verbindungen zum Service 0900 von ICP über die Mobilfunk-Service-Vorwahl (MSV) im 
Online-Billing-Verfahren (Z.17 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in 
nationalen Mobilfunknetzen); 

  Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter (AfTD Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen). 

 Zukünftig angebotene weitere entsprechende Transitleistungen plus Zuführung sind die-
sem Markt ebenfalls zuzurechnen. 

8.  Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Primärmultiplex-Anschlüsse 
plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu Online-Diensten 
in zeitabhängiger Tarifierung (AfOD Transit plus Zuführung). 

9.  Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Terminierung von Verbindun-
gen in nationale Netze mit Ausnahme von Verbindungen mit Ursprung und Ziel in nationa-
len Mobilfunknetzen (B.1 Transit plus Terminierung, Z.1 Transit plus Terminierung, O.2 
Transit plus Terminierung, O.3 Transit plus Terminierung von Verbindungen mit Ursprung 
in nationalen Festnetzen). 

10. Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Terminierung von Verbin-
dungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknetzen in nationale Mobilfunknetze (O.3 
Transit plus Terminierung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknetzen). 
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G. Marktbeherrschung 
Gemäß § 11 Abs. 1 S. 1 TKG prüft die Regulierungsbehörde im Rahmen der Festlegung der 
nach § 10 für eine Regulierung nach dem zweiten Teil des TKG in Betracht kommenden 
Märkte, ob auf dem untersuchten Markt wirksamer Wettbewerb besteht.98 

Wirksamer Wettbewerb besteht nach § 11 Abs. 1 S. 2 TKG nicht, wenn ein oder mehrere 
Unternehmen auf diesem Markt über beträchtliche Marktmacht verfügen.99 Ein Unternehmen 
gilt als Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht, wenn es entweder allein oder gemein-
sam mit anderen eine der Beherrschung gleichkommende Stellung einnimmt, das heißt eine 
wirtschaftlich starke Stellung, die es ihm gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhän-
gig von Wettbewerbern und Endnutzern zu verhalten, siehe § 11 Abs. 1 S. 3 TKG.100   

Die letztgenannte Formulierung, welche der deutsche Gesetzgeber dem Art. 14 Abs. 2 U-
Abs. 1 Rahmenrichtlinie101 nachgebildet hat, ist ursprünglich vom Europäischen Gerichtshof 
in seiner Rechtsprechung zu Art. 82 EG-Vertrag geprägt worden102. Die Europäische Kom-
mission hat diese Definition in ihre ständige Entscheidungspraxis nach Artikel 82 EG-Vertrag 
übernommen103. Bei der Anwendung dieser Definition wird folglich zu beachten sein, dass 
die Entscheidungen mit der Fallpraxis der Kommission und der einschlägigen Rechtspre-
chung des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz übereinstimmen.104 Eine Zusam-
menfassung der genannten Praxis findet sich in den Leitlinien der Kommission zur Marktana-
lyse und Ermittlung beträchtlicher Marktmacht nach dem gemeinsamen Rechtsrahmen für 
elektronische Kommunikationsnetze und –dienste105. Dementsprechend bestimmt § 11 Abs. 
1 S. 4 TKG, dass die Regulierungsbehörde bei ihrer Prüfung weitestgehend die von der 
Kommission aufgestellten und in ihren Leitlinien in der jeweils geltenden Fassung niederge-
legten Kriterien berücksichtigt.  

Wie der Europäische Gerichtshof insbesondere in seinem grundlegenden Urteil vom 13. 
Februar 1979 in der Rechtssache Hoffmann-La Roche ./. Kommission106 betont hat, schließt 
eine marktbeherrschende Stellung einen gewissen Wettbewerb auf dem relevanten Markt 
nicht aus. Sie versetzt lediglich das Unternehmen in die Lage, die Bedingungen, unter denen 
sich dieser Wettbewerb entwickeln kann, zu bestimmen oder wenigstens merklich zu beein-
flussen und auf jeden Fall in seinem Verhalten so lange keine Rücksicht nehmen zu müssen, 
wie ihm dies nicht zum Schaden gereicht.107  

Die Würdigung, inwiefern eine marktbeherrschende Stellung besteht, beruht auf einer vor-
ausschauenden Marktanalyse, die sich auf die bestehenden Marktverhältnisse stützt.108 Eine 
beherrschende Stellung kann anhand einer Reihe von Kriterien festgestellt werden, die für 
sich allein genommen nicht notwendigerweise entscheidend sind, sondern auf Grund einer 
Gesamtbetrachtung zu bewerten sind.109 Die Unerlässlichkeit einer wertenden Gesamtschau 
ergibt sich daraus, dass es eine „umfassend ausgearbeitete Theorie der Wettbewerbsvor-

                                                 
98 Vergleiche Art. 16 Abs. 2 Rahmenrichtlinie. 
99 Siehe auch § 3 Nr. 31 TKG sowie Erwägungsgrund Nr. 27 S. 1 zur Rahmenrichtlinie. 
100 Das Fehlen wirksamen Wettbewerbs entspricht also dem Begriff der beträchtlichen Marktmacht 
sowie dem wettbewerbsrechtlichen Begriff der marktbeherrschenden Stellung, d. h. alle drei Um-
schreibungen sind synonym. Zur Vermeidung von Missverständnissen wird im Folgenden entspre-
chend der Tradition des Wettbewerbsrechts im Sinne von Art. 82 EG-Vertrag ausschließlich der Beg-
riff der marktbeherrschenden Stellung verwandt.  
101 Siehe dazu die Leitlinien, Rn. 5 und 70.  
102 Vergleiche Leitlinien, Rn.5. 
103 Siehe dazu die Leitlinien, Rn.5 und 70. 
104 Leitlinien, Rn. 70; vergleiche auch Erwägungsgrund Nr. 28 zur Rahmenrichtlinie sowie – mit Blick 
auf kollektive Marktbeherrschungen – Art. 14 Abs. 2 UAbs. 2 Rahmenrichtlinie. 
105 Siehe die Leitlinien, Rn.70. 
106 EuGH, Rs. 85/76, Slg. 1979, S. 461 Rn. 39 – Hoffmann-La Roche / Kommission. 
107 Vergleiche dazu auch die Leitlinien, Rn. 72.  
108 Vergleiche dazu die Leitlinien, Rn. 75.  
109 Leitlinien, Rn. 75 und 79. 
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aussetzungen, die von Vorliegen bestimmter Umstände einen zwingenden Schluss auf Un-
ternehmensverhalten zuließe, bis heute nicht gibt und angesichts der netzartigen Verkoppe-
lung sämtlicher Zustands- und Kontrollvariablen für Unternehmen vielleicht nie geben 
wird.“110 Die einzelnen relevanten Faktoren können thematisch als Ausdruck der Marktstruk-
tur, der Unternehmensstruktur oder des Marktverhaltens einsortiert werden.111 

Im Folgenden wird nunmehr die konkrete Untersuchung des unter E. abgegrenzten Marktes 
vorgenommen (für eine Darlegung der in Rn. 72 ff. der Leitlinien dargestellten Kriterien zur 
Ermittlung beträchtlicher Marktmacht siehe Anhang 2). 

 

I. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standor-
ten einschließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene für Orts-, Fern-, Aus-
lands- und Mobilverbindungen mit in Einzelwahl oder in festgelegter Voraus-
wahl vorangestellter Kennzahl für Verbindungsnetzbetreiber 

1. Marktanteile 
Für 2002 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – in Höhe 
von.....€ und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von...... €. Für die DT AG ergibt sich für die 
entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von.... % bzw  .....%. 

Für 2002 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von ..... Minuten und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von....Minuten. Für die DT AG 
ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von ....% bzw. .... %. 

Der 1. Schätzschritt ist hier entbehrlich, da alle relevanten Unternehmen eine Aufteilung der 
Umsätze auf die einzelnen Tarifbereiche vorgenommen haben. In dem hier relevanten Fall 
ist, da es sich um den lokalen Bereich handelt, ist – bis auf wenige Ausnahmen112 – nur der 
Tarifbereich I von Bedeutung.113 

Im Rahmen des 2. Schätzschrittes wurden die vorgenannten bisher berechneten Marktvolu-
mina jeweils um 10 Prozentpunkte erhöht.114 

Danach ergibt sich für 2002 ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – 
in Höhe von .... € und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von ......€. Für die DT AG ergibt sich 
für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von.... % bzw .... %. Die Marktantei-
le der übrigen Anbieter liegen sowohl im Jahr 2002 als auch im 1. Halbjahr 2003 jeweils        

                                                 
110 So Möschel, in: Immenga/Mestmäcker, GWB, 2001, § 19 Rn. 54 m.w.N. zum – im Gegensatz zu 
Artikel 82 EG-Vertrag – sogar einen konkreten Kriterienkatalog enthaltenden § 19 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 
GWB.  
111 Vergleiche Dirksen, in: Langen/Bunte, a.a.O., Art. 82 Rn. 37 
112 Es kann vereinzelt durchaus der Fall sein, dass der Engpassfaktor über den Tarifbereich I hinaus-
geht. Entsprechende Anteile werden im Rahmen des zweiten Schätzschrittes pauschal berücksichtigt, 
da diese nicht im Einzelnen von den Unternehmen differenziert angegeben werden konnten. 
113 Die Tarifbereiche II und III werden beim Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz 
plus Zuführung von Orts-, Fern-, Auslands- und Mobilverbindungen mit in Einzelwahl oder in festge-
legter Vorauswahl vorangestellter Kennzahl für Verbindungsnetzbetreiber und mit Ursprung im eige-
nen nationalen Netz (B.2 Transit plus Zuführung) berücksichtigt. 
114 Die Berechnung erfolgt hier beispielhaft für die Umsatzerlöse für das Jahr 2002. Aus den tatsäch-
lich vorliegenden sowie modifizierten Angaben ergibt sich ein Gesamtumsatz in Höhe von ..... €. Auf-
grund der oben dargestellten Ausführungen wird davon ausgegangen, dass vom Gesamtmarktvolu-
men (inkl. Schätzungen) zehn Prozentpunkte nicht bekannt sind. Dementsprechend erfolgt die Be-
rechnung des Gesamtmarktvolumens (inkl. Schätzungen) wie folgt: Die.... € stellen 90 % des Ge-
samtmarktvolumens (inkl. Schätzungen) dar. Um 100 % des Gesamtmarktvolumens (inkl. Schätzun-
gen) zu erhalten, müssen zunächst die fehlenden zehn Prozentpunkte berechnet werden. Dies ge-
schieht folgendermaßen: Um 1% des Gesamtmarktvolumens zu erhalten, wird .... € durch 90 dividiert. 
Es ergibt sich ein Betrag von.....  €. 10 % sind demnach..... €. Das Gesamtmarktvolumen entspricht 
demnach....  € plus ....€, also .... €. 
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.....%. 

...............                        

Für 2002 ergibt sich ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von ......Minuten und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von ....Minuten. Für die DT AG 
ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von .... % bzw. .... %. 
Die Marktanteile der übrigen Anbieter liegen sowohl im Jahr 2002 als auch im 1. Halbjahr 
2003 jeweils..... % . 

.............                      

 

Die DT AG verfügt sowohl gemessen in Umsatzerlösen als auch in Verbindungsminuten für 
alle hier betrachteten Zeiträume über einen Marktanteilsabstand zum nächst größeren An-
bieter in Höhe von mindestens .... Prozentpunkten. 

2. Leichter oder privilegierter Zugang zu Kapitalmärkten / finanziellen Ressour-
cen 

Der Möglichkeiten des Zugangs zu den Kapitalmärkten sowie die finanziellen Ressourcen 
lassen sich an den folgenden Zahlen der größeren Anbieter ablesen: 

Der Konzernumsatz der DT AG belief sich im Jahr 2003 auf 55,8 Mrd. € (Steigerung um 
4,0 % gegenüber 2002 [53,7 Mrd. €]).115 Davon entfallen 25,1 Mrd. € auf die deutsche Fest-
netz-Tochter T-Com116. Der Cash-Flow des Konzerns betrug im Jahr 2003 14,3 Mrd. € (Stei-
gerung um 14,9 % gegenüber 2002 [12,5 Mrd. €]).117 Anstelle eines Jahresfehlbetrages wie 
im Jahr 2001 (3,5 Mrd. €) und im Jahr 2002 (24,6 Mrd. €118) hatte die DT AG im Jahr 2003 
einen Konzernüberschuss in Höhe von 1,3 Mrd. € zu verzeichnen. 

Die Konzerngruppe der BT Group plc, welcher auch BT (Germany) GmbH & Co. OHG ange-
hört, setzte im Geschäftsjahr 2001/2002 20,6 Mrd. Pfund Sterling und im Geschäftsjahr 
2002/2003 18,7 Mrd. Pfund Sterling um. Der Cash-Flow betrug im Geschäftsjahr 2001/2002 
5,26 Mrd. Pfund Sterling und im Geschäftsjahr 2002/2003 6,03 Mrd. Pfund Sterling. Der Um-
satz von BT (Germany) GmbH & Co. OHG belief sich im Geschäftsjahr 2001/2002 auf 
396,03 Mio. € und im Geschäftsjahr 2002/2003 auf 579,6 Mio. €. 

Nach einem Konzernumsatz von umgerechnet 23,04 Mrd. € im Jahr 2002 betrug dieser bei 
der MCI WorldCom im Jahr 2003 umgerechnet 27,167 Mrd. €. Weitere Zahlen sind gegen-
wärtig nicht verfügbar. 

Die Vodafone Gruppe119 setzte im Geschäftsjahr 2000/2001 15 Mrd. Pfund Sterling, im Ge-
schäftsjahr 2001/2002 22,8 Mrd. Pfund Sterling, im Geschäftsjahr 2002/2003 30,4 Mrd. 
Pfund Sterling und im Geschäftsjahr 2003/2004 33,6 Mrd. Pfund Sterling um. Der Cash-Flow 
betrug im Geschäftsjahr 2001/2002 8,1 Mrd. Pfund Sterling, im Geschäftsjahr 2002/2003 
11,14 Mrd. Pfund Sterling und im Geschäftsjahr 2003/2004 12,64 Mrd. Pfund Sterling. Die 
zugehörige Arcor Gruppe verzeichnete einen Konzernumsatz von 1,63 Mrd. € im Geschäfts-
jahr 2001, von 316,9 Mio. € im 1. Quartal 2002,120 von 1,335 Mrd. € im Geschäftsjahr 
2002/2003 und von 1,408 Mrd. € im Geschäftsjahr 2003/2004121. 

                                                 
115 Der Konzernumsatz der DT AG im Jahr 2002 stellte wiederum eine Steigerung von 11,1 % gegen-
über 2001 (48,3 Mrd. €) dar. 
116 Im Jahr 2002 belief sich der Außenumsatz der T-Com auf 26,5 Mrd. €. 
117 Der Cash-Flow im Jahr 2002 stellte eine Steigerung um 4,4 % gegenüber 2001 (11,9 Mrd. €) dar. 
118 Dieser hohe Wert beruht insbesondere auf Sonderabschreibungen auf Mobilfunklizenzen. 
119 Geschäftsjahr endet am 31.03. des jeweiligen Jahres. 
120 Die Arcor Gruppe hat zum 01.04.2002 ihr Geschäftsjahr dem Geschäftsjahr der Vodafone Gruppe 
angepasst. 
121 Nach UK-GAAP. 
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Der Unternehmensumsatz von Colt Telecom Group plc. betrug im Jahr 2002 1,027 Mrd. 
Pfund Sterling und im Jahr 2003 1,166 Mrd. Pfund Sterling. Der Umsatz der Colt Telecom 
GmbH betrug im Jahr 2001 493 Mio. €, im Jahr 2002 569 Mio. € und im Jahr 2003 611 
Mio. €. 

Insgesamt ist die Finanzkraft der DT AG als bedeutend anzusehen. Neben ihr gibt es aber 
auch mit der Arcor GmbH & Co. KG und BT (Germany) GmbH & Co. OHG zumindest zwei 
finanzstarke Wettbewerber, so dass die Finanzkraft der DT AG eher neutral zu bewerten ist. 

3. Fehlen von potenziellem Wettbewerb 
Bei dem hier behandelten Markt für „B.2“-Zuführungsleistungen handelt es sich um einen 
Markt, dessen Bestehen in besonderem Maße auf regulierungsrechtlichen Maßnahmen be-
ruht. Wie bereits im Rahmen der Marktabgrenzung gezeigt wurde, haben bundesweit tätige 
Unternehmen derzeit kein Interesse daran, ihren Anschlussteilnehmern freiwillig eine Verbin-
dungsnetzbetreiberauswahl zu ermöglichen.122 Das Risiko, die eigenen Verbindungsnetze 
nicht wie geplant auslasten zu können, scheint die Chance, sich weitere Vertriebswege für 
die Anrufweiterleitung zu eröffnen, zu überwiegen. Schon mangels Interesse anderer Netz-
betreiber ist deshalb zur Zeit nicht ersichtlich, dass potenzieller Wettbewerb die beherrschen-
de Stellung der DT AG, wie sie sich in ihren Marktanteilen andeutet, gefährden könnte.  

4. Expansionshemmnisse und Marktzutrittsschranken  
Darüber hinaus fehlt den anderen Netzbetreiber derzeit aber auch die Aussicht, die Stellung 
der DT AG ernsthaft angreifen zu können. Namentlich die bei der DT AG gegebene Kombi-
nation von überragend großem Endkundenbestand und Kontrolle über eine nicht leicht zu 
duplizierende Infrastruktur hindert tatsächliche oder mögliche Wettbewerber daran, beach-
tenswerte Marktanteile zu erobern.  

Voraussetzung dafür, dass überhaupt Zuführungsleistungen angeboten werden können, ist 
der Zugang zu Endkunden, welche als Teilnehmer an das Teilnehmernetz angeschlossen 
sind. Die aus Anzahl und Nutzungsprofil der Endkunden resultierende Zahl an potenziell er-
reichbaren Verbindungsminuten wiederum ist die maßgebliche Größe, nach der sich die Att-
raktivität eines Anbieters für einen nachfragenden Verbindungsnetzbetreiber richtet.  

Die DTAG verfügt  bezogen auf jedwede Art von Endkunden nach hiesigem Kenntnisstand123 
noch immer über einen weit überwiegenden Teil der Teilnehmeranschlüsse: 

 

Marktanteile gemessen in Um-
satzerlösen 

Marktanteile gemessen in Ab-
satz (Zahl der Kanäle) 

a) 2000 b) 2001 c) 2002 d) 2000 e) 2001 f) 2002 

   ....%  ..... %  .... %  .... %  ..... %    ..... % 
Tabelle 1: Marktanteile der DTAG bei Teilnehmeranschlüssen für Endkunden  

Bei dem Markt für (schmalbandige) Endkundenanschlüsse handelt es sich um einen weitge-
hend gesättigten Markt; ein Erstanschluss von Endkunden wird in der Regel nur noch in 
Neubaugebieten vorkommen. Die Wettbewerber der DT AG werden daher regelmäßig nur 

                                                 
122 Anders kann es sich hingegen mit regional tätigen Unternehmen verhalten; diese haben vereinzelt 
durchaus ein Interesse daran, neben den über das DT AG-Netz bezogenen Transitleistungen auch 
Leistungen an Verbindungsnetzbetreiber zur Ermöglichung einer Verbindungsnetzbetreiberauswahl 
abzusetzen. Allerdings scheinen – wohl aufgrund der geringen Verkehrsvolumina - große Anbieter 
einer Verbindungsnetzbetreiberauswahl kein Interesse daran zu haben, die Kosten einer direkten 
Zusammenschaltung mit kleinen Stadtnetzcarriern auf sich zu nehmen. In diese Richtung deutet etwa 
die Stellungnahme des Stadtnetzcarriers ...... vom 9.10.2003, S. 3. 
123 Grundlage ist der Tätigkeitsbericht 2002/2003 der Regulierungsbehörde für Telekommunikation 
und Post. 
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expandieren bzw. in den hier untersuchten Markt eintreten können, indem sie die Infrastruk-
tur, über welche die DT AG ihre Endkunden angeschlossen hat und die hier untersuchten 
Zuführungsleistungen erbringt, doppeln bzw. anmieten. Eine vollständige Duplizierung der 
Netzinfrastruktur der DT AG wäre aber nicht nur volkswirtschaftlich, sondern auch betriebs-
wirtschaftlich nicht zu rechtfertigen. Zwar könnte die flächendeckende Anmietung bereits 
vorhandener Teilnehmeranschlussleitungen zu einer deutlichen Erhöhung des eigenen An-
gebots an Verbindungsminuten führen. Voraussetzung dafür wäre aber, dass die bisherigen 
Anschlusskunden der DT AG überhaupt bereit wären, in relevanter Zahl den Anbieter zu 
wechseln. Dies scheint bisher allerdings nicht der Fall zu sein. In diesem Zusammenhang 
könnten sowohl eine per se geringe Wechselbereitschaft der Endkunden als auch der Um-
stand eine Rolle spielen, dass die Wettbewerber der DT AG vorrangig an dem Absatz hö-
herwertiger Anschlüsse interessiert zu sein scheinen. Die derzeitige Nachfrage nach dem 
Zugang zur Teilnehmeranschlussleitung zeigt jedenfalls, dass es den Wettbewerbern der DT 
AG weder gelungen ist noch in absehbarer Zeit gelingen wird, die beherrschende Stellung 
der DT AG im Bereich der Endkundenanschlüsse zu bedrohen: von den ca...... Teilnehmer-
anschlussleitungen der DT AG sind zur Zeit etwa .....Leitungen, also weniger als .... %, an 
dritte Unternehmen vermietet.124 

Es kann also festgehalten werden, dass die dargestellte Kombination von hohem Endkun-
denbestand und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur dritte Unternehmen von einer Ex-
pansion oder einem Markteintritt abhält.  

5. Fehlen oder geringe ausgleichende Nachfragemacht 
Die sich in den Marktanteilen andeutende beherrschende Stellung der DT AG wird auch 
nicht durch eine gegengewichtige Nachfragemacht ausgeglichen. Eine solche Nachfrage-
macht könnte zwar unter Umständen dann vorliegen, wenn der DT AG spürbare Sanktionen 
von den jeweiligen Endkunden drohten, die nachfragenden Verbindungsnetzbetreiber in re-
levantem Maße den Leistungen der DT AG ausweichen könnten und/oder die DT AG ihrer-
seits auf Leistungen dieser Netzbetreiber angewiesen wäre. Im vorliegenden Zusammen-
hang dürfte allerdings keiner dieser Fälle gegeben sein. 

Zum einen drohten der DT AG kein Wettbewerbsnachteile auf dem oder den Endkunden-
märkten, sollte sie „B.2“-Zuführungsleistungen gar nicht oder nur zu unvorteilhaften Konditio-
nen anbieten. Vorausgesetzt, etwaige Preiserhöhungen für Zuführungsleistungen würden 
überhaupt an die Endkunden weitergereicht, so könnten diese Endkunden statt auf die Ver-
bindungsnetzbetreiberauswahl auf die Endkundenleistungen der DT AG zurückgreifen, um 
die gewünschten Verbindungen herzustellen. Insofern besteht sogar ein Anreiz für die 
DT AG, ihre Preise für Zuführungsleistungen zur VNB-Auswahl zu erhöhen.  

Zum anderen können die nachfragenden Verbindungsnetzbetreiber den Leistungen der 
DT AG nicht ausweichen bzw. ihnen begegnen. Ein Verzicht auf die Zuführungsleistungen 
kommt wegen des überragend großen Endkundenbestandes der DT AG nicht in Betracht. 
Ein Verweis auf die Eigenerstellung scheidet allerdings auch aus, weil dies bedeuten würde, 
dass jeder Nachfrager einen Großteil der Teilnehmeranschlussleitungen der DT AG doppeln 
müsste (anmieten kann sie hingegen nur einer der Nachfrager). Davon abgesehen, dass das 
Geschäftsmodell der Verbindungsnetzbetreiber den Aufbau eines Teilnehmernetzes häufig 
gar nicht vorsieht, wäre ein solches Vorgehen wirtschaftlich nicht durchführbar. Schließlich 
bieten die Verbindungsnetzbetreiber in der Regel ihrerseits der DT AG keine Leistungen an; 
der Gedanke einer Reziprozität von Leistungsbeziehungen, welche unter Umständen zu ei-
ner Relativierung von Marktmacht führen könnte, kommt daher von vornherein nicht auf (so-
weit ausnahmsweise reziproke Leistungen bestehen, sei auf die entsprechenden Ausführun-
gen zur Nachfragemacht bei Zuführungsleistungen zu Diensten verwiesen). 

                                                 
124 Vergleiche den Jahresbericht 2003 – Marktbeobachtungsdaten der Regulierungsbehörde für Tele-
kommunikation und Post, S. 20 und 27. 
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Die Nachfrager, welche aufgrund des großen Endkundenbestands der DT AG auf deren Zu-
führungsleistungen angewiesen sind, haben daher der Macht der DT AG am Ende nichts 
entgegenzusetzen. 

6. Sonstige Kriterien 
Im vorliegenden Zusammenhang sind die sonstigen in den Leitlinien erwähnten Kriterien 
ohne weiteren Belang. Es liegen gegenwärtig keine Anhaltspunkte dafür vor, dass die Ge-
samtgröße der DT AG als solche, technologische Vorteile oder Überlegenheit, eine Diversifi-
zierung von Produkten und/oder Dienstleistungen, Kostenersparnisse aufgrund von Größen- 
oder Verbundvorteilen, eine vertikale Integration und/oder ein hochentwickeltes Vertriebs- 
und Verkaufsnetz über die bereits genannten Gesichtspunkte hinaus von maßgeblicher Be-
deutung für das Vorliegen oder Nichtvorliegen einer beherrschenden Stellung der DT AG auf 
dem hier untersuchten Markt sein könnten. 

7. Gesamtschau 
Die Gesamtschau der verschiedenen Merkmale von Marktmacht zeigt, dass auf dem hier 
betrachteten Markt für „Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten 
einschließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene für Orts-, Fern-, Auslands- und Mobilver-
bindungen mit in Einzelwahl oder in festgelegter Vorauswahl vorangestellter Kennzahl für 
Verbindungsnetzbetreiber“ kein wirksamer Wettbewerb im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 TKG 
besteht. 

Die DT AG verfügt auf diesem Markt über eine beträchtliche Marktmacht. Sie nimmt eine der 
Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt eine wirtschaftlich starke Stellung, die 
es ihr gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wettbewerbern und Endnut-
zern zu verhalten.  

Die marktbeherrschende Stellung der DT AG, welche sich in ihrem überragenden Marktanteil 
manifestiert, speist sich einmal aus dem mangelnder Interesse anderer Netzbetreiber, auf 
diesem Markt als Anbieter tätig zu werden. Darüber hinaus verhilft der DT AG die Kombinati-
on von großem Endkundenbestand und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur zu einer 
unangreifbaren Marktstellung. Weder finanzielle Ressourcen anderer Anbieter, eine gegen-
gewichtige Nachfragemacht oder sonstige Umstände können hieran etwas ändern. 

 

II. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standor-
ten einschließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Interconnection-
Anschlüsse für Verbindungen zu Diensten125  

1. Marktanteile 
Hier ist anzuführen, dass die Marktanteile nur anhand der Verbindungsminuten berechnet 
werden konnten. Dies ist unter anderem dadurch begründet, dass sowohl die DT AG als 
auch andere Anbieter zu einigen hier relevanten Leistungen keine Umsatzerlöse angeben 
konnten. Eine plausible Schätzung der Umsatzerlöse war aufgrund dessen nicht möglich 
und, weil sie wegen der enthaltenen Entgelte für Inhaltsleistungen ohnehin nicht aussage-
kräftig wären, auch nicht nötig. 

Für das 1. Halbjahr 2003 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Verbin-
dungsminuten – in Höhe von ...... Minuten. Für die DT AG ergibt sich für den entsprechenden 
Zeitraum ein Marktanteil von ..... %. 

Für den hier erforderlichen 1. Schätzschritt ergaben sich entsprechend der oben allgemein 
ausgeführten Berechnungsweise folgende Verhältniszahlen für die Aufteilung der Umsätze 
auf die einzelnen Tarifbereiche: 

                                                 
125 Zu den erfassten Diensten siehe Abschnitt E.I.1.b. – Marktabgrenzung. 
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 Tarifbereich I : Tarifbereich II : Tarifbereich III 

Verbindungsminuten  
1. Halbjahr 2003 

 ....... 126 

Tabelle 2: Aufteilung der Absätze auf die einzelnen Tarifbereiche 

Entsprechend dieser Verhältnisse werden die Umsätze der Unternehmen, die keine Auftei-
lung nach verschiedenen Tarifbereichen vornehmen konnte, auf die einzelnen Tarifbereiche 
verteilt. In dem hier relevanten Fall ist, da es sich um den lokalen Bereich handelt, ist nur der 
Tarifbereich I von Bedeutung.127 

Für das 1. Halbjahr 2003 ergibt sich ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Verbin-
dungsminuten – in Höhe von..... Minuten. Für die DT AG ergibt sich für den entsprechenden 
Zeitraum ein Marktanteil von ..... %. 

Im Rahmen einer Schätzung wurden die vorgenannten bisher berechneten Marktvolumina 
jeweils um 10 Prozentpunkte erhöht, d. h. es wurde unterstellt, dass die dort bisher errechne-
ten Marktvolumina insgesamt nur jeweils 90 % des tatsächlichen anzunehmenden Gesamt-
marktvolumens (nicht der Schätzung) betragen haben. Die Schätzgröße von 10 Prozent-
punkten ist ausreichend, da die größten Anbieter von Zusammenschaltungsleistungen im 
Wesentlichen durch das Auskunftsersuchen erfasst wurden. 

Es ergibt sich dann – unter der Berücksichtigung der vorher genannten Schätzung – ein er-
höhtes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – für das 1. Halbjahr 2003 in Hö-
he von ..... Minuten. Für die DT AG ergibt sich für den entsprechenden Zeitraum ein Markt-
anteil von..... %. Die nächst größeren Anbieter  ....bzw.  .. verfügen für den entsprechenden 
Zeitraum jeweils über einen Marktanteil von .....% bzw.....%. Die Marktanteile der übrigen 
Anbieter liegen jeweils .... %. 

Die DT AG verfügt gemessen in Verbindungsminuten für alle hier betrachteten Zeiträume 
über einen Marktanteilsabstand zum nächst größeren Anbieter in Höhe von mindestens .....    
Prozentpunkten. 

.............               

2. Expansionshemmnisse und Marktzutrittsschranken 
Ebenso wie im Fall des Marktes für „B.2“-Zuführungsleistungen können auch bei dem vorlie-
gend untersuchten „Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen 
Standorten einschließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Interconnection-
Anschlüsse für Verbindungen zu Diensten“ Wettbewerber der DT AG aufgrund des Zusam-
menwirkens von hohem Endkundenbestand und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur 
die Stellung der DT AG nicht wirksam bedrohen.128  

                                                 
126 Die rechnerisch ermittelten Umsatzerlöse (gerundet auf volle Stellen) betrugen für das Jahr 2002  
.....Minuten für Tarifzone 1,......Minuten für Tarifzone 2 und .... Minuten für Tarifzone 3. Somit ergibt 
sich eine Summe in Höhe von ..... Minuten. Teilt man nun den Wert für die Tarifzone 1 durch die 
Summe, d. h. .....  Minuten : ..... Minuten, so ergibt sich ein prozentualer Anteil von ..... %. Entspre-
chend ist für die übrigen Tarifzonen vorzugehen. 
127 Die Tarifbereiche II und III werden beim Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz 
über Interconnection-Anschlüsse plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen 
zu diversen Diensten berücksichtigt. 
128 Das Bestehen von Expansionshemmnissen und Marktzutrittsschranken ist damit dargelegt worden; 
es kann deshalb dahin stehen, ob die DT AG auch strategische Expansionshemmnisse bzw. Marktzu-
trittsschranken dadurch aufrichtet, dass sie einige Leistungen im Offline-Billingverfahren abrechnet; 
dies wird behauptet etwa in den Stellungnahmen der Firmen ....... vom 9.10.2003, S. 14 und........      
vom 8.10.2003, S. 4. 
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3. Fehlen oder geringe ausgleichende Nachfragemacht  
Nicht ersichtlich ist aber auch das Vorliegen einer ausgleichenden Nachfragemacht, welche 
von den Endkunden, den Diensteanbietern oder den Netzbetreibern ausgehen könnte. 

Eine ausgleichende Nachfragemacht gegenüber der DT AG resultiert jedenfalls nicht aus 
dem Verhalten der (anrufenden) Endkunden, welches bei eventuellen Preiserhöhungen der 
DT AG für Zuführungsleistungen zu Diensten zu erwarten wäre.  

Denn zum einen setzte eine Sanktion von Seiten der Endkunden voraus, dass Preiserhö-
hungen für diese Leistungen überhaupt auf den Endkunden überwälzt würden und der End-
kunde darüber hinaus auch in der Lage wäre, die Überwälzung als eine solche zu erkennen. 
Schon diese Bedingungen werden nicht immer erfüllt sein. Selbst wenn der Diensteanbieter 
(beim Offline-Billing) bzw. die DT AG (beim Online-Billing) aufgrund erhöhter Preise für Zu-
führungsleistungen dem Endkunden ebenfalls erhöhte Preise für die Inanspruchnahme von 
Diensten in Rechnung stellen würden (und diese nicht bloß in einer Mischkostenkalkulation 
berücksichtigen würden), so könnte dieser nicht ohne weiteres erkennen - wenn er denn ü-
berhaupt vor einem Anruf die aktuellen Tarife umstandslos überprüfen könnte und würde -, 
auf wessen Verhalten diese Erhöhung zurückzuführen wäre. In Betracht kämen diesbezüg-
lich nämlich neben der DT AG auch die nachfragenden Netzbetreiber und die Diensteanbie-
ter. 

Zum anderen dürfte aber auch die Bereitschaft der Endkunden, etwaige Preiserhöhungen zu 
sanktionieren, beschränkt sein. Den Teilnehmernetzbetreiber wird ein Anschlusskunde je-
denfalls kaum allein aufgrund erhöhter Entgelte für Verbindungen zu Diensten wechseln. Der 
Endkunden nimmt vielmehr ein Gesamtpaket bestehend aus Anschluss und verschiedensten 
Verbindungsleistungen ab, bei dem die Gesamtkosten und der Gesamtservice erst den Aus-
schlag für das Bleiben bzw. den Wechsel des Netzbetreibers geben werden. Ohne Wechsel 
jedoch sind die Sanktionsmöglichkeiten eines Endkunden auf nicht weiter beachtliche Rand-
substitute beschränkt. Ein Anruf von einem Mobilfunkanschluss aus wird in der Regel teurer 
sein als von einem Festnetzanschluss. Anrufe mit Rückrufvereinbarung werden bei der Inan-
spruchnahme von Diensten kaum möglich sein, ebenso wenig werden E-Mail, Voicemail o-
der Funkrufdienste bei dem Gros der Anrufe ein praktikabler Ersatz sein. Schließlich wird 
auch eine Gesprächsverkürzung nicht unbedingt in Betracht kommen, denn die Kosten be-
stimmten nicht ausschließlich oder notwendigerweise vorrangig die Dauer eines Gesprächs.  

Darüber hinaus wären aber auch von Seiten der Diensteanbieter, denen der nachfragende 
Netzbetreiber die Verbindungen zuführt, bei Preiserhöhungen keine spürbaren Reaktionen 
zu Lasten der DT AG zu erwarten. Vorausgesetzt, dass die erhöhten Preise auf die 
Diensteanbieter überwälzt werden würden (und nicht aus Wettbewerbsgründen von dem 
nachfragenden Netzbetreiber getragen werden), könnten sie diesen zusätzlichen Kosten 
kaum etwas entgegensetzen. Aufgrund des außerordentlich hohen Endkundenbestandes der 
DT AG könnte es sich kein Diensteanbieter erlauben, auf die Zuführung von Verbindungen 
mit Ursprung im Netz der DT AG zu verzichten. Der Diensteanbieter könnte daher allein ver-
suchen, die ihm entstehenden Kosten auf den anrufenden Endkunden zu überwälzen (was 
nicht immer möglich sein wird und jedenfalls einen Wettbewerbsvorteil für diejenigen 
Diensteanbieter darstellen würde, welche direkt bei der DT AG angeschlossen wären und mit 
einer Preiserhöhung nicht belastet würden) oder aber selbst zu der DT AG zu wechseln. 
Dies würde allerdings am Ende sogar noch einen Anreiz für die DT AG darstellen, ihre Prei-
se zu erhöhen. 

Schließlich besteht auch auf Seiten der Netzbetreiber keine Möglichkeit, den Leistungen der 
DT AG auszuweichen bzw. ihnen im Verhandlungswege zu begegnen. Will ein Netzbetreiber 
auf dem oder den Märkten für den Anschluss von Diensteanbietern erfolgreich bestehen, 
muss er letzteren die Herstellung von Verbindungen mit Ursprung im Netz des weitaus größ-
ten Netzbetreibers, d.h. der DT AG, anbieten. Diese Verbindungen kann er auch nicht da-
durch überflüssig werden lassen, dass er in die Eigenerstellung ausweicht; dies würde näm-
lich eine wirtschaftlich nicht leistbare Doppelung von Teilnehmeranschlussleitungen voraus-
setzen (auch hier könnte nur ein Nachfrager die TAL anmieten). Der Kombination von hohem 
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Endkundenbestand und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur kann der Netzbetreiber am 
Ende auch nicht eine Nachfragemacht aufgrund reziproker Leistungsbeziehungen entgegen-
setzen. Zum einen bieten eine Reihe von VNB/SP ihrerseits gar keine Verbindungsleistun-
gen an, so dass reziproke Beziehungen gar nicht erst entstehen. Zum anderen kommt selbst 
denjenigen VNB/SP, welche der DT AG gleichzeitig etwa Terminierungsleistungen anbieten, 
keine bedeutsame Verhandlungsmacht zu. Denn im Zweifel kann ein Netzbetreiber wie die 
DT AG, bei der gut 95% aller Teilnehmeranschlusskanäle im Festnetz geschaltet sind, dar-
auf verzichten, dass ihre Anschlusskunden die restlichen 5% von Anschlusskanälen, welche 
bei dritten Festnetzbetreibern angeschlossen sind, zu angemessenen Konditionen erreichen 
können. Einzig nachfragende Mobilfunknetzbetreiber, welche Terminierungsleistungen zu 
Mobilfunknetzanschlüssen anbieten, könnten in dieser Hinsicht unter Umständen Druck aus-
üben. Allerdings beziehen letztere kaum Zuführungsleistungen, und wenn doch, so scheinen 
zumindest auf Seiten der Mobilfunknetzbetreiber – von denen übrigens T-Mobile Deutsch-
land GmbH mit einem Anteil von ungefähr 40% bei mobilen Endkundenanschlüssen zum 
Konzern der DT AG gehört – nicht genügend Anreize zur Erprobung der eigenen Kräfte zu 
bestehen. Jedenfalls konnten von der Regulierungsbehörde bislang keine durchgreifenden 
Vorstöße von Mobilfunknetzbetreibern beobachtet werden, welche auf eine preisliche Bes-
serstellung bei Zuführungsleistungen gerichtet gewesen wären. 

4. Sonstige Kriterien 
Keine über die vorgenannten Aspekte hinaus gehende Rolle spielen im vorliegenden Zu-
sammenhang die Merkmale Gesamtgröße der DT AG als solche, technologische Vorteile 
oder Überlegenheit, Diversifizierung von Produkten und/oder Dienstleistungen, Kostener-
sparnisse aufgrund von Größen- oder Verbundvorteilen, vertikale Integration, hochentwickel-
tes Vertriebs- und Verkaufsnetz und/oder Fehlen von potenziellem Wettbewerb. Bereits im 
Zusammenhang mit dem Markt für „B.2“-Zuführungsleistungen wurde festgestellt, dass die 
Zugangsmöglichkeiten der DT AG zu Kapitalmärkten bzw. deren finanzielle Ressourcen die-
jenigen ihrer Wettbewerber nicht in wesentlicher Höhe überragen und damit als eher neutral 
anzusehen sind. 

5. Gesamtschau 
Eine Gesamtschau der oben untersuchten Kriterien ergibt, dass auf dem hier betrachteten 
Markt für „Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Interconnection-Anschlüsse für Verbindungen 
zu Diensten“ kein wirksamer Wettbewerb im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 TKG besteht.  

Die DT AG verfügt auf diesem Markt über eine beträchtliche Marktmacht. Sie nimmt eine der 
Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt eine wirtschaftlich starke Stellung, die 
es ihr gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wettbewerbern und Endnut-
zern zu verhalten.  

Die marktbeherrschende Stellung der DT AG, welche sich bereits in ihrem überragendem 
Marktanteil andeutet, resultiert aus dem Zusammenwirken von großem Endkundenbestand 
und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur. Weder Wettbewerber noch Endkunden, 
Diensteanbieter oder nachfragende Netzbetreiber sind in der Lage, diese Stellung zu relati-
vieren. 
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III. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standor-
ten einschließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Primärmultiplex-
Anschlüsse für Verbindungen zu Online-Diensten in zeitabhängiger Tarifie-
rung  

1. Marktanteile 
Allgemein ist anzumerken, dass die Angaben der DT AG als Obergrenze anzusehen sind, da 
eine Trennung nach Abnehmergruppen nicht erfolgt ist.129 Des Weiteren werden die Anga-
ben der DT AG derart auf einzelne Tarifbereiche verteilt, dass 90 % der Umsätze bzw. Ab-
sätze in den Tarifbereich I und die restlichen 10 % in die übrigen Tarifbereiche fallen.130 Die-
se Annahmen sind aufgrund einer Durchschnittspreisbildung anhand der DT AG Angaben 
durchaus als realistisch anzusehen. Die Angaben der übrigen Anbieter werden vereinfa-
chend entsprechend dem vorher genannten Aufteilungsmodus den jeweiligen Märkten zuge-
rechnet. 

Danach ergibt sich für 2002 ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – 
in Höhe von....... € und für das Jahr 2003 in Höhe von ..... €. Für die DT AG ergibt sich für die 
entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von ...... % bzw. ..... %. In diesem Zu-
sammenhang ist anzumerken, dass es sich hier nur um die externen Umsätze der DT AG 
handelt. Sofern die internen Umsätze der DT AG mit T-Online berücksichtigt werden, ist der 
Marktanteil der DT AG im Jahr 2003 noch größer. 

Für 2002 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von..... Minuten und für das Jahr 2003 in Höhe von ...... Minuten. Für die DT AG ergibt 
sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von.... % bzw. ..... %. 

Im Rahmen einer Schätzung wurden die vorgenannten bisher berechneten Marktvolumina 
jeweils um 10 Prozentpunkte erhöht, d. h. es wurde unterstellt, dass die dort bisher errechne-
ten Marktvolumina insgesamt nur jeweils 90 % des tatsächlichen anzunehmenden Gesamt-
marktvolumens (nicht der Schätzung) betragen haben. Die Schätzgröße von 10 Prozent-
punkten ist ausreichend, da die größten Anbieter von Zusammenschaltungsleistungen im 
Wesentlichen durch das Auskunftsersuchen erfasst wurden. 

Danach ergibt sich für 2002 ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – 
in Höhe von.....  € und für das Jahr 2003 in Höhe von ...... €. Für die DT AG ergibt sich für die 
entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von ..... % bzw. ..... %. Der Marktanteil des 
nächst größeren Anbieters liegt im Jahr 2002 bei.....  % (..... ) und im Jahr 2003 bei ...... % 
(.....). Die Marktanteile der übrigen Anbieter liegen sowohl im Jahr 2002 als auch im Jahr 
2003 jeweils ...... %. 

 

    . ........................................ 

              

Danach ergibt sich für 2002 ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminu-
ten – in Höhe von ..... Minuten und für das Jahr 2003 in Höhe von ..... Minuten. Für die DT 
AG ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von ..... % bzw. .....   
%. Der Marktanteil des nächst größeren Anbieters liegt im Jahr 2002 bei..... % (...... ) und im 
Jahr 2003 bei ..... %( .....). Die Marktanteile der übrigen Anbieter liegen sowohl im Jahr 2002 
als auch im Jahr 2003 jeweils ..... %. 

............                

                                                 
129 Auf eine Schätzung einer Untergrenze wird hier verzichtet, da sich die Marktanteile nur unwesent-
lich verschieben würden, da DT AG mit Abstand der größte Anbieter ist. 
130 Diese 10 % werden beim Markt IX. „Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über 
Primärmultiplex-Anschlüsse plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu 
Online-Diensten in zeitabhängiger Tarifierung“ berücksichtigt. 
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2. Sonstige Kriterien 
Wiederum folgen aus dem bereits dargestellten Zusammenwirken von hohem Endkunden-
bestand und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur auf Seiten der DT AG, dass kein tat-
sächlicher oder potenzieller Wettbewerber deren Marktposition bedrohen kann. Mit der ge-
gengewichtigen Nachfragemacht verhält es sich ebenso wie bei der Zuführung von Verbin-
dungen über Interconnection-Anschlüsse zu Diensten: kein Nachfrager kann der DT AG et-
was entgegensetzen, weil er auf die Leistungen der DT AG schlichtweg angewiesen ist, die-
se aber nicht auf die seinigen. 

Über diese Erwägungen hinaus spielen die weiteren in den Leitlinien genannten Merkmale - 
Gesamtgröße der DT AG als solche, technologische Vorteile oder Überlegenheit, Zugangs-
möglichkeiten zu Kapitalmärkten bzw. deren finanzielle Ressourcen, Diversifizierung von 
Produkten und/oder Dienstleistungen, Kostenersparnisse aufgrund von Größen- oder Ver-
bundvorteilen, vertikale Integration, hochentwickeltes Vertriebs- und Verkaufsnetz und/oder 
Fehlen von potenziellem Wettbewerb – keine Rolle für die Entscheidung über das Vorliegen 
oder Nichtvorliegen von beträchtlicher Marktmacht auf Seiten der DT AG.  

3. Gesamtschau 
Die Gesamtschau der oben untersuchten Kriterien macht deutlich, dass auf dem hier be-
trachteten Markt für „Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten 
einschließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Primärmultiplex-Anschlüsse für Ver-
bindungen zu Online-Diensten in zeitabhängiger Tarifierung“ kein wirksamer Wettbewerb im 
Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 TKG besteht.  

Die DT AG verfügt auf diesem Markt über eine beträchtliche Marktmacht. Sie nimmt eine der 
Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt eine wirtschaftlich starke Stellung, die 
es ihr gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wettbewerbern und Endnut-
zern zu verhalten.  

Die marktbeherrschende Stellung der DT AG, welche sich bereits in ihrem überragendem 
Marktanteil andeutet, resultiert aus dem Zusammenwirken von großem Endkundenbestand 
und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur. Weder Wettbewerber noch Endkunden oder 
nachfragende Diensteanbieter sind in der Lage, diese Stellung zu relativieren. 

 

IV. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standor-
ten einschließlich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Primärmultiplex-
Anschlüsse für Verbindungen zu Online-Diensten in zeitunabhängiger Tarifie-
rung 

1. Marktanteile 
Allgemein ist anzumerken, dass die Angaben der DT AG als Obergrenze anzusehen sind, da 
eine Trennung nach Abnehmergruppen nicht erfolgt ist. 

Es ergibt sich für 2002 ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – in 
Höhe von ..... € und für das Jahr 2003 in Höhe von,..... €. Für die DT AG ergibt sich für die 
entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von...... In diesem Zusammenhang ist an-
zumerken, dass es sich hier nur um die externen Umsätze der DT AG handelt. 

Für 2002 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von .....Minuten und für das Jahr 2003 in Höhe von ...... Minuten. Für die DT AG ergibt 
sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von ......%. 

Im Rahmen einer Schätzung wurden die vorgenannten bisher berechneten Marktvolumina 
jeweils um 10 Prozentpunkte erhöht, d. h. es wurde unterstellt, dass die dort bisher errechne-
ten Marktvolumina insgesamt nur jeweils 90 % des tatsächlichen anzunehmenden Gesamt-
marktvolumens (nicht der Schätzung) betragen haben. Die Schätzgröße von 10 Prozent-
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punkten ist ausreichend, da die größten Anbieter von Zusammenschaltungsleistungen im 
Wesentlichen durch das Auskunftsersuchen erfasst wurden. 

Danach ergibt sich für 2002 ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – 
in Höhe von ..... € und für das Jahr 2003 in Höhe von .....  €. Für die DT AG ergibt sich für die 
entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von..... %. 

 

          .......... 

Danach   ergibt sich für 2002 ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsmi-
nuten – in Höhe von ....... Minuten und für das Jahr 2003 in Höhe von...... Minuten Für die DT 
AG ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von .....%. 

............                          

2. Sonstige Kriterien 
Bereits im Rahmen der Marktabgrenzung wurde dargestellt, dass mangels Nachfrage nach 
diesem Produkt in seiner Reinform (es spielt lediglich eine Rolle als Vorleistung für ein ver-
edeltes Produkt der DT AG, nämlich der Leistung „OnlineConnect“) auf Seiten potenzieller 
Wettbewerber kein Interesse an der Erbringung dieser Leistung bestehen dürfte. Selbst 
wenn Wettbewerber aber in den Markt eintreten wollten, so verwehrte ihnen der hohe End-
kundenbestand und die nicht leicht zu duplizierende Infrastruktur der DT AG die Eroberung 
beachtenswerter Marktanteile. Eine gegengewichtige Nachfragemacht besteht bei den Nach-
fragern nach dem „OnlineConnect“-Produkt aus den oben genannten Gründen ebenfalls 
nicht. Über diese Überlegungen hinaus sind die sonstigen in den Leitlinien genannten Merk-
male - Gesamtgröße der DT AG als solche, technologische Vorteile oder Überlegenheit, Zu-
gangsmöglichkeiten zu Kapitalmärkten bzw. deren finanzielle Ressourcen, Diversifizierung 
von Produkten und/oder Dienstleistungen, Kostenersparnisse aufgrund von Größen- oder 
Verbundvorteilen, vertikale Integration und/oder hochentwickeltes Vertriebs- und Verkaufs-
netz – nicht weiter von Bedeutung für die Beurteilung, ob die DT AG über eine marktbeherr-
schende Stellung verfügt oder nicht.  

3. Gesamtschau 
Aus der Gesamtschau der oben untersuchten Kriterien folgt, dass auf dem hier betrachteten 
Markt für „Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Primärmultiplex-Anschlüsse für Verbindungen 
zu Online-Diensten in zeitunabhängiger Tarifierung“ kein wirksamer Wettbewerb im Sinne 
von § 11 Abs. 1 S. 1 TKG besteht.  

Die DT AG verfügt auf diesem Markt über eine beträchtliche Marktmacht. Sie nimmt eine der 
Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt eine wirtschaftlich starke Stellung, die 
es ihr gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wettbewerbern und Endnut-
zern zu verhalten.  

Die marktbeherrschende Stellung der DT AG, welche sich bereits in ihrem überragendem 
Marktanteil andeutet, folgt aus dem mangelnden Interesse potenzieller Wettbewerber, diese 
Leistung zu erbringen, sowie aus der bei der DT AG gegebenen Kombination von großem 
Endkundenbestand und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur. Weder Wettbewerber 
noch Endkunden oder Diensteanbieter sind in der Lage, dem etwas entgegenzusetzen. 
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V. Markt für Anrufzustellung in das öffentliche Telefonnetz der Deutschen Tele-
kom AG an festen Standorten einschließlich der lokalen Anrufweiterleitung  

1. Marktanteile und potenzieller Wettbewerb 
Ein 100%iger Marktanteil und fehlender potenzieller Wettbewerb aufgrund per se unüber-
windbarer Marktzutrittsschranken weisen darauf hin, dass die DT AG eine absolute Macht-
stellung auf dem Markt für Anrufzustellung in ihr öffentliches Telefonnetz an festen Standor-
ten einschließlich der lokalen Anrufweiterleitung inne haben dürfte. 

2. Fehlen oder geringe ausgleichende Nachfragemacht 
Fraglich ist, ob diese Machtstellung durch das Vorliegen einer ausgleichenden Nachfrage-
macht auf Endkunden- oder Netzbetreiberebene relativiert wird. 

Es ist allerdings nicht davon auszugehen, dass der anrufende oder aber der angerufene 
Endkunde über hinreichende Sanktionsmöglichkeiten gegenüber der DT AG verfügen, um 
etwa Preiserhöhungen verhindern zu können.  

Wie bereits im Zusammenhang mit den Zuführungsleistungen zu Diensten ausgeführt, setzt 
eine Sanktionierung zunächst voraus, dass erhöhte Entgelte für Terminierungsleistungen auf 
den anrufenden Endkunden überwälzt werden und für diesen die Ursache der Erhöhung 
erkennbar ist. Schon dies wird nicht durchweg der Fall sein. Selbst wenn aber der Grund für 
eine erfolgte Tariferhöhung erkennbar sein sollte, so kann der anrufende Endkunde darauf 
lediglich mit Gesprächsverkürzungen oder aber mit der Nutzung von Randsubstituten, also 
namentlich dem Anruf zum Mobilfunknetzanschluss, dem Anruf mit Rückrufvereinbarung 
oder der Inanspruchnahme von E-Mail, Voicemail oder Funkrufdiensten, reagieren. In der 
Praxis dürften diese Mittel jedoch lediglich eine untergeordnete Rolle spielen, ermöglichen 
sie doch allesamt nicht unmittelbar ein kostengünstiges Gespräch mit dem Angerufenen. 

Darüber hinaus dürfte aber auch die Sanktionsbereitschaft der angerufenen Endkunden nur 
von geringer Bedeutung sein. Denn die Kosten eines Anrufes berühren diesen aufgrund des 
„Calling-party-pays“-Prinzips regelmäßig nicht. Lediglich in dem Ausnahmefall von gleichsam 
geschlossenen Benutzergruppen könnte die Tarifhöhe bei der Auswahl des Teilnehmernetz-
betreibers eine Rolle spielen. Allerdings stellt die Entgelthöhe für Anrufe aus fremden Netzen 
nur einen weiteren - und nicht unbedingt ausschlaggebenden - Faktor neben den Anschluss-
kosten, den Kosten der sonstigen Verbindungsleistungen und dem Gesamtservice bei der 
Auswahl eines Anbieters dar. In diese Richtung deutet jedenfalls der Umstand, dass die An-
bieter von Teilnehmeranschlüssen auf ihren Webseiten zwar in der Regel auf die von dem 
Anschlussinhaber zu entrichtenden Verbindungsentgelte hinweisen, nicht aber auf die Tarife, 
welche Anrufer aus dritten Netzen zu bezahlen haben. Das Verhalten ihrer eigenen An-
schlussteilnehmer dürfte deshalb den Spielraum der DT AG nicht maßgeblich beschneiden.  

Ebenso wenig dürften allerdings auch die nachfragenden Netzbetreiber in der Lage sein, 
Tariferhöhungen der DT AG abzuwehren. Aufgrund des enormen Endkundenbestandes der 
DT AG sind sie auf deren Terminierungsleistungen angewiesen. Sie können diese Terminie-
rungsleistungen auch nicht durch Doppelung oder Anmietung von Teilnehmeranschlusslei-
tungen überflüssig werden lassen. Der Umstand, dass sie ihrerseits der DT AG Terminie-
rungsleistungen anbieten, ist im vorliegenden Zusammenhang schließlich unbeachtlich, weil 
die DT AG letzten Endes auf die Terminierungsleistungen anderer Festnetzbetreiber verzich-
ten könnte. Allenfalls bei den Mobilfunknetzbetreibern könnte eine gewisse Gegenmacht 
vorhanden sein. Diese scheint sich bisher allerdings nicht in dem Maße ausgebildet zu ha-
ben, dass sie von der DT AG zu beachten wäre.  

3. Sonstige Kriterien 
Des weiteren ist nicht erkennbar, dass sich aus den sonstigen Kriterien, d.h. Gesamtgröße 
der DT AG als solche, technologische Vorteile oder Überlegenheit, Zugangsmöglichkeiten zu 
Kapitalmärkten bzw. deren finanzielle Ressourcen, Diversifizierung von Produkten und/oder 
Dienstleistungen, Kostenersparnisse aufgrund von Größen- oder Verbundvorteilen, vertikale 
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Integration, hochentwickeltes Vertriebs- und Verkaufsnetz und/oder Expansionshemmnisse, 
über die genannten Gesichtspunkte hinaus eine Beschränkung des Verhaltensspielraums 
der DT AG ergeben würde.  

4. Gesamtschau 
In der Gesamtschau der oben untersuchten Kriterien zeigt sich, dass auf dem hier betrachte-
ten Markt für „Anrufzustellung in das öffentliche Telefonnetz der Deutschen Telekom AG an 
festen Standorten einschließlich der lokalen Anrufweiterleitung“ kein wirksamer Wettbewerb 
im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 TKG besteht.  

Die DT AG verfügt auf diesem Markt über eine beträchtliche Marktmacht. Sie nimmt eine der 
Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt eine wirtschaftlich starke Stellung, die 
es ihr gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wettbewerbern und Endnut-
zern zu verhalten.  

Die marktbeherrschende Stellung der DT AG, welche sich bereits in einem Marktanteil von 
100% ausdrückt, folgt wiederum aus dem Zusammenwirken von großem Endkundenbestand 
und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur. Weder Wettbewerber noch Endkunden oder 
nachfragende Netzbetreiber sind in der Lage, diese Stellung zu relativieren. 

 
VI. Märkte für Anrufzustellung in die einzelnen öffentlichen Telefonnetze alterna-

tiver Teilnehmernetzbetreiber an festen Standorten einschließlich der lokalen 
Anrufweiterleitung  

Die Positionen der alternativen Teilnehmernetzbetreiber, d.h. der Anbieter von Festnetzan-
schlüssen mit Ausnahme der DT AG, auf den Märkten für die „Anrufzustellung in die einzel-
nen öffentlichen Telefonnetze alternativer Teilnehmernetzbetreiber an festen Standorten ein-
schließlich der lokalen Anrufweiterleitung“ können einheitlich betrachtet werden, weil diese 
Wettbewerber zusammen nur gut 3,5 % des oder der Endkundenmärkte für Teilnehmeran-
schlüsse im Festnetz (bzw. 5 % der entsprechenden Kanäle) halten und sich insofern alle-
samt in einer vergleichbaren Lage befinden. 

1. Marktanteile und potenzieller Wettbewerb 
Wie im Fall der DT AG weisen ein jeweils 100%iger Marktanteil und fehlender potenzieller 
Wettbewerb aufgrund per se unüberwindbarer Marktzutrittsschranken vorderhand darauf hin, 
dass die alternativen Teilnehmernetzbetreiber ebenfalls eine absolute Machtstellung auf den 
jeweiligen „Märkten für Anrufzustellung in das einzelne öffentliche Telefonnetz an festen 
Standorten einschließlich der lokalen Anrufweiterleitung“ inne haben könnten. 

2. Fehlen oder geringe ausgleichende Nachfragemacht 
Diese Machtstellung könnte allerdings durch eine gegengewichtige Nachfragemacht ausge-
glichen werden. Eine solche Macht besteht zwar nicht auf Seiten der Endkunden; insofern 
kann auf die entsprechenden Ausführungen im Zusammenhang mit den Terminierungsleis-
tungen der DT AG verwiesen werden. Möglicherweise setzen aber die nachfragenden Netz-
betreiber, namentlich die DT AG, dem Verhalten des jeweiligen alternativen Teilnehmernetz-
betreibers spürbare Grenzen.  

Zu analytischen Zwecken sollen im Folgenden drei Szenarien unterschieden werden, welche 
an verschiedene für alternative Teilnehmernetzbetreiber geltende Umweltbedingungen an-
knüpfen und jedenfalls auf den ersten Blick als Grundlage für die Bestimmung der jeweils 
vorhandenen Gegenmacht dienen könnten. Sie sollen einzeln vorgestellt und anschließend 
auf ihre Relevanz für die vorliegende Analyse hin untersucht werden. 
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a. Szenario 1: Unregulierter Zustand 
Für das erste hier betrachtete Szenario sei angenommen, dass keine Verpflichtung der DT 
AG zum Angebot eigener und zur Nachfrage fremder Terminierungsleistungen besteht (un-
regulierter Zustand).  

In diesem Fall käme es zu einem freien Spiel der Kräfte, in welchem die Marktmacht der al-
ternativen Teilnehmernetzbetreiber - ihre weitere Existenz vorausgesetzt - durch die Ge-
genmacht der DT AG maßgeblich eingeschränkt würde. Die DT AG würde jedwede autono-
me Preisfestsetzung eines alternativen Teilnehmernetzbetreibers verhindern. Sie bräuchte 
dazu alternativen Teilnehmernetzbetreibern lediglich den Abbruch der Geschäftsbeziehun-
gen für das Angebot ihrer eigenen Terminierungsleistungen und/oder für die Nachfrage der 
fremden Terminierungsleistungen anzudrohen. Mit dieser Drohung könnte und würde die DT 
AG alternative Teilnehmernetzbetreiber wirksam disziplinieren.  

Die Konsequenzen, sollten die Geschäftsbeziehungen tatsächlich abgebrochen werden, wä-
ren für die alternativen Teilnehmernetzbetreiber deutlich spürbar; am Ende wäre sogar die 
Existenz des betroffenen Teilnehmernetzbetreibers vernichtet. Denn jeder alternative Netz-
betreiber ist aufgrund der bei der DT AG gegebenen Kombination von überragend großem 
Endkundenbestand und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur darauf angewiesen, von 
eben dieser Terminierungsleistungen erhalten und eigene Terminierungsleistungen an diese 
verkaufen zu können. 

Eine solche Drohung könnte in einer Welt, in der das Angebots- und Nachfrageverhalten der 
DT AG keiner regulierungs- oder wettbewerbsrechtlichen Kontrolle unterläge, aus rechtlicher 
Sicht auch tatsächlich umgesetzt werden.  

Ferner wäre die DT AG aus betriebswirtschaftlicher Sicht durchaus in der Lage, gegenüber 
alternativen Teilnehmernetzbetreibern auf das Angebot und die Nachfrage von Terminie-
rungsleistungen zu verzichten. Selbst der größte dieser alternativen Netzbetreiber, die Fir-
ma....., hält zusammen mit einigen kleineren konzernverbundenen Unternehmen von den 
insgesamt ca........ Anschlusskanälen im Festnetz  ...... Kanäle.131 Es handelt sich also um 
einen.....Anteil von nur ca. .....%. Der Anteil der anderen Teilnehmernetzbetreiber bei den 
Anschlusskanälen ist noch niedriger. Bei solch unbeachtlichen Anteilen aber würde der DT 
AG ein Nichtverkauf eigener oder eine Nichtabnahme fremder Terminierungsleistungen im 
Wettbewerb um die Endkunden nicht wesentlich schaden.  

Schließlich sind auch keine sonstigen strategischen Interessen der DT AG ersichtlich, wel-
che durchgreifend gegen den Einsatz ihres Drohpotenzials bei Preisverhandlungen sprechen 
würden. Im Gegenteil, es bestünde sogar ein besonderer Anreiz, eventuell angedrohte Maß-
nahmen auch tatsächlich zu vollziehen. Denn mit dem Abbruch von Geschäftsbeziehungen 
zu alternativen Teilnehmernetzbetreibern würde die DT AG auf den Endkundenmärkten im 
Festnetzbereich noch weitere Marktanteile hinzugewinnen. Insbesondere bei einem umfas-
senden Vorgehen gegen alternative Teilnehmernetzbetreiber würden nämlich deren End-
kunden mit einiger Wahrscheinlichkeit zu der DT AG als der weitaus größten Teilnehmer-
netzbetreiberin (zurück)wechseln. Unter dem Aspekt der Gewinnmaximierung wäre also eine 
Re-Monopolisierung der attraktivste Weg für die DT AG. Auch das Auftreten von Image-
Schäden würde eine solche Re-Monopolisierung kaum verhindern können.  

Unter Berücksichtigung aller dieser Aspekte könnte die DT AG daher, sollte sie nicht ohnehin 
die Geschäftsbeziehungen mit alternativen Teilnehmernetzbetreibern von sich aus beenden, 
bei Preisverhandlungen glaubhaft mit deren Abbruch drohen. In der Folge wäre die Markt-
macht alternativer Teilnehmernetzbetreiber durch die Gegenmacht der DT AG entscheidend 
eingeschränkt. 

Nicht weiter zu betrachten sind im gegebenen Zusammenhang die Verhältnisse zwischen 
den alternativen Teilnehmernetzbetreiber untereinander bzw. die Verhältnisse der alternati-
ven Teilnehmernetzbetreiber zu den Mobilfunknetzbetreibern. Aufgrund ihrer marginalen 

                                                 
131 Stand: 31.3.2003. 
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Bedeutung für den Absatz von Terminierungsleistungen alternativer Teilnehmernetzbetreiber 
können diese Leistungsbeziehungen keinen spürbaren Einfluss auf das Marktverhalten der 
letzteren haben. Die Machtstellung eines alternativen Teilnehmernetzbetreibers auf dem Ab-
satzmarkt für Terminierungsleistungen steht und fällt vielmehr mit seinem Verhältnis gegen-
über der bei weitem größten Nachfragerin, nämlich der DT AG.  

Die Untersuchung des unregulierten Zustandes hat gezeigt, dass die Verhaltensspielräume 
alternativer Teilnehmernetzbetreiber auf den hier untersuchten Märkten trotz eines 100%igen 
Marktanteils und des Fehlens potenziellen Wettbewerbs derart begrenzt wären, dass auf 
ihrer Seite keine beträchtliche Marktmacht vorläge.  

b. Szenario 2: Teilregulierter Zustand 
Im zweiten vorgestellten Szenario besteht eine Verpflichtung der DT AG zum Angebot eige-
ner und zur Nachfrage fremder Terminierungsleistungen. Eine Entgeltregulierung erfolgt je-
doch nur gegenüber den Leistungen der DT AG, während die Leistungen der alternativen 
Teilnehmernetzbetreibern (zunächst) keinerlei Kontrolle durch die Regulierungsbehörde un-
terliegen (teilregulierter Zustand).  

In diesem Fall wären die alternativen Teilnehmernetzbetreiber tatsächlich in der Lage, der 
DT AG die Preise und Konditionen ihrer Terminierungsleistungen zu diktieren. Denn unter 
der Annahme, dass aufgrund effektiver Missbrauchsaufsicht das „Quälpotenzial“ der DT AG 
auf anderen Feldern der Geschäftsbeziehung entscheidend eingeschränkt wäre, könnte die 
DT AG solchen Diktaten alternativer Teilnehmernetzbetreiber allein mit der Drohung begeg-
nen, überhöhte Terminierungsentgelte an die eigenen Endkunden weiterzureichen. Eine sol-
che Drohung wäre allerdings zum einen nicht so einfach umzusetzen; immerhin müssten 
nicht nur die Billingsysteme umgestellt werden, sondern auch die Endkunden hinreichend 
über die jeweils geltenden Tarife informiert werden. Zum anderen wurde bereits oben festge-
stellt, dass im Regelfall Reaktionen von Endkunden nicht ausreichen werden, um terminie-
rende Netzbetreiber von missbräuchlich hohen Terminierungsentgelten abzuhalten. Erst bei 
deutlich überhöhten Entgelten ist vorstellbar, dass Endkunden ihren Teilnehmernetzbetreiber 
wechseln würden. Auch ein Image-Schaden würde sich erst auf lange Sicht einstellen. Dem-
entsprechend wäre die Drohung mit dem Weiterreichen von Entgelten nicht geeignet, das 
Angebotsverhalten alternativer Teilnehmernetzbetreiber maßgeblich zu beeinflussen. Eine 
relevante Gegenmacht der DT AG gegenüber der Marktstellung der alternativen Teilnehmer-
netzbetreiber wäre nicht vorhanden. 

Weil auch hier wiederum das Verhältnis der Anbieter zu den sonstigen Netzbetreibern für die 
Frage der Marktbeherrschung nicht weiter von Belang ist, kann festgehalten werden, dass in 
diesem Fall die alternativen Teilnehmernetzbetreiber aufgrund des der DT AG auferlegten 
Angebots- und Nachfragezwangs über beträchtliche Marktmacht verfügten.  

c. Szenario 3: Regulierter Zustand 
Als drittes Szenario soll schließlich der Fall betrachtet werden, dass die DT AG zum Angebot 
eigener und zur Nachfrage fremder Terminierungsleistungen verpflichtet wird, wobei eine 
Vorab-Entgeltregulierung der von ihr angebotenen Terminierungsleistungen auf jeden Fall 
erfolgt und der DT AG darüber hinaus die Möglichkeit eingeräumt wird, die von ihr zwangs-
weise nachgefragten Terminierungsleistungen alternativer Teilnehmernetzbetreiber einer 
Entgeltkontrolle unterziehen zu lassen (regulierter Zustand). 

In diesem Szenario wäre der Verhaltensspielraum der alternativen Teilnehmernetzbetreiber 
hinsichtlich der Preise und Konditionen für ihre Terminierungsleistungen entscheidend be-
grenzt. Die DT AG würde mit ihrer Gegenmacht das Entstehen unkontrollierter Spielräume 
zu verhindern wissen. Zwar würde die DT AG wegen der ihr auferlegten Pflichten nicht 
glaubhaft mit einem endgültigen Abbruch von Geschäftsbeziehungen drohen können. Dem 
wettbewerbswidrigen Verhalten alternativer Teilnehmernetzbetreiber könnte und würde sie 
aber wirksam mit dem Abbruch der Vertragsverhandlungen und der Anrufung der Regulie-
rungsbehörde bzw. mit der Androhung dieser Maßnahmen begegnen.  
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Der Abbruch von Verhandlungen und die Anrufung der Regulierungsbehörde bzw. die Dro-
hung damit sind ein taugliches Mittel, um dem Verhaltensspielraum alternativer Teilnehmer-
netzbetreiber spürbare Grenzen zu setzen. Denn es ist gerade die Aufgabe der Regulie-
rungsbehörde, den Wettbewerb zu fördern und in diesem Rahmen wettbewerbswidrigem 
Verhalten einzelner Unternehmen entgegenzutreten.  

Aufgrund ihrer strategischen Interessenlage ist auch davon auszugehen, dass die DT AG 
ihre Gegenmacht zur Einhegung der alternativen Teilnehmernetzbetreiber nutzen würde. 
Denn aufgrund der direkten Konkurrenz auf den Endkundenmärkten mit diesen Netzbetrei-
bern kann die DT AG kein Interesse an einem eigenen Gestaltungsspielraum dieser Unter-
nehmen haben. Dass dem so ist, zeigt zum einen die von Anfang 1998 bis Mitte 2003 prakti-
zierte Reziprozität von Terminierungsentgelten zwischen der DT AG und den alternativen 
Teilnehmernetzbetreibern; letztere sahen trotz der umfassenden Regulierung der DT AG 
offensichtlich keine Chance, höhere Terminierungsentgelte durchzusetzen. Zum anderen 
haben die im Jahr 2003 endgültig gescheiterten Verhandlungen hinsichtlich nicht-reziproker 
Entgelte alternativer Teilnehmernetzbetreiber und die im Zusammenhang damit vor der Be-
schlusskammer 4 der Regulierungsbehörde durchgeführten Zusammenschaltungs- und Ent-
geltregulierungsverfahren (siehe dazu oben Abschnitt E.I.2.a. – Marktabgrenzung) deutlich 
gemacht, dass die DT AG diesen Netzbetreibern tatsächlich keinen über die Reziprozität 
hinausreichenden Gestaltungsspielraum zugestehen möchte. Die DT AG setzt damit die ihr 
zur Verfügung gestellten Instrumente so ein, dass wettbewerbsinkonforme Preise alternativer 
Teilnehmernetzbetreiber gar nicht erst entstehen können. 
Aus den oben bereits genannten Gründen ist es nicht notwendig, die Verhältnisse der alter-
nativen Teilnehmernetzbetreiber untereinander bzw. zu den Mobilfunknetzbetreibern genau-
er zu betrachten. Im vorliegenden Fall kann jedenfalls festgestellt werden, dass den alterna-
tiven Teilnehmernetzbetreibern im regulierten Zustand aufgrund der Gegenmacht der DT AG 
keine beträchtliche Marktmacht zukäme.  

d. Relevanz der vorgestellten Szenarien im hiesigen Zusammenhang 
Zu klären ist im Folgenden, welches dieser drei Szenarien der vorliegenden Untersuchung 
zugrunde zu legen ist.  

Auswahlkriterium 

Maßgebliches Kriterium für die Auswahl des relevanten Szenarios ist der Sinn und Zweck 
einer Marktanalyse. Mit einer Marktanalyse wird festgestellt, ob ein Unternehmen allein oder 
gemeinsam mit anderen eine wirtschaftlich starke Stellung einnimmt, die es ihm gestattet, 
sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wettbewerbern und Endnutzern zu verhalten, 
siehe § 11 Abs. 1 S. 3 TKG. Sinn und Zweck dieser Feststellung ist es, den Weg für eine die 
Marktmacht einhegende Marktregulierung zu öffnen, vergleiche § 9 Abs. 1 TKG. Gleichzeitig 
werden so die § 2 Abs. 2 TKG, insbesondere in § 2 Abs. 2 Nr. 1 bis 4 TKG genannten Regu-
lierungsziele erfüllt. 

Der genannte Zweck - Ermöglichung einer auf beträchtliche Marktmacht aufsetzenden 
Marktregulierung - erfordert die Betrachtung eines Szenarios, das alle voraussichtlichen 
Umweltbedingungen umfasst, denen sich ein alternativer Teilnehmernetzbetreiber bei der 
Gestaltung des Angebots seiner Terminierungsleistungen ausgesetzt sieht. Dabei sind 
grundsätzlich auch regulierungsrechtliche Rahmenbedingungen einzubeziehen, denn 
schließlich wird der Handlungsspielraum eines Marktteilnehmers auch von diesen mitbe-
stimmt. Um einem Zirkelschluss zu entgehen, müssen allerdings Maßnahmen, die an eine 
(im Ursprung) beträchtliche Marktmacht des alternativen Teilnehmernetzbetreibers auf dem 
fraglichen Markt selbst anknüpfen, bei dieser Betrachtung ausgeblendet werden. 

Unregulierter Zustand 

Nach den gerade genannten Vorgaben ist jedenfalls der unregulierte Zustand nicht weiter zu 
beachten. Denn die DT AG wird aller Voraussicht nach bestimmten regulatorischen Ver-
pflichtungen unterworfen werden, welche Auswirkungen auf den Umfang ihrer Gegenmacht 
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und damit letztlich auch auf die Marktmacht der alternativen Teilnehmernetzbetreiber haben 
werden (siehe sogleich).  

Teilregulierter Zustand 

In der Realität werden zumindest die positiven Voraussetzungen des teilregulierten Zustan-
des vorliegen. Als teilreguliert wird hierbei derjenige Zustand verstanden, in welchem eine 
Verpflichtung der DT AG zum Angebot eigener und zur Nachfrage fremder Terminierungs-
leistungen besteht. Eine Entgeltregulierung erfolgt jedoch nur gegenüber den Leistungen der 
DT AG, während die Leistungen der alternativen Teilnehmernetzbetreibern (zunächst) kei-
nerlei Kontrolle durch die Regulierungsbehörde unterliegen.  

Die DT AG wird wahrscheinlich auch nach Abschluss der Marktanalyse aufgrund der festge-
stellten Marktmacht hinsichtlich ihrer eigenen Terminierungsleistungen (siehe oben, Ab-
schnitt G.V. – Marktbeherrschung) sowohl einer Zusammenschaltungspflicht als auch einer 
Vorab-Entgeltregulierungspflicht unterliegen, siehe die §§ 21 und 30 Abs. 1 S. 1 TKG.  

Darüber hinaus steht aber auch zu erwarten, dass die DT AG zur Nachfrage von Terminie-
rungsleistungen alternativer Teilnehmernetzbetreiber verpflichtet werden kann. Denn sollte 
sie die Abnahme fremder Terminierungsleistungen verweigern, verstieße dies gegen den 
Rechtsgedanken des § 46 Abs. 4 TKG („Betreiber öffentlicher Telefonnetze haben in ihren 
Netzen sicherzustellen, dass alle Anrufe in den europäischen Telefonrufnummernraum aus-
geführt werden.“). Unklar allerdings ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch, ob eine solche 
Nachfrageverpflichtung zu Lasten der DT AG formell auf die §§ 21 und 25 TKG (Zugangs-
verpflichtungen) oder aber auf § 42 TKG (Missbräuchliches Verhalten eines Unternehmens 
mit beträchtlicher Marktmacht) zu stützen wäre. Deshalb sind im Folgenden beide Alternati-
ven zu berücksichtigen. 

Der Grund für die Entgeltkontrolle alternativer Terminierungsleistungen 

Es bleibt schließlich die Frage, ob auch die Möglichkeit einer Entgeltkontrolle alternativer 
Terminierungsleistungen durch die Regulierungsbehörde zum relevanten Szenario zu zählen 
ist. Sollte dies der Fall sein, wäre für die Ermittlung der Gegenmacht der DT AG vom regu-
lierten Zustand auszugehen (der diesen Umstand mit erfasst), wäre dem nicht so, müsste 
auf den teilregulierten Zustand abgestellt werden.  

Maßgebend für die zu treffende Entscheidung ist, ob eine Entgeltkontrolle alternativer Termi-
nierungsleistungen ihren Grund in dem Vorliegen beträchtlicher Marktmacht der alternativen 
Teilnehmernetzbetreiber hat oder nicht. Denn nach den oben genannten Vorgaben sind 
grundsätzlich alle absehbaren Regulierungsmaßnahmen in die Betrachtung mit einzubezie-
hen, mit Ausnahme allerdings derjenigen, welche auf eine (im Ursprung) beträchtliche Markt-
macht auf Seiten der alternativen Teilnehmernetzbetreiber aufsetzen.  

Zumindest die britische Regulierungsbehörde (damals noch: Oftel) ist in ihrer Marktanalyse 
offenbar implizit davon ausgegangen, dass die Entgeltregulierung eine Folge beträchtlicher 
Marktmacht alternativer Teilnehmernetzbetreiber ist. Denn ansonsten hätte sie nicht nur die 
Nachfrageverpflichtung des Incumbents (wie geschehen) in die Betrachtung mit einbezogen, 
sondern auch die zugehörigen Möglichkeiten einer Entgeltregulierung erwähnt.134 Eine Be-
gründung dafür, weshalb die am Ende gegebene Möglichkeit einer Entgeltregulierung außer 
Acht gelassen wird bzw. diese für eine Folge von beträchtlicher Marktmacht der alternativen 
Teilnehmernetzbetreiber gehalten wird, findet sich freilich nicht in der Analyse.  

Tatsächlich hätte es einer solchen Begründung aber wohl bedurft. Denn die Annahme be-
trächtlicher Marktmacht auf einem Absatzmarkt ist nach dieser Logik ganz unabhängig von 
Marktanteilen und sonstigen Machtfaktoren allein darauf zurückzuführen, dass einem nach-
fragestarken Unternehmen ein Kontrahierungszwang auferlegt worden ist. Konsequent zu 
Ende gedacht hieße dies, dass ein Kontrahierungszwang zu Lasten des Nachfragers inner-

                                                 
134 Vergleiche Oftel, Review of fixed geographic call termination markets, veröffentlicht am 26.8.2003, 
S. 20 ff. 
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halb einer juristischen Sekunde aus sämtlichen Anbietern auf einem Absatzmarkt selbst bei 
kleinsten Marktanteilen (!) marktbeherrschende Anbieter machen würde. Diese erstaunliche 
Folge - man denke nur an die Konsequenzen, sollte einem Unternehmen etwa eine Nachfra-
geverpflichtung für Zuführungsleistungen zu Diensten auferlegt werden - lässt erkennen, 
dass der Grund für die hier fragliche Entgeltregulierung dem Ursprung nach nicht in einer 
Marktbeherrschung alternativer Teilnehmernetzbetreiber auf den Absatzmärkten zu suchen 
sein kann. Tatsächlich wird man auch woanders fündig, nämlich auf den entsprechenden 
Beschaffungsmärkten.  

Die aus Beschaffungsmacht resultierende Nachfrageverpflichtung und die Entgeltregulierung 
nachgefragter Leistungen sind untrennbar miteinander verbunden. Diese Verbundenheit re-
sultiert letztlich aus dem bei allem Staatshandeln zu beachtenden Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit. Eine Nachfrageverpflichtung, welche die DT AG der Willkür eines alternativen 
Teilnehmernetzbetreibers auslieferte, würde die Rechte der DT AG unverhältnismäßig ein-
schränken und wäre damit rechtswidrig. Dementsprechend wird in der Literatur auch hervor-
gehoben, dass ein Kontrahierungszwang seine immanente Grenze an der Unzumutbarkeit 
desselben findet.135 Als integraler Bestandteil der Nachfrageverpflichtung ist deshalb die 
Möglichkeit einer Entgeltregulierung alternativer Teilnehmernetzbetreiber Voraussetzung 
dafür, dass der DT AG überhaupt ein Kontrahierungszwang für fremde Terminierungsleis-
tungen - sei es gemäß den §§ 21 und 25 TKG, sei es gemäß § 42 TKG - auferlegt werden 
kann. Mit anderen Worten also: die Entgeltkontrolle alternativer Terminierungsleistungen 
erfolgt vor allem im Interesse der alternativen Teilnehmernetzbetreiber selbst, weil die DT 
AG nämlich ansonsten gar nicht zur Nachfrage dieser Leistungen verpflichtet werden dürfte.  

Damit jedoch ist klar, dass die Entgeltkontrolle alternativer Terminierungsleistungen dem 
Ursprung nach nicht auf einer beträchtlichen Marktmacht alternativer Teilnehmernetzbetrei-
ber auf ihren Absatzmärkten, sondern vielmehr - wie gerade gezeigt - auf der starken Positi-
on der DT AG auf dem spiegelbildlichen Beschaffungsmarkt beruht. Nach den oben genann-
ten Kriterien zur Auswahl des relevanten Szenarios ist deshalb die Möglichkeit einer Entgelt-
regulierung alternativer Teilnehmernetzbetreiber zu beachten, wenn es um die Ermittlung der 
Gegenmacht der DT AG und letztlich um die Ermittlung der Marktmacht alternativer Teil-
nehmernetzbetreiber geht.  

Berücksichtigt wird dieser Umstand in dem Szenario, welches hier als „regulierter Zustand“ 
bezeichnet worden ist. Dies also ist das relevante Szenario für die Analyse der Märkte für 
Terminierungsleistungen alternativer Teilnehmernetzbetreiber.  

In eine vergleichbare Richtung scheinen die Überlegungen der Europäischen Kommission in 
ihrer Begründung zur Märkte-Empfehlung zu gehen: „Eine solche Marktdefinition - Anrufzu-
stellung über Einzelnetze - bedeutet nicht automatisch, dass jeder Netzbetreiber über be-
trächtliche Marktmacht verfügt; sie richtet sich weitgehend nach der entsprechenden Kauf-
kraft und anderen Faktoren, die diese Marktmacht einschränken können. Kleine Netze sind 
in der Regel mit einer gewissen Kaufkraft konfrontiert, die die entsprechende Marktmacht 
weitgehend einschränken wird. In Ermangelung von Zusammenschaltungsvorschriften kann 
es sein, dass ein kleines Netz im Vergleich zu einem größeren bei der Anrufzustellung über 
sehr wenig Marktmacht verfügt. Diesem Ungleichgewicht wirkt die Bestimmung entgegen, 
Zusammenschaltung auszuhandeln, um (dem Rechtsrahmen entsprechend) die durchge-
hende Konnektivität zu gewährleisten. Die Bestimmung besagt jedoch nicht, dass Betreiber 
kleiner Netze überhöhte Entgelte festlegen können.[...]“136 

Die konkreten Normen der Entgeltkontrolle 

Nach dem Vorgenannten kommen als Rechtsgrundlagen für eine Entgeltkontrolle von Ter-
minierungsleistungen alternativer Teilnehmernetzbetreiber prinzipiell zwei Normenkomplexe 
in Betracht, nämlich einerseits diejenigen des Zusammenschaltungsregimes und anderer-
seits diejenigen der Missbrauchskontrolle über Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht. 

                                                 
135 Wolff, Der Kontrahierungszwang im deutschen Telekommunikationsrecht, 2001, S. 36 f. m.w.N. 
136 Begründung zur Märkte-Empfehlung der Kommission, S. 20. 
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Sollten diejenigen des Zusammenschaltungsregimes anzuwenden sein, so käme als Entgelt-
regulierungsnorm für alternative Teilnehmernetzbetreiber im vorliegenden Fall nicht § 30 
Abs. 1 i.V.m. § 21 (und ggf. § 25 Abs. 5) TKG (Entgeltregulierung bei Marktbeherrschern), 
sondern vielmehr § 30 Abs. 4 i.V.m. § 18 (und ggf. § 25 Abs. 5) TKG (Entgeltregulierung bei 
Nicht-Marktbeherrschern) in Betracht. Denn wie dargestellt, löst die Abnahmeverpflichtung 
der DT AG im Regelfall eben keine marktbeherrschende Stellung der alternativen Teilneh-
mernetzbetreiber aus.  

Würde die Nachfrageverpflichtung der DT AG hingegen auf § 42 TKG gestützt werden, so 
würde diese Norm regelmäßig auch die Grundlage für eine „Entgeltregulierung“ der Termi-
nierungsleistungen alternativer Teilnehmernetzbetreiber darstellen. Denn die Nachfragever-
pflichtung für die DT AG würde nur soweit gelten, wie sie zumutbar wäre, d.h. soweit die 
Preisforderungen der Begünstigten nicht ihrerseits missbräuchlich werden. 

Eine Ausnahme davon, dass die Entgeltregulierung auf § 30 Abs. 4 i.V.m. § 18 (und ggf. § 
25 Abs. 5) TKG bzw. auf § 42 TKG zu stützen wäre, ist allein für den Fall denkbar und ange-
zeigt, in dem sich herausstellt, dass die eigentlich vorhandene Gegenmacht auf dem Be-
schaffungsmarkt aufgrund strategischer Überlegungen nicht ausgeübt wird und es damit tat-
sächlich zu einer beträchtlichen Marktmacht des vom Kontrahierungszwang Begünstigten 
kommt. Dies wäre namentlich dann der Fall, sollte die DT AG trotz der Möglichkeit, Verhand-
lungen abzubrechen und die Regulierungsbehörde anzurufen bzw. hiermit zu drohen, aus 
strategischen Gründen überhöhte Preisvorstellungen alternativer Teilnehmernetzbetreiber 
akzeptieren. In diesem Fall würde die wettbewerbliche Kontrolle alternativer Teilnehmernetz-
betreiber zu Lasten der Verbraucher versagen. Auch wenn hier zur Feststellung beträchtli-
cher Marktmacht weiterhin vom „regulierten Zustand“ auszugehen wäre (immerhin hat die 
Möglichkeit der Entgeltkontrolle nach wie vor ihren Ursprung in der Beschaffungsmacht der 
DT AG), käme es bei der Betrachtung desselben zur Feststellung nicht wirksamen Wettbe-
werbs (nämlich aufgrund der Feststellung, dass die DT AG die ihr eingeräumte Möglichkeit 
einer Entgeltkontrolle zu Lasten des Verbrauchers nicht wirksam nutzt). 

Im vorliegenden Fall allerdings ist die letztgenannte Konstellation nicht weiter zu beachten. 
Wie bereits dargestellt, hat die DT AG in der Vergangenheit die ihr vom Gesetzgeber in die 
Hände gelegten Instrumente durchaus wirkungsvoll eingesetzt, um es gar nicht erst zum 
Entstehen von überhöhten Preise alternativer Teilnehmernetzbetreiber kommen zu lassen. 
Damit bleibt es bei der Feststellung wirksamen Wettbewerbs und der möglichen Anwendung 
von § 30 Abs. 4 i.V.m. § 18 TKG bzw. von § 42 TKG. 

e. Ergebnis 
Der Verhaltensspielraum alternativer Teilnehmernetzbetreiber wird durch die gegengewichti-
ge Nachfragemacht der DT AG spürbar eingeschränkt. Die Maßnahmen des „regulierten 
Zustandes,“ welche im vorliegenden Zusammenhang zu berücksichtigen sind, lassen die 
ursprünglich maßlose Gegenmacht der DT AG nicht vollständig entfallen, sondern überfüh-
ren sie vielmehr in eine Art gemaßregelte Gegenmacht, welche von der DT AG auch ent-
sprechend eingesetzt wird. 

3. Sonstige Kriterien 
Aus den weiteren Merkmalen – Gesamtgröße als solche, technologische Vorteile oder Über-
legenheit, Zugangsmöglichkeiten zu Kapitalmärkten bzw. deren finanzielle Ressourcen, Di-
versifizierung von Produkten und/oder Dienstleistungen, Kostenersparnisse aufgrund von 
Größen- oder Verbundvorteilen, vertikale Integration, hochentwickeltes Vertriebs- und Ver-
kaufsnetz und/oder Expansionshemmnisse – lassen sich keine Umstände ableiten, welche 
für das Vorliegen oder Nichtvorliegen einer marktbeherrschenden Stellung alternativer Teil-
nehmernetzbetreiber eine über die bereits genannten Gesichtspunkte hinaus beachtliche 
Rolle spielen würden. 
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4. Gesamtschau 
In der Gesamtschau der oben untersuchten Merkmale wird deutlich, dass auf den hier be-
trachteten Märkten für die „Anrufzustellung in die einzelnen öffentlichen Telefonnetze alter-
nativer Teilnehmernetzbetreiber an festen Standorten einschließlich der lokalen Anrufweiter-
leitung“ wirksamer Wettbewerb im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 TKG besteht.  

Die in Abschnitt E.I.2. – Marktabgrenzung genannten alternativen Teilnehmernetzbetreiber 
verfügen auf den jeweiligen Märkten nicht über eine beträchtliche Marktmacht. Sie nehmen 
jeweils keine der Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt eine wirtschaftlich 
starke Stellung, die es ihnen gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wett-
bewerbern und Endnutzern zu verhalten.  

Trotz eines jeweils 100%igen Marktanteils und des Fehlens potenziellen Wettbewerbs wird 
der Verhaltensspielraum der alternativen Teilnehmernetzbetreiber entscheidend durch die 
Nachfragemacht der DT AG beschränkt. Auch wenn die DT AG dabei aller Voraussicht nach 
einem Kontrahierungszwang unterliegen wird, wird sie aufgrund der Möglichkeit, Verhand-
lungen abbrechen und die Regulierungsbehörde anrufen zu können, entsprechend ihren 
strategischen Interessen einen unkontrollierten Verhaltensspielraum alternativer Teilnehmer-
netzbetreiber so verhindern können, wie sie es auch in den letzten Jahren getan hat.   

 

VII. Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Zuführung von 
Orts-, Fern-, Auslands- und Mobilverbindungen mit in Einzelwahl oder in fest-
gelegter Vorauswahl vorangestellter Kennzahl für Verbindungsnetzbetreiber 
und mit Ursprung im eigenen nationalen Netz 

1. Marktanteile 
Für 2002 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – in Höhe 
von ...... € und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von ....... €. Für die DT AG ergibt sich für die 
entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von...... % bzw. ..... %. 

Für 2002 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von ..... Minuten und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von  ......Minuten. Für die DT AG 
ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von.....% bzw......%. 

Der 1. Schätzschritt ist hier entbehrlich, da alle relevanten Unternehmen eine Aufteilung der 
Umsätze auf die einzelnen Tarifbereiche vorgenommen haben. Im Rahmen des 2. Schätz-
schrittes wurden die vorgenannten bisher berechneten Marktvolumina jeweils um 10 Pro-
zentpunkte erhöht.137 

Danach ergibt sich für 2002 ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – 
in Höhe von...... € und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von...... €. Für die DT AG ergibt sich 
für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von ..... % bzw..... %. Die Marktan-
teile der übrigen Anbieter liegen sowohl im Jahr 2002 als auch im 1. Halbjahr 2003 jeweils      
......%. 

 

.............              

Für 2002 ergibt sich ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von.....Minuten und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von.....Minuten. Für die DT AG 
ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von ...... % bzw...... %. 
Die Marktanteile der übrigen Anbieter liegen sowohl im Jahr 2002 als auch im 1. Halbjahr 
2003 jeweils ....... %. 

.............                  

                                                 
137 Zur Begründung im Einzelnen vergleiche obige Ausführungen. 
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Die DT AG verfügt sowohl gemessen in Umsatzerlösen als auch in Verbindungsminuten für 
alle hier betrachteten Zeiträume über einen Marktanteilsabstand zum nächst größeren An-
bieter in Höhe von mindestens  ..... Prozentpunkten. 

2. Expansionshemmnisse und Marktzutrittsschranken 
Im Rahmen des Marktes für „Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Zuführung 
von Orts-, Fern-, Auslands- und Mobilverbindungen mit in Einzelwahl oder in festgelegter 
Vorauswahl vorangestellter Kennzahl für Verbindungsnetzbetreiber und mit Ursprung im ei-
genen nationalen Netz“ ist es dritten Festnetzbetreibern wiederum unmöglich, die sich in 
dem Marktanteil der DT AG andeutende marktbeherrschende Stellung durch eigene Expan-
sion oder durch Marktzutritt zu gefährden. Zum einen ist nicht zu erwarten, dass Dritte in 
Zukunft vermehrt eigene „B.2“-Zuführungsleistungen anbieten könnten, auf denen aufset-
zend sie auch entsprechend mehr Transitdienste anbieten könnten. Zum anderen ist es Drit-
ten allerdings auch nicht möglich, „B.2“-Zuführungsleistungen der DT AG einzukaufen und 
diese dann nach einem Transit durch das eigene Netz an die vom Anschlusskunden ausge-
wählten Verbindungsnetzbetreiber zu übergeben. In Deutschland ist das sogenannte „CIC 
[Carrier Identification Code]-Hosting,“ d.h. die Hintereinanderschaltung von Verbindungs-
netzbetreibern, aus technischen Gründen nicht möglich, weil die derzeitigen Standards keine 
Übergabe von VNB-Kennziffern über Netzgrenzen hinweg vorsehen (vergleiche wegen der 
Einzelheiten den Beschluss BK 4e-02-017/16.05.02 vom 25.7.2002, S. 36 des amtlichen 
Umdrucks). Die auf dem hier untersuchten Markt bestehenden Expansionshemmnisse und 
Marktzutrittsschranken verhindern, dass der Verhaltensspielraum der DT AG durch tatsächli-
che oder potenzielle Wettbewerber spürbar begrenzt wird.  

3. Fehlen oder geringe ausgleichende Nachfragemacht 
Auch fehlt es im vorliegenden Fall an einer ausgleichenden Nachfragemacht. Weder End-
kunden noch Netzbetreiber können dem Verhaltensspielraum der DT AG beachtliche 
Schranken setzen. Bezüglich der Endkunden kann auf die Ausführungen im Rahmen der 
„B.2“-Zuführungsleistungen verwiesen werden. Der Blick auf die nachfragenden Netzbetrei-
ber offenbart ebenfalls keine gegengewichtige Machtstellung. 

Kein nachfragender Verbindungsnetzbetreiber kann auf die Zuführungsleistungen der DT AG 
zur VNB-Auswahl als solche verzichten beziehungsweise diese selbst erstellen. Fraglich ist 
allein, ob er auch auf den Transitanteil angewiesen ist. Weil der nachfragende Verbindungs-
netzbetreiber den Transit - wie gezeigt - nicht von dritten Netzbetreibern einkaufen kann, 
wäre dies nur dann nicht der Fall, könnte er den Transitanteil umstandslos selbst realisieren. 
Allerdings setzte dies voraus, dass der nachfragende Verbindungsnetzbetreiber sein Netz 
bundesweit an 474 Zusammenschaltungsorten mit der DT AG zusammen schaltet. Techni-
sche oder juristische Barrieren stünden dem zwar nicht entgegen. Wohl aber wären in die-
sem Fall umfangreiche wirtschaftliche Überlegungen anzustellen, welche auf ein optimales 
Verhältnis zwischen fixen und variablen Kosten abzielen und dabei insbesondere Rücksicht 
nehmen müssten auf das künftig zu erwartende Verkehrsvolumen sowie die relativen Preise 
von Transitanteil und Eigenerstellung, wobei bei letzterem wiederum solche Faktoren wie 
etwa vorhandene Leerrohre, Renditeerwartungen des Eigentümers und Kapitalbindungsdau-
er, die notwendige Vorlaufzeit, die Stabilität der Rahmenbedingungen sowie auch die Kosten 
des Abbaus einer Zusammenschaltung und deren Neueinrichtung (ICAs, Konfigurations-
maßnahmen, Kollokationsräume etc.) eine Rolle spielen können.138 Aus dieser Aufzählung 
verschiedener Faktoren wird bereits deutlich, dass hinter einem Ausbau von Infrastruktur 
jedenfalls ein längerfristiges Kalkül steht, welches sich nicht allein auf das momentane An-
gebotsverhalten der DT AG stützt. Daraus aber folgt wiederum, dass von der DTAG gezeigte 
Verhaltensweisen (beispielsweise Preiserhöhungen) nicht unbedingt und nicht unmittelbar 
von ihren Nachfragern sanktioniert werden.  

                                                 
138 Vergleiche die Stellungnahme der Firma  .......  vom 9.10.2003, Antwort zu Frage Nr. 12. 
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Es besteht deshalb keine Nachfragemacht auf Seiten der Verbindungsnetzbetreiber, welche 
die Machtstellung der DT AG entscheidend einschränken könnte. 

4. Sonstige Kriterien 
Die sonstigen Kriterien – Gesamtgröße als solche, technologische Vorteile oder Überlegen-
heit, Zugangsmöglichkeiten zu Kapitalmärkten bzw. deren finanzielle Ressourcen, Diversifi-
zierung von Produkten und/oder Dienstleistungen, Kostenersparnisse aufgrund von Größen- 
oder Verbundvorteilen, vertikale Integration und/oder hochentwickeltes Vertriebs- und Ver-
kaufsnetz – sind über die bereits genannten Gesichtspunkte hinaus nicht von maßgeblicher 
Bedeutung für das Bestehen oder Nichtbestehen von beträchtlicher Marktmacht auf Seiten 
der DT AG.  

5. Gesamtschau 
In der Gesamtschau der oben untersuchten Merkmale wird erkenntlich, dass auf dem hier 
betrachteten Markt für „Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Zuführung von 
Orts-, Fern-, Auslands- und Mobilverbindungen mit in Einzelwahl oder in festgelegter Vor-
auswahl vorangestellter Kennzahl für Verbindungsnetzbetreiber und mit Ursprung im eige-
nen nationalen Netz“ kein wirksamer Wettbewerb im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 TKG be-
steht.  

Die DT AG verfügt auf diesem Markt über eine beträchtliche Marktmacht. Sie nimmt eine der 
Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt eine wirtschaftlich starke Stellung, die 
es ihr gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wettbewerbern und Endnut-
zern zu verhalten.  

Die marktbeherrschende Stellung der DT AG, welche sich bereits in ihrem überragendem 
Marktanteil andeutet, folgt wiederum aus dem Zusammenwirken von großem Endkundenbe-
stand und nicht leicht zu duplizierender Infrastruktur. Diese Machtstellung wird weder durch 
tatsächlichen oder potenziellen Wettbewerb bedroht – insbesondere können sich aufgrund 
technischer Umstände Carrier’s Carrier-Leistungen nicht entwickeln – noch durch eine ge-
gengewichtige Nachfragemacht ausgeglichen. Im letztgenannten Fall stellt namentlich die 
Eigenrealisierung keinen den Verhaltensspielraum der DT AG limitierenden Faktor dar. 

 

VIII. Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Interconnection-
Anschlüsse plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen 
Netzen zu Diensten139 

1. Marktanteile 
Hier ist anzuführen, dass die Marktanteile nur anhand der Verbindungsminuten berechnet 
werden konnten. Dies ist unter anderem dadurch begründet, dass sowohl die DT AG als 
auch andere Anbieter zu einigen hier relevanten Leistungen keine Umsatzerlöse angeben 
konnten. Eine plausible Schätzung der Umsatzerlöse war aufgrund dessen nicht möglich. 

Für das 1. Halbjahr 2003 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Verbin-
dungsminuten – in Höhe von.....Minuten. Für die DT AG ergibt sich für den entsprechenden 
Zeitraum ein Marktanteil von  ...... %. 

Für den hier erforderlichen 1. Schätzschritt wurden die in Tabelle  2 genannten Verhältniszah-
len für die Aufteilung der Absätze auf die einzelnen Tarifbereiche – hier II und III – zugrunde 
gelegt. Entsprechend dieser Verhältnisse werden die Umsätze der Unternehmen, die keine 

                                                 
139 Zu den erfassten Diensten siehe Abschnitt E.I.3.b. – Marktabgrenzung. Die Leistung „Z.17“ (Ver-
bindungen zum Service 0900 von ICP über die Mobilfunk-Service-Vorwahl (MSV) im Online-Billing-
Verfahren) wird zwar erst seit dem 1.8.2004 angeboten; gleichwohl gelten die folgenden Ausführun-
gen wegen der insoweit vergleichbaren Lage mit anderen Transitleistungen plus Zuführung zu Diens-
ten auch für diese und vergleichbare künftige Leistungen. 
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Aufteilung nach verschiedenen Tarifbereichen vornehmen konnte, auf die einzelnen Tarifbe-
reiche verteilt. 

Für das 1. Halbjahr 2003 ergibt sich ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Verbin-
dungsminuten – in Höhe von...... Minuten. Für die DT AG ergibt sich für den entsprechenden 
Zeitraum ein Marktanteil von ...... %. 

Im Rahmen einer Schätzung wurden die vorgenannten bisher berechneten Marktvolumina 
jeweils um 10 Prozentpunkte erhöht, d. h. es wurde unterstellt, dass die dort bisher errechne-
ten Marktvolumina insgesamt nur jeweils 90 % des tatsächlichen anzunehmenden Gesamt-
marktvolumens (nicht der Schätzung) betragen haben. Die Schätzgröße von 10 Prozent-
punkten ist ausreichend, da die größten Anbieter von Zusammenschaltungsleistungen im 
Wesentlichen durch das Auskunftsersuchen erfasst wurden. 

Es ergibt sich dann – unter der Berücksichtigung der vorher genannten Schätzung – ein er-
höhtes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – für das 1. Halbjahr 2003 in Hö-
he von ......Minuten. Für die DT AG ergibt sich für den entsprechenden Zeitraum ein Markt-
anteil von.....  %. Die nächst größeren Anbieter ..... bzw. ..... verfügen für den entsprechen-
den Zeitraum jeweils über einen Marktanteil von.... % bzw...... %. Die Marktanteile der übri-
gen Anbieter liegen jeweils ..... %. 

...............            

Die DT AG verfügt gemessen in Verbindungsminuten für alle hier betrachteten Zeiträume 
über einen Marktanteilsabstand zum nächst größeren Anbieter in Höhe von mindestens .....     
Prozentpunkten. 

2. Expansionshemmnisse und Marktzutrittsschranken 
Kurz- oder mittelfristige Marktanteilsgewinne werden sich für Wettbewerber der DT AG auf 
dem hier betrachteten Markt für „Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Inter-
connection-Anschlüsse plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen 
zu Diensten“ kaum mit Transitleistungen erzielen lassen, welche auf eigene Zuführungsleis-
tungen aufbauen. Denn zum einen verfügen die Wettbewerber der DT AG über flachere 
Netzhierarchien und damit über weniger höhere Netzzugangsebenen als die DT AG (und 
also über weniger Möglichkeiten, die fraglichen Transitdienste anzubieten), und zum anderen 
ist die eigene Endkundenbasis viel zu gering, um damit in ernsthafte Konkurrenz zu den 
Leistungen der DT AG zu treten.  

Zumindest denkbar erscheint es aber, dass die möglicherweise marktbeherrschende Stel-
lung der DT AG relativiert wird durch ein zukünftig verstärktes Auftreten von Verbindungs-
netzbetreibern, welche von Teilnehmernetzbetreibern (einschließlich der DT AG) Zufüh-
rungsleistungen einkaufen und diese nach einem Transit an Verbindungsnetzbetreiber mit 
Service-Plattformen weiterverkaufen. In kurzer Frist dürften sich allerdings auch hier keine 
maßgeblichen Veränderungen einstellen. Dazu erscheint die Marktstellung der DT AG zu 
sehr abgesichert zu sein. 

Denn einmal erwächst der DT AG ein kostenmäßiger Vorteil daraus, dass sowohl die zufüh-
renden Teilnehmernetzbetreiber als auch die nachfragenden Verbindungsnetzbetreiber oh-
nehin mit ihr zusammengeschaltet sind und daher sowohl der Einkauf von Zuführungsleis-
tungen als auch der Verkauf der Transitleistungen plus Zuführung nicht die Einrichtung neuer 
Zusammenschaltungsorte bedingt, sondern höchstens eine Anpassung der ICAs-Zahl ver-
langt. Hingegen werden die Wettbewerber der DT AG, auch wenn sie selbst mit der DT AG 
durchweg auf der jeweils niedrigsten Netzzugangsebene zusammengeschaltet sein sollten 
(dies können 474, 44 oder 23 VE:N sein, siehe oben), Zuführungsleistungen von dritten Teil-
nehmernetzbetreibern nur mittels zusätzlicher – kostenintensiver – Einrichtungen von Zu-
sammenschaltungsorten einkaufen können. Wollten Wettbewerber der DT AG verstärkt 
Transitleistungen plus Zuführung an Verbindungsnetzbetreiber absetzen, so würden eben-
falls generell Neueinrichtungen notwendig werden.  
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In diesem Zusammenhang ist auch zu bedenken, dass sich Zusammenschaltungen für beide 
Seiten erst ab dem Erreichen eines bestimmten Verbindungsvolumens rechnen werden; 
derartige Volumina werden aber etwa kleinere oder mittlere Netzbetreiber nicht immer errei-
chen können. Mit Blick auf die Absatzmärkte ist darüber hinaus zu berücksichtigen, dass 
nachfragende Netzbetreiber nicht generell alle angebotenen Leistungen eines alternativen 
Verbindungsnetzbetreibers einkaufen werden wollen. Vielmehr werden sie je nach Region 
und je nach den Preisen für die Herstellung von Verbindungen aus bestimmten Ursprungs-
netzen und/oder in bestimmten Rufnummerngassen Transitleistungen sowohl von der 
DT AG als auch von dem alternativen Verbindungsnetzbetreiber beziehen wollen. Es ist aber 
fraglich, ob bei einem solchen Nachfrageverhalten ein Verbindungsnetzbetreiber diejenigen 
Verkehrsmengen erreichen kann, die zu einem rentablen Betrieb notwendig sind. Des weite-
ren darf auch nicht vergessen werden, dass gerade die nachfragestarken Netzbetreiber im 
Zweifel selbst bereits auf der niedrigsten Netzzugangsebene mit der DT AG zusammenge-
schlossen sind, ein Transitangebot für diese, soweit Leistungen der DT AG betroffen sind, 
also nicht weiter von Interesse ist. 

Ferner folgt aus dem umfassenden Zusammenschaltungsgeschäft der DT AG, dass diese 
sowohl für die zuführenden Teilnehmernetzbetreiber als auch für nachfragende Verbin-
dungsnetzbetreiber einen „One-Stop-Shop“ betreiben kann: über die DT AG sind alle Leis-
tungen an alle VNB/SP absetzbar und zugleich alle Leistungen aller Teilnehmernetzbetreiber 
aus einer Hand erhältlich.140 Dies verbunden mit dem ohnehin breiten Sortiment an unter-
schiedlichen Verbindungsleistungen stärkt ihre Position gegenüber den nicht so etablierten 
Netzbetreibern. Diese müssten sich eine Reputation für Verlässlichkeit und Verfügbarkeit 
erst noch erarbeiten.141  

Schließlich kommt im vorliegenden Fall von Transitleistungen plus Zuführung zu Diensten als 
Besonderheit hinzu, dass das Routing dieser Leistungen wegen der flexiblen Rufnummern-
auswertung größtenteils über ein Intelligentes Netz erfolgen muss. Den Aufbau eines sol-
chen Intelligentes Netz, dessen Datenbestände auch aktuell gepflegt werden müssen, wird 
sich aber nicht jeder Netzbetreiber leisten können oder wollen. In diesem Zusammenhang ist 
bemerkenswert, dass die Verfügbarkeit von Routingdaten für nicht-geographische Nummern 
überhaupt ein Problem zu sein scheint, welches weder die Anbieter von Zuführungsleistun-
gen noch die tatsächlichen oder potenziellen Wettbewerber der DT AG im Transitmarkt bis-
her zufriedenstellend haben lösen können. In der Praxis hat dies dazu geführt, dass selbst 
Netzbetreiber, die ihren zu terminierenden Verkehr teilweise an Wettbewerber der DT AG 
abgeben, ihre Zuführungsleistungen zu Diensten gleichwohl der DT AG übergeben, weil nur 
diese in der Lage ist, den Verkehr zu sortieren.142 

Angesichts der dargelegten Expansionshemmnisse und Marktzutrittschranken ist zur Zeit 
nicht ersichtlich, dass Wettbewerber die Stellung der DT AG derart bedrohen könnten, dass 
deren Verhaltensspielraum entscheidend eingeschränkt wäre. 

3. Fehlen oder geringe ausgleichende Nachfragemacht 
Mit Blick auf das eventuelle Vorliegen einer ausgleichenden Nachfragemacht kann grund-
sätzlich auf die obigen Ausführungen zu der Leistung „B.2 Transit plus Zuführung“ verwiesen 
werden: weder Endkunden noch nachfragende Netzbetreiber sind in der Lage, dem Verhal-
tensspielraum der DT AG spürbare Schranken zu setzen.  

Im gegebenen Fall ist noch außerdem zu berücksichtigen, dass die Einrichtung neuer Zu-
sammenschaltungen zur Vermeidung von Transitdiensten der DT AG zusätzlich dadurch 

                                                 
140 Vergleiche die Stellungnahme der Firma........  vom 8.10.2003, S. 3.  
141 Vergleiche die Stellungnahme der Firma ....... vom 8.10.2003, S. 3. 
142 Vergleiche auch die entsprechenden Ausführungen in Abschnitt E.I.3.b. – Marktabgrenzung. Ver-
gleiche ferner die Stellungnahme der Firma......  vom 16.10.2003 zu Frage Nr. 13); siehe auch die 
Stellungnahme der Firma....... vom 9.10.2003, S. 11 f., die allerdings nur generell das Fehlen einer 
Portierungsdatenbank als wesentliche Barriere für den Wechsel des Zusammenschaltungsleistungs-
anbieters bezeichnet.  
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gehemmt wird, dass die Anbieter von Zuführungsleistungen nicht unbedingt ein Interesse an 
solchen Direktzusammenschaltungen haben. Denn abgesehen davon, dass dafür zunächst 
die notwendigen Verbindungsvolumina erreicht werden müssten, wäre auf Seiten der Teil-
nehmernetzbetreiber auch die Einrichtung eines Intelligenten Netzes notwendig, um die Ver-
bindungsleistungen zu dem Netzübergang des richtigen VNB/SP lenken zu können. Dieser 
Umstand aber vermindert die ohnehin geringen Ausweichmöglichkeiten der nachfragenden 
Verbindungsnetzbetreiber nur noch weiter.  

4. Sonstige Kriterien 
Den ansonsten in den Leitlinien genannten Merkmalen – Gesamtgröße als solche, technolo-
gische Vorteile oder Überlegenheit, Zugangsmöglichkeiten zu Kapitalmärkten bzw. deren 
finanzielle Ressourcen, Diversifizierung von Produkten und/oder Dienstleistungen, Kostener-
sparnisse aufgrund von Größen- oder Verbundvorteilen, vertikale Integration und/oder hoch-
entwickeltes Vertriebs- und Verkaufsnetz – kommt über die bereits genannten Gesichtspunk-
te hinaus keine maßgebliche Bedeutung für das Bestehen oder Nichtbestehen von beträcht-
licher Marktmacht auf Seiten der DT AG zu.  

5. Gesamtschau 
Die Gesamtschau der oben untersuchten Merkmale zeigt, dass auf dem hier betrachteten 
Markt für „Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Interconnection-Anschlüsse 
plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu Diensten“ kein wirk-
samer Wettbewerb im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 TKG besteht.  

Die DT AG verfügt auf diesem Markt über eine beträchtliche Marktmacht. Sie nimmt eine der 
Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt eine wirtschaftlich starke Stellung, die 
es ihr gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wettbewerbern und Endnut-
zern zu verhalten.  

Die marktbeherrschende Stellung der DT AG, welche sich bereits in ihrem hohen Marktanteil 
andeutet, liegt namentlich in dem Umstand begründet, dass alle Netzbetreiber schon allein 
aufgrund der überragenden Stellung der DT AG auf den Zuführungsmärkten und den Termi-
nierungsmärkten mit dieser zusammengeschaltet sind. Für diese anderen Netzbetreiber liegt 
es nahe, sowohl Zuführungsleistungen zu Diensten über die DT AG abzusetzen als auch 
Transitleistungen plus Zuführung zu Diensten von der DT AG abzunehmen. Weder tatsächli-
che oder potenzielle Wettbewerber noch Nachfrager haben derzeit eine Möglichkeit, die dar-
aus resultierende Machtstellung der DT AG auf dem hier untersuchten Transitmarkt ernsthaft 
zu gefährden. 

 

IX. Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Primärmultiplex-
Anschlüsse plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen 
Netzen zu Online-Diensten in zeitabhängiger Tarifierung 

1. Marktanteile 
Allgemein ist anzumerken, dass die Angaben der DT AG als Obergrenze anzusehen sind, da 
eine Trennung nach Abnehmergruppen nicht erfolgt ist.143 

Danach ergibt sich für 2002 ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – 
in Höhe von .....€ und für das Jahr 2003 in Höhe von ..... €. Für die DT AG ergibt sich für die 
entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von..... % bzw.....%. In diesem Zusam-
menhang ist anzumerken, dass es sich hier nur um die externen Umsätze der DT AG han-
delt. 

                                                 
143 Auf eine Schätzung einer Untergrenze wird hier verzichtet, da sich die Marktanteile nur unwesent-
lich verschieben würden, da DT AG ... der größte Anbieter ist. Vergleiche im Einzelnen Ausführungen 
zum Markt IV. 
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Für 2002 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von..... Minuten und für das Jahr 2003 in Höhe von ..... Minuten. Für die DT AG ergibt 
sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von .....% bzw. ..... %. 

Im Rahmen einer Schätzung wurden die vorgenannten bisher berechneten Marktvolumina 
jeweils um 10 Prozentpunkte erhöht, d. h. es wurde unterstellt, dass die dort bisher errechne-
ten Marktvolumina insgesamt nur jeweils 90 % des tatsächlichen anzunehmenden Gesamt-
marktvolumens (nicht der Schätzung) betragen haben. Die Schätzgröße von 10 Prozent-
punkten ist ausreichend, da die größten Anbieter von Zusammenschaltungsleistungen im 
Wesentlichen durch das Auskunftsersuchen erfasst wurden. 

Danach ergibt sich für 2002 ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – 
in Höhe von ..... € und für das Jahr 2003 in Höhe von .... €. Für die DT AG ergibt sich für die 
entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von..... % bzw..... %. Der Marktanteil des 
nächst größeren Anbieters liegt im Jahr 2002 bei.....% ( ......) und im Jahr 2003 bei..... % ( 
......). Die Marktanteile der übrigen Anbieter liegen sowohl im Jahr 2002 als auch im Jahr 
2003 jeweils...... %. 

...........                         

Danach ergibt sich für 2002 ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminu-
ten – in Höhe von......Minuten und für das Jahr 2003 in Höhe von .....Minuten. Für die DT AG 
ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von.....% bzw......%. Der 
Marktanteil des nächst größeren Anbieters liegt im Jahr 2002 bei.....% ( ....) und im Jahr 
2003 bei.....% ( ......). Die Marktanteile der übrigen Anbieter liegen sowohl im Jahr 2002 als 
auch im Jahr 2003 jeweils..... %. 

............                      

2. Sonstige Kriterien 
Vergleichbar den bereits behandelten Transitmärkten wirkt sich auch hier der überragende 
Zugang der DT AG zu den Beschaffungs- und Absatzmärkten aus. Weder kann ein Wettbe-
werber genügend Endkunden anschalten, um auf einer eigenen Endkundenbasis starken 
Verkehr zu erzeugen, noch kann er, sollte er Verkehr von der DT AG einkaufen, auf Grund-
lage der ihm zur Verfügung stehenden Teilnehmeranschlussleitungen so viele Primärmulti-
plex-Anschlüsse schalten lassen, dass die Marktstellung der DT AG tatsächlich in Gefahr 
geraten könnte. Denn nach wie vor verfügt die DT AG über die weitaus meisten Anschlüsse 
im Bundesgebiet.  

Das Vorliegen einer gegengewichtige Nachfragemacht ist ebenfalls nicht erkennbar. Den 
ansonsten in den Leitlinien genannten Merkmalen – Gesamtgröße als solche, technologi-
sche Vorteile oder Überlegenheit, Zugangsmöglichkeiten zu Kapitalmärkten bzw. deren fi-
nanzielle Ressourcen, Diversifizierung von Produkten und/oder Dienstleistungen, Kostener-
sparnisse aufgrund von Größen- oder Verbundvorteilen, vertikale Integration und/oder hoch-
entwickeltes Vertriebs- und Verkaufsnetz – kommt über die bereits genannten Gesichtspunk-
te hinaus keine maßgebliche Bedeutung für das Bestehen oder Nichtbestehen von beträcht-
licher Marktmacht auf Seiten der DT AG zu.  

3. Gesamtschau 
Aus der Gesamtschau der oben untersuchten Merkmale folgt, dass auf dem hier betrachte-
ten Markt für „Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Primärmultiplex-
Anschlüsse plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu Online-
Diensten in zeitabhängiger Tarifierung“ kein wirksamer Wettbewerb im Sinne von § 11 Abs. 1 
S. 1 TKG besteht.  

Die DT AG verfügt auf diesem Markt über eine beträchtliche Marktmacht. Sie nimmt eine der 
Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt eine wirtschaftlich starke Stellung, die 
es ihr gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wettbewerbern und Endnut-
zern zu verhalten.  
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Die marktbeherrschende Stellung der DT AG, welche sich bereits in ihrem hohen Marktanteil 
andeutet, liegt namentlich in dem hervorragenden Zugang der DT AG zu den Beschaffungs- 
und Absatzmärkten begründet. Weder tatsächliche oder potenzielle Wettbewerber noch 
Nachfrager können die daraus folgende Machtstellung der DT AG bedrohen. 

 

X. Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Terminierung 
von Verbindungen in nationale Netze mit Ausnahme von Verbindungen mit 
Ursprung und Ziel in nationalen Mobilfunknetzen 

1. Marktanteile 
Hier ist vorab anzumerken, dass nur für den Teil „B.1 Transit plus Terminierung“ des oben 
genannten Marktes aufgrund früherer, anderer Marktaufteilungen der erste Schätzschritt er-
forderlich ist. Für die übrigen Teile war der erste Schätzschritt entbehrlich, weil bei dem hier 
relevanten Markt nicht nach Entfernungszonen differenziert wird. 

Für 2002 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – in Höhe 
von ......€ und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von ...... €. Für die DT AG ergibt sich für die 
entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von ....% bzw. .... %. 

Für 2002 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von.... Minuten und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von......Minuten. Für die DT AG 
ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von.....% bzw......%. 

Für den hier erforderlichen 1. Schätzschritt ergaben sich entsprechend der oben allgemein 
ausgeführten Berechnungsweise folgende Verhältniszahlen für die Aufteilung der Umsätze 
des Teils B.1 Transit plus Terminierung des oben genannten Marktes auf die einzelnen Ta-
rifbereiche: 

 

 

 

 Tarifbereich I : Tarifbereich II :Tarifbereich III 

Umsatzerlöse  
2002 

........       

Umsatzerlöse  
1. Halbjahr 2003 

........        

Verbindungsminuten  
2002 

.........      

Verbindungsminuten  
1. Halbjahr 2003 

...........       

Tabelle 3: Aufteilung der Umsätze auf die einzelnen Tarifbereiche 

Entsprechend dieser Verhältnisse werden die Umsätze der Unternehmen, die keine Auftei-
lung nach verschiedenen Tarifbereichen vornehmen konnten, auf die einzelnen Tarifbereiche 
verteilt. In dem hier relevanten Fall ist nur der Tarifbereich II und III von Bedeutung. 

Danach ergibt sich für 2002 ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – 
in Höhe von ....... € und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von.....€. Für die DT AG ergibt sich 
für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von ...... % bzw. ..... %. 

Für 2002 ergibt sich ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von.....Minuten und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von ......Minuten. Für die DT AG 
ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von .....% bzw...... %. 
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In einem zweiten Schätzschritt wurden die vorgenannten bisher berechneten Marktvolumina 
jeweils um 10 Prozentpunkte erhöht.144 

Danach ergibt sich für 2002 ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – 
in Höhe von.....€ und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von...... €. Für die DT AG ergibt sich 
für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von......% bzw. ......%. Die nächst 
größeren Anbieter.... bzw. ...... verfügen jeweils über einen Marktanteil von.... % bzw......% in 
2002 und.....% bzw. .... % im 1. Halbjahr 2003. Die Marktanteile der übrigen Anbieter liegen 
sowohl im Jahr 2002 als auch im 1. Halbjahr 2003 jeweils..... %. 

            

 ............ 

 

Für 2002 ergibt sich ein geschätztes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von ......Minuten und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von..... Minuten. Für die DT AG 
ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von.... % bzw. ......%. 
Die nächst größeren Anbieter ..... bzw.......  verfügen jeweils über einen Marktanteil von..... % 
bzw...... % in 2002 und.....% bzw...... % im 1. Halbjahr 2003. Die Marktanteile der übrigen 
Anbieter liegen sowohl im Jahr 2002 als auch im 1. Halbjahr 2003 jeweils ....  %. 

.............              

Die DT AG verfügt sowohl gemessen in Umsatzerlösen als auch in Verbindungsminuten für 
alle hier betrachteten Zeiträume über einen Marktanteilsabstand zum nächst größeren An-
bieter in Höhe von mindestens .....Prozentpunkten. 

2. Expansionshemmnisse und Marktzutrittsschranken 
Wie im Fall der Transitleistungen plus Zuführung zu Diensten wird es auch bei den Transit-
leistungen plus Terminierung tatsächlichen oder potenziellen Wettbewerbern nicht möglich 
sein, beachtenswerte Marktanteile durch das Angebot von Transitleistungen zu erzielen, 
welche auf eigene Terminierungsleistungen aufsetzen: dies lassen weder die Netztopologien 
noch die Zahl eigener Endkunden zu. Allein in Betracht kommt ein Wettbewerb dadurch, 
dass Verbindungsnetzbetreiber von Teilnehmernetzbetreibern (einschließlich der DT AG und 
den Mobilfunknetzbetreibern) Terminierungsleistungen einkaufen und diese zusammen mit 
einem Transitdienst an nachfragende Teilnehmernetzbetreiber verkaufen. Allerdings dürften 
auch hier die Umstände noch nicht so weit sein, dass die sich in ihrem hohen Marktanteil 
andeutende marktbeherrschende Stellung der DT AG tatsächlich gefährdet wäre. Obwohl 
mehrere Netzbetreiber mit der DT AG bundesweit an 474 Netzübergängen zusammenge-
schaltet sind und damit Terminierungsleistungen derselben einkaufen können, und obwohl 
Routingprobleme in diesem Fall vernachlässigbar zu sein scheinen, hat sich bisher kein 
Wettbewerber gefunden, der in großem Stile „O.2“-Transitdienste plus Terminierung in dritte 
Festnetze anbieten würde. Ebenso wie im Fall der „O.3“-Transitdienste plus Terminierung 
von Verbindungen mit Ursprung in Festnetzen in Mobilfunknetze dürfte einerseits der über-
ragende Zugang der DT AG zu den Absatzmärkten den Ausschlag dafür gegeben haben, 
dass bislang kein Wettbewerber auf diesem Markt nachhaltig Fuß hat fassen können. Ande-
rerseits ist auch hier zu bedenken, dass die nachfragestarken Teilnehmernetzbetreiber zu-
mindest auf Transitleistungen plus Terminierung in das Netz der DT AG infolge ihrer Migrati-
on in die Fläche weniger als zuvor angewiesen sind und der Markt daher als nicht sonderlich 
attraktiv für Wettbewerber erscheinen dürfte. 

                                                 
144 Zur Begründung im Einzelnen vergleiche obige Ausführungen. 
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3. Fehlen oder geringe ausgleichende Nachfragemacht 
Die marktbeherrschende Stellung der DT AG wird auch in diesem Fall nicht durch eine ge-
gengewichtige Nachfragemacht bedroht. Es kann insoweit auf die Ausführungen zur Nach-
fragemacht bei den „B.2“-Transitdiensten plus Zuführung verwiesen werden. 

4. Sonstige Kriterien 
Die übrigen Kriterien – Gesamtgröße als solche, technologische Vorteile oder Überlegenheit, 
Zugangsmöglichkeiten zu Kapitalmärkten bzw. deren finanzielle Ressourcen, Diversifizierung 
von Produkten und/oder Dienstleistungen, Kostenersparnisse aufgrund von Größen- oder 
Verbundvorteilen, vertikale Integration und/oder hochentwickeltes Vertriebs- und Verkaufs-
netz – spielen über die bereits genannten Gesichtspunkte hinaus keine entscheidende Rolle 
für das Bestehen oder Nichtbestehen von beträchtlicher Marktmacht auf Seiten der DT AG.  

5. Gesamtschau 
Die Gesamtschau der oben untersuchten Merkmale zeigt, dass auf dem hier betrachteten 
Markt für „Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Terminierung von Verbindun-
gen in nationale Netze mit Ausnahme von Verbindungen mit Ursprung und Ziel in nationalen 
Mobilfunknetzen“ kein wirksamer Wettbewerb im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 TKG besteht.  

Die DT AG verfügt auf diesem Markt über eine beträchtliche Marktmacht. Sie nimmt eine der 
Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt eine wirtschaftlich starke Stellung, die 
es ihr gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig von Wettbewerbern und Endnut-
zern zu verhalten.  

Die marktbeherrschende Stellung der DT AG, welche sich bereits in einem überragenden 
Marktanteil andeutet, liegt namentlich in dem Umstand begründet, dass alle Netzbetreiber 
schon allein aufgrund der überragenden Stellung der DT AG auf den Zuführungsmärkten und 
den Terminierungsmärkten mit dieser zusammengeschaltet sind. Für diese anderen Netz-
betreiber bietet es sich an, sowohl Terminierungsleistungen über die DT AG abzusetzen als 
auch Transitleistungen plus Terminierung von der DT AG abzunehmen. Weder tatsächliche 
oder potenzielle Wettbewerber noch Nachfrager haben derzeit eine Möglichkeit, die daraus 
resultierende Machtstellung der DT AG auf dem hier untersuchten Transitmarkt ernsthaft zu 
gefährden. 

 

XI. Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Terminierung 
von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknetzen in nationale 
Mobilfunknetze 

1. Marktanteile 
Zunächst ist anzumerken, dass der erste Schätzschritt entbehrlich war, weil die Leistung O.3 
nicht differenziert nach Entfernungszonen bzw. nach der Zahl der genutzten Vermittlungsein-
richtungen auf dem Markt angeboten wird. Bei der Bestimmung des Gesamtmarktvolumens 
und der Marktanteile wurde folgendermaßen vorgegangen: 

Es wurden zunächst aufgrund der eingegangenen Antworten sowohl die Umsatzerlöse als 
auch die Verbindungsminuten der Anbieter addiert und sodann die prozentualen Anteile er-
mittelt. 

Es ergibt sich für 2001 ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – in 
Höhe von..... €, für 2002 in Höhe von...... € und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von......€. 
Für die DT AG ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von....... 
%, ......% bzw...... %. 

Für 2001 ergibt sich ein errechnetes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – in 
Höhe von  .....Minuten, für 2002 in Höhe von ..... Minuten und für das 1. Halbjahr 2003 in 
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Höhe von......Minuten. Für die DT AG ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils 
ein Marktanteil von..... %,...... % bzw. ..... %. 

Im Rahmen einer Schätzung wurden die vorgenannten bisher berechneten Marktvolumina 
jeweils um 10 Prozentpunkte erhöht, d. h. es wurde unterstellt, dass die dort bisher errechne-
ten Marktvolumina insgesamt nur jeweils 90 % des tatsächlichen anzunehmenden Gesamt-
marktvolumens (nicht der Schätzung) betragen haben. Die Schätzgröße von 10 Prozent-
punkten ist ausreichend, da die größten Anbieter von Zusammenschaltungsleistungen im 
Wesentlichen durch das Auskunftsersuchen erfasst wurden. 

Es ergibt sich dann – unter der Berücksichtigung der vorher genannten Schätzung – ein er-
höhtes Marktvolumen – gemessen in Umsatzerlösen – für 2001 in Höhe von..... €, für 2002 in 
Höhe von......€ und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von ...... €. Für die DT AG ergibt sich für 
die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von ..... %, ......% bzw. ..... %. Der An-
bieter ...... verfügt für die entsprechenden Zeiträume jeweils über einen Marktanteil von 
.....%,.....  % bzw...... %. 

.............               

Es ergibt sich dann – unter der Berücksichtigung der vorher genannten Schätzung – ein er-
höhtes Marktvolumen – gemessen in Verbindungsminuten – für 2001 in Höhe von ...... Minu-
ten, für 2002 in Höhe von.......Minuten und für das 1. Halbjahr 2003 in Höhe von ..... Minuten. 
Für die DT AG ergibt sich für die entsprechenden Zeiträume jeweils ein Marktanteil von.....     
%,......% bzw. .....%. Der Anbieter...... verfügt für die entsprechenden Zeiträume jeweils über 
einen Marktanteil von..... %, ..... % bzw. ..... %. 

.........               

Die DT AG verfügt sowohl gemessen in Umsatzerlösen als auch in Verbindungsminuten für 
alle hier betrachteten Zeiträume über einen Marktanteilsabstand zum nächst größeren An-
bieter in Höhe von mindestens  .....Prozentpunkten. 

2. Expansionshemmnisse und Marktzutrittsschranken 
Die Expansionshemmnisse und Marktzutrittsschranken sind in diesem Fall jedenfalls gerin-
ger als bei den Transitleistungen plus Terminierung, an denen nicht ausschließlich Mobil-
funknetzbetreiber beteiligt sind. Für eine Expansion bzw. einen Marktzutritt würde es nämlich 
schon genügen, mit allen vier Mobilfunknetzbetreibern in Deutschland zusammengeschaltet 
zu sein. Allerdings dürften keine großen Anreize für einen solchen Marktzutritt bestehen: das 
Marktvolumen ist nämlich aufgrund der mittlerweile vollständig erfolgten Direktzusammen-
schaltungen zwischen den Mobilfunknetzbetreibern in den letzten Jahren deutlich zurückge-
gangen. 

3. Fehlen oder geringe ausgleichende Nachfragemacht 
Auf dem hier untersuchten Markt wird der Verhaltensspielraum der DT AG trotz ihrer gegen-
wärtig noch sehr hohen Marktanteile (s.o.) entscheidend dadurch eingeschränkt, dass mitt-
lerweile alle Mobilfunknetzbetreiber untereinander unmittelbar zusammengeschaltet sind. 
Der Transit über das Netz der DT AG wird nur noch für Verkehrsspitzen und für das Ausfall-
routing in Anspruch genommen. So haben sich von Januar 2002 bis Oktober 2003 die von 
der DT AG an T-Mobile verkauften Verbindungsminuten von ......auf ......, die an Vodafone 
verkauften Minuten von.......auf......., die an E-Plus verkauften Minuten von.....auf......sowie 
die an O2 verkauften Minuten von.....auf .....verringert. Durch eine geringe Kapazitätserweite-
rung könnten die Mobilfunknetzbetreiber auch diese Menge unmittelbar miteinander abwi-
ckeln. Der Preisfestsetzungsspielraum der DT AG wird dadurch maßgeblich eingeschränkt.  

4. Sonstige Kriterien 
Aus den restlichen Merkmalen – Gesamtgröße als solche, technologische Vorteile oder Ü-
berlegenheit, Zugangsmöglichkeiten zu Kapitalmärkten bzw. deren finanzielle Ressourcen, 
Diversifizierung von Produkten und/oder Dienstleistungen, Kostenersparnisse aufgrund von 
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Größen- oder Verbundvorteilen, vertikale Integration und/oder hochentwickeltes Vertriebs- 
und Verkaufsnetz – lassen sich über die bereits genannten Gesichtspunkte hinaus keine 
weiteren beachtlichen Aspekte für das Bestehen oder Nichtbestehen einer marktbeherr-
schenden Stellung auf Seiten der DT AG gewinnen. 

5. Gesamtschau 
In der Gesamtschau der oben untersuchten Merkmale wird deutlich, dass auf dem hier be-
trachteten Markt für „Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Terminierung von 
Verbindungen mit Ursprung in nationalen Mobilfunknetzen in nationale Mobilfunknetze“ wirk-
samer Wettbewerb besteht.  

Auf diesem Markt verfügt kein Unternehmen über eine beträchtliche Marktmacht. So nimmt 
also auch kein Unternehmen eine der Beherrschung gleichkommende Stellung ein, das heißt 
eine wirtschaftlich starke Stellung, die es ihm gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unab-
hängig von Wettbewerbern und Endnutzern zu verhalten. 

Trotz ihrer hohen Marktanteile kommt eine solche Stellung namentlich der DT AG nicht zu. 
Die Fähigkeit der nachfragenden Mobilfunknetzbetreiber, die abgenommenen Leistung 
umstandslos selbst zu erstellen, beschneidet den Verhaltensspielraum der DT AG in ent-
scheidender Weise. 
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H. Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht   
Das Unternehmen:   

Deutsche Telekom AG 
Friedrich-Ebert-Allee 140 
53113 Bonn 

 

verfügt auf den nachfolgend aufgeführten Märkten im Sinne des § 11 TKG über beträchtliche 
Marktmacht: 

 

1. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene für Orts-, Fern-, Auslands- und Mobilverbindun-
gen mit in Einzelwahl oder in festgelegter Vorauswahl vorangestellter Kennzahl für Ver-
bindungsnetzbetreiber (B.2 [Ort] Zuführung und B.2 [Fern] Zuführung). 

2. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Interconnection-Anschlüsse für Verbindun-
gen zu Diensten. Hierzu zählen derzeit: 

  Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800 (O.5 Zu-
führung); 

  Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP (O.6 Zuführung); 

  Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Online-
Billing-Verfahren (O.7 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren (O.11 Zuführung);   

 Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.12 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren (Z.4 Zuführung); 

  Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offline-
Billing-Verfahren (Z.7 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.9 Zuführung); 

  Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Offli-
ne-Billing-Verfahren (Z.10 Zuführung); 

  Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 im 
Offline-Billing-Verfahren (Z.12 Zuführung); 

  Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zu-
gangskennzahl 0088210 im Online-Billing-Verfahren (Z.14 Zuführung); 

  Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.16 Zuführung); 

  Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter (AfTD Zuführung). 

 Zukünftig angebotene weitere Zuführungsleistungen zu Diensten sind diesem Markt eben-
falls zuzurechnen. 

3. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Primärmultiplex-Anschlüsse für Verbindun-
gen zu Online-Diensten in zeitabhängiger Tarifierung (AfOD Zuführung). 

4. Markt für Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten einschließ-
lich der Weiterleitung auf lokaler Ebene über Primärmultiplex-Anschlüsse für Verbindun-
gen zu Online-Diensten in zeitunabhängiger Tarifierung (OVF Zuführung). 
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5. Markt für Anrufzustellung in das öffentliche Telefonnetz der Deutschen Telekom AG an 
festen Standorten einschließlich der lokalen Anrufweiterleitung (B.1 Terminierung und Z.1 
Terminierung). 

6. Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Zuführung von Orts-, Fern-, 
Auslands- und Mobilverbindungen mit in Einzelwahl oder in festgelegter Vorauswahl vor-
angestellter Kennzahl für Verbindungsnetzbetreiber und mit Ursprung im eigenen nationa-
len Netz (B.2 Transit plus Zuführung). 

7.  Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Interconnection-Anschlüsse 
plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu Diensten. Hierzu 
zählen derzeit:  

   Verbindungen zum Freephone-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0800 (O.5 
Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

  Verbindungen zum Shared Cost Service 0180 von ICP (O.6 Transit plus Zuführung von 
Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen);  

  Verbindungen zum Vote-Call von ICP unter den Zugangskennzahlen 0137 1-9 im Online-
Billing-Verfahren (O.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung im nationa-
len Netzen); 

  Verbindungen zum Service 0700 des ICP im Online-Billing-Verfahren (O.11 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

 Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.12 Transit plus Zuführung  
von Verbindungen mit Ursprung im eigenen nationalen Netz); 

  Verbindungen zum Online-Dienst am Telefonnetz von ICP (O.14 Transit plus Zuführung 
von Verbindungen mit Ursprung in dritten nationalen Netzen); 

  Verbindungen zum Service 0190 1-9 von ICP im Online-Billing-Verfahren (Z.4 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

   Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Offline-
Billing-Verfahren (Z.7 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationa-
len Festnetzen); 

  Verbindungen zum Service 0190 0 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.9 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen);  

  Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Offli-
ne-Billing-Verfahren (Z.10 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nati-
onalen Festnetzen); 

  Verbindungen zum Auskunftsdienst von ICP unter der Dienstekennzahl 118xy im Online-
Billing-Verfahren (Z.11 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationa-
len Mobilfunknetzen); 

   Verbindungen zu einem innovativen Dienst von ICP unter der Dienstekennzahl 012 im 
Offline-Billing-Verfahren (Z.12 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in 
nationalen Festnetzen);  

  Verbindungen zum VPN-Service von ICP unter der Dienstekennzahl 0181-0189 im Onli-
ne-Billing-Verfahren (Z.13 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nati-
onalen Mobilfunknetzen); 

  Verbindungen zum Unified Messaging Service Geo Verse von BT Ignite unter der Zu-
gangskennzahl 0088210 im Online-Billing-Verfahren (Z.14 Transit plus Zuführung von 
Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen); 

  Verbindungen zum Service 0900 von ICP im Offline-Billing-Verfahren (Z.16 Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Festnetzen); 
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  Verbindungen zum Service 0900 von ICP über die Mobilfunk-Service-Vorwahl (MSV) im 
Online-Billing-Verfahren (Z.17 Transit plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in 
nationalen Mobilfunknetzen); 

  Verbindungen zum Anschluss für Telekommunikationsdiensteanbieter (AfTD Transit plus 
Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen). 

 Zukünftig angebotene weitere entsprechende Transitleistungen plus Zuführung sind die-
sem Markt ebenfalls zuzurechnen. 

8.  Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz über Primärmultiplex-Anschlüsse 
plus Zuführung von Verbindungen mit Ursprung in nationalen Netzen zu Online-Diensten 
in zeitabhängiger Tarifierung (AfOD Transit plus Zuführung). 

9.  Markt für Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz plus Terminierung von Verbindun-
gen in nationale Netze mit Ausnahme von Verbindungen mit Ursprung und Ziel in nationa-
len Mobilfunknetzen (B.1 Transit plus Terminierung, Z.1 Transit plus Terminierung, O.2 
Transit plus Terminierung, O.3 Transit plus Terminierung von Verbindungen mit Ursprung 
in nationalen Festnetzen). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Cronenberg    Kurth     Dr. Henseler-Unger 

(Beisitzer)    (Vorsitzender)    (Beisitzerin und 

          Berichterstatterin) 

 

BK 1-04/002 
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J. Anhang 1: Erläuterung des angewandten deutschen Telekommunikations-
rechts und des dadurch umgesetzten europäischen Sekundärrechts 

Zum besseren Verständnis des Inhalts und des Hintergrunds der vorliegenden Untersuchung 
ist Folgendes auszuführen: 

Das Telekommunikationsgesetz (im Folgenden: TKG), das am 26. Juni 2004 in Kraft getre-
ten ist, setzt den neuen europäischen Rechtsrahmen um, der vor allem die folgenden vier 
Richtlinien (Rahmenrichtlinie sowie drei Einzelrichtlinien) umfasst:145 

• Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 07. März 2002 
über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und –
dienste, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 108 vom 24. April 2002, S. 33 
(Rahmenrichtlinie), 

• Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 07. März 2002 
über die Genehmigung elektronischer Kommunikationsnetze und –dienste, Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 108 vom 24. April 2002, S. 21 (Genehmigungsrichtli-
nie), 

• Richtlinie 2002/19/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 07. März 2002 
über den Zugang zu elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehörigen Einrichtun-
gen sowie deren Zusammenschaltung, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
108 vom 24. April 2002, S. 7 (Zugangsrichtlinie) sowie 

• Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 07. März 2002 
über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen 
und –diensten, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 108 vom 24. April 
2002, S. 51 (Universaldienstrichtlinie),146 

Ziel dieses Richtlinienpaketes ist u. a. die vom deutschen Gesetzgeber in § 2 Absatz 2 Nr. 4 
des TKG mit dem Ziel der Förderung der Entwicklung des Binnenmarktes der Europäischen 
Union aufgegriffene Schaffung der inhaltlichen, verfahrens- und organisationsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine gemeinschaftsweit stärker harmonisierte Anwendung des europäi-
schen Rechtsrahmens, vgl. Artikel 1 Absatz 1 Satz 2 Rahmenrichtlinie. Hierunter fällt auch 
der Übergang zur einheitlichen Anwendung des europäischen Wettbewerbsrechts. Der im 
TKG und in der durch ihn umgesetzten Richtlinie benutzten Definition der beträchtlichen 
Marktmacht liegt das Konzept der beherrschenden Stellung nach der einschlägigen Recht-
sprechung des Europäischen Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz der Europäischen 
Gemeinschaften zugrunde (vgl. die Begründung von § 11 TKG und Erwägungsgrund 25 der 
Rahmenrichtlinie).147  

Als Grundlage für ein Marktdefinitions- und analyseverfahren im Sinne der die Artikel 14  
bis 16 der oben genannten Rahmenrichtlinie insbesondere umsetzenden §§ 9, 10 und 11 

                                                 
145 Am 24. April 2002 ist der neue europäische Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze 
und –dienste in Kraft getreten (Artikel 29 der Rahmenrichtlinie); am 25. Juli 2003 ist die Umsetzungs-
frist abgelaufen (Artikel 28 Absatz 1, 1. Unterabsatz der Rahmenrichtlinie). 
146 Darüber hinaus ist am 31. Juli 2002 die Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der 
Privatsphäre in der elektronischen Kommunikation, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
201 vom 31. Juli 2002, S. 37 (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation) in Kraft getreten 
(Artikel 20 der Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation); am 31. Oktober 2003 ist die 
Umsetzungsfrist abgelaufen (Artikel 17 Absatz 1 der Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommuni-
kation). Ergänzend zu erwähnen ist des weiteren die im Oktober 2002 in Kraft getretene Richtlinie 
2002/77/EG der Kommission vom 16. September 2002 über den Wettbewerb auf den Märkten für 
elektronische Kommunikationsnetze und –dienste, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 
249 vom 17. September 2002, S. 21 (Wettbewerbsrichtlinie). 
147 Siehe dazu noch ausführlicher unter Abschnitt K. – Anhang 2. 
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des TKG sind in richtlinienkonformer Auslegung des § 72 des zu dieser Zeit noch gültigen 
Telekommunikationsgesetzes (im Folgenden: TKG-alt) Datenabfragen bei Markteilnehmern 
zu verschiedenen Bereichen der Telekommunikation durchgeführt worden. Zu dem hierdurch 
– noch vor Inkrafttreten des TKG ermöglichten Beginn mit dem Marktdefinitions- und -
analyseverfahren – wird zunächst folgender juristischer Hintergrund der vorliegenden Unter-
suchung erläutert: 

Das insoweit insbesondere durch §§ 9, 10 und 11 TKG umgesetzte neue Gemeinschafts-
recht trifft unter anderem umfassende Vorgaben zur Marktdefinition und Marktanalyse für 
verschiedene Produkt- und Dienstleistungsmärkte im Bereich der elektronischen Kommuni-
kation (vgl. Artikel 14 bis 16 der Rahmenrichtlinie) und stellt deren (gemeinschaftsweit ein-
heitliche) Einhaltung mittels – im deutschen Recht in § 12 TKG geregelte - umfangreicher 
Auskunfts- und Abstimmungspflichten sicher. Im Rahmen des bereits oben genannten 
Marktdefinitions- und -analyseverfahrens sind, wie § 9 TKG zu entnehmen ist, zunächst nach 
§ 10 TKG die relevanten Märkte zu bestimmen und danach gemäß § 11 TKG die jeweiligen 
Wettbewerbsverhältnisse auf diesen Märkten zu beurteilen. 

Die insoweit durch den TKG umgesetzten Vorschriften der Rahmenrichtlinie werden unter I. 
bis III., die die Rahmenrichtlinie umsetzenden Paragraphen des TKG werden sodann unter 
IV. dargestellt und erläutert. 

 

I. Marktanalyseverfahren (Artikel 16 der Rahmenrichtlinie)  
Gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Rahmenrichtlinie führen die nationalen Regulierungsbehör-
den eine Analyse der relevanten Märkte durch, und zwar sobald wie möglich nach Verab-
schiedung der Märkte- Empfehlung oder deren etwaiger Aktualisierung und dies unter wei-
testgehender Berücksichtigung der Leitlinien.148 Dabei sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass 
die nationalen Wettbewerbsbehörden gegebenenfalls an dieser Analyse beteiligt werden. 

Gemäß Absatz 2 ermittelt die nationale Regulierungsbehörde anhand der Marktanalyse ge-
mäß Absatz 1 des Artikel 16 der Rahmenrichtlinie, ob auf einem relevanten Markt wirksamer 
Wettbewerb herrscht, wenn sie gemäß den Artikeln 16, 17, 18 oder 19 der Universaldienst-
richtlinie oder nach Artikel 7 oder Artikel 8 der Zugangsrichtlinie feststellen muss, ob Ver-
pflichtungen für Unternehmen aufzuerlegen, beizubehalten, zu ändern oder aufzuheben sind. 

Bei den Regelungen der Einzelrichtlinien, auf welche in Artikel 16 der Rahmenrichtlinie ver-
wiesen wird, handelt es sich um Folgende: 

Die genannten Vorschriften der Universaldienstrichtlinie regeln Verpflichtungen für Endkun-
dentarife für die Bereitstellung des Zugangs zum öffentlichen Telefonnetz und dessen Nut-
zung nach Artikel 17 der Richtlinie 98/10/EG149, Betreiberauswahl und Betreibervorauswahl 
nach der Richtlinie 97/33/EG150 und Mietleitungen nach den Artikeln 3, 4, 6, 7, 8 und 10 der 
Richtlinie 92/44/EWG. 

                                                 
148 Leitlinien der Kommission zur Marktanalyse und Ermittlung beträchtlicher Marktmacht nach dem 
gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikationsnetze und –dienste (2002/C 165/03), 
veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 165 vom 11. Juli 2002, S. 6 (im 
Folgenden: Leitlinien). 
149 Richtlinie 98/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 1998 über die 
Anwendung des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefondienst und den Universaldienst im 
Telekommunikationsbereich in einem wettbewerbsorientierten Umfeld, veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 101 vom 01. April 1998, S. 24. 
150 Richtlinie 97/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 1997 über die Zu-
sammenschaltung in der Telekommunikation im Hinblick auf die Sicherstellung eines Universaldiens-
tes und der Interoperabilität durch Anwendung der Grundsätze für einen offenen Netzzugang (ONP), 
veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 199 vom 26. Juli 1997, S. 32, ge-
ändert durch die Richtlinie 98/61/EG, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 268 vom 03. Oktober 1998, S. 37. 
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Artikel 7 und 8 der Zugangsrichtlinie befassen sich mit dem Zugang und der Zusammen-
schaltung gemäß den Artikeln 4, 6, 7, 8, 11, 12 und 14 der Richtlinie 97/33/EG. 

Artikel 16 Absatz 3 der Rahmenrichtlinie regelt die Rechtsfolgen, die einzutreten haben, 
wenn festgestellt wird, dass kein wirksamer Wettbewerb vorliegt. 

Nach Absatz 4 des Artikels 16 der Rahmenrichtlinie ermittelt die nationale Regulierungsbe-
hörde Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht, wenn sie feststellt, dass auf einem rele-
vanten Markt kein wirksamer Wettbewerb herrscht, auf diesem Markt gemäß Artikel 14 der 
Rahmenrichtlinie. Außerdem regelt Absatz 4 die Rechtsfolgen, die einzutreten haben, wenn 
die oben genannten Unternehmen festgestellt worden sind. 

Dies bedeutet, dass das Erfordernis der Ermittlung von Unternehmen mit beträchtlicher 
Marktmacht nur bedeutet, dass festzustellen ist, welche Unternehmen beträchtliche Markt-
macht im Sinne von Artikel 14 Absatz 2 der Rahmenrichtlinie haben. Die Feststellung, dass 
kein wirksamer Wettbewerb herrscht, impliziert dabei notwendigerweise, dass es derartige 
Unternehmen gibt. 

Artikel 16 Absatz 5 der Rahmenrichtlinie schreibt vor, dass in Fällen länderübergreifender 
Märkte, die in der Entscheidung nach Artikel 14 Absatz 4 der Rahmenrichtlinie festgelegt 
wurden, die betreffenden nationalen Regulierungsbehörden gemeinsam die Marktanalyse 
unter weitestgehender Berücksichtigung der Leitlinien durchführen. Ferner betrifft Absatz 5 
die dann eintretenden Rechtsfolgen. 

Gemäß Absatz 6 unterliegen Maßnahmen, die gemäß den Absätzen 3, 4 und 5 getroffen 
werden, den in den Artikeln 6 und 7 der Rahmenrichtlinie genannten Verfahren.151 

 

II. Marktdefinitionsverfahren (Artikel 15 der Rahmenrichtlinie), Märkte-
Empfehlung und Leitlinien 

Artikel 15 der Rahmenrichtlinie befasst sich mit dem Marktdefinitionsverfahren. Der 1. Unter-
absatz von Artikel 15 Absatz 1 der Rahmenrichtlinie beschäftigt sich mit der bereits oben 
genannten Märkte-Empfehlung. In dieser Empfehlung werden laut Richtlinie gemäß Anhang I 
der Rahmenrichtlinie diejenigen Märkte für elektronische Kommunikationsprodukte und –
dienste aufgeführt, deren Merkmale die Auferlegung der in den so genannten Einzelrichtli-
nien152 dargelegten Verpflichtungen rechtfertigen können, und zwar unbeschadet der Märkte, 
die in bestimmten Fällen nach dem Wettbewerbsrecht definiert werden können. Die Europäi-
sche Kommission definiert die Märkte in Einklang mit den Grundsätzen des Wettbewerbs-
rechts. Anhang I der Rahmenrichtlinie enthält diejenigen Märkte, die von der Europäischen 
Kommission in ihre erste Empfehlung über die relevanten Produkt- und Dienstmärkte aufzu-
nehmen sind. 

Ziel der Märkte-Empfehlung ist es, Produkt- und Dienstemärkte festzulegen, die für eine 
Vorabregulierung in Betracht kommen. 

Artikel 15 Absatz 1 der Rahmenrichtlinie sieht vor, dass die Europäische Kommission die 
Bestimmung der Märkte in Übereinstimmung mit den Grundsätzen des Wettbewerbsrechts 
vornimmt. Die Europäische Kommission hat daher die Märkte (entsprechend den im Anhang 
I der Rahmenrichtlinie aufgeführten Märkten) in Übereinstimmung mit den Grundsätzen des 
Wettbewerbsrechts definiert. Im Bereich der elektronischen Kommunikation sind zumindest 
zwei Kategorien von relevanten Märkten zu betrachten: Märkte für Dienste oder Produkte für 
Endnutzer (Endkundenmärkte) und Märkte für Vorleistungen, die Betreiber benötigen, die 
Endnutzern Dienste und Produkte bereitstellen (Vorleistungsmärkte). 

Die neben der sachlichen Definition der Märkte nach allgemeinen Kriterien des Wettbe-
werbsrechts von der Europäischen Kommission durchgeführte Identifikation von Märkten, die 

                                                 
151 Siehe dazu unter V. 
152 Genehmigungsrichtlinie, Universaldienstrichtlinie und Zugangsrichtlinie. 
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für eine Vorabregulierung in Betracht kommen, hat die Europäische Kommission auf Grund-
lage der folgenden drei Kriterien vorgenommen: 

i) Es bestehen beträchtliche, anhaltende strukturell oder rechtlich bedingte Zugangs-
hindernisse. Angesichts des dynamischen Charakters und der Funktionsweise der 
Märkte für elektronische Kommunikation sind jedoch bei der Erstellung einer voraus-
schauenden Analyse zur Ermittlung der relevanten Märkte für eine etwaige Vorabre-
gulierung für Möglichkeiten zum Abbau der Hindernisse vor einem bestimmten Zeit-
horizont zu berücksichtigen. 

ii) Daher sind nur diejenigen Märkte aufzuführen, die nicht innerhalb des betreffenden 
Zeitraums zu wirksamem Wettbewerb tendieren. Bei der Zugrundelegung dieses Kri-
teriums ist der Stand des Wettbewerbs hinter den Zugangsschranken zu prüfen.  

iii) Dem betreffenden Marktversagen kann mit Hilfe des Wettbewerbsrechts allein nicht 
entgegengewirkt werden.  

Bei der regelmäßigen Überprüfung der in der jeweiligen Fassung der Märkte-Empfehlung 
identifizierten Märkte sollen diese drei Kriterien kumulativ zugrunde gelegt werden. Ein Markt 
wird also vor allem in nachfolgenden Empfehlungen nicht identifiziert, wenn eines der Krite-
rien nicht zutrifft.  

Im Einzelnen sind folgende Märkte in der ersten Märkte-Empfehlung genannt, wobei die 
Märkte 1 bis 7 Endkundenmärkte und die Märkte 8 bis 18 Vorleistungsmärkte darstellen: 

1)   Zugang von Privatkunden zum öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten. 

2)   Zugang anderer Kunden zum öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten. 

3)   Öffentliche Orts- und/oder Inlandstelefonverbindungen für Privatkunden an festen 
  Standorten. 

4)   Öffentliche Auslandstelefonverbindungen für Privatkunden an festen Standorten. 

5)   Öffentliche Orts- und/oder Inlandstelefonverbindungen für andere Kunden an festen 
  Standorten. 

6)   Öffentliche Auslandstelefonverbindungen für andere Kunden an festen Standorten. 

7)   Mindestangebot an Mietleitungen (mit bestimmten Mietleitungstypen bis  
  einschließlich 2 Mbit/s gemäß Artikel 18 und Anhang VII der Universaldienstrichtlinie). 

8)   Verbindungsaufbau im öffentlichen Telefonnetz an festen Standorten. 

9)   Anrufzustellung in einzelnen öffentlichen Telefonnetzen an festen Standorten. 

10)  Transitdienste im öffentlichen Festtelefonnetz. 

11)  Entbündelter Großkunden-Zugang (einschließlich des gemeinsamen Zugangs) zu 
  Drahtleitungen und Teilleitungen für die Erbringung von Breitband- und  
  Sprachdiensten. 

12)  Breitbandzugang für Großkunden. 

13)  Abschluss-Segmente von Mietleitungen für Großkunden. 

14)  Fernübertragungs-Segmente von Mietleitungen für Großkunden. 

15)  Zugang und Verbindungsaufbau in öffentlichen Mobiltelefonnetzen. 

16)  Anrufzustellung in einzelnen Mobiltelefonnetzen. 

17)  Nationaler Großkundenmarkt für Auslands-Roaming in öffentlichen  
  Mobiltelefonnetzen. 

18)  Rundfunk-Übertragungsdienste zur Bereitstellung von Sendeinhalten für Endnutzer. 

Abgesehen von diesen in der Empfehlung aufgeführten Märkten können von den nationalen 
Regulierungsbehörden in bestimmten Fällen zusätzliche bzw. andere Märkte nach dem 
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Wettbewerbsrecht definiert werden. Die nationalen Regulierungsbehörden können unter Ein-
haltung von Artikel 7 der Rahmenrichtlinie Märkte festlegen, die von denen der Empfehlung 
abweichen. 

Laut Artikel 15 Absatz 2 der Rahmenrichtlinie veröffentlicht die Europäische Kommission 
spätestens zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Richtlinie Leitlinien zur Marktanalyse und 
zur Bewertung beträchtlicher Marktmacht, die laut Richtlinie mit den Grundsätzen des Wett-
bewerbsrechts in Einklang stehen müssen. 

Gemäß diesen Leitlinien besteht die Aufgabe der nationalen Regulierungsbehörden in der 
Regel darin, die geographische Tragweite der relevanten Märkte zu bestimmen.153 Es wer-
den jedoch auch Anmerkungen zur Bestimmung des sachlich relevanten Marktes gemacht, 
die dann zum Tragen kommen, wenn die nationale Regulierungsbehörde eine von der Märk-
te-Empfehlung abweichende Abgrenzung des sachlich relevanten Marktes vornehmen wol-
len. Zur Definition des sachlich relevanten Marktes sollen ggf. neben der Untersuchung der 
hinreichenden Austauschbarkeit anhand objektiver Merkmale, der Preise und des Verwen-
dungszwecks, die Voraussetzungen der Austauschbarkeit auf der Nachfragerseite und die 
Angebotsumstellungsflexibilität untersucht werden.154 Als eine Methode zur Feststellung des 
Bestehens von Austauschbarkeit auf der Nachfragerseite oder von Angebotsumstellungsfle-
xibilität wird der hypothetische Monopolistentest155 vorgeschlagen. Allerdings obliegt dessen 
Anwendung der Entscheidung der nationalen Regulierungsbehörde.156 Die Abgrenzung des 
räumlich relevanten Marktes erfolgt in derselben Weise wie die Würdigung des sachlich rele-
vanten Marktes.157 

Gemäß Artikel 15 Absatz 3 der Rahmenrichtlinie legen die nationalen Regulierungsbehörden 
unter weitestgehender Berücksichtigung der Märkte-Empfehlung und der Leitlinien die rele-
vanten Märkte entsprechend den nationalen Gegebenheiten – insbesondere der innerhalb 
ihres Hoheitsgebiets relevanten geographischen Märkte – im Einklang mit den Grundsätzen 
des Wettbewerbsrechts fest. Bevor Märkte definiert werden, die von denen in der Empfeh-
lung abweichen, wenden die nationalen Regulierungsbehörden laut dieser Vorschrift die in 
den Artikeln 6 und 7 der Rahmenrichtlinie genannten Verfahren an (siehe dazu unter VI.). 

Nach Artikel 15 Absatz 4 der Rahmenrichtlinie kann die Europäische Kommission nach An-
hörung der nationalen Regulierungsbehörden nach dem in Artikel 22 Absatz 3 der Rahmen-
richtlinie genannten Verfahren158 eine Entscheidung zur Festlegung länderübergreifender 
Märkte erlassen. 

Den Begriff der so genannten länderübergreifenden Märkte definiert Artikel 2 lit. b) der Rah-
menrichtlinie. Es handelt sich dabei um die in Übereinstimmung mit Artikel 14 der Rahmen-
richtlinie festgestellten Märkte, die die Gemeinschaft oder einen wesentlichen Teil davon 
umfassen. Zu beachten ist, dass zumindest nach der europäischen Rechtsprechung zu Arti-
kel 81 und 82 des EG-Vertrages ein wesentlicher Teil des gemeinsamen Marktes durchaus 
ein Gebiet sein kann, welches lediglich einen Teil eines Mitgliedstaates umfasst.159 Danach 
könnte also durchaus ein Teil des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland einen wesentli-
chen Teil der Gemeinschaft darstellen. Ob der Begriff des wesentlichen Teils der Gemein-
schaft nach der Definition des Artikel 2 lit. b) der Rahmenrichtlinie entsprechend der Recht-

                                                 
153 Vgl. Leitlinien, Rn.36. 
154 Vgl. Leitlinien, Rn. 48. 
155 Vgl. Leitlinien, Rn. 40 ff. 
156 Vgl. Leitlinien, Rn. 43. 
157 Vgl. Leitlinien, Rn. 57. 
158 Ausschussverfahren. 
159 Siehe zum Beispiel für Rheinland-Pfalz als wesentlicher Teil der Gemeinschaft die Schlussanträge 
des Generalanwalts Francis Jacobs vom 17. Mai 2001 in der Rechtssache C-474/99, Ambulanz 
Glöckner ./. Landkreis Südwestpfalz, Rn. 124 ff. m. w. N. (in seinem Urteil vom 25. Oktober 2001 
nimmt der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften unter Rn. 38 im Wesentlichen nur Bezug 
auf die oben genannten Ausführungen des Generalanwalts); vgl. dazu auch zusammenfassend Jung 
in: Grabitz/Hilf, Das Recht der Europäischen Union, Art. 82 EGV Rn. 52 m. w. N. 
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sprechung zum europäischen Wettbewerbsrecht auszulegen ist, erscheint fraglich. Dagegen 
spricht nämlich der Begriff der so genannten länderübergreifenden Märkte, der die Notwen-
digkeit des Vorliegens eines grenzüberschreitenden Moments suggeriert. 

 

III. Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht (Artikel 14 der Rahmenrichtlinie) 
und Anwendung der Leitlinien 

Absatz 1 von Artikel 14 der Rahmenrichtlinie bestimmt, dass Artikel 14 Absätze 2 und 3 der 
Rahmenrichtlinie gelten, wenn die nationalen Regulierungsbehörden aufgrund der Einzel-
richtlinien nach dem oben dargestellten, in Artikel 16 der Rahmenrichtlinie genannten Verfah-
ren festzustellen haben, ob Betreiber über beträchtliche Marktmacht verfügen. 

Nach Artikel 14 Absatz 2, 1. Unterabsatz der Rahmenrichtlinie gilt ein Unternehmen dann als 
ein Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht, wenn es entweder allein oder gemeinsam 
mit anderen eine der Beherrschung gleichkommende Stellung einnimmt, d. h. eine wirt-
schaftlich starke Stellung, die es ihm gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig 
von Wettbewerbern, Kunden und letztlich Verbrauchern zu verhalten. 

Der Hintergrund dieser Vorschrift wird in Erwägungsgrund 25 der Rahmenrichtlinie erläutert. 
Die in der Richtlinie benutzte Definition beruht danach auf dem Konzept der marktbeherr-
schenden Stellung nach der einschlägigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs 
und des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften. So enthält auch Erwä-
gungsgrund 28 der Rahmenrichtlinie die Erklärung, dass die nationalen Regulierungsbehör-
den bei der Beurteilung der Frage, ob ein Unternehmen in einem speziellen Markt über be-
trächtliche Marktmacht verfügt, im Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht vorgehen sollen. 

Weitere Hinweise zum Verständnis von Sinn und Zweck der Regelung werden in Erwä-
gungsgrund 27 der Rahmenrichtlinie gegeben. Danach sollen nämlich Vorabverpflichtungen 
nur auferlegt werden, wenn kein wirksamer Wettbewerb besteht, das heißt auf Märkten, auf 
denen es ein oder mehrere Unternehmen mit erheblicher Marktmacht gibt, und die Instru-
mente des nationalen und gemeinschaftlichen Wettbewerbsrechts nicht ausreichen, um das 
Problem zu lösen. Die nationalen Regulierungsbehörden sollten untersuchen, ob auf dem 
Markt für bestimmte Produkte oder Dienste in einem bestimmten geographischen Gebiet ein 
wirksamer Wettbewerb herrscht, wobei sich dieses Gebiet auf die Gesamtheit oder einen 
Teil des Hoheitsgebiets des betreffenden Mitgliedstaats oder auf als Ganzes betrachtete 
benachbarte Gebiete von Mitgliedstaaten erstrecken könnte. Die Untersuchung der tatsächli-
chen Wettbewerbssituation sollte auch eine Klärung der Frage umfassen, ob der Markt po-
tenziell wettbewerbsorientiert ist, und ob das Fehlen eines wirksamen Wettbewerbs ein dau-
erhaftes Phänomen ist. In den Leitlinien ist auch die Frage neu entstehender Märkte zu be-
handeln, auf denen der Marktführer über einen beträchtlichen Marktanteil verfügen dürfte, 
ohne dass ihm allerdings unangemessene Verpflichtungen auferlegt werden sollten. 

Artikel 14 Absatz 2, 2. Unterabsatz, und Absatz 3 der Rahmenrichtlinie spezifizieren zwei 
besondere Fälle der beträchtlichen Marktmacht, nämlich den der gemeinsamen Marktbe-
herrschung mehrerer Unternehmen und den der Behandlung benachbarter Märkte. 

So bestimmt der 2. Unterabsatz von Artikel 14 Absatz 2, dass bei der Beurteilung der Frage, 
ob zwei oder mehr Unternehmen auf einem Markt gemeinsam eine beherrschende Stellung 
einnehmen, die nationalen Regulierungsbehörden insbesondere im Einklang mit dem Ge-
meinschaftsrecht handeln und dabei weitestgehend die von der Europäischen Kommission 
nach Artikel 15 der Rahmenrichtlinie veröffentlichten „Leitlinien zur Marktanalyse und zur 
Bewertung beträchtlicher Marktmacht“ berücksichtigen. Ferner besagt Artikel 14 Absatz 2, 2. 
Unterabsatz der Rahmenrichtlinie, dass die bei dieser Beurteilung heranzuziehenden Krite-
rien in Anhang II der Rahmenrichtlinie aufgeführt sind. Anhang II der Rahmenrichtlinie enthält 
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vor allem eine nicht abschließende, beispielhafte Aufzählung zahlreicher Kriterien160, die  
– unbeschadet der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes im Bereich der gemein-
samen Marktbeherrschung – Argumente darstellen, auf die sich Feststellungen hinsichtlich 
des Vorliegens einer gemeinsamen Marktbeherrschung stützen könnten. 

Hierzu werden in Erwägungsgrund 26 der Rahmenrichtlinie weitere Hinweise gegeben. Da-
nach kann nämlich bei zwei oder mehr Unternehmen davon ausgegangen werden, dass sie 
gemeinsam eine marktbeherrschende Stellung nicht nur dann einnehmen, wenn strukturelle 
oder sonstige Beziehungen zwischen ihnen bestehen, sondern auch, wenn die Struktur des 
betreffenden Marktes als förderlich für koordinierte Effekte angesehen wird, das heißt, wenn 
hierdurch ein paralleles oder angeglichenes wettbewerbswidriges Verhalten auf dem Markt 
gefördert wird.  

Sowohl die in Anhang II der Rahmenrichtlinie enthaltene Aufzählung als auch der Hinweis in 
Erwägungsgrund 26 der Richtlinie beinhalten erkennbar eine komprimierte Darstellung euro-
päischer Entscheidungspraxis und Rechtsprechung.161 

Sodann bestimmt Artikel 14 Absatz 3 der Rahmenrichtlinie, dass davon ausgegangen wer-
den kann, dass ein Unternehmen auch auf einem benachbarten Markt beträchtliche Markt-
macht besitzt, wenn es auf einem bestimmten Markt über beträchtliche Marktmacht verfügt, 
und wenn die Verbindungen zwischen beiden Märkten es gestatten, diese von dem einen auf 
den anderen Markt zu übertragen und damit die gesamte Marktmacht des Unternehmens zu 
verstärken. 

Der Begriff der beträchtlichen Marktmacht im Sinne von Artikel 14 der Rahmenrichtlinie ent-
spricht dem Begriff der marktbeherrschenden Stellung nach Artikel 82 EG-Vertrag gleichzu-
setzen. Nach der ständigen europäischen Rechtsprechung zu Artikel 82 des EG-Vertrages 
ist nämlich „eine beherrschende Stellung die wirtschaftliche Stellung eines Unternehmens, 
die es in die Lage versetzt, die Aufrechterhaltung eines wirksamen Wettbewerbs auf dem 
relevanten Markt zu verhindern, indem sie ihm die Möglichkeit verschafft, sich seinen Kon-
kurrenten, seinen Kunden und letztlich den Verbrauchern gegenüber in nennenswertem Um-
fang unabhängig zu verhalten.“162 An diese Rechtsprechung lehnt sich die Rahmenrichtlinie 
mit der Bezugnahme auf die Grundsätze des Wettbewerbsrecht an. Auch gibt Artikel 14 Ab-
satz 2, 1. Unterabsatz der Rahmenrichtlinie deutlich erkennbar diese ständige Rechtspre-
chung zu Artikel 82 des EG-Vertrages wieder.163  

                                                 
160 Anhang II der Rahmenrichtlinie nennt folgende Kriterien: Marktkonzentration, Transparenz, gesät-
tigter Markt, stagnierendes oder begrenztes Wachstum auf der Nachfrageseite, geringe Nachfrage-
elastizität, gleichartiges Erzeugnis, ähnliche Kostenstrukturen, ähnliche Marktanteile, Fehlen techni-
scher Innovation, ausgereifte Technologie, keine Überkapazität, hohe Marktzutrittshemmnisse, Fehlen 
eines Gegengewichts auf der Nachfrageseite, Fehlen eines potenziellen Wettbewerbs, verschiedene 
Arten informeller oder sonstiger Verbindungen zwischen den betreffenden Unternehmen, Mechanis-
men für Gegenmaßnahmen, fehlender Preiswettbewerb oder begrenzter Spielraum für Preiswettbe-
werb. 
161 Als wichtig hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang insbesondere das Urteil des EuG 1. 
Instanz vom 25. März 1999 in der Rechtssache T-102/96, Gencor ./. Kommission, Rn. 273 m. w. N., 
und das Urteil des EuGH vom 16. März 2000 in der Rechtssache C-395/96 P, Compagnie Maritime 
Belge ./. Kommission, Rn. 36, Rn. 45. 
162 Siehe dazu zuletzt das Urteil des EuGI vom 23. Oktober 2003 in der Rechtssache T-65/98, Van 
den Bergh Foods ./. Kommission, Rn.154 m. w. N; siehe beispielsweise auch das Urteil des EuGI vom 
22. November 2001 in der Rechtssache T-139/98, Amministrazione Autonoma dei Monopoli di Stato 
(AAMS) ./. Kommission, Rn. 51 m. w. N.; das Urteil des EuGI vom 12. Dezember 2000 in der Rechts-
sache T-128/98, Aéroports de Paris ./. Kommission, Rn. 147 ff. m. w. N., und das Urteil des EuGI vom 
25. März 1999 in der Rechtssache T-102/96, Gencor ./. Kommission, Rn. 200 m. w. N. 
163 Es erscheint zudem naheliegend, Erwägungsgrund 27 der Rahmenrichtlinie derart zu verstehen, 
dass wirksamer Wettbewerb nicht vorliegt, wenn es ein oder mehrere Unternehmen mit beträchtlicher 
Marktmacht gibt (So auch die Eckpunkte des BMWi für eine Stellungnahme der Bundesregierung zum 
Tätigkeitsbericht der Reg TP 2000/2001 und zum Sondergutachten der Monopolkommission „Wettbe-
werbsentwicklung bei Telekommunikation und Post 2001: Unsicherheit und Stillstand“, S. 5.). Dies 
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Hinsichtlich der Anwendung der Definition der beträchtlichen Marktmacht (d. h. marktbeherr-
schenden Stellung im Sinne von Artikel 82 EG-Vertrag) sollen die nationale Regulierungsbe-
hörde gewährleisten, dass ihre Entscheidungen mit der Fallpraxis der Europäischen Kom-
mission und der einschlägigen Rechtsprechung des EuGH übereinstimmen. Hierbei beruht 
die Würdigung einer beherrschenden Stellung auf einer vorausschauenden Marktanalyse, 
die sich auf die bestehenden Verhältnisse stützt.164 Auch dies wird durch die bereits unter II. 
erörterten Leitlinien erleichtert. In den Leitlinien finden sich Ausführungen zu Kriterien zur 
Ermittlung beträchtlicher Marktmacht165, zur Übertragung der Marktmacht auf Nachbarmärkte 
und zur Frage der gemeinsamen beherrschenden Stellung von Unternehmen.  

Schließlich finden sich dort noch Ausführungen zur Auferlegung von Verpflichtungen, zu Un-
tersuchungsbefugnissen und Zusammenarbeit mit anderen Behörden und zu verfahrens-
rechtlichen Vorschriften. 

 

IV. Die §§ 9, 10 und 11 des TKG 
Die soeben dargestellten Vorschriften der Rahmenrichtlinie sind insbesondere durch §§ 9 bis 
11 des TKG in deutsches Recht umgesetzt worden. 

§ 9 TKG stellt – wie auch der Überschrift zu entnehmen ist – die Grundsatznorm dar, deren 
Zweck es ist, den grundlegenden Mechanismus des Zusammenspiels der verschiedenen 
Schritte des in Teil 2 Abschnitt 1 des TKG geregelten Verfahrens zu verdeutlichen.166  

Nach dem im vorliegenden Zusammenhang besonders bedeutsamen Absatz 1 von § 9 un-
terliegen der Marktregulierung nach den Vorschriften des mit der Überschrift „Marktregulie-
rung“ versehenen Teils 2 des TKG Märkte, auf denen die Voraussetzungen des § 10 vorlie-
gen und für die eine Marktanalyse nach § 11 ergeben hat, dass kein wirksamer Wettbewerb 
vorliegt. 

Das Marktdefinitionsverfahren wird sodann durch § 10 TKG umfassend geregelt. Nach des-
sen Absatz 1 legt die Reg TP erstmals unverzüglich, also ohne schuldhaftes Zögern im Sin-
ne des § 121 Absatz 1 BGB, nach Inkrafttreten des Gesetzes die sachlich und räumlich rele-
vanten Telekommunikationsmärkte fest, die für eine Regulierung nach den Vorschriften des 
2. Teils des TKG in Betracht kommen. Absatz 1 von § 10 TKG regelt damit zwei Prüfungs-
schritte, nämlich zum einen die eigentliche Abgrenzung der sachlich und räumlich relevanten 
Märkte und zum anderen das Erfordernis der Regulierungsbedürftigkeit der jeweils derart 
abgegrenzten Märkte. 

§ 10 Absatz 2 Satz 1 TKG bestimmt sodann, unter welchen Voraussetzungen ein Markt als 
regulierungsbedürftig anzusehen ist. Für eine Regulierung kommen danach Märkte in Be-
tracht, „die durch beträchtliche und anhaltende strukturell oder rechtlich bedingte Marktzu-
trittschranken gekennzeichnet sind, längerfristig nicht zu wirksamem Wettbewerb tendieren 
und auf denen die Anwendung des allgemeinen Wettbewerbsrechts nicht ausreicht, um dem 
betreffenden Marktversagen entgegenzuwirken.“ Es handelt sich hierbei um die drei in der 
Märkte-Empfehlung der Europäischen Kommission enthaltenen und unter II. dargestellten 
Kriterien der Regulierungsbedürftigkeit. Die Gesetzesbegründung weist insoweit darauf hin, 
dass bisher der gesamte Telekommunikationsmarkt gesetzlich als sektorspezifisch zu regu-
lierender Markt vorgegeben war. Das Europäische Recht ermöglicht es nunmehr erstmals, 
so ebenfalls die Gesetzesbegründung, bestimmte Märkte aus der sektorspezifischen Regu-
lierung zu entlassen. 

                                                                                                                                                      
bedeutet, dass der Begriff des wirksamen Wettbewerbs kein eigenständiges Tatbestandsmerkmal ist, 
sondern das Vorliegen von Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht lediglich mit anderen Worten 
umschreibt. 
164 Vgl. Leitlinien, Rn. 75. 
165 Vgl. Leitlinien, Rn. 72 ff. 
166  Siehe dazu die Gesetzesbegründung zu § 9. 
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§ 10 Absatz 2 Satz 2 des TKG legt sodann fest: „Diese Märkte werden von der Regulie-
rungsbehörde im Rahmen des ihr zustehenden Beurteilungsspielraums bestimmt“. Wie der 
Gesetzesbegründung zu entnehmen ist, ergibt sich die mit dem Beurteilungsspielraum ein-
hergehende eingeschränkte Überprüfbarkeit der Entscheidung aus dem Prognosecharakter 
der Entscheidung, die wegen ihres wertenden Inhalts fachlich von den Gerichten im Einzel-
nen nicht nachvollzogen werden kann. Daraus ergibt sich die Sachgerechtigkeit nur eine (auf 
Beurteilungsfehler) beschränkte gerichtliche Überprüfbarkeit vorzusehen, wie dies auch für 
andere wertende Entscheidungen im Bereich des Umwelt- und Wirtschaftsverwaltungsrechts 
anerkannt ist. Die „Bestimmung“ der Märkte beinhaltet dabei nicht nur die Festlegung der 
Regulierungsbedürftigkeit, sondern auch eine Marktabgrenzung nach wettbewerbsrechtli-
chen Kriterien. 

Nach § 10 Absatz 2 Satz 3 des TKG berücksichtigt die Reg TP „dabei weitestgehend die 
Empfehlung in Bezug auf relevante Produkt- und Dienstmärkte, die die Kommission nach 
Art. 15 Abs. 1 der Richtlinie 2002/21/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. März 2002 über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für elektronische Kommunikations-
netze und –dienste (Rahmenrichtlinie) (Abl. EG Nr. L 108 S. 33) veröffentlicht in ihrer jeweils 
geltenden Fassung“. Das Erfordernis der weitestgehenden Berücksichtigung dieser unter II. 
erläuterten Empfehlung ergibt sich, wie ebenfalls unter II. dargelegt, bereits aus dem Europä-
ischen Recht. Wie dies in der konkreten Fallbearbeitung zu erfolgen hat, wird im Rahmen der 
eigentlichen Marktabgrenzung unter E. erläutert. 

§ 11 des TKG betrifft die „Marktanalyse“. Nach dessen Absatz 1 Satz 1 prüft die Regulie-
rungsbehörde im Rahmen der Festlegung der nach § 10 für eine Regulierung nach dem 2. 
Teil in Betracht kommenden Märkte, ob auf dem untersuchten Markt wirksamer Wettbewerb 
besteht. Wie sich aus § 11 Absatz 1 Satz 2 ergibt, besteht wirksamer Wettbewerb nicht, 
wenn ein oder mehrere Unternehmen auf diesem Markt über beträchtliche Marktmacht ver-
fügen. Das Fehlen wirksamen Wettbewerbs und das Vorliegen beträchtlicher Marktmacht 
sind also synonym. Wann ein Unternehmen als ein solches mit beträchtlicher Marktmacht gilt 
bestimmt sodann Satz 3 des § 11 Absatz 1: Es muss entweder allein oder gemeinsam mit 
anderen eine der Beherrschung gleichkommende Stellung einnehmen, das heißt eine wirt-
schaftlich starke Stellung, die es ihm gestattet, sich in beträchtlichem Umfang unabhängig 
von Wettbewerbern und Endnutzern zu verhalten. Beträchtliche Marktmacht entspricht also, 
wie unter III. bereits erläutert und in der Gesetzesbegründung zu § 11 dargelegt, dem Begriff 
der marktbeherrschenden Stellung im Sinne von Artikel 82 EG-Vertrag. In Umsetzung des 
unter III. dargestellten Artikels 14 Absatz 2 der Rahmenrichtlinie bestimmt § 11 Absatz 1 
Satz 4 des TKG, dass die Reg TP bei dieser Prüfung weitestgehend die von der Europäi-
schen Kommission aufgestellten Kriterien, niedergelegt in den Leitlinien der Europäischen 
Kommission zur Marktanalyse und Ermittlung beträchtlicher Marktmacht nach Artikel 15 Ab-
satz 2 der Rahmenrichtlinie in der jeweils geltenden Fassung, berücksichtigt. Sodann regelt 
§ 11 Absatz 1 Satz 5 des TKG den unter III. bereits dargelegten, in Artikel 14 Absatz 3 der 
Rahmenrichtlinie geregelten Spezialfall der Marktmachtübertragung auf Nachbarmärkte. Da-
nach kann ein Unternehmen, welches auf einem relevanten Markt über beträchtliche Markt-
macht verfügt, auch auf einem benachbarten, nach § 10 Absatz 2 des TKG bestimmten rele-
vanten Markt als Unternehmen mit beträchtlicher Marktmacht angesehen werden, wenn die 
Verbindungen zwischen beiden Märkten es gestatten, diese von dem einen auf den anderen 
Markt zu übertragen und damit die gesamte Marktmacht des Unternehmens zu verstärken. 
Den bereits unter II. angesprochenen Sonderfall der Untersuchung länderübergreifender 
Märkte regelt § 11 Absatz 2 des TKG. In Umsetzung von Artikel 16 Absatz 5 der Rahmen-
richtlinie bestimmt diese Vorschrift nämlich, dass die Reg TP die Frage, ob beträchtliche 
Marktmacht im Sinne von § 11 Absatz 1 des TKG vorliegt, im Falle länderübergreifender 
Märkte im Geltungsbereich der Rahmenrichtlinie gemeinsam mit den Regulierungsbehörden 
der Mitgliedstaaten untersucht, welche diese Märkte umfassen. 
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V. Verfahrensrecht 
Nicht nur in Hinblick auf das soeben dargestellte materielle Recht, sondern auch in verfah-
rensrechtlicher Hinsicht enthält die Rahmenrichtlinie Vorgaben, welche durch den TKG um-
gesetzt werden. 

Zwar nicht zwingend durch das europäische Recht vorgeschrieben, jedoch unverändert von 
§ 82 TKG-alt übernommen hat der TKG das Erfordernis der engen Zusammenarbeit der Reg 
TP mit dem Bundeskartellamt. So bestimmt § 123 Absatz 1 Satz 1 TKG, dass die Reg TP u. 
a. in den Fällen der §§ 10 (Marktdefinition) und 11 (Marktanalyse) im Einvernehmen mit dem 
Bundeskartellamt entscheidet. Die Reg TP gibt nach § 123 Absatz 1 Satz 2 TKG dem BKar-
tA rechtzeitig vor Abschluss des Verfahrens Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Gesetzes-
begründung bringt dabei zum Ausdruck, dass das Bundeskartellamt in einem frühen Verfah-
rensstadium zu beteiligen ist. 

Europarechtlich sind in prozeduraler Hinsicht insbesondere die Artikel 5 bis 7 Rahmenrichtli-
nie mitsamt der hierzu ergangenen „Empfehlung der Kommission zu den Notifizierungen, 
Fristen und Anhörungen gemäß Artikel 7 der Rahmenrichtlinie“ (Empfehlung 2003/561/EG, 
veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 190 vom 30. Juli 2003, S. 
13) von Interesse. Die genannten Vorschriften sehen ein komplexes Verfahren vor, welches 
von der Datenerhebung und Entwurferarbeitung über ein Anhörungsverfahren für die Öffent-
lichkeit bis zu einem fristgebundenen Abstimmungsverfahren mit der Europäischen Kommis-
sion und den nationalen Regulierungsbehörden reicht, wobei der Europäischen Kommission 
in Einzelfällen (siehe Artikel 7 Absatz 4 Rahmenrichtlinie) sogar Vetorechte zustehen. 

Artikel 6 der Rahmenrichtlinie enthält – nach deutlichen Änderungen im Rechtssetzungsver-
fahren – nur noch folgende, für Fragen der Marktabgrenzung und Marktbeherrschung rele-
vante Regelung: Abgesehen von den Fällen nach Artikel 7 Absatz 6, Artikel 20 oder Artikel 
21 der Rahmenrichtlinie sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass die nationalen Regulierungs-
behörden interessierten Parteien innerhalb einer angemessenen Frist Gelegenheit zur Stel-
lungnahme zum Entwurf von Maßnahmen geben, die sie gemäß dieser Richtlinie oder den 
Einzelrichtlinien zu treffen gedenken und die beträchtliche Auswirkungen auf den betreffen-
den Markt haben werden. 

Entscheidende Bedeutung hat demgegenüber Artikel 7 der Rahmenrichtlinie. Nach dessen 
Absatz 2 tragen die nationalen Regulierungsbehörden zur Entwicklung des Binnenmarktes 
bei, indem sie miteinander und mit der Europäischen Kommission auf transparente Weise 
kooperieren, um in allen Mitgliedstaaten eine kohärente Anwendung der Bestimmungen die-
ser Richtlinie und der Einzelrichtlinien zu gewährleisten. Zu diesem Zwecke versuchen sie 
nach derselben Vorschrift insbesondere Einvernehmen über die geeignetsten Mittel und We-
ge zur Bewältigung besonderer Situationen auf dem Markt zu erreichen. 

Artikel 7 Absatz 3 der Rahmenrichtlinie enthält folgende Regelung, die zukünftig für die Beur-
teilung von Fragen der Marktabgrenzung und des Vorliegens einer marktbeherrschenden 
Stellung von entscheidender Bedeutung sein wird: 

Danach stellt eine nationale Regulierungsbehörde gleichzeitig der Europäischen Kommission 
und den nationalen Regulierungsbehörden der anderen Mitgliedstaaten den Entwurf der 
Maßnahmen zusammen mit einer Begründung gemäß Artikel 5 Absatz 3 der Rahmenrichtli-
nie zur Verfügung und unterrichtet die Europäische Kommission und die übrigen nationalen 
Regulierungsbehörden hiervon, wenn sie beabsichtigt, Maßnahmen zu ergreifen, die folgen-
de Voraussetzungen erfüllen: 

Die Maßnahme muss in den Anwendungsbereich der Artikel 15 oder Artikel 16 der Rahmen-
richtlinie, Artikel 5 oder 8 der Zugangsrichtlinie oder Artikel 16 der Universaldienstrichtlinie 
fallen. Die Artikel der Einzelrichtlinien, auf die an dieser Stelle verwiesen wird, haben folgen-
de Anwendungsbereiche: 

Artikel 5 und 8 der Zugangsrichtlinie befassen sich mit Zugang und Zusammenschaltung. 

Artikel 16 der Universaldienstrichtlinie befasst sich 
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• mit Endkundentarifen für die Bereitstellung des Zugangs zum öffentlichen Telefonnetz 
und dessen Nutzung nach Artikel 17 der Richtlinie 98/10/EG,167 

• mit der Betreiberauswahl und Betreibervorauswahl nach der Richtlinie 97/33/EG168 sowie 

• mit Mietleitungen nach verschiedenen Vorschriften der Richtlinie 92/44/EWG. 

Außerdem muss die Maßnahme Auswirkungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
haben werden. Die Begründung der Rahmenrichtlinie befasst sich ihrem Wortlaut nach nicht 
mit Maßnahmen, die Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten haben 
werden, sondern mit solchen, die „den Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigen 
können“. Dies entspricht aber in der Tat der teleologischen Auslegung des entsprechenden 
Tatbestandsmerkmals von Artikel 81 und Artikel 82 des EG-Vertrages durch die ständige 
Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften.169 Was unter derarti-
gen Maßnahmen zu verstehen ist, wird damit in Erwägungsgrund 38 der Rahmenrichtlinie 
durchaus näher spezifiziert: Es muss sich um Maßnahmen handeln, die „unmittelbar oder 
mittelbar, tatsächlich oder potenziell einen derartigen Einfluss auf das Handelsmuster zwi-
schen Mitgliedstaaten haben können, dass ein Hemmnis für den europäischen Binnenmarkt 
geschaffen wird.“ Dafür werden in Erwägungsgrund 38 der Rahmenrichtlinie auch beispiel-
haft Maßnahmen genannt, die erhebliche Auswirkungen auf Betreiber oder Nutzer in ande-
ren Mitgliedstaaten haben, nämlich „Maßnahmen, die die Preise für die Nutzer in anderen 
Mitgliedstaaten beeinflussen“, „Maßnahmen, die die Möglichkeiten eines in einem anderen 
Mitgliedstaat niedergelassenen Unternehmens beeinträchtigen, einen elektronischen Kom-
munikationsdienst anzubieten“ (insbesondere Maßnahmen, die die Möglichkeit beeinträchti-
gen, Dienste auf transnationaler Basis anzubieten) und „Maßnahmen, die die Marktstruktur 
oder den Marktzugang berühren und für Unternehmen in anderen Mitgliedstaaten zu nachtei-
ligen Auswirkungen führen“. 

Ebenfalls nach Artikel 7 Absatz 3 können die nationalen Regulierungsbehörden und die Eu-
ropäische Kommission nur innerhalb eines Monats oder – falls dies länger ist als ein Monat – 
innerhalb des in Artikel 6 der Rahmenrichtlinie genannten Zeitraums, das heißt innerhalb 
einer angemessenen Frist, Stellungnahmen an die betreffende nationale Regulierungsbe-
hörde richten. 

Um weitere zwei Monate hinausgeschoben wird der Beschluss über den in Frage stehenden 
Maßnahmeentwurf nach Artikel 7 Absatz 4 der Rahmenrichtlinie, wenn folgende Vorausset-
zungen kumulativ erfüllt sind: 

• Die geplante Maßnahme nach Artikel 7 Absatz 3 richtet sich auf 

o die Festlegung des relevanten Marktes, der sich von demjenigen unterscheidet, 
welcher in der Märkte-Empfehlung (Artikel 15 Absatz 1 der Rahmenrichtlinie) defi-
niert ist, oder 

o die Festlegung, inwieweit ein Unternehmen allein bzw. zusammen mit anderen be-
trächtliche Marktmacht im Sinne von Artikel 16 der Rahmenrichtlinie hat. 

• Dies hätte Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten. 

                                                 
167 Richtlinie 98/10/EG des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 26. Februar 1998 über die 
Anwendung des offenen Netzzugangs (ONP) beim Sprachtelefondienst und den Universaldienst im 
Telekommunikationsbereich in einem wettbewerbsorientierten Umfeld, veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. L 101 vom 01. April 1998, S. 24. 
168 Richtlinie 97/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Juni 1997 über die Zu-
sammenschaltung in der Telekommunikation im Hinblick auf die Sicherstellung eines Universaldiens-
tes und der Interoperabilität durch Anwendung der Grundsätze für einen offenen Netzzugang (ONP), 
veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 199 vom 26. Juli 1997, S. 32; ge-
ändert durch die Richtlinie 98/61/EG, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 268 vom 03. Oktober 1998, S. 37. 
169 Siehe dazu beispielsweise ausführlich das Urteil des EuGH vom 25. Oktober 2001 in der Rechts-
sache C-474/99, Ambulanz Glöckner ./. Kommission, Rn. 44 ff., insbesondere Rn. 47 und 48, m. w. N. 
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• Außerdem hat die Europäische Kommission 

• gegenüber der nationalen Regulierungsbehörde erklärt, dass ihrer Ansicht nach der 
Maßnahmeentwurf ein Hemmnis für den gemeinschaftlichen Binnenmarkt bewirken wür-
de, oder 

• ernsthafte Zweifel an der Vereinbarkeit des Maßnahmeentwurfs mit dem Gemeinschafts-
recht (insbesondere den in Artikel 8 der Rahmenrichtlinie genannten Zielen)170. 

Artikel 7 Absatz 4 bestimmt weiter, dass die Europäische Kommission innerhalb dieser nicht 
verlängerbaren Frist in Einklang mit dem in Artikel 22 Absatz 2 der Rahmenrichtlinie festge-
legten Verfahren171 beschließen kann, die betreffende nationale Regulierungsbehörde aufzu-
fordern, den Entwurf zurückzuziehen. An diesen Kommissionsbeschluss werden explizit be-
stimmte formelle Anforderungen gestellt: Es muss nämlich objektiv und detailliert analysiert 
sein, weshalb nach Meinung der Europäischen Kommission der Maßnahmeentwurf nicht 
angenommen werden sollte. Außerdem muss die Europäische Kommission spezifische Vor-
schläge zur Änderung des Maßnahmeentwurfs vorlegen. 

Artikel 7 Absatz 5 der Rahmenrichtlinie regelt die erforderliche Reaktion der betreffenden 
nationalen Regulierungsbehörde auf Stellungnahmen der Europäischen Kommission und der 
nationalen Regulierungsbehörden. Sie trägt diesen nämlich weitestgehend Rechnung. Zu-
dem kann sie – außer in den in Absatz 4 genannten Fällen – den überarbeiteten Maßnahme-
entwurf annehmen und ihn der Europäischen Kommission übermitteln. 

Artikel 7 Absatz 6 der Rahmenrichtlinie eröffnet die Möglichkeit der Vornahme einstweiliger 
Maßnahmen ohne Einhaltung des so genannten Konsultationsverfahrens. Für die spätere, 
dauerhafte Maßnahme ist jedoch das Verfahren von Absatz 3 und 4 des Artikel 7 der Rah-
menrichtlinie danach nachzuholen. 

Laut Erwägungsgrund 15 der Rahmenrichtlinie bleiben das Notifizierungsverfahren gemäß 
der Richtlinie 98/34/EG sowie die Rechte, die die Europäische Kommission aufgrund des 
EG-Vertrages in Bezug auf Verstöße gegen das Gemeinschaftsrecht besitzt, von dem neuen 
Konsultationsverfahren unberührt. 

Diese europarechtlichen Vorgaben für die prozeduralen Aspekte des Verfahrens der Markt-
regulierung werden in mehreren Paragraphen von Teil 2 Abschnitt 1 des TKG geregelt. 

Zunächst wird in einzelnen Normen die Anwendbarkeit der Verfahrensvorschrift des § 12 
TKG vorgeschrieben. Dies bestimmt zum einen § 10 Absatz 3 des TKG für die Ergebnisse 
der Marktdefinition im Sinne von § 10 TKG, und zwar in Fällen, in denen die Marktdefinition 

                                                 
170 Interessanterweise enthalten die dort aufgeführten Ziele keine üblicherweise für Fragen der Markt-
abgrenzung und Marktbeherrschung unmittelbar relevante Kriterien. Von Bedeutung erscheinen aber 
dennoch im hier untersuchten Kontext insbesondere folgende Ausschnitte von Absatz 2 des Artikel 8: 
„Die nationalen Regulierungsbehörden fördern den Wettbewerb bei der Bereitstellung elektronischer 
Kommunikationsnetze und –dienste sowie zugehöriger Einrichtungen und Dienste, indem sie unter 
anderem 

a) sicherstellen, dass die Nutzer, einschließlich behinderter Nutzer, größtmögliche Vorteile in 
Bezug auf Auswahl, Preis und Qualität genießen; 

b) (...); 
c) effiziente Infrastrukturinvestitionen fördern und die Innovation unterstützen;“ 
 (...). 

Von Bedeutung ist insofern auch Artikel 8 Absatz 3 lit. d), der besagt, dass die nationalen Regulie-
rungsbehörden zur Entwicklung des Binnenmarktes beitragen, indem sie unter anderem „untereinan-
der und mit der Kommission in transparenter Weise zusammenarbeiten, um die Entwicklung einer 
einheitlichen Regulierungspraxis und die einheitliche Anwendung dieser Richtlinie und der Einzelricht-
linien sicherzustellen.“ 
171 Artikel 22 der so genannten Rahmenrichtlinie befasst sich mit dem so genannten „Kommunikati-
onsausschuss“. 
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Auswirkungen auf den Handel zwischen den Mitgliedstaaten hat. Auch § 11 Absatz 3 des 
TKG sieht die Anwendbarkeit von § 12 TKG vor, und zwar bezogen auf die Ergebnisse der 
Marktanalyse nach § 11 Absatz 1 und Absatz 2 einschließlich der Feststellung, welche Un-
ternehmen über beträchtliche Marktmacht verfügen, sofern sie Auswirkungen auf den Handel 
zwischen den Mitgliedstaaten haben. 

Die in prozeduraler Hinsicht entscheidende, insbesondere die Artikel 6 und 7 der Rahmen-
richtlinie umsetzende Norm des § 12 TKG trägt die Überschrift „Konsultations- und Konsoli-
dierungsverfahren“. Nach § 12 Absatz 1 Satz 1 gibt die Reg TP zunächst den interessierten 
Parteien Gelegenheit, innerhalb einer festgesetzten Frist zu dem Entwurf der Ergebnisse 
nach den §§ 10 (Marktdefinition) und 11 (Marktanalyse) Stellung zu nehmen. Wer im Rah-
men dieses nationalen Konsultationsverfahrens als interessierte Partei anzusehen ist, erläu-
tert die Gesetzesbegründung zu § 12 wie folgt: Der Begriff „ist inhaltlich wie der im Verwal-
tungsrecht gebräuchliche und auch in § 134 verwendete Begriff der Beteiligten zu verstehen 
und umfasst damit jeden, dessen Interessen durch die beabsichtigte Maßnahme berührt 
wird.“ Nach Satz 2 von § 12 Absatz 1 werden die Anhörungsverfahren sowie deren Ergeb-
nisse von der Regulierungsbehörde veröffentlicht. Der folgende Satz 3 stellt klar, dass die 
Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen der Beteiligten hiervon unberührt bleibt. 
Der letzte Satz von § 12 Absatz 1 schreibt sodann der Reg TP vor, zu diesem Zwecke eine 
einheitliche Informationsstelle einzurichten, bei der eine Liste aller laufenden Anhörungen 
vorgehalten wird. 

Das europaweit vorzunehmende Konsolidierungsverfahren regelt § 12 Absatz 2 des TKG. 

Nach dessen Nr. 1 Satz 1 stellt die Reg TP zunächst nach Durchführung des nationalen 
Konsultationsverfahrens gemäß § 12 Absatz 1 des TKG den Entwurf der Ergebnisse nach 
den §§ 10 (Marktdefinition) und 11 (Marktanalyse) mit einer Begründung der Europäischen 
Kommission und gleichzeitig den nationalen Regulierungsbehörden der anderen Mitglied-
staaten zur Verfügung und unterrichtet hiervon die Europäische Kommission und die übrigen 
nationalen Regulierungsbehörden. Vor Ablauf eines Monats oder vor Ablauf einer nach dem 
das nationale Konsultationsverfahren regelnden § 12 Absatz 1 TKG bestimmten längeren 
Frist darf die Reg TP Ergebnisse nach den §§ 10 (Marktdefinition) und 11 (Marktanalyse) 
nicht festlegen, § 12 Absatz 2 Nr. 1 Satz 2 des TKG. 

§ 12 Absatz 2 Nr. 2 TKG regelt das Vorgehen der Reg TP in bezug auf etwaige Stellung-
nahmen der Europäischen Kommission und der anderen nationalen Regulierungsbehörden 
nach § 12 Absatz 2 Nr. 1 TKG. Diesen hat die Reg TP nämlich nach Satz 1 weitestgehend 
Rechnung zu tragen. Nach Satz 2 übermittelt die Reg TP den sich daraus ergebenden Ent-
wurf der Europäischen Kommission. 

Die allgemein als sog. Vetoverfahren bezeichnete zweite Stufe des Konsolidierungsverfah-
rens ist in § 12 Absatz 2 Nr. 2 TKG geregelt. Nach dessen Satz 1 hat die Reg TP die Festle-
gung der entsprechenden Ergebnisse nach §§ 10 (Marktdefinition) und 11 (Marktanalyse) 
um weitere zwei Monate aufzuschieben, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: Es 
muss sich zunächst um einen Entwurf nach den §§ 10 und 11 handeln. Dieser muss ferner 
die Festlegung eines relevanten Marktes beinhalten, der sich von jenen unterscheidet, die in 
der geltenden Märkte-Empfehlung genannt sind, und/oder die Festlegung enthalten, inwie-
weit ein oder mehrere Unternehmen auf diesem Markt über beträchtliche Marktmacht verfü-
gen. Außerdem muss die Europäische Kommission innerhalb des Frist des § 12 Absatz 2 Nr. 
1 Satz 2 des TKG erklären, dass der Entwurf ein Hemmnis für den Binnenmarkt schaffen 
würde, oder dass sie ernsthafte Zweifel an der Vereinbarkeit mit dem Gemeinschaftsrecht 
und insbesondere den Zielen des Artikel 8 der Rahmenrichtlinie habe. Nach § 12 Absatz 2 
Nr. 2 Satz 2 TKG ist die Reg TP daran gebunden, wenn die Europäische Kommission inner-
halb dieser Zwei-Monats-Frist beschließt, die Reg TP aufzufordern, den Entwurf zurückzu-
ziehen. Gemäß § 12 Absatz 2 Nr. 2 Satz 3 TKG kann die Reg TP die Beteiligten zu dem in 
Satz 2 geregelten Beschluss der Europäischen Kommission im in Artikel 12 Absatz 1 TKG 
geregelten Verfahren erneut anhören. Sodann regelt Satz 4 von § 12 Absatz 2 Nr. 2 des 
TKG, dass die Reg TP den Entwurf im Einklang mit der Entscheidung der Europäischen 
Kommission abändert, und diesen der Europäischen Kommission übermittelt, wenn die Reg 



 

 130

TP den Änderungsvorschlägen der Europäischen Kommission folgen will. Gemäß Satz 5 des 
§ 12 Absatz 2 Nr. 2 des TKG unterrichtet die Reg TP andernfalls das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Arbeit über die Entscheidung der Europäischen Kommission. Diese Unterrich-
tung hat, wie sich der Gesetzesbegründung entnehmen lässt, zu erfolgen, damit das Ministe-
rium eine Klageerhebung vor dem Europäischen Gerichtshof prüfen kann. 
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K. Anhang 2: Marktabgrenzungs- und Marktbeherrschungskriterien 
 

I. Marktabgrenzungskriterien 
Mit Hilfe der sachlichen und räumlichen Marktabgrenzung soll ermittelt werden, welche kon-
kurrierenden Unternehmen tatsächlich in der Lage sind, dem Verhalten der anderen beteilig-
ten Unternehmen Schranken zu setzen und sie daran zu hindern, sich einem wirksamen 
Wettbewerbsdruck zu entziehen; es soll also festgestellt werden, welchen Wettbewerbskräf-
ten sich die Unternehmen zu stellen haben.172 

Um die Stärke von Wettbewerbskräften einschätzen zu können, ist es deshalb zunächst 
notwendig zu prüfen, zu was für einem sachlich relevanten Markt die angebotenen Dienst-
leistungen zu rechnen sind. Die entsprechenden Kriterien hat das gemeinschaftliche Wett-
bewerbsrecht im Laufe der Jahre präzisiert.  

Danach gehören, wie die Europäische Kommission unter Bezugnahme auf die ständige 
Rechtsprechung der gemeinschaftlichen Gerichte festgestellt hat, „zu dem sachlich relevan-
ten Markt sämtliche Produkte (Waren und Dienstleistungen), die hinreichend austausch- 
bzw. substituierbar sind, und zwar nicht nur wegen ihrer objektiven Merkmale, derentwegen 
sie anhaltenden Konsumbedürfnissen, den Preisen und/oder ihrem Zweck gerecht werden, 
sondern auch wegen der Wettbewerbsbedingungen und/oder der Struktur von Angebot und 
Nachfrage auf dem betreffenden Markt. Produkte, die nur in geringem Maß oder relativ aus-
tauschbar sind, gehören nicht demselben Markt an.“173 

Wie die Europäische Kommission in Rn. 38 der Leitlinien dargelegt hat, hängt von den Wett-
bewerbskräften ab, die das Preisverhalten der jeweiligen Hersteller und Dienstleistungserb-
ringer beeinflussen können, inwieweit das Angebot eines Produkts in Form einer Ware oder 
einer Dienstleistung in einem bestimmten geographischen Gebiet den relevanten Markt dar-
stellt. „Bei der Beurteilung des Marktverhaltens von Unternehmen sind zwei wesentliche 
Wettbewerbskräfte zu berücksichtigen: 1. die Austauschbarkeit auf der Nachfragerseite und 
2. die Angebotsumstellungsflexibilität.“174 

Anhand der Austauschbarkeit von Gütern aus Nachfragersicht wird festgestellt, inwieweit die 
Kunden (Verbraucher) bereit sind, das fragliche Produkt durch andere Produkte zu erset-
zen.175 Entscheidend ist, dass alle Produkte zusammengefasst werden, die von den Nach-
fragern für denselben Zweck (Endzweck) verwendet werden.176 Auch wenn der Endzweck 
eines Produkts unmittelbar von physischen Merkmalen abhängt, können doch unterschiedli-
che Arten von Produkten für denselben Zweck verwendet werden.177 Umgekehrt können 
Dienstleistungen, welche an sich denselben Zweck erfüllen können, wegen der unterschied-
lichen Verbrauchervorstellungen von Leistung und Endzweck dennoch unterschiedlichen 
Produktmärkten zugeordnet werden. Daher spielen rein physische Eigenschaften bei der 
Marktabgrenzung nur eine untergeordnete Rolle. 

Eine Austauschbarkeit aus Anbietersicht als weiteres für einen gemeinsamen Markt spre-
chendes Kriterium liegt hingegen im Fall der Angebotsumstellungsflexibilität vor. Dabei ist zu 
fragen, ob andere Anbieter als die des fraglichen Produkts oder Dienstes direkt oder kurzfris-
tig bereit wären, ihre Produktion umzustellen bzw. die relevanten Produkte anzubieten, ohne 

                                                 
172 Vergleiche die Bekanntmachung der Kommission über die Definition des relevanten Marktes im 
Sinne des Wettbewerbsrechts der Gemeinschaft, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Ge-
meinschaften Nr. C 372 vom 09. Dezember 1997, S. 5 Rn. 2 (im Folgenden: Bekanntmachung der 
Kommission).  
173 Leitlinien, Rn. 44 m. w. N.  
174 Leitlinien, Rn. 38. 
175 Leitlinien, Rn. 39. 
176 Leitlinien, Rn. 44. 
177 Leitlinien, Rn. 45. 
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dass erhebliche Zusatzkosten für sie entstehen.178 Sind diese Voraussetzungen erfüllt, so 
üben die zusätzlich auf den Markt gelangenden Produkte auf das Wettbewerbsgebaren der 
beteiligten Unternehmen eine disziplinierende Wirkung aus. Dieses Ergebnis ist hinsichtlich 
Wirksamkeit und Unmittelbarkeit dem Nachfrage-Substitutionseffekt gleichwertig.179 Sind 
aber größere Anstrengungen erforderlich, um mit einer weiteren Dienstleistung in Konkur-
renz zu dem zunächst untersuchten Güterangebot zu treten, so wirken die entsprechenden 
Wettbewerbskräfte im allgemeinen weniger unmittelbar und erfordern auf jeden Fall die Un-
tersuchung weiterer Faktoren.180 

Als eine Methode zur Feststellung des Bestehens von Austauschbarkeit auf der Nachfrager-
seite oder von Angebotsumstellungsflexibilität wird von der Europäischen Kommission der 
„hypothetische Monopolistentest“ (auch bekannt als „SSNIP-Test“181) vorgeschlagen.182 Bei 
diesem Test soll die Frage beantwortet werden, was geschähe, wenn sich eine kleine, aber 
signifikante und anhaltende Preiserhöhung bei einem bestimmten Produkt ereignen würde 
und die Preise sämtlicher anderer Produkte konstant blieben.183 Auch wenn letzten Endes 
immer erst im Einzelfall entschieden werden kann, was für eine Preiserhöhung als „signifi-
kant“ zu gelten hat, so sollte doch generell von den Auswirkungen einer Preiserhöhung von 5 
bis 10% ausgegangen werden.184 Die Reaktion der Verbraucher und Unternehmen wird er-
kennen lassen, ob substituierbare Produkte bestehen, und wenn ja, wie der relevante Pro-
duktmarkt abgegrenzt werden sollte.185 

Ob dieser Test angewandt wird, unterliegt letztlich allerdings der Entscheidungsgewalt der 
Reg TP als nationaler Regulierungsbehörde.186 Neben dem unbestreitbaren Vorzug des Mo-
nopolistentestes, nämlich ein eingängiges Gedankenexperiment zu sein,187 sind auch die 
inhärenten Beschränkungen des Tests zu beachten. Zum einen besteht die Gefahr der so-
genannten „cellophane fallacy.“ Eine solche Täuschung liegt nahe, wenn der marktübliche 
Preis, von dem aus die Preiserhöhung durchgeführt wird, bereits wegen ausgenutzter 
Marktmacht über dem Wettbewerbspreis liegt.188 Zum anderen ist der SSNIP-Test ebenfalls 
dann kein geeignetes Instrument für die Messung der Substitutierbarkeit, wenn die Wahl der 
Nachfrager durch andere Erwägungen als Preiserhöhungen beeinflusst wird.189 Schließlich 
darf von diesem Test auch nicht zuviel erwartet werden. Eine strenge Durchführung des 
hypothetischen Monopolistentestes in dem Sinne, dass der genaue Umsatzrückgang be-
rechnet werden könnte, ab dem eine 5-10%ige Preiserhöhung unrentabel werden würde, ist 
letztlich in der Praxis kaum leistbar. Denn die Daten über Grenzkosten und Nachfrageelasti-
zitäten, welche hierfür erforderlich wären, sind in den wenigsten Fällen hinreichend genau 
bekannt, um auf dieser Basis belastbare Berechnungen durchführen zu können. 

Führen weder die Kriterien der Nachfrage- noch die der Angebotssubstitution zu der Annah-
me eines gemeinsamen Marktes, so kann sich dies aus der Homogenität der Wettbewerbs-
bedingungen ergeben. Dieses Kriterium spielt insbesondere im Rahmen der räumlich Markt-
abgrenzung eine wichtige Rolle. Nach ständiger Rechtsprechung umfasst der räumlich rele-
vante Markt ein Gebiet, in dem die Unternehmen bei den relevanten Produkten an Angebot 
und Nachfrage beteiligt sind und die Wettbewerbsbedingungen einander gleichen oder hin-

                                                 
178 Leitlinien, Rn. 39. 
179 Bekanntmachung der Kommission, Rn. 20. 
180 Vgl. die Bekanntmachung der Kommission, Rn. 14. 
181 SSNIP = small, but significant non transitory increase in price. 
182 Vgl. Leitlinien, Rn. 40 ff. 
183 Leitlinien, Rn. 40. 
184 Leitlinien, Rn. 40 m. w. N. 
185 Leitlinien, Rn. 40 m. w. N. 
186 Vgl. Leitlinien, Rn. 43. 
187 In den Leitlinien, Fußnote 26, weist auch die Europäische Kommission darauf hin, dass die Bedeu-
tung des Hypothetischen Monopolistentests vor allem in seiner Verwendung als konzeptionelles In-
strument für die Bewertung des Wettbewerbs zwischen verschiedenen Produkten oder Diensten liegt. 
188 Vgl. Leitlinien, Fußnote 31. 
189 Vgl. Leitlinien, Fußnote 28 m. w. N. 
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reichend homogen sind und von Nachbargebieten unterschieden werden können, in denen 
erheblich andere Wettbewerbsbedingungen bestehen.190 Ob homogene Wettbewerbsbedin-
gungen bestehen, wird anhand von Merkmalen wie etwa nationaler oder regionaler Präfe-
renzen, gegenwärtigem Käuferverhalten, Produkt- und Markendifferenzierungen, Zugangs-
bedingungen zu den Vertriebswegen, Kosten der Errichtung eines Vertriebsnetzes oder 
technische Normen bestimmt.191 Die Abgrenzung sowohl sachlich als auch räumlich relevan-
ter Märkte steht dabei unter dem Vorbehalt, dass auf dem jeweils betrachteten Markt ver-
gleichbare, gegenüber Nachbarmärkten jedoch deutlich unterschiedliche Strategien (Pro-
dukt-, Preis-, Rabattdifferenzierung) angewandt werden, so dass sich tatsächlich vergleich-
bare, gegenüber Nachbarmärkten jedoch deutlich unterschiedliche Wettbewerbsbedingun-
gen ergeben.192 

 

II. Marktbeherrschungskriterien 
Sämtliche in Rn. 72 ff. der Leitlinien dargestellten Kriterien zur Ermittlung beträchtlicher 
Marktmacht werden im Folgenden dargestellt. 

1. Marktanteile 
Ein wichtiges Kriterium der Marktbeherrschungsprüfung sind die Marktanteile der auf dem 
jeweils untersuchten Markt tätigen Unternehmen.193 Marktanteile werden oftmals als Markt-
machtindikator verwendet, da sie am deutlichsten Erfolg und Leistungsfähigkeit eines Unter-
nehmens ausweisen;194 in ihnen schlägt sich der Erfolg oder Misserfolg in den wettbewerbli-
chen Auseinandersetzungen signifikant nieder.195 Ein hoher Marktanteil allein bedeutet aber 
einerseits noch nicht, dass das betreffende Unternehmen über beträchtliche Marktmacht 
verfügt. Andererseits ist auch nicht zwingend auszuschließen, dass ein Unternehmen ohne 
hohen Marktanteil eine beherrschende Stellung einnimmt.196 

In der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes und der Entscheidungspraxis der 
Europäischen Kommission haben sich bezogen auf Marktanteile einige „Faustformeln“ für 
die Bewertung unterschiedlicher Höhen von Marktanteilen herausgebildet, von denen die 
wichtigsten im Folgenden dargestellt werden. 

So dürfte bei Marktanteilen von nicht mehr als 25% keine (alleinige) marktbeherrschende 
Stellung vorliegen.197 Obwohl in einigen Fällen auch bei niedrigeren Marktanteilen eine 
marktbeherrschende Stellung angenommen werden kann, hat die Europäische Kommission 
in ihrer Fallpraxis die Schwelle für eine beherrschende Stellung in der Regel erst ab einem 
Marktanteil von über 40% angesetzt.198 

Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften liefern 
besonders hohe Marktanteile (über 50%) ohne Weiteres, von außergewöhnlichen Um-
ständen abgesehen, den Beweis für das Vorliegen einer marktbeherrschenden Stellung.199 

                                                 
190 Vgl. Leitlinien, Rn. 56 m. w. N. 
191 Vgl. dazu die Bekanntmachung der Kommission, Rn. 29 und 30. 
192 Vgl. dazu Wendland in: Beck’scher TKG Kommentar, 2. Auflage, Vor § 33 Rn. 50 m. w. N. 
193 Vgl. die Leitlinien, Rn. 75. 
194 Siehe Dirksen in: Langen/Bunte, KartellR, Band 1, 9. Auflage, Art. 82, Rn. 42. 
195 Vgl. Möschel in: Immenga/Mestmäcker, GWB, 3. Auflage, § 19 Rn. 59. 
196 Siehe die Leitlinien, Rn. 75. 
197 Vgl. Leitlinien, Rn. 75 m. w. N. 
198 Vgl. Leitlinien, Rn. 75 unter Verweis auf das Grundsatzurteil des EuGH vom 14. Februar 1978 in 
der Rechtssache 27/76, United Brands ./. Kommission, Slg. 1978, S. 207, insbesondere Rn. 108/110. 
199 Vgl. Leitlinien, Rn. 75 m. w. N. Diese Rechtsprechung wird in der Literatur zum Teil kritisiert; vgl. 
beispielsweise, Korah, EC Competition Law and Practice, 1997, S. 91 unter Verweis auf den briti-
schen Fall „Cigarette Filter Rods“. Die Europäische Entscheidungspraxis scheint diese Kritik an der 
herausragenden Rolle von Marktanteilen bereits zu berücksichtigen. So heißt es etwa in Fußnote 78 
der Leitlinien: „Große Marktanteile sind jedoch nur dann als genauer Gradmesser für Marktmacht an-
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Nach der Rechtsprechung des EuGH befindet sich nämlich ein Unternehmen, das während 
einer längeren Zeit einen besonders hohen Marktanteil innehat, allein durch den Umfang 
seiner Produktion und seines Angebots in einer Position der Stärke, „die es zu einem nicht 
zu übergehenden Geschäftspartner macht und ihm bereits deswegen, jedenfalls während 
relativ langer Zeit, die Unabhängigkeit des Verhaltens sichert, die für eine beherrschende 
Stellung kennzeichnend ist; die Inhaber von erheblich geringeren Anteilen wären nicht in der 
Lage, kurzfristig die Nachfrager zu befriedigen, die sich vom Marktführer abwenden woll-
te“.200 

In seinem auf dieser Rechtsprechung fußenden Urteil vom 07. Oktober 1999 in der Rechts-
sache T-228/97, Irish Sugar ./. Kommission, Slg. 1999 II-2969, Rn. 71, erklärte das Europäi-
sche Gericht erster Instanz unter Bezugnahme auf das EuGH-Urteil vom 03. Juli 1991 in der 
Rechtssache C-62/86, AKZO ./. Kommission, Rn. 60, dass in dem dort untersuchten Fall die 
beherrschende Stellung der Klägerin grundsätzlich bereits aus der Feststellung abgeleitet 
werden durfte, dass sie im streitgegenständlichen Zeitraum mehr als 90 % des Umsatzes auf 
dem relevanten Markt getätigt hatte. Nichtsdestotrotz untersuchte das Gericht in Rn. 73 bis 
104 des Urteils Irish Sugar, ob die Europäische Kommission in ihrer dem Urteil zu Grunde 
liegenden Entscheidung, das Vorliegen „außergewöhnlicher Umstände“ unberücksichtigt 
gelassen hat. Dies bedeutet, dass auch bei derart hohen Marktanteilen stets eine wertende 
Gesamtschau mehrerer Faktoren vorzunehmen ist.201 

Die Kriterien zur Berechnung des Marktanteils des oder der betroffenen Unternehmen hän-
gen von den Merkmalen des relevanten Marktes ab.202 Bei der Berechnung der Marktgröße 
und der Marktanteile ist sowohl der mengen- als auch der wertmäßig berechnete Umsatz 
eine nützliche Information. Bei Massenprodukten sind eher Mengenangaben zu bevorzugen, 
bei differenzierten Produkten (z. B. Markenprodukten) sollte der wertmäßige Umsatz und der 
damit verbundene Marktanteil herangezogen werden, da er die relative Marktstellung und     
–macht der einzelnen Anbieter besser wiederspiegelt.203  

Neben der absoluten Höhe von Marktanteilen ist auch deren Entwicklung im Zeitablauf von 
wichtiger Bedeutung. So kann einem Unternehmen mit einem hohen Marktanteil beträchtli-
che Marktmacht unterstellt werden, wenn dieser Marktanteil über längere Zeit stabil geblie-
ben ist.204 Der Umstand, dass ein mächtiges Unternehmen allmählich Marktanteile verliert, 
kann zwar durchaus auf zunehmenden Wettbewerb auf diesem Markt hindeuten, schließt 
aber die Feststellung einer beträchtlichen Marktmacht nicht aus.205 Längerfristig schwanken-
de Marktanteile können jedoch wiederum ein Anzeichen für fehlende Macht auf dem relevan-
ten Markt sein.206  

2. Gesamtgröße des Unternehmens 
Als weiteres Merkmal nennt die Europäische Kommission in Rn. 78 der Leitlinien die Ge-
samtgröße des Unternehmens. Die beispielsweise mit der Unternehmensgröße verbundenen 
finanziellen Ressourcen oder Größen- und Verbundvorteile (siehe dazu unter 6., 8. und 9.) 
können einem Unternehmen Wettbewerbsvorteile auf einem Markt verschaffen. So können 
etwa Abschreckungseffekte gegenüber anderen Unternehmen auftreten. 

                                                                                                                                                      
zusehen, wenn die Konkurrenten ihre Produktion oder ihre Leistungen nicht in ausreichendem Um-
fang erhöhen könnten, um den durch die Preiserhöhung des Konkurrenten bedingten Nachfrageum-
schwung zu decken.“ 
200 EuGH-Urteil vom 13. Februar 1979 in der Rechtssache 85/76, Hoffmann-La Roche ./. Kommission, 
Slg. 1979, S. 461 Rn. 41. 
201 Vgl. Leitlinien, Rn. 78; siehe dazu auch Dirksen in: Langen/Bunte, KartellR, Art. 82 Rn. 48 m. w. N. 
202 Leitlinien, Rn. 77. 
203 Leitlinien, Rn. 76. 
204 Leitlinien, Rn. 75, unter anderem unter Verweis auf das Grundsatzurteil des EuGH vom 13. Febru-
ar 1979 in der Rechtssache, 85/76, Hoffmann La Roche ./. Kommission, Slg. 1979, S. 461 Rn. 41. 
205 Leitlinien, Rn. 75. 
206 Leitlinien, Rn. 75. 
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3. Kontrolle über nicht leicht zu duplizierende Infrastruktur 
Ferner ist die Kontrolle über eine nicht leicht zu duplizierende Infrastruktur als ein für das 
Vorliegen von Marktbeherrschung sprechender Faktor anzusehen.207 Es handelt sich hierbei 
um eine - im Bereich der Netzwirtschaft besonders häufig anzutreffende – Marktzu-
trittsschranke (siehe dazu auch unter 14.).208 Der Ausbau einer derartigen Infrastruktur bein-
haltet nämlich die – für Wettbewerber vielfach trotz der Angewiesenheit auf die Nutzung der 
Infrastruktur nicht lohnenswerte - Notwendigkeit umfangreicher Investitionen. 

4. Technologische Vorteile oder Überlegenheit 
Unternehmen, welche – etwa aufgrund erheblicher Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
- über ein besonderes technisches Know-how verfügen, können ebenfalls Wettbewerbsvor-
teile genießen.209 

5. Fehlen oder geringe ausgleichende Nachfragemacht 
Liegt eine ausgleichende Nachfragemacht vor, so spricht dies gegen das Vorliegen einer 
marktbeherrschenden Stellung,210 da eine starke Verhandlungsposition auf der Nachfrager-
seite die Marktmacht eines Anbieters ausgleichen kann. Eine solche Nachfragermacht kann 
dabei sowohl im Vorleistungsbereich als auch im Endkundenbereich im Einzelfall gegeben 
sein. Nachfragermacht kann beispielsweise aus der Fähigkeit zu diskriminierendem Verhal-
ten der Nachfrager entspringen (zum Beispiel Boykott), aus einer Bindung der Anbieter an 
die Nachfrager aufgrund spezifischer Investitionen oder auch aus der glaubhaften Drohung 
der Nachfrager, die nachgefragten Güter selbst herzustellen bzw. durch alternative Entwick-
lungen überflüssig werden zu lassen. 

6. Leichter oder privilegierter Zugang zu Kapitalmärkten/finanzielle Ressourcen 
Zu den im Rahmen der Marktbeherrschungsprüfung relevanten Kriterien zählt auch die Fra-
ge, des - im Vergleich zu anderen Wettbewerbern - leichten oder privilegierten Zugangs zu 
Kapitalmärkten und die Verfügbarkeit finanzieller Ressourcen.211 Nach der sog. Abschre-
ckungs- oder Ressourcentheorie eröffnet nämlich eine überlegene Finanzkraft als wichtigster 
– wenn auch nicht einziger – Ausdruck der einem Unternehmen zur Verfügung stehenden 
Ressourcen dem Unternehmen Verhaltensspielräume beim Einsatz seiner Wettbewerbspa-
rameter, die aktuelle oder potentielle Wettbewerber in ihrem Marktverhalten entmutigen und 
von wettbewerbsaktiven Maßnahmen abschrecken können.212 

Die Finanzkraft setzt sich aus der Eigenfinanzierungskraft eines Unternehmens (cash flow) 
und seiner Möglichkeit zur Fremdfinanzierung zusammen, beides unter Einbeziehung der mit 
dem betrachteten Unternehmen verbundenen Unternehmen. Der Bruttoumsatz eines Unter-
nehmens ist zwar die Quelle der Finanzkraft, zu ihrer Messung allein aber weniger geeignet, 
da sie bei gleichem Bruttoumsatz um so geringer ist, je höher der Aufwand für die Erzielung 
des Umsatzes war. Allerdings hat die (deutsche) Rechtsprechung den Umsatz als Mittel zur 
Bemessung der Finanzkraft anerkannt, da sich die finanzielle Stärke eines Unternehmens für 
Außenstehende vorrangig nach dem Umsatz bestimmt und die tatsächliche Verfügbarkeit 
öffentlich nicht bekannt ist.213 

                                                 
207 Vgl. Leitlinien, Rn. 78. 
208 Vgl. dazu auch den Schlussantrag von Generalanwalt Francis Jacobs vom 28. Mai 1998 in der 
Rechtssache C-7/97, Oscar Bronner, Rn. 66. 
209 Siehe Leitlinien, Rn. 78; vergleiche ferner Dirksen in: Langen/Bunte, a.a.O, Art. 82 Rn. 55 m. w. N. 
210 Leitlinien, Rn. 78. 
211 Vgl. Leitlinien, Rn. 78; Dirksen in: Langen/Bunte, Art. 82 Rn. 55 m. w. N. Dieser Aspekt wird auch 
in sehr aktuellen Urteilen berücksichtigt, nämlich dem Urteil des EuG 1. Instanz vom 23. Oktober 2003 
in der Rechtssache T-65/98, Van den Bergh Foods ./. Kommission, Rn. 155, und dem Urteil des EuG 
1. Instanz vom 30. September 2003 in der Rechtssache T-158/00, ARD ./. Kommission,. Rn. 123 ff. 
212 Vgl. Ruppelt in: Langen/Bunte, § 19 Rn. 51. 
213 Vergleiche zu § 19 GWB Ruppelt in: Langen/Bunte, a.a.O., § 19 Rn. 51. 
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7. Diversifizierung von Produkten/Dienstleistungen (z. B. Bündelung von Pro-
dukten und Dienstleistungen) 

Eine breites Produktsortiment kann ebenfalls Wettbewerbsvorteile mit sich bringen.214 Es 
erlaubt dem Anbieter etwa die Einrichtung eines „One-stop-shops“, d.h. der Nachfrager kann 
seine Wünsche bei einem Anbieter umfassend befriedigen, sowie darüber hinaus die Bünde-
lung von Produkten beispielsweise zur Stimulanz der Nachfrage. 

8. Größenvorteile 
Von Größenvorteilen215 spricht man, wenn der Zusammenhang zwischen zunehmender ge-
planter Betriebsgröße (Kapazität), gemessen in der möglichen Ausbringung eines Produkts 
bzw. einer Produktpalette pro Zeiteinheit, und den zu erwartenden gesamten Herstellstück-
kosten durch abnehmende Herstellstückkosten gekennzeichnet ist.216 Ein Unternehmen kann 
danach also durch eine Vergrößerung Kosten sparen. Größenvorteile können ihren Grund 
etwa in Spezialisierungsvorteilen durch Arbeitsteilung, Erfahrungsvorteile, Losgrößenerspar-
nissen oder Vorteilen aus zentralisierter Reservehaltung haben.217 Dem entgegenstehen 
können allerdings auch sogenannte Diseconomies of Scale. Dies sind Größennachteile, die 
beispielsweise auf nicht beherrschte Koordinationsprobleme, auf mangelnde Motivation des 
Managements und der Mitarbeiter oder auch auf bürokratische Organisationshierachien zu-
rückzuführen sind.218 

9. Verbundvorteile 
Verbundvorteile219 sind Kostenvorteile, die sich für eine Unternehmen aus der Produktion 
von mehr als nur einem Produkt ergeben.220 Sie beruhen auf der gemeinsamen, jedoch nicht 
konkurrierenden Nutzung von Produktionsfaktoren wie etwa Technologie-, Management- und 
Marketing-Know-how, spezialisierten und unteilbaren Betriebsmitteln oder Distribution und 
Kommunikation.221 Auch hier sind allerdings entsprechend den unter 8. für „Diseconomies of 
Scale“ genannten Gründen „Diseconomies of Scope“ denkbar.222 

10. Vertikale Integration 
Ebenfalls für Marktbeherrschung spricht das Merkmal der vertikalen Integration,223 jedenfalls 
wenn diese das Unternehmen in die Lage versetzt, bevorzugt an Beschaffungs- und Ab-
satzmärkte zu gelangen.224 Die Verhaltensspielräume eines Unternehmens können sich 
nämlich dadurch erweitern, dass dieses einen im Verhältnis zu seinen Wettbewerbern über-
legenen Zugang zu seinen Absatz- und Beschaffungsmärkten besitzt. Im Falle vertikaler In-
tegration ist ein Unternehmen auf einander vor- bzw. nachgelagerten Marktstufen tätig. Mit 
einer solchen Integration kann ein Unternehmen etwa das Ziel verfolgen, Transaktionskosten 
zu sparen, ein ineffizientes Unternehmensmanagement zu eliminieren oder auch Konkurren-
ten bei dem Zugang zu Bezugs- oder Absatzwegen zu behindern.225  

                                                 
214 Leitlinien, Rn. 78; vergleiche Dirksen in: Langen/Bunte, a.a.O., Rn. 55. m. w. N. 
215 Leitlinien, Rn. 78; auf Englisch „economies of scale“. 
216 Bohr, in: Handwörterbuch der Produktionswirtschaft, 1996, Spalte 375. 
217 Bohr, a.a.O., Spalte 377. 
218 Bohr, a.a.O., Spalte 384 f. 
219 Leitlinien, Rn. 78; auf Englisch „economies of scope“. 
220 Bohr, a.a.O., Spalte 380. 
221 Bohr, a.a.O., Spalte 381. 
222 Bohr, a.a.O., Spalte 385 f. 
223 Leitlinien, Rn. 78. 
224 Siehe Dirksen in: Langen/Bunte, KartellR, Art. 82 Rn. 55 m. w. N. aus der Entscheidungspraxis der 
Europäischen Kommission und der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemein-
schaften; vgl. für ein illustratives Beispiel aus der Rechtsprechung das Urteil des Europäischen Ge-
richtshofes vom 14. Februar 1978 in der Rechtssache 27/76, United Brands ./. Kommission, Slg. 1978, 
S. 207, 287 ff. 
225 Vergleiche den Artikel „Unternehmenskonzentration“ in: Gabler Volkswirtschafts-Lexikon, 1996. 
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11. Hochentwickeltes Vertriebs- und Verkaufsnetz 
Ferner kann Marktmacht durch ein hochentwickeltes Vertriebs- und Verkaufsnetz erhöht 
werden.226 Denn der Unternehmenserfolg kann unter anderem maßgeblich vom Zugang zu 
den Abnehmern abhängen. 

12. Fehlen von potenziellem Wettbewerb 
Die Marktmacht eines Unternehmens kann zudem durch das Vorhandensein potenzieller 
Wettbewerber eingeschränkt werden.227 Dies erscheint insbesondere durch alternative Tech-
nologien grundsätzlich möglich. Potenzielle Wettbewerber können Unternehmen sein, die auf 
angrenzenden Produkt- oder Dienstleistungsmärkten tätig und zum Beispiel durch eine ein-
fache Umstellung der Produktionsanlagen in der Lage sind, in den Markt einzutreten. Der 
Einfluss potenziellen Wettbewerbs auf ein möglicherweise marktbeherrschendes Unterneh-
men ist umso höher, je leichter ein Unternehmen in den relevanten Markt eintreten kann und 
je näher der Eintritt bevorsteht.228 Insbesondere auf elektronischen Kommunikationsmärkten 
kann Wettbewerbsdruck durch die Innovationskraft potenzieller Mitbewerber entstehen, die 
auf den Markt drängen.229 

13. Expansionshemmnisse 
Ein weiteres Kriterium stellen Expansionshemmnisse dar.230 Unter Expansionshemmnissen 
versteht man alle diejenigen Umstände, welche ein bereits auf dem Markt tätiges Unterneh-
men am Wachstum hindern können. Dies können beispielsweise gesetzliche Hemmnisse 
wie etwa Frequenzerfordernisse sein. Letztlich können eine ganze Reihe der bereits genann-
ten Merkmale als Expansionshemmnisse in diesem Sinne – oder auch Marktzutrittsschran-
ken, dazu unter 14. - angesehen werden. 

14. Leichtigkeit des Marktzugangs / Marktzutrittsschranken 
Die Feststellung einer marktbeherrschenden Stellung hängt auch davon ab, wie leicht der 
Marktzugang ist. Fehlende Marktzutrittsschranken halten zum Beispiel ein Unternehmen mit 
einem beträchtlichen Marktanteil davon ab, sich unabhängig vom Markt wettbewerbswidrig 
zu verhalten.231 Marktzutrittsschranken können gesetzlicher, struktureller oder strategischer 
Art sein.232 Allerdings können hohe Marktzutrittsschranken bei Märkten, die sich durch fort-
laufende technologische Neuerungen auszeichnen, an Bedeutung verlieren. Insbesondere 
auf elektronischen Kommunikationsmärkten kann Wettbewerbsdruck durch die Innovations-
kraft potentieller Mitbewerber entstehen, die auf den Markt drängen.233 

                                                 
226 Leitlinien, Rn. 78; vergleiche auch Dirksen in: Langen/Bunte, a.a.O., Art. 82 Rn. 55. 
227 Leitlinien, Rn. 74, 78; vgl. auch Dirksen in Langen/Bunte, a. a. O., Art. 82 Rn. 52 m. w. N. 
228 Dirksen, in: Langen/Bunte, a.a.O., Art. 82 Rn. 53 m. w. N. 
229 Leitlinien, Rn. 80. 
230 Leitlinien, Rn. 78. 
231 Vgl. Leitlinien, Rn. 80. 
232 Vgl. dazu insbesondere ausführlichst die vom Bundeskartellamt veröffentlichten „Auslegungs-
grundsätze zur Prüfung von Marktbeherrschung in der deutschen Fusionskontrolle“, Oktober 2000, S. 
26 ff., veröffentlicht auf der Webseite des Bundeskartellamtes unter 
http://www.bundeskartellamt.de/fusionskontrolle.html. 
233 Leitlinien, Rn. 80. 
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L. Anhang 3: Übersicht der Ergebnisse der Auswertung 
Hier handelt es sich um Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse. 

 


